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I. Aufgabe des Berichtes, Aufbau 

Die Bundesregierung legt ihren Sechsten Sportbe- 
richt vor. Er enthält die für die Bundesregierung 
maßgebenden Grundsätze staatlicher Sportpolitik 
und die Bilanz der Sportförderung der Bundesregie- 
rung für die Jahre 1982 bis 1985. Soweit möglich, 
erfaßt der Bericht auch das Jahr 1986 und gibt 
einen Ausblick auf die kommenden Jahre. 

Die Bundesregierung berichtet seit 1970 in regelmä- 
ßigen Abständen über ihre Sportförderungsmaß- 
nahmen. Seit 1978 werden die Sportberichte alle 
vier Jahre erstattet. 

Mit dem Sportbericht werden in erster Linie die 
vielfältigen Maßnahmen der Bundesregierung zur 
Förderung des Sports, insbesondere des Hochlei- 
stungssports, des Sportstättenbaues und der Sport- 
wissenschaft dargestellt. Ferner werden Instru- 
mente der mittelbaren Sportförderung, die Förde- 
rung des Sports im Rahmen der Auswärtigen Kul- 
turpolitik und der Entwicklungspolitik sowie die in- 
nerdeutschen Sportbeziehungen und der Sportver- 
kehr mit Berlin beschrieben. 

Der Bericht beschränkt sich also auf die Maßnah- 
men der Bundesregierung und erfaßt nicht die 
mannigfaltigen Bemühungen der Bundesländer 
und der Kommunen zur Förderung des Sports. 

Die Bundesregierung würde es nach wie vor begrü- 
ßen, wenn alle Länder ihre Maßnahmen und Lei- 


II. Grundsätze staatlicher Sportpolitik 

Sport kann nicht isoliert gesehen werden, sondern 
er ist einzuordnen in das ihn umgebende politische 
Umfeld. Die gesellschaftliche Struktur eines Staats- 
wesens ist nie statisch, sondern befindet sich in ste- 
tem Wandel. Strukturveränderungen in der staatli- 
chen Gemeinschaft haben damit auch Rückwirkun- 
gen auf den Sport. Wenn der Sport auch kein Abbild 
der Gesellschaft sein kann, so muß er aber auf die 
Herausforderungen der Gesellschaft reagieren. 

Im Berichtszeitraum hat es für den Sport in der 
Bundesrepublik Deutschland mannigfaltige Her- 
ausforderungen gegeben. Zu nennen sind z. B. Ten- 
denzen, die mit der Vermarktung der Athleten und 
der Kommerzialisierung des Sports Zusammenhän- 
gen, das Spannungsfeld Sport und Umwelt, die Aus- 
weitung der sozialen und gesundheitlichen Aufgabe 
des Freizeit- und Breitensports, aber auch die Ein- 
beziehung von ausländischen Mitbürgern in die 
deutschen Sportvereine und -verbände. 

Gesellschaftliche Veränderungen bedeuten aller- 
dings nicht automatisch auch eine Änderung der 
Grundsätze staatlicher Sportpolitik. Diese haben 
nach wie vor unverändert Gültigkeit. Sie machen es 


stungen im Sportbereich ebenfalls in regelmäßigen 
Berichten der Öffentlichkeit zugänglich machen 
würden. Damit würden die erwünschte Gesamtdar- 
stellung und zugleich ein Mehr an Transparenz der 
öffentlichen Sportförderung erreicht werden. 

Wie schon der Fünfte Sportbericht will auch dieser 
Bericht im Rahmen des Möglichen die Perspekti- 
ven der künftigen Sportförderungspolitik der Bun- 
desregierung deutlich machen. Diesen zusätzlichen 
Aspekt hatte der Bundesrat in seiner Stellung- 
nahme vom 17. Dezember 1982 besonders gewrür- 
digt. 

Erstmals war der Fünfte Sportbericht nicht nach 
dem Ressortprinzip, sondern nach Sachgebieten 
aufgebaut. Damit sollte gewährleistet werden, daß 
einheitliche Themenkomplexe unabhängig von der 
Geschäftsverteilung innerhalb der Bundesregie- 
rung zusammenfassend behandelt werden und der 
Einblick in die Gesamtzusammenhänge vertieft 
wird. Dieser Aufbau hat allgemein Zustimmung ge- 
funden (vgl. beispielsweise die o. g. Stellungnahme 
des Bundesrates); an ihm wird daher festgehalten. 

Der Bericht wird durch einen Anhang ergänzt, der 
zusätzliche Informationen enthält, auf die in den 
Ausführungen des Berichtes verwiesen wird. 


dem Sport einerseits möglich, auf die sich ändern- 
den Anforderungen der Gesellschaft flexibel reagie- 
ren zu können, sie sind andererseits für den Sport 
im Verhältnis zum Staat eine berechenbare Größe. 

Die Bundesregierung geht unverändert von folgen- 
den Grundsätzen für die staatliche Sportpolitik 
aus: 

— Autonomie des Sports, 

— Subsidiarität der Sportförderung und 

— partnerschaftliche Zusammenarbeit. 


1 Autonomie des Sports 

Die Verfassungsordnung der Bundesrepublik 
Deutschland gewährt dem in Vereinen und Verbän- 
den organisierten gesellschaftlichen Bereich einen 
weiten, grundrechtlich abgesicherten Freiheits- 
raum. Unabhängigkeit und Selbstverantwortung 
des Sports sind deshalb fundamentale und unab- 
dingbare Prinzipien der Sportpolitik der Bundesre- 
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gierung. Sie bestimmen ihr Verhältnis zum Sport. 
Die Organisationen des Sports regeln ihre Angele- 
genheiten in eigener Verantwortung und entschei- 
den autonom. 

Unberührt hiervon sind die mit der Vergabe öffent- 
licher Mittel zwangsläufig nach Verfassung und Ge- 
setz verbundenen Aufgaben der zuständigen staat- 
lichen Organe. Hierzu gehört die Verantwortung 
der Bundesregierung und des zuständigen Bundes- 
ministers gegenüber dem Deutschen Bundestag. 
Dieser hat durch die Einrichtung eines Sportaus- 
schusses die Bedeutung des Sports für die politisch 
verantwortlichen Kräfte und die Bedeutung der 
Förderung des Sports durch die Bundesregierung 
unterstrichen. 

Der Bundesminister des Innern und die anderen 
Bundesressorts waren auch im Berichtszeitraum 
im ständigem Kontakt mit den Zuwendungsemp- 
fängern im Sport bemüht, verwaltungsmäßige Ab- 
läufe zu vereinfachen, um den Sport so wenig wie 
möglich zu belasten, ohne dabei die nach dem Ge- 
setz vorgeschriebenen Kontrollfunktionen zu ver- 
nachlässigen. Die Bundesregierung wird diese Be- 
mühungen fortsetzen. 


2 Subsidiarität der Sportförderung 

Die Bundesregierung fördert nur Maßnahmen des 
Sports, an denen ein Bundesinteresse besteht. Fi- 
nanzielle Hilfe ist außerdem nur möglich, wenn und 
soweit Kräfte und Mittel des Sports selbst für die 
Durchführung der Maßnahmen nicht ausreichen. 
Staatliche Sportförderung ist Hilfe zur Selbsthilfe. 
Die Bundesregierung verlangt deshalb, daß Organi- 
sationen des Sports, soweit sie öffentliche Förde- 
rung des Bundes in Anspruch nehmen wollen, zu- 
nächst ihre eigenen Möglichkeiten der Finanzie- 
rung ausschöpfen. 

Im Kernbereich der Sportförderung des Bundes — 
der Förderung des Hochleistungssports — überstei- 
gen bei den geförderten Organisationen die Mittel 
des Bundes häufig in beträchtlichem Maße die Ei- 
genmittel des Sports. Im Hinblick auf den Grund- 


satz der Subsidiarität staatlicher Förderung, aber 
auch im Interesse der Sportorganisationen selbst, 
muß die Bundesregierung angemessene finanzielle 
Eigenleistungen der Bundessportfachverbände for- 
dern. Dabei ist eine pauschale, generalisierende 
Festlegung der Höhe dieser Mittel bei den großen 
Unterschieden zwischen den einzelnen Verbänden 
nicht möglich. Der Bundesminister des Innern un- 
terstützt daher die Bemühungen der Fachverbände, 
deren Eigenmittelanteil nicht ausreichend er- 
scheint, diesen zu verbessern. 

Die Bundesregierung verkennt dabei keineswegs 
das hohe Engagement ehrenamtlicher Mitarbeiter 
und freiwilliger Helfer des Sports sowie deren 
große zeitliche und finanzielle Opfer für den Sport. 
Ohne diesen Einsatz wären die vielfältigen und im- 
mer noch wachsenden Aufgaben in Vereinen und 
Verbänden nicht zu bewältigen. Dies stellt eine be- 
wundernswerte gesellschaftliche Leistung dar. 


3 Partnerschaftliche Zusammenarbeit 

Staatliche Sportförderung setzt im Hinblick auf die 
Autonomie des Sports ein partnerschaftliches Zu- 
sammenwirken von Staat und Sport voraus, denn 
nur mit- und aufeinander abgestimmte Aktivitäten 
gewährleisten den Erfolg. Die Zusammenarbeit 
reicht von der Abstimmung im Konzeptionellen 
über die Erarbeitung gemeinsamer Vorstellungen 
bei der Verbandsförderung (Planungs- und Reali- 
sierungsgespräche) bis hin zur Beteiligung des 
Sports in Delegationen bei internationalen Konfe- 
renzen (z. B. UNESCO, Europarat u. a.). 

Zur Partnerschaft gehören die gegenseitige Re- 
spektierung des jeweiligen Aufgaben- und Wir- 
kungskreises sowie der Verantwortungsbereiche 
und Zuständigkeiten, aber auch ein Vertrauensver- 
hältnis, das getragen ist vom Verständnis für die 
Belange und Schwierigkeiten des anderen. Ziel al- 
ler Bemühungen der Bundesregierung ist es des- 
halb, neben der Schaffung materieller Vorausset- 
zungen ein Klima zu erhalten, das dem Sport in 
unserem Lande günstig ist und seine optimale Ent- 
faltung ermöglicht. 


III. Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Sports, aktuelle Probleme 


1 Zusammenarbeit 

1 .1 Sportministerkonferenz 

Die Ständige Konferenz der Sportminister der Län- 
der in der Bundesrepublik Deutschland (SMK) 
dient insbesondere der Koordinierung der Sportför- 
derung in den Ländern und der Wahrnehmung der 
Interessen der Länder im Bereich des Sports auf 
nationaler und internationaler Ebene. Der Konfe- 
renz gehören zur Zeit 15 für den allgemeinen Sport 
bzw. den Schulsport zuständige Länderminister/ 


-Senatoren und der Bundesminister des Innern als 
Gast an. Die kommunalen Spitzenverbände sowie 
der Deutsche Sportbund werden regelmäßig zur 
Konferenz eingeladen. Der Vorsitz der SMK lag von 
1981 bis 1984 beim Land Rheinland-Pfalz; seit 1985 
wird er vom Land Nordrhein-Westfalen wahrge- 
nommen und geht am 1. Januar 1987 für die näch- 
sten zwei Jahre auf den Freistaat Bayern über. 

Daneben besteht auf Arbeitsebene die Konferenz 
der Sportreferenten; der Bundesminister des In- 
nern gehört ihr ebenfalls als ständiger Gast an. Sie 
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bereitet die Sitzungen der SMK vor und führt deren 
Beschlüsse aus; sie hat sich als ein effektiv arbei- 
tendes Koordinierungsgremium erwiesen. Primäre 
Aufgaben dieser Konferenz sind die Abstimmung 
von Sportfördermaßnahmen und der Erfahrungs- 
austausch der Länder untereinander sowie die Ko- 
ordinierung und der Erfahrungsaustausch zwi- 
schen Bund und Ländern. 

Die SMK ist im Berichtszeitraum insgesamt vier- 
mal zusammengetreten: am 25. Januar 1982, am 
24. Oktober 1983, am 28. Januar 1985 und am 20. Ja- 
nuar 1986. Die Sportreferentenkonferenz tagt 
durchschnittlich viermal im Jahr. 

In der SMK wurden u. a. Themen wie „Sport und 
Umwelt“, „Sicherheit in den Stadien“, „Förderung 
des Leistungssports“, „Wirtschaftliche Einflüsse auf 
den Sport“, „Sport und Gesundheit“, „Weiterent- 
wicklung des Behindertensports“ sowie „Integra- 
tion ausländischer Mitbürger durch Sport“ erörtert. 
Die bisher von der Konferenz gefeißten Beschlüsse 
und Empfehlungen sind in einer Broschüre der 
SMK aus dem Jahre 1986 enthalten. 

1.2 Deutsche Sportkonferenz 

Der seit dem Jahre 1970 bestehenden Deutschen 
Sportkonferenz (DSK) gehören Vertreter des 
Sports, der drei staatlichen Ebenen (Bund, Länder, 
kommunale Gebietskörperschaften) sowie der poli- 
tischen Parteien an. Die DSK ist ein Angebot des 
Staates an den Sport, bestehende Probleme mitein- 
ander zu diskutieren und Lösungen zu finden. In 
dieser Kooperation der staatlichen Ebenen und der 
politischen Parteien mit dem autonomen Sport er- 
folgt auch eine umfassende Beratung und Abstim- 
mung von Maßnahmen im Bereich der Sportförde- 
rung. Die Ergebnisse der Beratungen werden von 
der DSK als Empfehlungen formuliert, bindende 
Beschlüsse werden nicht gefaßt. Durch eine Sat- 
zungsänderung sind seit dem Jahre 1981 auch die 
Länder in den Vorsitz der DSK einbezogen. Sport 
und Staat lösen sich in einem Zwei- Jahr es-Rhyth- 
mus im Vorsitz ab. 

Im Berichtszeitraum ist die Vollversammlung der 
DSK zweimal zusammengetreten: am 24. Febraur 
1984 und am 18. April 1985. Die Konferenz hat aktu- 
elle sportpolitische Fragen erörtert und sich dabei 
u. a. mit den Themenbereichen „Sport und Umwelt“, 
„Steuerfragen des Sports“ sowie „Arbeitslosigkeit 
und Sport“ befaßt. 


1.3 Zusammenarbeit mit den kommunalen 
Spitzenverbänden 

Im Bereich der kommunalen Spitzenverbände be- 
stehen sowohl zum Deutschen Städtetag wie zum 
Deutschen Städte- und Gemeindebund enge Kon- 
takte. Der Deutsche Städtetag hat als einziger Spit- 
zenverband einen eigenen Sportausschuß einge- 
richtet; ihm gehören neben dem Deutschen Sport- 
bund und der Sportministerkonferenz auch das 
Bundesinstitut für Sportwissenschaft und der Bun- 
desminister des Innern als ständige Gäste an. In 


gleicher Eigenschaft wirkt der Bundesminister des 
Innern im Ausschuß für Kultur, Schule und Sport 
des Deutschen Städte- und Gemeindebundes mit. 
Beide Ausschüsse, die jeweils zweimal jährlich ta- 
gen, behandeln insbesondere Fragen aus dem 
Sportbereich, die für die Kommunen von vorrangi- 
gem Interesse sind oder bei denen es auf eine enge 
Abstimmung zwischen den Ländern und dem Bund 
ankommt. Im Berichtszeitraum wurden in diesem 
Zusammenhang insbesondere Fragen des Sport- 
stättenbaues, Fragen der Breitensportförderung so- 
wie der Leistungssportförderung durch die Gremein- 
den sowie die Bereiche „Sicherheit in den Stadien“^ 
und „Sport und Umwelt“ behandelt. 


2 Aktuelle Probleme 

Bund, Länder, Kommunen sowie die Sportorganisa- 
tionen und Sportvereine wurden im Berichtszeit- 
raum im wesentlichen mit vier Themenbereichen 
konfrontiert, die auch noch in den kommenden Jah- 
ren eine zentrale Rolle spielen werden: 

1. Sport und Umwelt 

2. Sport und Steuern 

3. Sport und Gewalt 

4. Sport und Wirtschaft 


2.1 Sport und Umwelt 

Die Beziehung zwischen Sport und Umwelt, die 
lange problemlos schien, stellt sich heute als 
schwieriger dar. Seit jeher ist der Sport mit der 
Umwelt eng verflochten. Er findet in allen räumli- 
chen Gebieten statt: in der freien Natur und Land- 
schaft, auf siedlungsnahen Flächen und in Wohnge- 
bieten. Mit allen Bereichen der Umwelt hat der 
Sport zu tun. Ursachen für das komplizierter gewor- 
dene Verhältnis vom Sport zur Umwelt sind u. a. 
das — sensibler gewordene — öffentliche Bewußt- 
sein hinsichtlich der Bedeutung von Natur und 
Landschaft und der oft komplexen Wirkungszusam- 
menhänge in der Umwelt, die wachsende Zahl 
sporttreibender Bürger und der zunehmende Ein- 
fluß der Technik auf einzelne Sportarten und deren 
Ausübung. 

Unterschiedlich sind die wechselseitigen Einflüsse 
von Sport und Umwelt: 

— Vom Sport kann eine positive Beeinflussung der 
Umwelt ausgehen (z. B. erhöhen Spiel- und 
Sportanlagen häufig den Wohn- und Freizeit- 
wert der Kommune, setzen sich Sportler aktiv 
für eine gesunde Umwelt im Interesse aller 
ein). 

— Der Sport kann auch Belastungen der Umwelt 
bewirken (z. B. Beeinträchtigung der ökologi- 
schen Funktion der Natur bei der anlagenunge- 
bundenen Sportausübung, Belastungen der An- 
wohner durch störende Immissionen im anla- 
gengebundenen Sport). 
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— Maßnahmen des Umweltschutzes können die 
Sportausübung einschränken (z. B. Mangel an 
Raum für Sportstätten, gezielte Verhinderung 
der Inanspruchnahme bestimmter Flächen, 
Sperrung von Gewässern, eine strikte Funk- 
tionstrennung zwischen Wohnen, Arbeit und 
Freizeit). 

Die Bundesregierung hat in der Vergangenheit bei 
der Lösung der Probleme und Konflikte, die sich 
aus den wechselseitigen Beziehungen zwischen 
Sport und Umwelt ergeben, mitgewirkt. Sie ist der 
Auffassung, daß weder Umweltschutz noch Sport 
isoliert gesehen werden dürfen. Der Sport hat den 
Umweltschutzbelangen Rechnung zu tragen im 
Sinne gegenseitiger Rücksichtnahme, wobei es gilt, 
grundsätzlich den „Sport für alle“ auch weiterhin 
zum Wohle aller Bürger zu ermöglichen. Die Bun- 
desregierung hat wiederholt zum Ausdruck ge- 
bracht, daß Sport und Umweltschutz — bei aller 
Vielfalt der Interessen und Ziele — einem überge- 
ordneten, gemeinsamen Ziel verpflichtet sind: der 
Gesundheit und Erhaltung bzw. Verbesserung der 
Lebensqualität der Menschen (vgl. Anhang 8.3). In 
diesem Sinne wird die Bundesregierung das Thema 
„Sport und Umwelt“ auch in Zukunft behandeln. 

Am 4. Juni 1986 hat der Sportausschuß des Deut- 
schen Bundestages eine öffentliche Anhörung zum 
Themenbereich „Sport und Umwelt“ veranstaltet, in 
deren Verlauf Lösungsansätze aufgezeigt wurden. 
Die Auswertung der Anhörung dürfte zur Lösung 
noch bestehender Konflikte beitragen. 

2.2 Sport und Steuern 

Der Sport wird schon seit vielen Jahren mit Steuer- 
fragen konfrontiert. Die meisten Sportvereine, ins- 
besondere die kleineren und mittleren Vereine, sind 
häufig nicht mehr in der Lage, ihre Aufwendungen 
aus den klassischen Einkommensmöglichkeiten, 
den Mitgliedsbeiträgen und den Einnahmen aus 
Veranstaltungen, zu decken. Die Vereine haben 
vielfältige soziale Aufgaben übernommen und ihre 
Betreuungsfunktion für die Bürger ausgeweitet. 

Um ihre Einkommensmöglichkeiten zu verbessern, 
haben viele Vereine neben ihrer sportlichen Funk- 
tion wirtschaftliche Betätigungsfelder gefunden. 
Dabei sind sie teilweise in Konkurrenz zu reinen 
Wirtschaftsbetrieben getreten. Das hat u. a. zur Fol- 
ge, daß sich für den Sport Fragen des Gemeinnüt- 
zigkeitsrechts, des Körperschaft- und Gewerbesteu- 
errechts, des Umsatzsteuerrechts und des Einkom- 
mensteuerrechts, soweit Sportvereine auch als Ar- 
beitgeber auftreten, neu stellen. 

Dem Sport ist daran gelegen, daß die sozialen Auf- 
gaben der Sportvereine im Steuerrecht Berücksich- 
tigung finden. Im Berichtszeitraum hat sich die 
Bundesregierung verstärkt für eine gerechte, dem 
Sport angepaßte Besteuerung eingesetzt (vgl. dazu 
im einzelnen Kapitel X). 

Die einschlägigen Fragen wurden am 25. Juni 1986 
in einer öffentlichen Anhörung des Finanzaus- 
schusses des Deutschen Bundestages ausführlich 
behandelt. 


Die Bundesregierung hat im Dezember 1985 eine 
unabhängige Sachverständigenkommission zur 
Prüfung des Gemeinnützigkeitsrechts eingesetzt. 
Anfang 1987 sollen die Prüfergebnisse dieser Sach- 
verständigenkommission vorliegen, die dann Basis 
für eine Überarbeitung des Gemeinnützigkeits- 
rechts und damit der steuerlichen Behandlung der 
Sportvereine sein werden. 

Die Bundesregierung wird bei allen weiteren steu- 
erlichen Änderungen verstärkt den Aspekt der Ver- 
waltungsvereinfachung berücksichtigen. Es muß 
möglich sein, die für Vereine wichtige steuerliche 
Materie übersichtlich und für ehrenamtlich Tätige 
verständlich zu machen. 


2.3 Sport und Gewalt 

Die Bundesregierung beobachtet seit längerer Zeit 
die Entwicklung der Gewalt im Sport und hat Maß- 
nahmen zu deren Eindämmung vorgeschlagen. So 
hat der Bundesminister des Innern bereits 1978 
beim Bundesinstitut für Sportwissenschaft eine 
Projektgruppe „Sport und Gewalt“ eingesetzt, die 
1981 ihre Ergebnisse veröffentlicht hat. 

Die Gutachter kamen zu dem Ergebnis, daß 

— Zuschauerausschreitungen als gesellschaftsbe- 
dingte Zeiterscheinung nur langfristig durch 
Einwirken im gesamtgesellschaftlichen Rahmen 
abgebaut werden können, 

— die den Veranstaltern, Ordnungs- und Polizei- 
kräften zur Verfügung stehenden Steuerungs- 
und Eingriffsmöglichkeiten Ausschreitungen 
einschränken, nicht aber völlig verhindern kön- 
nen. 

Die Ergebnisse dieser Untersuchungen fanden 
weitgehend Zustimmung und wurden international 
und national teilweise umgesetzt. Die Empfehlung 
des Europarates über die „Verminderung der Zu- 
schauergewalt bei Sportveranstaltungen, insbeson- 
dere bei Fußballspielen“, die am 19. März 1984 vom 
Ministerkomitee des Europarates angenommen 
wurde, wie auch der von der Sportministerkonfe- 
renz auf ihrer Sitzung am 28. Januar 1985 auf Initia- 
tive des Bundesministers des Innern gefaßte Be- 
schluß zu „Gewalt im Sport“ gehen auf Ergebnisse 
der von der Projektgruppe vorgelegten Studie zu- 
rück. 

Durch die Ereignisse in Brüssel im Mai 1985 hat die 
Diskussion um Gewalt im Sport verstärkte Aktuali- 
tät erhalten. Der Bundesminister des Innern hat 
unmittelbar nach der Tragödie im Brüsseler Hey- 
selstadion bei einem Treffen einiger europäischer 
Sportminister am 11. Juli 1985 in Amsterdam die 
Initiative zu einer Sonderkonferenz der europäi- 
schen Sportminister mitgetragen, die am 27. Juni 
1985 in Straßburg stattfand und bei der eine Euro- 
päische Konvention gegen Zuschauerausschreitun- 
gen im Sport (vgl. Anhang 10.4) verabredet wurde. 
Das Ministerkomitee des Europarates hat diese 
„Konvention über die Eindämmung von Gewalttä- 
tigkeit und Fehlverhalten von Zuschauern bei 
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Sportveranstaltungen, insbesondere bei Fußball- 
spielen“ am 23. Juli 1985 angenommen. 

Die Bundesregierung arbeitet in der von der Sport- 
ministerkonferenz der Länder eingesetzten Ar- 
beitsgruppe zur Erarbeitung eines Maßnahmenka- 
talogs zur „Sicherheit bei Sportveranstaltungen“ 
mit. Ferner wird das Gutachten zu „Sport und Ge- 
walt“ im Hinblick auf die Brüsseler Vorgänge über- 
arbeitet. 

Die Bundesregierung wird sich gemeinsam mit al- 
len staatlichen Stellen und den Organisationen des 
Sports dafür einsetzen, daß Gewalt und Aggression 
im Sport keine Chance haben werden. 

2.4 Sport und Wirtschaft 

Unter der Thematik „Sport und Wirtschsift“ werden 
sehr unterschiedliche Sachverhalte erfaßt und dis- 
kutiert: einmal wird der Aspekt des Einflusses des 
Sports auf unterschiedliche Industriezweige (wie 
Sportartikelindustrie) und auf den Arbeitsmarkt 
(wie Freizeitindustrie) angesprochen, zum anderen 
geht es um das Verhalten des Sports, um die Ökono- 
misierung des Sports, bei der die Verbindung des 
Sports mit der Wirtschaft und den Medien eine 
Rolle spielt. Von besonderer Bedeutung erscheint 
der Bundesregierung dabei der Aspekt der partner- 
scheiftlichen Verbindung von Wirtschaft und Sport. 
Diese Partnerschaft trägt ambivalente Züge: einer- 
seits erschließen sich aus dieser Verbindung dem 
Sport neue Finanzierungsquellen, andererseits kön- 
nen Abhängigkeiten für den Sport entstehen. 

Die Bundesregierung hält es für selbstverständlich, 
daß Sport und Wirtschaft aufeinander zugehen, wo 


sie gemeinsame Interessenfelder haben. Für die 
Wirtschaft ist der Sport ein nach wie vor attraktiver 
Marktfaktor wie umgekehrt der Sport das Interes- 
se, das die Wirtschaft z. B. an den Werbemöglichkei- 
ten im Sport besitzt, für sich nutzbar machen 
kann. 

Auch aus der Sicht staatlicher Sportförderung ist es 
im Grundsatz zu begrüßen, wenn der Sport alle 
finanziellen Möglichkeiten ausschöpft, um seine 
Aufgaben möglichst weitgehend aus eigener Kraft 
zu finanzieren. Dies fordert schon das Subsidiari- 
tätsprinzip. 

Die Bundesregierung hat deshalb die Spitzenver- 
bände des Sports in den vergangenen Jahren auch 
immer wieder darauf hingewiesen, ihre Finanzsi- 
tuation durch Werbeeinnahmen und Sponsorengel- 
der zu verbessern. Auf der Ebene des Bundes hat 
dies z. B. dazu geführt, daß nach finanziell erfolgrei- 
chen, in der Bundesrepublik Deutschland veranstal- 
teten Weltmeisterschaften die Förderungsmittel für 
die entsprechenden Verbände zeitweise reduziert 
und für die Finanzierung anderer wichtiger Aufga- 
ben genutzt werden konnten, und auch Sportarten 
profitierten, die weniger attraktiv für Partner aus 
der Wirtschaft waren. 

Durch zunehmenden wirtschaftlichen Einfluß kön- 
nen für einzelne Organisationen Abhängigkeiten 
entstehen. In erster Linie ist der Sport aufgerufen, 
diesen Gefahren zu begegnen. Dabei geht die Bun- 
desregierung davon aus, daß der Sport durchaus 
erkennen kann, wann partnerschaftliche Beziehun- 
gen in Abhängigkeit Umschlagen. Die Bundesregie- 
rung geht davon aus, daß der Sport stark genug ist, 
seine unabhängige Stellung zu bewahren. 


IV. Förderungszuständigkeiten des Bundes 


1 Verfassungsrechtliche Grundlagen 

1.1 Geschriebene grundgesetzliche Zuständigkeiten 

Eine ausdrückliche Kompetenz für die Sportförde- 
rung enthält das Grundgesetz (GG) nicht Nach Ar- 
tikel 30 GG, der die Ausübung der staatlichen Be- 
fugnisse und die Erfüllung der staatlichen Aufga- 
ben grundsätzlich den Ländern zuweist, ist auch 
der Sportbereich weitgehend Sache der Länder. Zu- 
ständigkeiten des Bundes für Teilgebiete des Sports 
ergeben sich jedoch unmittelbar aus folgenden 
Kompetenznormen: 

— Artikel 32 GG für die Pflege der Beziehungen zu 
auswärtigen Staaten, 

— Artikel 91a GG für den Hochschulbau und die 
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur, 

— Artikel 91 b GG für die Bildungsplanung und die 
überregionale Forschungsförderung sowie 


— Artikel 104 a GG Abs, 4 für Finanzhilfen im Zu- 
sammenhang mit dem Städtebauförderungsge- 
setz. 


1 .2 Ungeschriebene Bundeskompetenzen 

Unabhängig hiervon besitzt der Bund für wichtige 
sportrelevante Sachbereiche ungeschriebene Fi- 
nanzierungszuständigkeiten aus der Natur der 
Sache und kraft Sachzusammenhangs, Der von ei- 
ner Bund/Länder-Verhandlungskommission erar- 
beitete Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung 
über die Finanzierung öffentlicher Aufgaben von 
Bund und Ländern (sog. Flurbereinigungsabkom- 
men) — der jedoch nicht zu einer politischen Ver- 
ständigung zwischen Bund und Ländern geführt 
hat — stellt nach Auffassung der Bundesregierung 
eine zutreffende Verdeutlichung des Verfassungs- 
willens dar und konkretisiert die Finanzierungsbe- 
fugnisse des Bundes im vom GG nicht ausdrücklich 
geregelten Raum, Im Bereich der Sportförderung 


13 




Drucksache 10/6241 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


sind nach dem Flurbereinigungsabkommen im Hin- 
blick auf Finanzierungsbefugnisse des Bundes vor 
allem folgende Fallgruppen von Bedeutung: 

— gesamtstaatliche Repräsentation (z. B. Olympi- 
sche Spiele, Welt“ und Europameisterschaften), 

— Auslandsbeziehungen (einschl. sportlicher Ent- 
wicklungshilfe), 

— gesamtdeutsche Aufgaben (z. B. innerdeutscher 
Sportverkehr, Sportstättenbau im Zonenrandge- 
biet), 

— Förderung von Maßnahmen nichtstaatlicher 
zentraler Organisationen, die für das Bundesge- 
biet als Ganzes von Bedeutung sind und durch 
ein Land allein nicht wirksam unterstützt wer- 
den können (z. B. DSB, NOK, Bundes sportfach- 
verbände), 

— ressortzugehörige Funktionen (z. B. Forschungs- 
vorhaben im Bereich des Behindertensports 
oder des Sportstättenbaus). 

Darüber hinaus kann der Bund den Sport in seinem 
eigenen Dienstbereich — insbesondere bei Bundes- 
wehr und Bundesgrenzschutz — fördern. Außerdem 
kann er Fragen des Sports im Rahmen seiner Ge- 
setzgebungskompetenzen berücksichtigen. Entspre- 
chende gesetzliche Regelungen finden sich bei- 
spielsweise auf den Gebieten des Steuer- und So- 
zialwesens, der Raumordnung und des Städtebaus. 
Sportrelevante Normen enthalten z. B. das Jugend- 
arbeitsschutzgesetz, die Arbeitsstättenverordnung, 
die Abgabenordnung, das Gesetz über Naturschutz 
und Landschaftspflege sowie das Bundeswaldge- 
setz. 


2 Kritik des Bundesrates 

Wie schon gegenüber dem Vierten Sportbericht der 
Bundesregierung hat der Bundesrat in seiner Stel- 
lungnahme vom 17. Dezember 1982 auch im Hin- 
blick auf den Fünften Sportbericht daran festgehal- 
ten, „daß der Bund verfassungsrechtlich aus der Na- 
tur der Sache und kraft Sachzusammenhangs nicht 
alle die ungeschriebenen Finanzierungszuständig- 
keiten besitzt, die er gegenwärtig in Anspruch 
nimmt“. 

Die vom Bundesrat geltend gemachten Beschrän- 
kungen können von der Bundesregierung nicht ge- 
teilt werden. Zu der Stellungnahme des Bundesra- 
tes wird folgendes bemerkt: 


Es ist darauf hinzuweisen, daß es gerade in Berei- 
chen ungeschriebener Zuständigkeiten immer 
schwierig ist, Konsens in Auslegungsfragen zu er- 
zielen. In der Praxis ist der Streit weitgehend uner- 
heblich. Der Bund hat sich überdies im Rahmen 
verstärkter Prioritätenbildung zunehmend aus 
Randbereichen seiner Zuständigkeiten zurückgezo- 
gen, wobei er in der Vergangenheit teilweise nur 
auf Drängen der Betroffenen eingesprungen war. 

Die Bundesregierung hat im Berichtszeitraum an 
Mischfinanzierungen beim Zusammentreffen von 
ungeschriebenen Bundeszuständigkeiten und Län- 
derzuständigkeiten strengere Maßstäbe angelegt, 
ohne auf die Ausschöpfung von Bundeskompeten- 
zen im Rahmen der oben unter 1. auf gezeigten 
Grenzen zu verzichten. Im übrigen hat sich die 
Übersicht über Bereiche und Umfang der Sportför- 
derung in Bund und Ländern, auf die sich der Bund 
mit den Sportreferenten der Länder verständigt 
hat, als eine praxisbezogene Abgrenzung der Aufga- 
benbereiche bisher gut bewährt. 

Soweit die Finanzierungskompetenz des Bundes 
bei der Sportförderung im Bildungswesen vom 
Bundesrat in Frage gestellt wird, ist darauf hinzu- 
weisen, daß diese sich — neben der ungeschriebe- 
nen Kompetenz der ressortakzessorischen Funktio- 
nen — auf die geschriebene Zuständigkeit der Arti- 
kel 91a (Förderung des Hochschulbaus) und 91b 
GG stützt, wonach Bund und Länder aufgrund von 
Vereinbarungen bei der Bildungsplanung Zusam- 
menwirken. 

Im Rahmen des Hochschulbauförderungsgesetzes 
gilt der allgemeine Grundsatz, daß Bauten nach 
dem Hochschulbedarf auszurichten sind. Zu diesem 
Bedarf gehört auch die Zusammenarbeit mit außer- 
universitären Bevölkerungsgruppen, wie sich aus 
der amtlichen Begründung zu § 2 Abs. 4 Satz 2 des 
Hochschulrahmengesetzes ergibt. 

Die verfassungsrechtlichen Einwände des Bundes- 
rates gegen die Bundes jugendspiele sind im Hin- 
blick auf die Tatsache nicht verständlich, daß Bund 
und Länder zusammen mit dem Deutschen Sport- 
bund 1980 einvernehmlich ein Kuratorium für die 
Bundesjugendspiele gebildet haben und seither in 
diesem Gremium sowie in dem Ausschuß für die 
Bundesjugendspiele konstruktiv und vertrauensvoll 
Zusammenarbeiten. Dem Bund ist darüber hinaus 
keine Absicht der Länder bekannt, auf die finanziel- 
le Beteiligung des Bundes bei dieser gut funktionie- 
renden Kooperation zwischen Bund und Ländern 
zu verzichten. 


V. Zuständigkeiten innerhaib der Bundesregierung 


Dem Bundesminister des Innern obliegt die Koordi- 
nierung aller sportrelevanten Maßnahmen inner- 
halb der Bundesregierung. Daneben ist er vornehm- 
lich zuständig für die Förderung des Hochleistungs- 
sports (einschl. des Sportstättenbaues), des lei- 


stungsbezogenen Behindertensports sowie für Fra- 
gen der internationalen Sportpolitik. Zu den Res- 
sortaufgaben gehört auch der Sport im Bundes- 
grenzschutz. 
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Neben dem Bundesminister des Innern haben noch 
zahlreiche andere Ressorts im Rahmen ihrer allge- 
meinen Aufgabenstellung Teilzuständigkeiten für 
Sport. Mit dem Bundesminister des Innern sind ins- 
gesamt zwölf Ministerien mit Fragen des Sports 
befaßt: 

Auswärtiges Amt 

Sportförderung im Rahmen der Auswärtigen Kul- 
turpolitik. 

Bundesminister der Finanzen 

Steuerliche Fragen des Sports. 

Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 

Förderung des innerdeutschen Sportverkehrs, För- 
derung des Sportstättenbaus im Zonenrandgebiet 
und von Sportmaßnahmen in Berlin, Förderung der 
deutschlandpolitischen Bildungsarbeit der Deut- 
schen Sportjugend. 


Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Behindertensport im Rahmen der Rehabilitation, 
Sport im Arbeitsleben, Sport im Rahmen der Be- 
treuung ausländischer Arbeitnehmer. 

Bundesminister der Verteidigung 
Sport in der Bundeswehr. 


Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit 

Sportförderung im Rahmen des Bundes jugend- 
plans, Bundesjugendspiele, Sport im Rahmen des 
deutsch-französischen Jugendwerks, Sport im Rah- 
men der Gesundheitsvorsorge, Sport im Zivil- 
dienst 


Bundesminister für Verkehr 

Förderung des Wasser- und Luftsports, Betriebs- 
und Ausgleichssport im Bereich der Deutschen 
Bundesbahn, Förderung der Eisenbahner-Sportver- 
eine. 


Bundesminister für das Post- und 
Femmeldewesen 

Dienstlicher Ausgleichssport, Förderung der Post- 
sportvereine. 

Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 

Sport im Rahmen des Bildungswesens, Hochschul- 
sport. 


Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit 

Sportförderung im Rahmen der Entwicklungspoli- 
tik. 


VI. Zentrale Maßnahmen zur Förderung des Hochleistungssports 


1 Allgemeine Bemerkungen 

Ziel der Förderung des Hochleistungssports durch 
die Bundesregierung ist inbesondere, daß die Sport- 
lerinnen und Sportler der Bundesrepublik Deutsch- 
land bei internationalen Wettkämpfen gleiche 
Chancen für ein erfolgreiches Abschneiden haben 
wie die Sportler anderer Nationen. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß 

— vom Leistungssport entscheidende Impulse für 
die Verbreitung und Entwicklung des gesamten 
Sports ausgehen, 

— Leistungssport und Breitensport untrennbar 
sind, 

— der Hochleistungssport der gesamtstaatlichen 
Repräsentation nach innen und außen dient, 

— der Hochleistungssport einen wichtigen Beitrag 
zur Entwicklung der internationalen Beziehun- 
gen leistet. 


— der Hochleistungssport Zeichen für Leistungs- 
bereitschaft und Leistungswillen, für Fairneß 
und Achtung des anderen setzt, mithin Werte 
vermittelt, die für die gesamte gesellschgiftliche 
Entwicklung von Bedeutung sind. 

Die Bundesregierung sieht die Probleme, die sich 
aufgrund der Entwicklung des modernen Hochlei- 
stungssports vor allem für die Gesundheit, die per- 
sönliche und die schulische bzw. berufiche Entwick- 
lung des Sportlers ergeben können. Sie tritt daher 
für die Verwirklichung eines humanen Leistungs- 
sports ein und richtet ihre Förderungsmaßnahmen 
auf dieses Ziel aus. 

Zu einem humanen Leistungssport gehört insbe- 
sondere, daß 

— eine ausreichende gesundheitliche und soziale 
Betreuung der Hochleistungssportler gewährlei- 
stet ist, 

— der Hochleistungssport von Doping und Manipu- 
lation frei bleibt. 
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— die Selbstbestimmung der Athletinnen und Ath- 
leten geachtet wird und die Sportler bei wichti- 
gen, sie betreffenden Entscheidungen beteiligt 
werden, 

— bei der Betreuung von Kindern und Jugendli- 
chen besondere pädagogische und gesundheitli- 
che Maßregeln beachtet werden. 

Die Bundesregierung ist im Berichtszeitraum mit 
Erfolg bemüht gewesen, die Bedingungen für den 
Hochleistungssport in der Bundesrepublik weiter 
zu verbessern und ausreichende Mittel für die Ak- 
tionsprogramme der Verbände zur Verfügimg zu 
stellen. 

Die Infrastruktur des Hochleistungssports hat ei- 
nen beachtlichen Stand erreicht. In der Bundesre- 
publik Deutschland besteht heute ein dichtes Netz 
von Sportstätten für den Leistungssport, zu denen 
27 Bundesleistungszentren, 66 Landesleistungszen- 
tren mit Bundesnutzung und rund 160 Bundesstütz- 
punkte zählen. 

Beachtlich ist auch die personelle Ausstattung des 
Hochleistungssports. Den Verbänden stehen 120 
hauptamtliche Bundestrainer und 400 Honorartrai- 
ner zur Verfügung. Die Mehrzahl der Verbände ver- 
fügt über ein Trainerausbildungssystem; die Trai- 
nerakademie Köln hat sich als eine auch internatio- 
nal anerkannte Trainerausbildungsstätte etabliert. 

Regelmäßige gesundheitliche Untersuchungen der 
Hochleistungssportler sind durch 15 sportmedizini- 
sche Untersuchungszentren gewährleistet; die ge- 
sundheitliche Betreuung bei Wettkämpfen und zen- 
tralen Lehrgängen ist gesichert. Der Beauftragte 
für Doping-Analytik beim Bundesinstitut für Sport- 
wissenschaft in Köln hat sich zum führenden Insti- 
tut seiner Art in der Welt entwickelt. Die Sportwis- 
senschaft hat vor allem im medizinischen Bereich 
einen weltweit anerkannten Standard erreicht. 

Damit bestehen — trotz noch existierender Defizite 
in einzelnen Bereichen, auf die später eingegangen 
wird — gute Voraussetzungen für eine günstige 
weitere Entwicklung des Hochleistungssports in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

Nach den Ergebnissen der wichtigsten internatio- 
nalen Wettkämpfe der letzten Jahre nehmen die 
Sportler der Bundesrepublik Deutschland im Welt- 
maßstab den vierten Rang ein. Das Abschneiden 
der Mannschaften der Bundesrepublik Deutschland 
bei den Olympischen Spielen 1984 in Sarajevo und 
Los Angeles, den wichtigsten Sportereignissen der 
letzten vier J ahre, ist sowohl vom Deutschen Sport- 
bund als auch vom Nationalen Olympischen Komi- 
tee für Deutschland als zufriedenstellend bewertet 
worden. 

Die Ergebnisse sind vom Deutschen Sportbund, 
dem Nationalen Olympischen Komitee für Deutsch- 
land und den Bundessportfachverbänden unter Be- 
teiligung der Bundesregierung sorgfältig ausgewer- 
tet worden. Dabei bestand Einigkeit, daß es in den 
folgenden Bereichen besonderer Bemühungen imd 
Maßnahmen bedarf, um die Voraussetzungen für 
ein erfolgreiches Abschneiden der deutschen 


Mannschaften bei den Olympischen Spielen 1988 in 
Calgary und Seoul zu schaffen: 

1. Die Aus- und Fortbildung sowie die Gewinnung 
hochqualifizierter Trainer ist weiter zu verbes- 
sern. 

2. Die gesundheitliche Betreuung der Athleten — 
besonders im orthopädisch-traumatologischen 
Bereich — ist zu verbessern. 

3. Es bedarf einer engeren Zusammenarbeit zwi- 
schen Sportwissenschaft und Sportpraxis und 
vor allem einer noch besseren Umsetzung wis- 
senschaftlicher Ergebnisse in die Trainings- und 
Bewegungslehre. 

4. Die soziale Betreuung der Athleten ist fortzuent- 
wickeln, vor allem im Hinblick auf die Förde- 
rung in Ausbildung und Beruf (hierzu sind in 
engem Zusammenwirken zwischen den Sportor- 
ganisationen und der Bundesregierung bereits 
Maßnahmen eingeleitet worden, über die im Zu- 
sammenhang mit den einzelnen Sachbereichen 
berichtet wird). 

Der Deutsch^ Sportbund hat als ein Ergebnis der 
Auswertung der Olympischen Spiele 1984 am 
8. Juni 1985 „Leitlinien für den Spitzensport“ vorge- 
legt, die Vorschläge für eine verbesserte Förderung 
des Spitzensports — vor allem in den vier genann- 
ten Problembereichen — enthalten. Die Bundesre- 
gierung hat ihre grundsätzliche Bereitschaft er- 
klärt, den Sport bei der Verwirklichung der Leitli- 
nien zu unterstützen. Der Bundesminister des In- 
nern hat hiermit bereits im Jahre 1985 begonnen. 

Ebenfalls in Zusammenhang mit der Auswertung 
der Olympischen Spiele 1984 haben der Deutsche 
Sportbund, die Landessportbünde, die Bundesregie- 
rung und die Landesregierungen in Fortschreibung 
des „Kooperationsmodells für den Leistungssport“ 
des Deutschen Sportbundes aus dem Jahre 1975 ge- 
meinsam „Grundsätze für die Kooperation zur För- 
derung des Leistungssports“ erarbeitet. Sie stellen 
die Aufgaben und die Zusammenarbeit aller für den 
Leistungssport verantwortlichen Sportorganisatio- 
nen und öffentlichen Stellen auf Bundes- und Lan- 
desebene zusammenfassend dar. Diese Grundsätze 
enthalten nach Auffassung der Bundesregierung 
sachgerechte Vorschläge und Regeln vor allem für 
die Bereiche der Talentförderung, der Förderung 
der Sportler im Grenzbereich der Zuständigkeit von 
Bund und Ländern, der Struktur der Stützpunkte 
sowie der Olympiastützpunkte und der trainings- 
begleitenden Betreuung. Sie bilden eine geeignete 
Grundlage für die weitere Förderung des Leistungs- 
sports in Bund und Ländern. 

Bereits am 4. Juni 1983 hatte der Deutsche Sport- 
bund das „Förderungskonzept für den Spitzen- 
sport 11“ beschlossen, durch das das Förderungs- 
konzept aus dem Jahre 1977 fortgeschrieben wurde. 
Es enthält Vorschläge für die Kriterien der Förde- 
rung der Bundessportfachverbände. Das Konzept 
sieht vor, daß neben den internationalen Erfolgen 
des jeweiligen Verbandes nunmehr auch der inter- 
nationale und nationale Stellenwert der Sportart 
bzw. Disziplin für die Förderung maßgebend ist. Es 
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sieht vier Förderungsgruppen vor und enthält 
Grundsätze für die Zuordnung zu diesen Gruppen. 

Die Bundesregierung hat das Förderungskonzept II 
als eine geeignete Basis für die notwendigerweise 
konzentrierte und differenzierte Leistungssportför- 
derung begrüßt und berücksichtigt es bei ihren För- 
derungsentscheiden. 

Zu den Schwerpunkten der Förderung des Hochlei- 
stungssports in den nächsten Jahren gehören vor 
allem 

— die Vorbereitung der Sportlerinnen und Sportler 
auf die Olympischen Spiele 1988 in Calgary und 
Seoul, 

— die Verwirklichung der „Leitlinien für den Spit- 
zensport“ und der „Grundsätze für die Koopera- 
tion zur Förderung des Leistungssports“, 

— die weitere Verbesserung der Infrastruktur des 
Leistungssports und 

— die Förderung von Nachwuchs Sportlern im Hin- 
blick auf die Olympischen Spiele 1992. 

2 Förderung des Deutschen Sportbundes 
und des Nationalen Olympischen Komitees 
für Deutschland 

2.1 Förderung des Deutschen Sportbundes 

2.1.1 Allgemeine Förderung 

Der Deutsche Sportbund (DSB) versteht sich nach 
seiner Satzung als „eine Gemeinscheift freier Turn- 
imd Sportverbände der Bundesrepublik Deutsch- 
land einschließlich Berlin (West)“. Damit ist er 
Dachorganisation für die Landessportbünde sowie 
für Spitzenverbände, Sportverbände mit besonderer 
Aufgabenstellung, Verbände für Wissenschaft und 
Bildung sowie für Förderverbände. Die im DSB zu- 
sammengeschlossenen Mitgliedsorganisationen be- 
halten ihre finanzielle, organisatorische und fachli- 
che Selbständigkeit. 1985 belief sich die Zahl der 
Mitglieder des DSB auf rd. 19,3 Mio., das sind etwa 
31,5 V. H. der Gesamtbevölkerung der Bundesrepu- 
blik Deutschland. Damit konnte der DSB im Be- 
richtszeitraum einen Zuwachs von knapp 1,3 Mio. 
Mitgliedern verzeichnen und so seine Stellung als 
mit Abstand größte Personenvereinigung in der 
Bundesrepublik Deutschland weiter ausbauen. 

Wie in diesem Bericht ausführlich dargelegt wird, 
ist es eine Hauptaufgabe des Bundesministers des 
Innern, den Hochleistungssport zu fördern. Dies ge- 
schieht in enger Zusammenarbeit mit dem Bundes- 
ausschuß für Leistungssport des DSB (BA-L). Die- 
ser Ausschuß berät und koordiniert mit den Mit- 
gliedsorganisationen des DSB erforderliche ge- 
meinsame Maßnahmen zur Förderung des Lei- 
stungssports. Hierbei unterstützt er vor allem die 
Sportfachverbände bei der Planung, der Organisa- 
tion und der Durchführung ihrer sportlichen Maß- 
nahmen (Training, Lehrgänge, Wettkämpfe). 

Die sich in einzelnen Vorhaben konkretisierende 
Arbeit des Bundesausschusses für Leistungssport 


fördert der Bundesminister des Innern im Wege der 
Projektförderung. Diese Art der Finanzierung hat 
sich in den Jahren nach dem Ausscheiden des DSB 
aus der institutioneilen Förderung (1. Juli 1978) be- 
währt. So konnten im Berichtszeitraum Projekte 
gefördert werden, die — teils sportartübergreifend, 
teils sportartspezifisch — den Sportfachverbänden 
bzw. ihren Trainern wirksame Hilfestellungen bie- 
ten; hierzu gehörten die regelmäßig zweimal im 
Jahr stattfindenden Bundestrainerseminare ebenso 
wie die vom Bundesausschuß für Leistungssport 
herausgegebenen leistungssportlichen Publikatio- 
nen. 

Neben den sportmedizinischen Untersuchimgen 
(vgl. hierzu Ziffer 6.1) haben vor allem die im Rah- 
men des biomechanischen Untersuchungssystems 
in ausgewählten Sportarten durchgeführten Maß- 
nahmen zur Leistungsoptimierimg der Spitzenath- 
leten an Bedeutung gewonnen. Mit einer Reihe von 
Test- und Modellmaßnahmen, z. B. im Bereich der 
Trainings- und Wettkampfsteuerung und der An- 
wendung der Videotechnik im Hochleistungssport, 
konnten darüber hinaus in verschiedenen Sportar- 
ten neue Verfahren bzw. Techniken erprobt oder 
entwickelt und damit den Trainern wichtige Hilfen 
an die Hand gegeben werden. 

Für die Förderung von Projekten des DSB — nicht 
enthalten sind hierin die sportmedizinischen Unter- 
suchungen (vgl. Ziffer 6.1) — hat der Bundesmini- 
ster des Innern im Berichtszeitraum folgende Be- 
träge aufgewendet: 


1982 

945 000 DM 

1983 

856 000 DM 

1984 

950 000 DM 

1985 

998 000 DM. 


Für 1986 sind rd. 980 000 DM in Aussicht genom- 
men. 

Eine besonders gute und fruchtbare Zusammenar- 
beit bestand im Berichtszeitraum zwischen dem 
Bundesminister des Innern und dem Bundesaus- 
schuß für Leistungssport des DSB. 

2.1.2 Führungs- und Verwaltungsakademle des Deutschen 
Sportbundes 

Die Fühnmgs- und Verwaltungsakademie Berlin 
des Deutschen Sportbundes e.V. hat in den fast 
sechs Jahren ihres Bestehens eine Programmstruk- 
tur geschaffen, die bei verbesserter Personalaus- 
stattung zwischenzeitlich zu einer Auslastung von 
ca. 80 V. H. der Kapazität ihrer Lehrveranstaltungen 
geführt hat. Ausgehend von der Aufgabenstellung 
der Akademie, haupt- und ehrenamtliche Mitarbei- 
ter der Sportorganisationen aus- imd fortzubilden, 
Lehrkräfte für die Ausbildung im Bereich des Deut- 
schen Sportbundes weiterzubilden und Tagungen 
mit sportbezogenen Fragen auch mit anderen ge- 
sellschaftlichen Gruppen und internationalen Part- 
nern zu veranstalten, haben sich für die Programm- 
struktur vier Aufgabenbereiche mit detaillierten 
Angeboten entwickelt, die sich einer weiterhin stei- 
genden Nachfrage erfreuen. Diese vier Aufgabenbe- 
reiche stellen sich dar als 
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— Führungsakademie mit dem Auftrag, den Füh- 
rungskräften in den Verbänden und Vereinen 
Führungswissen zu vermitteln und Führungs- 
verhalten zu schulen (etwa die Hälfte des Veran- 
staltungsangebotes), 

— Forum des deutschen Sports, zu dem in Akade- 
miegesprächen, Symposien, Tagungen und Se- 
minaren Vertreter aller gesellschaftlichen Grup- 
pen Zusammenkommen (etwa ein Drittel des 
Veranstaltungsangebotes), 

— Verwaltungsakademie mit Ausbildungssemina- 
ren insbesondere als Hilfe für die Vereine so- 
wie 

— Bildungsinstitution der Lehrkräfte und Multipli- 
katoren der Verbände in Übereinstimmung mit 
dem Bundesausschuß für Ausbildung des Deut- 
schen Sportbimdes. 

Im Rahmen der Aufgaben als Führungsakademie 
werden Seminare zur Erlangung der Organisations- 
leiter-Lizenz (zweite und dritte Stufe) für die Aus- 
bildung im Bereich des Deutschen Sportbundes an- 
geboten. 

Der Bund, der sich schon in erheblichem Umfang 
an den Baukosten sowie den Kosten der Erstaus- 
stattung der Akademie beteiligt hatte, trägt 
17,77 V. H. der Folgekosten; zwei Drittel der Folge- 
kosten entfallen auf das Land Berlin, für den Rest 
kommen die Mitglieder des die Akademie tragen- 
den Vereins und der Deutsche Sportbxmd auf. Der 
Bund allein hat im Berichtszeitraum folgende Be- 
träge aufgewendet: 

1982 170 000 DM 

1983 200 000 DM 

1984 227 000 DM 

1985 230 000 DM. 

1986 werden es voraussichtlich über 240 000 DM 
sein. 

Der Bundesminister des Innern führt im zweijähri- 
gen Wechsel mit dem Land Berlin und dem Deut- 
schen Sportbund den Vorsitz im Kuratorium der 
Führungs- und Verwaltungsakademie. 

Nach den gegebenen finanziellen und personellen 
Rahmenbedingungen wird die Akademie den An- 
forderungen der nächsten Jahre gewachsen sein 
und ihre Arbeit auf einer soliden Grundlage weiter- 
führen können. 


2.2 Förderung des Nationalen Olympischen 
Komitees für Deutschland 

2.2.1 Allgemeine Förderung 

Das Nationale Olympische Komitee für Deutsch- 
land (NOK) ist nach seiner Satzung und den Regeln 
des Internationalen Olympischen Komitees eine 
selbständige Einrichtung innerhalb der Selbstver- 
waltung des deutschen Sports. Es verfolgt aus- 
schließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke 
und hat insbesondere die Aufgabe, olympisches 
Ideengut zu verbreiten und Sportler aus der Bun- 


desrepublik Deutschland zu den Olympischen Spie- 
len zu entsenden. 

Seine laufenden Ausgaben bestreitet das NOK aus 
Beiträgen der Mitglieder, aus den anteiligen Erlö- 
sen der Fernsehlotterie „GlücksSpirale“ und aus 
wirtschaftlichen Maßnahmen. Hierbei spielt die 
Vergabe von Lizenzen auf Rechte (z. B. Verträge 
über die Nutzung des Olympischen Emblems, 
Münzprogramme Olympischer Organisationskomi- 
tees) eine wichtige Rolle. Zuschüsse des Bundes im 
Rahmen der Projektförderung für besondere Meiß- 
nahmen ergänzen diese Finanzierung. 

Besonders hervorzuheben ist die gute Zusammen- 
arbeit zwischen dem Bundesminister des Innern 
und dem NOK im Berichtszeitraum. Der Bundesmi- 
nister des Innern hat regelmäßig an den Vorstands- 
sitzungen des NOK teilgenommen. 

2.2.2 Olympische Spiele 1984 

Zur Durchführung der Olympischen Winterspiele 
1984 in Sarajevo sowie der Olympischen Sommer- 
spiele 1984 in Los Angeles hat der Bundesminister 
des Innern in den Jahren 1983 und 1984 für die Ent- 
sendung der deutschen Mannschaften den überwie- 
genden Teil der Kosten übernommen. Im Jahre 
1983 wurden insgesamt rd. 0,3 Mio. DM und im 
Jahre 1984 rd. 5 Mio. DM auf gewendet. 

Bei den Olympischen Spielen in Sarajevo und Los 
Angeles erreichten die Mannschaften der Bundes- 
republik Deutschland zwei Goldmedaillen, eine Sil- 
bermedaille und eine Bronzemedaille (Winterspie- 
le) bzw. 17 Goldmedaillen, 19 Silbermedaillen und 
23 Bronzemedaillen (Sommerspiele). 

2.2.3 Bewerbung um die Olympischen Winterspiele 1992 

Das NOK unterstütz die Bewerbung des Berchtes- 
gadener Landes/der Chiemgauer Alpen um die 
Olympischen Winterspiele 1992. Die Bundesregie- 
rung hat aus Gründen gesamtstaatlicher Repräsen- 
tation ein erhebliches Interesse an der Durchfüh- 
rung Olympischer Spiele in der Bundesrepublik 
Deutschland und begrüßt daher die Bewerbung. 
Der Bund hat sich bisher an den Bewerbungsko- 
sten mit 0,5 Mio. DM beteiligt. 


3 Förderung der Bundessportfachverbände 
3.1 Allgemeines 

Die Bundessportfachverbände sind in der Bundes- 
republik Deutschland die wesentlichen Träger des 
Hochleistungssports. Sie sind insbesondere für die 
Aufstellung der Nationalmannschaften, deren Ent- 
sendung zu internationalen Wettkämpfen und für 
deren Schulung und Vorbereitung auf diese Wett- 
kämpfe verantwortlich. Sie wirken dabei mit ande- 
ren fachlichen und überfachlichen Sportorganisa- 
tionen, vor allem den Vereinen und den Landes- 
fachverbänden sowie dem Deutschen Sportbund — 
Bundesausschuß für Leistungssport (BA-L) — , dem 
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NOK für Deutschland und der Stiftung Deutsche 
Sporthilfe zusammen. 

Dementsprechend nimmt die Förderung der Lei- 
stungssportmaßnahmen der Bundessportfachver- 
bände in der Sportförderung des Bundesministers 
des Innern eine zentrale Stellung ein. Im Vorder- 
grund steht die Finanzierung der Schulungs- und 
Wettkampfprogramme der Fachverbände. 

Aufgrund der ständig steigenden Popularität des 
Spitzensports in fast allen Ländern und der Auswei- 
tung der Aktivitäten der internationalen und natio- 
nalen Sportorganisationen war in den letzten Jah- 
ren ein weiterer Anstieg der Zahl der internationa- 
len Wettkämpfe und der Teilnehmerzahlen zu ver- 
zeichnen. Das Internationale Olympische Komitee 
nahm neue Disziplinen in das Olympische Pro- 
gramm auf; viele internationale Verbände beschlos- 
sen neue Welt- und Europameisterschaften oder 
eine dichtere Folge ihrer Meisterschaften. Die Aus- 
weitungen betrafen besonders die Frauendiszipli- 
nen sowie den Junioren- und Jugendbereich. Diese 
Tendenzen werden sich voraussichtlich auch in den 
nächsten Jahren fortsetzen. Die Bundesregierung 
beobachtet diese Entwicklung in Übereinstimmung 
mit dem Sport aus finanziellen und fachlichen 
Gründen kritisch. Sie tritt für eine sorgfältige Prü- 
fung ein, wieweit die Beteiligung an zusätzlichen 
Wettkampfprogrammen, die jeweils auch entspre- 
chende zusätzliche Schulungsmaßnahmen bedin- 
gen, zu fördern ist Soweit eine Beteiligung des 
deutschen Sports an zusätzlichen Programmen ge- 
boten ist, sollen die Finanzierungsfragen nicht zu- 
letzt durch eine noch strengere Prioritätensetzung 
nach den Grundsätzen des Förderungskonzepts des 
Deutschen Sportbundes gelöst werden. 

In den Jahren 1983 und 1984 waren Maßnahmen 
zur Vorbereitung auf die Olympischen Spiele 1984 
und die Verbesserung der gesundheitlichen Betreu- 
ung der Spitzensportler Schwerpunkte der Förde- 
rung der Bundessportfachverbände. In den Förde- 
rungsprogrammen 1985 und 1986 hatten bzw. haben 
die Sichtung und Förderung von Talenten für die 
Olympischen Spiele 1988 in Calgary und Seoul, die 
weitere Verbesserung der medizinischen und phy- 
siotherapeutischen Betreuung und die verbesserte 
fachliche Betreuung (vermehrte Anstellung und 
Fortbildung von Honorartrainern u. a.) sowie der 
Ausbau der örtlichen Schulungsschwerpunkte 
(s. Ziffer 3.3) Vorrang. 

In den Jahren 1987 und 1988 wird die intensive Vor- 
bereitung der Olympia-Kandidaten im Vordergrund 
stehen. 

Im Jahre 1986 fördert der Bundesminister des In- 
nern die Schulungs- und Wettkampfprogramme von 
49 Bundessportfachverbänden. Die Förderung er- 
streckt sich im wesentlichen auf die nachstehenden 
Maßnahmen. 


3.2 Wettkampfprogramme 

Die Wettkampfprogramme der Bundessportfach- 
verbände umfassen 


— die Entsendung deutscher Spitzensportler zu in- 
ternationalen Wettkämpfen im Ausland (in er- 
ster Linie Welt- und Europameisterschaften, 
Länderkämpfe), 

— die Ausrichtung internationaler Wettkämpfe in 
der Bundesrepublik Deutschland. 

Für die Entsendung zu Olympischen Spielen ist das 
Nationale Olympische Komitee für Deutschland zu- 
ständig (vgl. Ziffer 2.2.1). 

Es gehört zu den vorrangigen Zielen der Förderung 
des Hochleistungssports, eine angemessene und er- 
folgreiche Vertretung des deutschen Sports bei in- 
ternationalen Wettkämpfen im In- und Ausland zu 
gewährleisten. Angesichts der häufig sehr hohen 
Aufwendungen für diese Maßnahmen (vor allem 
bei Veranstaltungen in Übersee) ist allerdings bei 
der Zusammenstellung der Mannschaften zwischen 
den Kosten einerseits und der Bedeutung der Ver- 
anstaltung sowie den Erfolgsaussichten der deut- 
schen Sportler andererseits abzuwägen. Bei beson- 
ders kostspieligen Maßnahmen wird im Einverneh- 
men mit dem Deutschen Sportbund dabei das Kri- 
terium der Endkampfchance oder gar der Medail- 
lenchance zugrunde gelegt. 

Die Bundesregierung ist daran interessiert, daß in 
der Bundesrepublik Deutschland Welt- und Europa- 
meisterschaften und andere wichtige internationale 
Wettkämpfe durchgeführt werden, weil diese die 
Entwicklung der jeweiligen Sportart und darüber 
hinaus des gesamten Sports in der Bundesrepublik 
in Leistung und Breite positiv beeinflussen. Außer- 
dem geben diese Veranstaltungen dem Sport 
ebenso wie der Bundesrepublik Deutschland sowie 
dem Land und der Kommune, in deren Bereich die 
Veranstaltung stattfindet, Gelegenheit zur positiven 
Selbstdarstellung im nationalen und internationa- 
len Bereich. Daher stellt die Bundesregierung für 
solche Veranstaltungen, soweit notwendig, zusam- 
men mit dem jeweiligen Bundesland und der Ge- 
meinde finanzielle Mittel zur Verfügung. 

Zu den wichtigsten internationalen Veranstaltun- 
gen in der Bundesrepublik Deutschland, die in den 
Jahren 1983 bis 1986 mit Bundesmitteln gefördert 
wurden, gehörten u. a. 

— die Weltmeisterschaften im Modernen Fünf- 
kampf 1983 in Warendorf, 

— die Europameisterschaften im Schießen (Luft- 
druckwaffen) 1983 in Dortmund, 

— die Weltmeisterschaften im Biathlon 1985 in 
Ruhpolding, 

— die Weltmeisterschaften im Kanusport (Slalom 
und Wildwasser) 1985 in Augsburg und Gar- 
misch-Partenkirchen, 

— die Europameisterschaften im Basketball 1985 
in Leverkusen, Karlsruhe und Stuttgart, 

— die Bob- Weltmeister schäften 1986 in Berchtes- 
gaden, 

— die Weltmeisterschaften im Eisschnelläufen 
1986 in Inzell und 
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— die Junioren-Europameisterschaften 1986 im 
Schwimmen in Berlin. 

Für die nächsten Jahre ist eine Beteiligung des 
Bundes an der Finanzierung folgender herausra- 
gender internationaler Veranstaltungen vorgese- 
hen: 

— Nordische Ski-Weltmeisterschaften 1987 in 
Oberstdorf, 

— Judo-Weltmeisterschaften 1987 in Essen, 

— Weltmeisterschaften im Kanurennsport 1987 in 
Duisburg, 

— Weltmeisterscheiften im Segeln 1987 in Kiel, 

— Weltmeisterschaften im Tischtennis 1989 in 
Stuttgart, 

— Europameisterschaften im Schwimmen 1989 in 
Bonn und 

— Weltmeisterschaften im Hockey 1990. 


3.3 Schulungsprogramme 

Die Schulungs- und Trainingsprogramme der Bun- 
dessportfachverbände für die Hochleistungssport- 
ler umfassen 

— zentrale Lehrgänge, 

— Schulung in Trainingsstützpunkten, 

— Schulung in Internaten und Teilinternaten. 

In die Programme sind die Angehörigen der Bun- 
des-Kader A, B und C einbezogen. Die Kriterien für 
die Kaderbildung werden vom Deutschen Sport- 
bund — Bundesausschuß Leistungssport (BA-L) — 
zusammen mit den Bundessportfachverbänden 
festgelegt. Den Kadern A gehören die Sportler der 
internationalen Spitzenklasse an, den Kadern B 
Sportler der nationalen Spitzenklasse und den Ka- 
dern C Nachwuchssportler, die zum Aufrücken in 
die Kader A und B geeignet sind. 

Die auf Landesebene gebildeten Kader D werden in 
erster Linie von den Landesfachverbänden betreut; 
sie bilden den leistungssportlichen Unterbau der 
Bundes-Kader. 


3.3.1 Zentrale Lehrgänge 

Zur Vorbereitung auf internationale Wettkämpfe 
und zur sporttechnischen, sporttaktischen und kon- 
ditionellen Schulung sowie zu Leistungskontrolle 
und Regeneration der Spitzensportler führen die 
Bundessportfachverbände zentrale Lehrgänge 
durch. 

In den letzten Jahren haben sich bei einigen Ver- 
bänden neben der Schulung in zentralen Lehrgän- 
gen und Stützpunkten auch dezentrale Lehrgänge 
bewährt. Hierbei werden die Athleten kurzfristig in 
jeweils drei bis vier regionalen Bereichen zum ge- 
meinsamen Training zusammengezogen. Solche 


Lehrgänge sind gegenüber zentralen Lehrgängen 
weniger zeit- und kostenaufwendig. 

Die Lehrgänge finden in der Regel in den Bundes- 
und Landesleistungszentren statt. Aus zwingenden 
sportfachlichen Gründen (z. B. Schneelage) kann es 
ausnahmsweise notwendig sein, Lehrgänge außer- 
halb der Leistungszentren, u. U. auch im Ausland, 
durchzuführen. Hierbei wird jedoch — auch aus 
finanziellen Erwägungen — ein strenger Maßstab 
angelegt. 

3.3.2 Stützpunkttraining 

Neben den zentralen Trainingslehrgängen spielt 
das Training in den dezentralen Stützpunkten der 
Bundessportfachverbände eine wichtige Rolle. 

Stützpunkte sind Trainingseinrichtungen der 
Sportfachverbände an Schwerpunktorten des Hoch- 
leistungssports, die den Spitzensportlern geeignete 
Voraussetzungen für ein kontinuierliches Training 
in erreichbarer Entfernung vom Wohnsitz oder Ar- 
beitsplatz bieten. Bundesstützpunkte haben sich als 
notwendig erwiesen, weil die Vereine allein vielfach 
nicht in der Lage sind, die im modernen Spitzen- 
sport notwendigen Trainingsbedingungen zu garan- 
tieren, und es aus zeitlichen und finanziellen Grün- 
den nicht möglich ist, die Spitzensportler öfter und 
für längere Zeiträume zentral zu schulen. 

Bei der Einrichtung der Stützpunkte werden bereits 
vorhandene Trainingskapazitäten (Trainer, Sport- 
stätten, Möglichkeiten der Örtlichen Vereine) für 
das Hochleistungstraining unter der sportfachli- 
chen Regie des jeweiligen Fachverbandes nutzbar 
gemacht. 

Organisatorische Träger der Stützpunkte sind die 
Bundessportfachverbände, in der Regel zusammen 
mit leistungsstarken Vereinen oder Landessport- 
fachverbänden; die Einbeziehung von Angehörigen 
der Landes-Kader (D- Kader) in das Stützpunkttrai- 
ning der Bundes-Kader hat sich als zweckmäßig 
erwiesen. Den Stützpunkten und Leistungszentren 
sind vielfach Fördergruppen der Bundeswehr und 
dem Bundesgrenzschutz angehörende Hochlei- 
stungssportler zugeordnet 

Der Bundesminister des Innern hat unter Mitwir- 
kung des Deutschen Sportbundes, der für den Sport 
zuständigen Landes ministerien und der kommuna- 
len Spitzenverbände „Grundsätze für die Anerken- 
nung von Stützpunkten“ erarbeitet, um möglichst 
einheitliche Bedingungen bei allen Stützpunkten zu 
gewährleisten und die Voraussetzungen für die fi- 
nanzielle Förderung des Stützpunkttrainings fest- 
zulegen (vgl. Anhang 5). Die wesentlichen Regelun- 
gen dieser Grundsätze sind: 

— Es wird zwischen Bundesstützpunkten (Stütz- 
punkten der Spitzenverbände) und Landesstütz- 
punkten (Stützpunkten der Landesfachverbän- 
de) unterschieden. Die Bundesstützpunkte die- 
nen vor allem der Schulung der Angehörigen der 
Bundes-Kader A, B und C. In den Landesstütz- 
punkten werden überwiegend Angehörige der 
D-Kader geschult. 
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— Die Anerkennung eines Stützpunktes wird je- 
weils für zwei Jahre ausgesprochen. Sie kann 
erneuert werden, wenn das Vorliegen der Aner- 
kennungsvoraussetzungen wiederum mit positi- 
vem Ergebnis geprüft worden ist (Erfolgskon- 
trolle). 

— Die Anerkennung setzt voraus, daß der Fachver- 
band durch Vorlage eines Strukturplanes (vgl. 
Kapitel VII Ziff. 2) das Bedürfnis für die Notwen- 
digkeit des jeweiligen Stützpunktes nachweist. 

Die Mittel des Bundesministers des Innern werden 
vor allem für die Honorierung von Trainern, die 
medizinische und physiotherapeutische Betreuung 
der Sportler, für Fahrt- und Verpflegungskosten, für 
ergänzende Baumaßnahmen sowie für die notwen- 
dige Beschaffung besonderer technischer Hilfsmit- 
tel für das Spitzentraining zur Verfügung gestellt. 

Im Berichtszeitraum hat sich die Bundesregierung 
vor allem um eine Verbesserung der gesundheitli- 
chen Betreuung und um die Anstellung weiterer 
haupt- und nebenamtlicher Trainer in den Bundes- 
stützpunkten bemüht; dies war ohne wesentliche 
Erhöhung der Mittel möglich, weil bei den Fahrt- 
und Verpflegungskosten Einsparungen möglich wa- 
ren. Diese Bemühungen sollen in den nächsten Jah- 
ren fortgesetzt werden. 

1982 bestanden 174 Bundesstützpunkte. Nach zeit- 
weiliger Erhöhung auf mehr als 180 beträgt 1986 
deren Zahl 161 (Anhang 6). Die Zahl der Bundes- 
stützpunkte hat sich verringert, weil 

— bei einigen Verbänden (z. B. Deutsche Eislauf- 
Union, Deutscher Ruderverband) eine Konzen- 
tration der Schulungsmaßnahmen stattgefun- 
den hat, 

— in einigen Fällen (Rollschnellauf, Moderner 
Fünfkampf) die Förderungsvoraussetzungen 
nach dem Förderungskonzept nicht mehr gege- 
ben waren, 

— im Eishockey die Vereine die dezentrale Schu- 
lungsarbeit allein durchführen. 

Diese Konzentration schlägt sich in den Aufwen- 
dungen des Bundes für die Bundesstützpunkte nie- 
der. 

Von 1982 bis 1985 wurden für diese Zwecke folgende 
Mittel (ohne Baumittel) bereitgestellt: 

1982 4,650 Mio. DM 

1983 4,650 Mio. DM 

1984 3,800 Mio. DM 

1985 3,600 Mio. DM, 

Für 1986 sind 3,600 Mio. DM vorgesehen. 

3.3.3 Olympia-Stützpunkte 

Der Deutsche Sportbund hat in seinen „Leitlinien 
für den Spitzensport“ vom 8. Juni 1985 die Errich- 
tung von „Olympiastützpunkten“ vorgeschlagen. 
Hierbei handelt es sich um Einrichtungen des 
Hochleistungssports in Verbindung mit bestehen- 
den Leistungszentren und Stützpunkten, in denen 


für Sportler in der „Hochleistungsphase“ optimale 
Bedingungen für das Training und die sonstige (ge- 
sundheitliche, wissenschaftliche, soziale) Betreuung 
geschaffen werden sollen. Dabei soll der Verbin- 
dung zu geeigneten wissenscheiftlichen und medizi- 
nischen Einrichtungen und einer engen Zusammen- 
arbeit der beteiligten Fachverbände untereinander 
und im Verhältnis zu den überfachlichen „Service- 
Einrichtungen“ große Bedeutung zukommen. Die 
Olympia-Stützpunkte werden an Standorten von 
Leistungszentren oder Stützpunkten eingerichtet 
werden, an denen besondere Verdichtungen von 
Sportarten, Kaderangehörigen sowie zentralen und 
dezentralen Trainingsmöglichkeiten bestehen. 

Die Bundesregierung steht diesen Vorstellungen 
aufgeschlossen gegenüber. Sie hat deshalb in enger 
Zusammenarbeit mit dem BA-L die Vorarbeiten für 
die Schaffung der Olympia-Stützpunkte begleitet. 
Die Bundesregierung begrüßt die Absicht, eine 
noch bessere Ausnutzung und Koordinierung der 
verfügbaren Mittel und Möglichkeiten zu erreichen. 
Sie ist bereit, den Sport bei der Verwirklichung sei- 
ner konkreten Planungen finanziell zu unterstüt- 
zen. 

Nach derzeitigem Planungsstand sind die folgenden 
11 Stützpunkte in Aussicht genommen: 

— Berlin (Boxen, Eisschnellauf, Judo, Leichtathle- 
tik, Moderner Fünfkampf, Radsport, Schwim- 
men, Rudern, Wasserbcill), 

— Hamburg (Badminton, Leichtathletik, Rudern, 
Schwimmen, Segeln, Tanzsport, Volleyball), 

— Hannover/Wolfsburg (Gewichtheben, Judo, 
Leichtathletik, Schießen, Schwimmen, Tennis, 
Turnen), 

— Ruhr/Ost — Dortmund, Bochum, Wattenscheid 
— (Eiskunstlauf, Leichtathletik, Sportgymna- 
stik, Rudern, Schießen, Schwimmen), 

— Ruhr /West — Duisburg, Essen — (Badminton, 
Boxen, Eisschnellauf, Gewichtheben, Kanu, 
Schwimmen, Tischtennis), 

— Köln/Leverkusen (Fechten, Hockey, Judo, 
Leichtathletik, Radsport, Ringen, Schwimmen, 
Wasserspringen), 

— Frankfurt/Rhein/Main (Fußball, Judo, Leicht- 
athletik, Radsport, Ringen, Schießen, Schwim- 
men, Tischtennis, Turnen, Volleyball), 

— Rhein/Neckar — Heidelberg, Mannheim, Lei- 
men, Schifferstadt — (Boxen, Eiskunstlauf, Ge- 
wichtheben, Leichtathletik, Ringen, Schwim- 
men, Tennis), 

— Stuttgart (Eiskunstlauf, Leichtathletik, Rad- 
sport, Schießen, Sportgymnastik, Turnen, Volley- 
ball), 

— Tauberbischofsheim (Fechten), 

— München (Eisschnellauf, Judo, Leichtathletik, 
Radsport, Schießen, Schwimmen, Ski, Tennis, 
Turnen, Volleyball). 
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Die Gründungsphase wird 1986/87 abgeschlossen 
sein. Zu diesem Zeitpunkt werden an allen Olym- 
pia-Stützpunkten Kuratorien eingerichtet sein. Ne- 
ben den Vertretern der öffentlichen Hand und den 
betroffenen Bundessportfachverbänden sind in ih- 
nen der Deutsche Sportbund, der Landes sportbund, 
die Stiftung Deutsche Sporthilfe und ggf. Sponsoren 
und Mäzene vertreten. Den Vorsitz führt der Bun- 
desminister des Innern. Zu den wesentlichen Auf- 
gaben der Kuratorien gehört die Mitwirkung bei 
der Koordinierung der trainingsbegleitenden Maß- 
nahmen im Rahmen des Olympia-Stützpunktes, bei 
der Finanzierung, bei der Verwaltung und Unter- 
haltung der für den Olympia-Stützpunkt genutzten 
Anlagen und bei der zweckbestimmten und wirt- 
schaftlichen Nutzung der Anlagen, Einrichtungen 
und Geräte sowie bei der Verwendung der hierfür 
zur Verfügung stehenden Mittel. 

3.3.4 Sportintemate 

Einige Verbände unterhalten Sportinternate, die 
Spitzenathleten und talentierten Nachwuchssport- 
lern im Rahmen einer internatsmäßigen Unterbrin- 
gung bei guten Trainingsmöglichkeiten zugleich 
eine umfassende pädagogische — ggf. auch schuli- 
sche — Betreuung bieten. Diese Internate, die re- 
gelmäßig Leistungszentren oder Schulen angeglie- 
dert sind, empfehlen sich vor allem für Sportarten, 
in denen die Sportler bereits in verhältnismäßig 
frühem Alter einen sehr hohen Trainingsaufwand 
erbringen müssen, sowie für Sportler, die im Be- 
reich ihres Heimatortes keine ausreichenden Trai- 
nings- und sonstigen Betreuungsmöglichkeiten ha- 
ben. 

Gegenwärtig bestehen sechs Internate mit bundes- 
zentraler Funktion: 

— Berchtesgaden (Ski, Bob, Rodeln), 

— Bonn (Fechten), 

— Duisburg (Tischtennis), 

— Frankfurt (Kunstturnen), 

— Oberstdorf (Eiskunstlauf), 

— Warendorf (Moderner Fünfkampf). 

Die bis 1984 bzw. 1983 bestehenden Schwimm-Inter- 
nate in Saarbrücken und Malente wurden vom 
Deutschen Schwimm-Verband nicht mehr weiterge- 
führt, da angesichts der verbesserten Trainingsbe- 
dingungen (Schwimmstätten, Trainer) an zahlrei- 
chen Orten kein Bedarf mehr für derartige zentrale 
Einrichtungen bestand. 

Als „Deutsches Tischtenniszentrum“ wurde im 
Jahre 1984 das Internat für Tischtennis in Duisburg 
errichtet. Es handelt sich hier um einen erfolgver- 
sprechenden Versuch, den Leistungsstand im Tisch- 
tennis durch die zentrale Schulung besonders talen- 
tierter Nachwuchssportler nachhaltig zu verbes- 
sern. 

Die Bundesregierung stellt — in der Regel neben 
anderen Zuwendungsgebern (Länder u. a.) — vor 
allem für den Betrieb und die Unterhaltung von 


Wohnunterkünften und Sportanlagen, für die Be- 
zahlung von Trainern und Betreuern sowie für die 
Gerätebeschaffung Mittel zur Verfügung. Diese 
Förderungsmaßnahmen sollen mit Nachdruck fort- 
gesetzt werden. Die Stiftung Deutsche Sporthilfe 
gewährt Zuwendungen vor allem zur Deckung der 
erhöhten Kosten der Lebenshaltung in Sportinter- 
naten. 

Neben den Vollinternaten haben auch Teilinternate 
zunehmend an Bedeutung gewonnen. Die Teilinter- 
nate dienen — wie die Vollinternate — der sportli- 
chen, schulischen und pädagogischen Betreuung 
von Jugendlichen Leistungssportlern. Im Gegensatz 
zum Vollinternat werden die Teilinternate von 
Sportlern aus dem engeren räumlichen Einzugsbe- 
reich besucht, die nicht im Internat, sondern weiter- 
hin im Elternhaus wohnen. 

Das erste Teilinternat in Verbindung mit dem Bun- 
des- und Landesleistungszentrum für Fechten in 
Tauberbischofsheim hat sich außerordentlich be- 
währt und ist zum Vorbild für weitere Teilinternate, 
u. a. für Modernen Fünfkampf in Warendorf, für 
Leichtathletik in Bochum-Wattenscheid sowie für 
Fechten in Bonn geworden. 

Die Teilinternate können gegenüber den Vollinter- 
naten einen größeren Kreis von Sportlern bei rela- 
tiv geringen finanziellen Anforderungen aufneh- 
men. Die Errichtung von Teilinternaten wird u. a. 
aus diesen Gründen von der Bundesregierung be- 
vorzugt gefördert. 

Der Bund stellt für Teilinternate vor allem Mittel 
für die erforderlichen baulichen Einrichtungen und 
deren Betrieb sowie für Personalkosten zur Verfü- 
gung. 

3.4 Technische Hilfsmittel 

Zu den Voraussetzungen sportlicher Erfolge gehört, 
daß den Bundessportfachverbänden in ausreichen- 
dem Umfang technische Hilfsmittel zur Verfügung 
stehen, die dem neuesten Stand entsprechen. Dabei 
haben neben den Sportgeräten vor allem audiovisu- 
elle Hilfsmittel und Datenverarbeitungsgeräte für 
die Schulung zunehmend an Bedeutung gewonnen. 
Der Bundesminister des Innern stellt deshalb den 
Bundessportfachverbänden im Rahmen ihrer Jah- 
resplanung auch hierfür Mittel zur Verfügung, 

Eventuell zur Wartung der Geräte erforderliches 
Personal wird im Rahmen der Förderung der Bun- 
desleistungszentren finanziert. 

Das zum Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern gehörende Bundesinstitut für Sportwis- 
senschaft fördert darüber hinaus die technische 
Weiterentwicklung von Sportgeräten (vgl. Kapi- 
tel VIII Ziff. 4). 


3.5 Förderungsvoraussetzungen und -kriterien 

Für die Höhe der Förderung der Schulungs- und 
Wettkampfprogramme (Jahresplanungen) der Bun- 
dessportfachverbände sind vor allem meißgebend: 
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1. Der Umfang des vom Fachverband aufgestellten 
sportlichen Jahresprogrammes; über die Frage, 
welche Maßnahmen gefördert werden, wird nach 
den Grundsätzen des Förderungskonzepts für 
den Spitzensport des Deutschen Sportbundes 
entschieden, nach denen bei der Förderung die 
Erfolge des Verbandes und der nationale und in- 
ternationale Stellenwert der Sportart zu berück- 
sichtigen sind. 

2. Der Finanzbedarf des Verbandes für die jewei- 
lige Jahresplanung; dieser wird bestimmt durch 

— die zuwendungsfähigen Kosten der Maßnah- 
men der Jahresplanung, 

— die Höhe der verfügbaren eigenen Mittel oder 
sonstigen Einnahmen des Verbandes (Ver- 
bände, denen ausreichende Eigenmittel zur 
Verfügung stehen — z. B. Deutscher Fußball- 
bund, Deutscher Tennis-Bund — , werden auf- 
grund des haushaltsrechtlichen Subsidiari- 
tätsprinzips nicht gefördert). 

3. Die Höhe der verfügbaren Bundesmittel. 

Die Förderung der Bundes sportfachverbände setzt 
u. a. voraus, daß der jeweilige Verband einen sog. 
Strukturplan erarbeitet hat; Strukturpläne sind 
Pläne für die Fortentwicklung der Schulungsstruk- 
tur des Verbandes (Trainingsprogramme, Trainer, 
Sportstätten u. a.) für den Zeitraum bis zu den näch- 
sten Olympischen Spielen (vgl. Anhang 7). 

3.6 Förderungsverfahren 

Bei der Förderung der Jahresplanungen der Bun- 
dessportfachverbände wird wie folgt verfahren: 


— Die Fachverbände erarbeiten ihre Planung 
rechtzeitig vor Beginn des betreffenden Jahres, 
in der Regel unter Beteiligung des Deutschen 
Sportbundes — Bundesausschuß Leistungs- 
sport. 

— Die Planungen und deren Finanzierung erörtert 
der Bundesminister des Innern in Planungs- 
gesprächen mit dem jeweiligen Bundessport- 
fachverband unter Beteiligung des Deutschen 
Sportbundes — Bundesausschuß Leistungssport 
— und des Bundesverwaltungsamtes. Dabei 
werden die fachlichen Gesichtspunkte im we- 
sentlichen vom Fachverband und vom Deut- 
schen Sportbund, die haushaltsrechtlichen und 
finanziellen Aspekte vom Bundesminister des 
Innern und vom Bundesverwaltungsamt einge- 
bracht. 

— Der Bundesminister des Innern entscheidet un- 
ter Berücksichtigung der Stellungnahme des 
Deutschen Sportbundes über die Höhe der För- 
derung. 

— Die Abwicklung der Förderung (Bewilligung, 
Auszahlung und Prüfung der Verwendung der 
Bundeszuwendungen) obliegt dem Bundesver- 
waltungsamt. 


3.7 Höhe der Förderungsleistungen 

Im Berichtszeitraum wurden folgende Mittel für die 
Jahresplanungen der Bundessportfachverbände be- 
reitgestellt: 


Jahr 

Wettkampf- 

programme 

Schulungs- 

programme 

Sonstige Meißnahmen 
(Technische Hilfsmittel u. ä.) 

Summe 


DM 

1982 

7 230 000 

14 790 000 

1 080 000 

23 100 000 

1983 

7 105 000 

14 970 000 

1 250 000 

23 325 000 

1984 

6 600 000 

15 750 000 


23 850 000 ' 

1985 

7 600 000 

15 100 000 

1 350 000 

24 050 000 

1986 (Soll) 

7 900 000 

15 350 000 

1 350 000 

24 600 000 


3.8 Hauptamtliche Führungskräfte 

Da die vielfältigen Aufgaben der Bundessportfach- 
verbände zumeist nicht mehr von den ehrenamtli- 
chen Kräften allein bewältigt werden können, stellt 
der Bundesminister des Innern Haushaltsmittel für 
die Beschäftigung von hauptamtlichen Führungs- 
kräften, insbesondere von Geschäftsführern und 
Sportdirektoren, zur Verfügung.^ Sie sollen auch die 
hauptamtlichen Bundestrainer von Verwaltungsar- 
beit entlasten. Hierdurch soll die verwaltungstech- 
nische und organisatorische Leistungsfähigkeit des 
geförderten Verbandes gestärkt und eine ordnungs- 
gemäße Bewirtschaftung der dem Verband zuflie- 


ßenden Bundesmittel sichergestellt werden. Derzeit 
werden 41 voll- und sechs teilzeitbeschäftigte haupt- 
amtliche Führungskräfte aus Bundesmitteln fi- 
nanziert. 

Die entsprechenden Aufwendungen des Bundes ha- 
ben sich im Berichtszeitraum wie folgt entwickelt: 

1982 2,455 Mio. DM 

1983 2,491 Mio. DM 

1984 2,647 Mio. DM 

1985 2,779 Mio. DM. 

Für 1986 sind 2,830 Mio. DM vorgesehen. 
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4 Förderung des Hochleistungssports durch 
Bundeswehr und Bundesgrenzschutz 

4.1 Hochleistungssport in der Bundeswehr 

Die Förderung des Leistungssports durch die Bun- 
deswehr ist für den Deutschen Sportbund ein fester 


Bestandteil bei der mittel- und langfristigen Pla- 
nung geworden. Auf der Grundlage des Erlasses 
„Regelung für die Förderung wehrpflichtiger Spit- 
zensportler bei der Bundeswehr“ leisten regelmäßig 
über 500 Kadermitglieder der Spitzenverbände ih- 
ren Grundwehrdienst in zwei Sportlehrkompanien 
und 18 Sportfördergruppen. 


A. Sportlehrkompanien 


Standort 

Organisationsbereich 

Sportart 

1. Warendorf 

Zentrale Militärische 

Basketball, Boxen, Moderner 


Dienststelle (SportSBw) 

Fünfkampf, Leichtathletik, Rad- 
sport, Reiten, Schwimmen, Tisch- 
tennis, Volleyball 

2. Sonthofen 

Zentrale Militärische 

Dienststelle (SportSBw) 

Eissport, Skilauf, Kanu 


B, Sportfördergruppen 


Standort 

Organisationsbereich 

Sportart 

1. Bischofswiesen 

Heer 

Eissport, Bob- und Schlittensport, 
Skilauf 

2. Böblingen 

Heer 

Fußball, Leichtathletik, Radsport 

3. Bremergarten 

Luftwaffe 

Ringen, Rollkunstlauf 

4. Clausthal-Zellerfeld 

Heer 

Skilauf 

5. Erndtebrück 

Luftwaffe 

Skilauf, Turnen 

6. Essen 

Luftwaffe 

Badminton, Fußball, Handball, 
Rudern, Tanzen 

7. Fahl 

Heer 

Skilauf 

8. Flensburg 

Marine 

Segeln, Surfen 

9. Hannover 

Heer 

Leichtathletik, Radsport, Rugby, 
Tennis 

10. Köln-Longerich 

Heer 

Judo, Radsport, Tischtennis 

11. Köln-Wahn 

Luftwaffe 

Fechten, Hockey, Leichtathletik 

12. Mainz 

Heer 

Leichtathletik, Radpsort, Sport- 
schießen, Tischtennis, Turnen 

13. Mannheim 

Heer 

Boxen, Gewichtheben, Turnen 

14. Mittenwald 

Heer 

Skilauf 

15. Neubiberg 

Luftwaffe 

Leichtathletik, Radsport 

16. Philippsburg 

Heer 

Gewichtheben, Ringen, Rugby 

17. Regen/Weiden 

Heer 

Skilauf 

18. Tauberbischofsheim 

Heer 

Fechten 


Die EinberufungA^er Setzung der wehrpflichtigen 
Spitzensportler zu den für ihre Sportart ausge- 
wiesenen Sportlehrkompamien/Sportfördergruppen 
entspricht dem Regelfall. Die aufgeführten Sportar- 
ten stellen den Schwerpunkt der jeweiligen Sport- 
lehrkompanie/Sportfördergruppe dar. 

In besonderen sportfachlichen Fällen können wehr- 
pflichtige Spitzensportler auch zu anderen Sport- 
lehrkompanien/Sportfördergruppen versetzt wer- 


den. Wehrpflichtige Spitzensportler, deren Sportart 
nicht aufgeführt ist, werden auf Antrag ihrer Spit- 
zenverbände ebenfalls Sportlehrkompanien/Sport- 
fördergruppen zugeordnet. 

Durch einen ständigen Erfahrungsaustausch sind 
Bundeswehr und Sportfachverbände bemüht, die 
Zusammenarbeit weiter zu verbessern. Dazu gehö- 
ren unter anderem die Möglichkeiten einer „Ver- 
pflichtung als Soldat auf Zeit“ und „freiwillige zu- 
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sätzliche Wehrübungen“ zur gezielten und intensi- 
ven Vorbereitung axif Olympische Spiele, Welt- und 
Europameisterschaften. 

Darüber hinaus erhalten auch längerdienende Zeit- 
und Berufssoldaten Gelegenheit, Spitzensport aus- 
zuüben. Besonders die Erfolge der Nordischen Ski- 
läufer und Biathleten haben dieses Konzept der 
Bundeswehr populär gemacht. In der Regel befin- 
den sich diese Soldaten an denselben Standorten 
wie die wehrpflichtigen Spitzensportler. Das Heer 
hat dafür „Sportgruppen“ aufgestellt. 

Deutliches Spiegelbild der Fördermaßnahmen ist 
der Anteil von Bundeswehrsoldaten in den Olym- 
piamannschaften. Bei den Olympischen Winterspie- 


len 1984 in Sarajevo starteten 24 Soldaten; sie ge- 
wannen drei Medaillen. An den Olympischen Som- 
merspielen 1984 in Los Angeles nahmen 49 Solda- 
ten teil; 14 von ihnen erreichten Medaillenplätze. 

Die Konzentration von Spitzensportlern im Wehr- 
dienst ermöglicht es auch der Bundeswehr selbst, 
zu Sportvergleichen mit Streitkräften anderer Na- 
tionen leistungsstarke Wettkampfmannscheüten zu 
entsenden. Am deutlichsten gibt das die Leistungs- 
bilanz im Rahmen der Wettkämpfe wieder, die vom 
Conseil International du Sport Militaire (CISM) ver- 
anstaltet werden. In dieser Organisation ist die 
Bundeswehr Mitglied seit 1959; zur Zeit gehören 
dem CISM weitere 85 Nationen an. 


Jahr 

Zahl der 
Meisterschaften 

Gold-Medaillen 

Silber-Medaillen 

Bronze-Medaillen 

Gesamt 

1982 

11 

21 

17 

8 

46 

1983 

13 

26 

21 

21 

68 

1984 

14 

12 

10 

13 

35 

1985 

11 

13 

12 

18 

43 


Ein Vergleich der einzelnen Wettkampf Jahre ist nur 
bedingt aussagekräftig, da nicht in jeder Sportart 
jährlich Militärmeisterschaften durchgeführt wer- 
den. Die Bundeswehr beschränkt sich zudem auf 
die Wettkämpfe, die mit vertretbarem Kostenauf- 
wand und mit besonders leistungsstarken Athleten 
beschickt werden können. 


4.2 Hochleistungssport im Bundesgrenzschutz (BGS) 

Leistungsstarke Skisportler werden an der BGS- 
Sportschule Süd in Endorf durch Trainings- und 
Lehrgangsprogramme gefördert. Ziel ist die Auf- 
nahme der Sportler in die Kader des Deutschen 
Skiverbandes. 

Durch besondere Regelungen wird das Trainings- 
und Wettkampfprogramm der Leistungssportler 
mit den Erfordernissen der polizeifachlichen Aus- 
bildung in Einklang gebracht. Dieses integrierte Sy- 
stem von Berufsausbildung und Hochleistungstrai- 
ning hat sich gut bewährt. 

Die Sportler der Skiwettkampfmannschaft des BGS 
werden bei nationalen und internationalen Wett- 
kämpfen eingesetzt. Sie errangen bei mehreren 
Welt- und Europameisterschaften Titel und Medail- 
len. Bei den Europäischen Polizeimeisterschaften 
im Skilauf 1985 erzielten die Sportler des BGS 
sechs Gold-, zwei Silber- und drei Bronzemedail- 
len. 

In der Leichtathletik, im Schwimmen und Retten, 
im Orientierungs- und Langstreckenlauf sowie im 
Schießen werden besonders leistungsstarke Sport- 
ler des BGS in dezentralen Sportgruppen zusam- 
mengefaßt und gefördert. 


Die unmittelbare Betreuung des einzelnen Sport- 
lers obliegt den jeweiligen Sportbeauftragten der 
Grenzschutzabteilungen, die mit dem Fachbereich 
Sport der Grenzschutzschule in Lübeck und den 
regionalen Sportfachverbänden in Verbindung ste- 
hen und so die bestmögliche Förderung des Sport- 
lers gewährleisten. 

Sportler des Bundesgrenzschutzes errangen im Be- 
richtszeitraum bei Deutschen Polizeimeisterschaf- 
ten insgesamt 60 und bei Europäischen Polizeimei- 
sterscheüten 25 Medaillen. 

Bei den Europäischen Polizeimeisterschaften im 
Fußball wurden Teilnehmer des BGS in der Deut- 
schen Polizeiauswahl Europäischer Polizeimeister. 
Bei den Europameisterschaften im Handball errang 
die deutsche Auswahl mit Spielern des BGS die Sil- 
bermedaille, bei den Kämpfen um die Volleyball- 
Europameisterschaft die Bronzemedaille. 


5 Trainer 

5.1 Bundestrainer 

Die Auswertung der Olympischen Spiele 1984 hat 
erneut bestätigt, daß der Einsatz qualifizierter Trai- 
ner für eine systematische Arbeit im Hochlei- 
stungssport unerläßlich ist. In den „Leitlinien zum 
Spitzensport“ wird deshalb ausdrücklich gefordert, 
daß der Spitzensport auf allen Ebenen mehr und 
höher qualifizierte Trainer benötigt. Die Bundesre- 
gierung trägt deshalb die Kosten für die Vergütung 
von derzeit 114 hauptamtlichen Bundestrainern. 
Drei hauptamtliche Bundestrainer werden vom Na- 
tionalen Olympischen Komitee für Deutschland 
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(NOK), drei weitere von einem Sponsor über das 
NOK finanziert. Die Zahl der aus Bundesmitteln 
finanzierten hauptamtlichen Bundestrainer soll 
noch 1986 auf 122 ansteigen. 

Die hauptamtlichen Bundestrainer sind beim Deut- 
schen Sportbund angestellt; von ihm werden sie den 
vom Bund geförderten Bundessportfachverbänden 
zur Dienstleistung zugewiesen. Der Vorsitzende des 
Bundessportfachverbandes ist Vorgesetzter des je- 
weiligen Bundestrainers. Zweck dieser Regelung ist 
es, die hauptamtlichen Bunde strainer arbeitsrecht- 
lich, vor allem aber auch hinsichtlich ihrer sozialen 
Absicherung einheitlich zu behandeln. 

Die Rechte und Pflichten der hauptamtlichen Bun- 
destrainer ergeben sich aus den jeweiligen Dienst- 
verträgen und Dienstanweisungen, die sich für die 
meisten Fälle nach der vom Deutschen Sportbund 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister des In- 
nern erlassenen und am 1. Januar 1980 in Kraft 
getretenen neuen Vergütungsordnung richten. Sie 
gilt auch für alle Neueinstellungen. Aufgrund des 
Wahlrechts, das den bei Inkrafttreten der neuen 
Vergütungsordnung vorhandenen hauptamtlichen 
Bundestrainern eingeräumt wurde, hat ein Teil von 
ihnen — derzeit noch 24 — den auf der Vergütungs- 
verordnung vom 1. Januar 1976 beruhenden Dienst- 
vertrag beibehalten. 

Mit der Vergütungsordnung von 1980 sollte unter 
Berücksichtigung der gebotenen sozialen Absiche- 
rung vor allem eine stärkere Motivation der Bun- 
destrainer erreicht werden, und zwar durch eine 
auf Leistungskriterien beruhende höhere Bezah- 
lung auf der Basis von Zeitarbeitsverträgen. Dem- 
entsprechend richtet sich die Einstufung in die ein- 
zelnen Vergütungsstufen ausschließlich nach den 
Leistungsergebnissen der von den Bundestrainern 
persönlich betreuten Sportler und Mannschaften. 
Allein aufgrund des Zeitablaufs findet ein Auf stei- 
gen des Trainers in seinen Bezügen nicht mehr 
statt. Die maßgeblichen Leistungsergebnisse rei- 
chen vom Gewinn einer Deutschen Jugend- oder 
Juniorenmeisterschaft bis hin zu Siegen bei Welt- 
meisterschaften und Medaillengewinnen bei Olym- 
pischen Spielen. Aber auch beispielsweise auf lang- 
fristigen Erfolg orientierte Nachwuchs arbeit oder 
erfolgreiche Tätigkeit in der Trainingsforschung 
kann eine höhere Vergütung bewirken. 

Die Vergütungsordnung enthält unterschiedliche 
Regelungen für die Festsetzung der Vergütung bei 
der Ersteinstellung eines Bundestrainers und bei 
Abschluß eines weiteren Vertrages. Unter Berück- 
sichtigung der erzielten Leistungsergebnisse kann 
die Vergütung bei Abschluß eines weiteren Ver- 
trages auch niedriger als nach dem vorhergehen- 
den Vertrag liegen. Als weiteren Ansporn erhalten 
die Bundestrainer bei bestimmten herausragenden 
Erfolgen der von ihnen betreuten Sportler und 
Mannschaften (z. B. bei Europa- und Weltmeister- 
schaften sowie bei Olympischen Spielen) zusätzli- 
che Geldprämien. 

Eine an der Trainerakademie Köln erworbene be- 
rufliche Qualifikation als Diplom-Trainer des Deut- 
schen Sportbundes oder eine gleichwertige Trainer- 


ausbildung sowie einschlägige Berufspraxis sind 
grundsätzliche Voraussetzungen für die Anstellung 
als hauptamtlicher Bundestrainer. Die Zeitverträge 
laufen in der Regel vier Jahre und berücksichtigen 
bei den olympischen Sportarten den Turnus der 
Olympischen Spiele. 

Die soziale Absicherung der Bundestrainer wird ge- 
währleistet durch 

— eine zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenver- 
sorgung, 

— den Ausschluß einer ordentlichen Kündigung 
während der Laufzeit eines Zeitarbeitsvertrages 
mit der Folge, daß dieser nur aus wichtigem 
Grund (fristlos) gekündigt werden kann sowie 

— die Zahlung eines Übergangsgeldes nach Been- 
digung des Vertrages. 

Der Verantwortungsbereich und die Tätigkeit des 
hauptamtlichen Bundestrainers ergeben sich aus 
der jeweiligen Dienstanweisung. Sie enthält auch 
die Funktionskategorie, in die der einzelne Bundes- 
trainer eingereiht ist, nämlich als 

— Verbands- oder Koordinationstrainer (gesamt- 
heitliche Betreuung eines Bundessportverban- 
des), 

— Blocktrainer (Koordination mehrerer Diszipli- 
nen einer Sportart, Erarbeitung sportfachlicher 
Richtlinien, Gesamtplanung und Realisierung 
auch durch Betreuung von Spitzenathleten, 
Trainerberatung), 

— Disziplintrainer (Koordination der Betreuung 
der Mitglieder des A-, B- und C-Kaders seiner 
Disziplin, Aufstellung und Durchführung indivi- 
dueller Trainingspläne seiner Spitzenathleten, 
Aufstellung von Rahmenplänen für nachgeord- 
nete Kadergruppen), 

— Altersbereichstrainer (Betreuung von Nach- 
wuchskader-Athleten einer bestimmten Alters- 
gruppe auf Bundesebene unter besonderer Be- 
achtung pädagogischer Aspekte sowie Koordina- 
tion aller notwendigen Förderungsmaßnah- 
men), 

— Stützpunkttrainer (Betreuung der Athleten ei- 
nes Stützpunktes, Realisierung der individuellen 
Trainingspläne) und 

— Trainer mit besonderen Aufgaben (zusätzlich zu 
einer der genannten Kategorien, z. B. praktische 
Anwendung und Auswertung von Verfahren der 
Leistungsdiagnostik). 

Bei der Einreihung in diese Funktionskategorien 
sind auch Kombinationen möglich. Für alle Funk- 
tionskategorien gilt, daß die Tätigkeit schwerpunkt- 
mäßig sportpraktisch und an der persönlichen Be- 
treuung von Sportlern ausgerichtet sein soll. 

Die Neueinstellung von Bundestrainern richtet sich 
nach den zwischen dem Deutschen Sportbund und 
dem Bundesminister des Innern festgelegten Prio- 
ritäten. So werden auch ausscheidende Bundestrai- 
ner nicht automatisch ersetzt. Der Bedarf wird viel- 
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mehr in jedem Einzelfall erneut überprüft; in der 
Mehrzahl der Fälle wurde er bisher bejaht. 

Die neue Vergütungsordnung für Bundestrainer 
von 1980 hat die in sie gesetzten Erwartungen hin- 
sichtlich verbesserter Leistungen und Motivation 
erfüllt. 78 Zeitverträge endeten nach den Olympi- 
schen Spielen 1984; hiervon erhielten zwölf Bundes- 
trainer keinen Anschlußvertrag mehr. Über eine 
Weiterentwicklung der neuen Vergütungsordnung 
mit dem Ziel, die Bundestrainer in allen Einsatzbe- 
reichen ihrer Tätigkeit noch stärker zu motivieren, 
wird mit dem Deutschen Sportbund verhandelt. Da- 
bei geht es u. a. um eine verstärkte Differenzierung 
nach sportartspezifischen Einstufungskriterien und 
eine bessere Berücksichtigung der Arbeit der Bun- 
destrainer im Juniorenbereich. Auch Aufstiegsmo- 
delle innerhalb einer Trainerlaufbahn im Rahmen 
eines Berufsbildes für Trainer werden in diesem 
Zusammenhang erörtert. 

Im Berichtszeitraum wurden für die hauptamtli- 
chen Bundestrainer folgende Mittel aufgewendet: 

1982 8,9 Mio. DM 

1983 9,0 Mio. DM 

1984 9,2 Mio. DM 

1985 9,4 Mio. DM. 

Für 1986 sind 10,3 Mio. DM vorgesehen. 

Die jährliche Steigerung der Aufwendungen beruht 
auf den jeweiligen linearen Vergütungserhöhungen 
entsprechend den für die Angestellten des öffentli- 
chen Dienstes geltenden tarifvertraglichen Rege- 
lungen, der Erhöhung der Zahl der hauptamtlichen 
Bundestrainer und auf den Regelungen der Vergü- 
tungsordnung aus dem Jahre 1980. 

5.2 Honorartrainer 

Neben hauptamtlichen Bundestrainern benötigen 
die Bundessportfachverbände für ihre Leistungs- 
sportmaßnahmen Honorartrainer. Sie üben ihre 
Trainertätigkeit neben einem Hauptberuf aus. Ho- 
norartrainer werden sowohl für zentrale Wett- 
kämpfe und Lehrgänge — als verantwortliche Trai- 
ner oder als Co-Trainer neben Bundestrainern — 
wie auch als Stützpunkttrainer und im Rahmen der 
Aus- und Fortbildung von Trainern eingesetzt. 

Im Jahre 1985 beschäftigten die Verbände rd. 400 
Honorartrainer (1982: 321). Im Berichtszeitraum 
wurden für die Finanzierung von Honorartrainern 
Mittel in folgender Höhe zur Verfügung gestellt: 

1982 2,08 Mio. DM 

1983 2,18 Mio. DM 

1984 2,26 Mio. DM 

1985 2,38 Mio, DM. 

Für 1986 ist ein Betrag von 2,6 Mio. DM vorgese- 
hen. 

Die Vergütung der Honorartrainer ist an die Vergü- 
tungsgrundsätze für Bundestrainer angelehnt. 
Maßgebend für die Höhe der Vergütung im Einzel- 
fall sind vor allem die erreichten Erfolge, die beruf- 
liche Qualifikation und die Erfahrung der Trainer, 


Trotz der Steigerung der Zahl der Honorartrainer 
während der letzten Jahre werden noch Honorar- 
trainer benötigt, vor allem für das Stützpunkttrai- 
ning. Es wird daher angestrebt, die hierfür erforder- 
lichen Mittel, ggf. durch Umschichtung, zu erhö- 
hen. 


5.3 Aus- und Fortbildung von Trainern, 
Trainerakademie 

Die Aus- und Fortbildung von Trainern wird 

— von den Bundessportfachverbänden, 

— vom Deutschen Sportbund — Bundesausschuß 
Leistungssport — 

(nur Fortbildung), 

— von der Trainerakademie Köln 
durchgeführt. 

5.3.1 Aus- und Fortbildung von Trainern durch die 
Bundessportfachverbände 

Die Bundessportfachverbände haben unter Berück- 
sichtigung der Rahmenrichtlinien des Deutschen 
Sportbundes verbandsspezifische Ordnungen für 
die Ausbildung von Trainern geschaffen, die — auf- 
bauend auf der Übungsleiter-Ausbildung — die 
Ausbildung zum Trainer mit B-Lizenz sowie zum 
Trainer mit A-Lizenz vorsehen. Die A-Lizenz ist 
grundsätzlich Voraussetzung für die Ausbildung an 
der Trainerakademie. 

Die Ausbildung der B-Lizenz-Trainer obliegt im all- 
gemeinen den Landesfachverbänden. A-Lizenz- 
Trainer werden von den Bundes sportfachverbän- 
den ausgebildet. 

Nach den Zielvorstellungen des Deutschen Sport- 
bundes und der Bundessportfachverbände sollen A- 
Lizenz-Trainer vor allem als Stützpunkttrainer bei 
leistungsstarken Vereinen eingesetzt werden, wäh- 
rend B-Lizenz-Trainer vorrangig im Bereich der 
Landesverbände tätig sein sollen. Solange nicht ge- 
nügend Diplom-Trainer zur Verfügung stehen, müs- 
sen A-Lizenz-Trainer auch für zentrale Aufgaben 
als Bundestrainer eingesetzt werden. 

Die Mehrzahl der Verbände verfügt inzwischen 
über eine erhebliche Zahl von A-Lizenz-Trainern. 
Hierdurch ist der Ausbildungsstand der Trainer er- 
heblich verbessert worden. 

Den Bundessportfachverbänden obliegt auch die 
sportartspezifische Weiterbildung der in ihrem Be- 
reich tätigen Trainer. 

Der Bundesminister des Innern hat im Einverneh- 
men mit dem Deutschen Sportbund in den zurück- 
liegenden Jahren der Aus- und Fortbildung von 
Trainern einen hohen Stellenwert eingeräumt; er 
hat vor allem die Ausbildung möglichst vieler 
A-Lizenz-Trainer kurzfristig ermöglicht. Jährlich 
werden rd. 130 Aus- und Fortbildungslehrgänge ge- 
fördert. 
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Der Bundesminister des Innern ist darum bemüht, 
daß auch die wenigen Verbände, die bisher noch 
keine A-Lizenz-Trainer ausbilden, eine solche Aus- 
bildung bald schaffen, und daß die A-Lizenz-Trainer 
eine regelmäßige, qualifizierte sportartspezifische 
Fortbildung erhalten. 

Die Aufwendungen für die Aus- und Fortbildung 
von Trainern durch die Bundessportfachverbände 
betrugen: 

1982 513 000 DM 

1983 526 000 DM 

1984 535 000 DM 

1985 581 000 DM. 

Für 1986 sind 608 000 DM veranschlagt. 

5.3.2 Trainerakademie Köin 

Die Forderung des Sports nach engagierten und 
hochqualifizierten Trainern hat 1974 zur Gründung 
des Vereins Trainerakademie Köln e. V. geführt. 
Die Trainerakademie hat die Aufgabe, Trainer aus- 
und fortzubilden. Die Forderung nach optimal aus- 
gebildeten Trainern haben auch die vom Deutschen 
Sportbund beschlossenen „Leitlinien für den Spit- 
zensport“ — vor allem im Hinblick auf die Chancen- 
gleichheit unserer Athleten und zur Wahrung des 
erreichten Leistungsstandes im internationalen 
Vergleich — aufgegriffen und bestätigt. Die Trai- 
nerakademie Köln gehört heute zu den angesehen- 
sten Aus- und Fortbildungsstätten von Spitzentrai- 
nern im internationalen Bereich. Neben dem Deut- 
schen Sportbund sind inzwischen 32 Bundessport- 
fachverbände, zehn Landessportbünde und der 
Deutsche Sportärztebund Mitglieder des Vereins. 
Der Bundesminister der Innern führt im zweijähri- 
gen Wechsel mit dem Kultusminister des Landes 
Nordrhein-Westfalen den Vorsitz im Kuratorium 
der Trainerakademie. Dieses Gremium berät den 
Verein bei der Erfüllung seiner Aufgaben. 

Die Aus- und Fortbildung der Trainer geschieht wie 
folgt: 

5.3.2.1 Präsenzstudium 

Hauptaufgabe der Tätigkeit der Trainerakademie 
liegt in der Ausbildung zum staatlich geprüften 
Trainer und Diplom-Trainer des Deutschen Sport- 
bundes auf wissenschaftlicher Grundlage in der 
Form eines 18-monatigen Präsenzstudiums (Ausbil- 
dungskurs). Das Studium baut auf den B- und 
A-Trainer-Lizenzen der Bundessportfachverbände 
atif und setzt die bis dahin in der Hand der Fachver- 
bände liegende Ausbildung umfassend fort. Sie 
richtet sich nach dem „Curriculum für das Studium 
an der Trainerakademie Köln“ und der vom Kultus- 
minister des Landes Nordrhein-Westfalen erlasse- 
nen Studien-und Prüfungsordnung. Nach der Ver- 
ordnung über die Ausbildungsförderung für den Be- 
such der Trainerakademie Köln wird für den Be- 
such der Trainerakademie Ausbildungsförderung 
nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz ge- 
währt. Die Trainerstudenten erhalten hiernach 
Ausbildungsförderung wie Studierende an anderen 
Akademien. 


Bis Ende 1985 haben 165 Absolventen als staatlich 
geprüfte Trainer und Diplom-Trainer des Deut- 
schen Sportbundes die Trainerakademie verlassen. 
Die meisten von ihnen üben auch eine ihrer Qualifi- 
kation entsprechende Tätigkeit im Sport aus. Die 
Diplom-Trainer aktualisieren jährlich ihren Wis- 
sensstand in Fortbildungsseminaren, die die Mit- 
gliedsverbände des Vereins Trainerakademie Köln 
e. V. finanzieren. 

Die Trainerakademie wird durch Zuwendungen des 
Bundes und des Landes Nordrhein-Westfalen geför- 
dert. Wie auch bei der Führungs- und Verwaltungs- 
akademie in Berlin führt der Deutsche Sportbund 
die Haushaltswirtschaft für den Trägerverein und 
ist der Empfänger der Bundeszuwendung. Der Bun- 
desminister des Innern trägt 60 v. H., das Land 
Nordrhein-Westfalen 40 v. H. der Kosten. Im Be- 
richtszeitraum wurden vom Bund aufgewendet: 

1982 294 000 DM 

1983 302 000 DM 

1984 276 000 DM 

1985 292 000 DM. 

1986 wird voraussichtlich derselbe Betrag wie 1985 
erforderlich sein. 

Wegen der nicht nur die einzelnen Sportarten über- 
greifenden Lehrveranstaltungen, sondern auch we- 
gen der sportartspezifischen Ausbildung hängt die 
Höhe der Kosten wesentlich auch von der Zahl der 
Sportartgruppen ab, für die in dem jeweiligen Aus- 
bildungskurs Studenten zugelassen werden. Dies 
geschieht nach den von der Trainerakademie ge- 
troffenen grundsätzlichen Regelungen über die Be- 
stimmung der Anzahl der Sportartgruppen der Aus- 
bildungskurse und deren Mindestteilnehmerzahl. 

5.3.2.2 Fort- und Weiterbildung von Trainern 

Die dargelegten Aus- und Fortbildungsmaßnahmen 
reichen für eine umfassende weitere Verbesserung 
der Qualifikation der in der Bundesrepublik 
Deutschland derzeit vorhandenen rd. 2 700 haupt- 
und vor allem nebenamtlichen Trainer im A- bis D- 
Kaderbereich noch nicht aus. Dieser Personenkreis 
ist wegen seines Hauptberufes für ein 18monatiges 
Präsenzstudium an der Trainerakademie zumeist 
unabkömmlich, zu einem häuslichen Studium aber 
in der Lage. Hierfür sind die für das ursprünglich 
konzipierte Fernstudium aus Haushaltsmitteln des 
Bundesinstituts für Sportwissenschaft erarbeiteten 
Studienbriefe gut geeignet. Das Fernstudium wurde 
insbesondere im Interesse der späteren Verwen- 
dungsmöglichkeiten der Präsenzstudenten der 
Trainerakademie und wegen drohender Austrock- 
nung des Präsenzstudiums nicht realisiert. 

Die Trainerakademie hat deshalb mit Hilfe des 
Deutschen Sportbundes und aufgrund der Initiati- 
ven des Bundesministers des Innern eine neue 
Konzeption zur (allgemeinen) Fort- und (förmli- 
chen) Weiterbildung von Trainern entwickelt. Sie 
erlaubt es vor allem, eine wesentlich größere Zahl 
von Trainern zu erfassen, als dies beim ursprüng- 
lich vorgesehenen Fernstudium möglich gewesen 
wäre. 
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Diese neue Konzeption sieht auf der Basis eines 
Studienplanes ein Heimstudium mit Hilfe der 24 
Studienbriefe vor. Der Erläuterung, Ergänzung und 
Vertiefung der erworbenen Kenntnisse dienen Se- 
minare sowie eine sportartspezifische Ausbildung 
zur Umsetzung der Studienbriefe in die Praxis. In 
den Seminaren werden auch die Akzeptanz sowie 
die Aktualisierungsbedürftigkeit des Studienmate- 
rials festgestellt 

Voraussetzung für die Teilnahme an der Fortbil- 
dung ist grundsätzlich die Trainer-A-Lizenz des 
Bundessportfachverbandes. Ihre Dauer beträgt vier 
Jahre. Pro Studienhalbjahr sind jeweils ein dreitä- 
giges Seminar zu Themen der Studienbriefe und 
pro Studienjahr ein gleichfalls dreitägiges Kom- 
paktseminar zu Schwerpunktthemen aus dem Cur- 
riculum für das Präsenzstudium vorgesehen. Hinzu 
kommt die sportartspezifische Ausbildung in den 
Bundesleistungszentren. 

Die Voraussetzungen für die Teilnahme an der Wei- 
terbildung sind dieselben wie für die Zulassung 
zum Präsenzstudium an der Trainerakademie. Zu- 
sätzlich wird der Nachweis einer haupt- oder neben- 
beruflichen Trainertätigkeit mit der Bestätigung 
verlangt, daß diese auch während der Dauer der 
Weiterbildung ausgeübt werden soll; nebenamtlich 
tätige Trainer müssen eine anderweitige hauptbe- 
rufliche Tätigkeit nachweisen. Die Dauer der Wei- 
terbildung beträgt zweieinhalb Jahre. Neben der 
sportartspezifischen Ausbildung sind pro Studien- 
halbjahr jeweils ein viertägiges Seminar zu The- 
men der Studienbriefe und ein ebenfalls viertägiges 
Kompaktseminar zu Schwerpunktthemen aus dem 
Curriculum für das Präsenzstudium vorgesehen. 
Das letzte Studienhalbjahr der Weiterbildung soll 
als Präsenzphase im Rahmen des Präsenzstudiums 
nach entsprechender Zulassungsprüfung abgelei- 
stet werden. 

Die Fortbildung unterscheidet sich von der Weiter- 
bildung im wesentlichen dadurch, daß sie zu keiner 
förmlichen zusätzlichen Qualifikation führt, wohl 
aber mit einem Abschluß aufgrund von Lernerfolgs- 
kontrollen endet. Demgegenüber mündet die Wei- 
terbildung in das Präsenzstudium ein und führt wie 
dieses zur Qualifikation als staatlich geprüfter Trai- 
ner und Diplom-Trainer des Deutschen Sportbun- 
des. Ein Wechsel von der Fort- in die Weiterbildung 
ist möglich. Die neue Konzeption der Fort- und Wei- 
terbildung wird in das Ausbildungssystem des 
Deutschen Sportbundes aufgenommen. 

Das Fort- und Weiterbildungsprogramm ist im 
Herbst 1985 angelaufen. An der Fortbildung neh- 
men über 80 Trainer aus den Sportarten Ski, Fech- 
ten, Schwimmen und Leichtathletik, an der Weiter- 
bildung mehr als 30 Trainer in den Sportarten Ski, 
Eislauf, Leichtathletik, Rudern und Volleyball teil. 
In beiden Programmen sollen ab 1987 weitere Grup- 
pen von Trainern hinzukommen. 

Das Interesse des Bundes gilt primär dem Fortbil- 
dungsprogramm, weil dieses — verbandsspezifisch 
durchgeführt — einen größeren Kreis von Trainern 
erfaßt und die Teilnehmer nicht zu einem förmli- 


chen Abschluß an der Trainerakademie führt, der 
indessen aber auch nicht verwehrt wird. 

Der Bund finanziert das Fortbildungsprogramm für 
Trainer, die im bundesgeförderten Bereich tätig 
sind in voller Höhe, während er bei der Weiterbil- 
dung — wie beim Präsenzstudium — 60 v. H. der 
Kosten trägt; die restlichen Mittel bringt der Sport 
auf. 

1985 wurden für Fort- und Weiterbildung rd. 99 000 
DM aus Bundesmitteln bereitgestellt. 1986 sind 
hierfür 222 000 DM vorgesehen. 


6 Sportmedizinische Maßnahmen 

Sportliche Höchstleistung, wie sie heute ein Spit- 
zensportler anstrebt oder erbringt, ist ohne sport- 
medizinische Begleitung nicht zu erzielen, sie ist 
ohne sportmedizinische Untersuchung, Beratung 
und Betreuung schlechterdings nicht mehr denk- 
bar. Denn die Beanspruchungen, denen ein Athlet 
in Training und Wettkampf ausgesetzt ist, reichen 
immer wieder in den Grenzbereich physischer Be- 
lastbarkeit und Leistungsfähigkeit hinein. Deshalb 
gilt der medizinischen Betreuung des Hochlei- 
stungssportlers — und hier vor allem dem Schutz 
seiner Gesundheit — ein besonderes Augenmerk. 
Er wird in Training und Wettkampf sportärztlich 
und physiotherapeutisch betreut, und zwar inbeson- 
dere durch 

— regelmäßige sportmedizinische Untersuchun- 
gen, 

— trainings- und wettkampfbegleitende sportmedi- 
zinische und sportphysiotherapeutische Bera- 
tung und Betreuung, 

— Behandlung von Sportverletzungen (sporttrau- 
matologische Behandlung) sowie 

— Maßnahmen der Erhaltung bzw. Wiederherstel- 
lung der sportlichen Leistungsfähigkeit (regene- 
rative Maßnahmen). 


6.1 Sportmedizinische Untersuchungen 

Bei den sportmedizinischen Untersuchungen hat 
sich die Aufteilung in 

— allgemeine sportmedizinische Grunduntersu- 
chungen (Gesundheitsuntersuchungen) und 

— sportartspezifische leistungsdiagnostische Un- 
tersuchungen 

bewährt. Die allgemeine sportmedizinische Ge- 
sundheitsuntersuchung dient der grundsätzlichen 
Beurteilung des Gesundheitszustands des Athleten 
im Sinne einer allgemeinen wie sportspezifischen 
Beurteilung seiner Eignung, Tauglichkeit und Be- 
lastbarkeit in internistischphysiologischer wie auch 
orthopädischer Hinsicht. Sie erfolgt nach Vorgabe 
eines für diese Zwecke entwickelten standardisier- 
ten Untersuchungsbogens grundsätzlich einmal im 
Jahr. Der sportartspezifischen leistungsdiagnosti- 
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sehen Untersuchung unterziehen sich in erster Li- 
nie Athleten in Ausdauersportarten. Sie sind häufig 
in besonderem Maße auf eine kontinuierliche sport- 
medizinische Betreuung angewiesen, da medizini- 
sche Parameter für eine optimale und individuelle 
Trainingssteuerung und -beratung und damit für 
die erstrebte Leistungssteigerung unverzichtbar 
sind. 

Demgemäß werden auch die leistungsdiagnosti- 
schen Untersuchungen in den Sportarten und -dis- 
ziplinen mit besonders hohen körperlichen Anfor- 
derungen und Belastungen bei Bedarf mehrmals im 
Jahr durchgeführt. In einigen Sportarten hat es 
sich als sachgerecht erwiesen, für trainingssteu- 
ernde und wettkampfvorbereitende Maßnahmen 
von der bislang praktizierten Labordiagnose auf 
Felduntersuchungen vor Ort (Trainingslager, Lehr- 
gänge) überzugehen. 

Die sportmedizinischen Untersuchungen, an denen 
prinzipiell alle Mitglieder der A-, B- und C-Kader 
der Bundessportfachverbände teilnehmen, soweit 
deren sportliche Maßnahmen im Bereich des Hoch- 
leistungssports vom Bundesminister des Innern ge- 
fördert werden, werden vom Deutschen Sportbund 
durchgeführt. Hierfür bestehen 15 vom Deutschen 
Sportbund lizensierte Untersuchungszentren. 

Die Kosten der Untersuchungen werden vom Bun- 
desminister des Innern getragen. Dabei werden pro 
Untersuchung Pauschalsätze gezahlt, die der Dek- 
kung entstandener Sachkosten und anteiliger Per- 
sonalkosten dienen. Die den Athleten entstehenden 
Aufwendungen für Fahrtkosten zu den Untersu- 
chungszentren werden den Sportfachverbänden 
über die Jahresplanung erstattet (jährlich rd. 
300 000 DM). An den für die apparative Ausstattung 
der Untersuchungszentren erforderlichen Aufwen- 
dungen (Erst- und Ersatzbeschaffung) beteiligt sich 
der Bundesminister des Innern ebenfalls. Für sport- 
medizinische Untersuchungen stellt der Bundesmi- 
nister des Innern die erforderlichen Mittel dem 
Deutschen Sportbund im Wege der Projektförde- 
rung zur Verfügung. Im Berichtszeitraum betrugen 
die Aufwendungen: 

1982 1,620 Mio. DM 

1983 1,550 Mio. DM 

1984 1,550 Mio. DM 

1985 1,790 Mio. DM. 

Für 1986 sind 1,840 Mio. DM vorgesehen. 

Die in den Untersuchungsbögen enthaltenen Daten 
werden vom Bundesinstitut für Sportwissenschaft 
für wissenschaftliche Zwecke in anonymisierter 
Form dokumentiert (vgl. Kapitel VIII Ziff. 5.4). Sie 
werden Wissenschaftlern, Sportmedizinern, Trai- 
nern und dem Deutschen Sportbund — Bundesaus- 
schuß für Leistungssport — auf Anfrage zur Verfü- 
gung gestellt. 

6.2 Sportmedizinische Betreuung in Training 
und Wettkampf 

Angesichts der starken physischen Belastung der 
Hochleistungssportler durch Training und Wett- 


kampf ist über die sportmedizinischen Untersu- 
chungen hinaus eine ständige gesundheitliche Be- 
treuung erforderlich. Die hohe Zahl verletzter 
Sportler im olympischen Jahr 1984 hat dies bestä- 
tigt. Die Bundesregierung macht daher die Förde- 
rung von Sportmaßnahmen der Verbände davon ab- 
hängig, daß eine ausreichende gesundheitliche Be- 
treuung der beteiligten Sportler in Training und 
Wettkampf gewährleistet ist, und stellt — soweit 
nicht andere Kostenträger (z. B. Krankenversiche- 
rungsträger) in Betracht kommen — hierfür die 
notwendigen Mittel zur Verfügung. 

Grundsätzlich stehen den Athleten bei zentralen 
Lehrgangs- und Wettkampfmaßnahmen der Ver- 
bände Physiotherapeuten und Ärzte zur Verfügung. 
Die physiotherapeutische Betreuung ist bei den 
meisten Sportarten unabdingbar. Die ärztliche Be- 
treuung ist erforderlich, um den Gesundheitszu- 
stand und die Belastbarkeit der Sportler zu kontrol- 
lieren und Mikrotraumata zu behandeln. 

Während die ärztliche und physiotherapeutische 
Betreuung der Hochleistungssportler bei zentralen 
Wettkämpfen und Lehrgängen gewährleistet ist, ist 
insbesondere die ärztliche Betreuung in den Stütz- 
punkten wegen personeller und finanzieller Pro- 
bleme noch nicht in allen Fällen befriedigend ge- 
löst. Eine Verbesserung dieser Situation erwartet 
der Sport auch von der Einrichtung der geplanten 
Olympia-Stützpunkte. Die Bundesregierung ist be- 
müht, eine stärkere finanzielle Förderung des ge- 
sundheitlichen Bereichs u. a. auch durch Mittelum- 
schichtung zu ermöglichen. 

Die Verbands- und Stützpunktärzte und -masseure 
sind in der Regel auf Honorarbasis tätig; einige Ver- 
bände haben hauptamtliche Masseure angestellt. 

Aus Bundesmitteln werden für die gesundheitliche 
Betreuung im Rahmen von Training und Wett- 
kampf (Reisekosten, Honorare, Sachkosten etc.) im 
Jahre 1986 rd. 2,4 Mio. DM (1985: 2,1 Mio. DM) zur 
Verfügung gestellt; davon entfallen rd. 1,2 Mio. DM 
auf zentrale Maßnahmen (Wettkämpfe und Lehr- 
gänge) und rd. 0,4 Mio. DM auf das Stützpunkttrai- 
ning. 

6.3 Dopingbekämpfung 

Doping ist, wie der Deutsche Sportbund 1977 defi- 
niert hat, der Versuch einer unphysiologischen Stei- 
gerung der Leistungsfähigkeit des Sportlers durch 
Anwendung (Einnahme, Injektion oder Verabrei- 
chung) einer Doping-Substanz durch den Sportler 
oder eine Hilfsperson (z. B. Mannschaftsleiter, Trai- 
ner, Betreuer, Arzt, Pfleger oder Masseur) vor ei- 
nem Wettkampf oder während eines Wettkampfs 
und für die anabolen Hormone auch im Training. 
Diese Definition verdeutlicht die Dimensionen des 
Doping-Problems: Es steht in engem Zusammen- 
hang mit der sportmedizinischen und gesundheitli- 
chen Betreuung des Athleten, reicht aber gleichzei- 
tig auch in den ethisch-moralischen Bereich des 
Sports hinein. Denn Doping birgt nicht nur eine 
Gefährdung oder gar Schädigung der Gesundheit 
des Sportlers in sich, es mißachtet auch gröblich 
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das Gebot der Chancengleichheit aller Wettkampf- 
teilnehmer und ist damit ein eklatanter Verstoß ge- 
gen die Fairneß im Sport. 

Aus diesem Grunde unterstützt die Bundesregie- 
rung alle Bemühungen, insbesondere die Anstren- 
gungen des Sports auf nationaler und internationa- 
ler Ebene, das Doping wirksam zu bekämpfen. 

So hat sie dafür gesorgt, daß seit 1974 der beim 
Bundesinstitut für Sportwissenschaft bestellte Be- 
auftragte für Doping-Analytik regelmäßig bei be- 
deutenderen nationalen wie auch internationalen 
Sportveranstaltungen Doping-Untersuchungen vor- 
nimmt. Darüber hinaus ist der Doping-Beauftragte 
erfolgreich bemüht, für die immer wieder neu auf- 
tretenden verbotenen Wirkstoffe wissenschaftlich 
einwandfreie Nachweisverfahren zu finden bzw. zu 
entwickeln. Die 1985 signifikant gestiegenen positi- 
ven Proben unterstreichen die Notwendigkeit sei- 
ner Arbeit, weisen sie doch darauf hin, daß die Ent- 
wicklung auf diesem Gebiet noch nicht in vollem 
Umfang unter Kontrolle ist (vgl. im einzelnen Kapi- 
tel VIII Ziff. 3). 

Die Bundesregierung begrüßt, daß der deutsche 
Sport seit Jahren zum Doping- Problem eine klare 
und unmißverständliche Haltung einnimmt. Die im 
Jahre 1977 beschlossene Grundsatzerklärung für 
den Spitzensport und die als Ausführungsbestim- 
mungen zur Grundsatzerklärung erlassenen Rah- 
menrichtlinien zur Bekämpfung des Doping haben 
für die deutschen Sportverbände und -vereine ver- 
bindliche Maßstäbe und Handlungsanweisungen 
gesetzt, indem sie u. a. das Doping- Verbot, die Do- 
ping-Kontrollen und die Sanktionen bei Verstößen 
im einzelnen regeln. Im Jahre 1983 haben sich die 
verantwortlichen Gremien des deutschen Sports er- 
neut mit der Grundsatzerklärung befaßt. Der Deut- 
sche Sportbund hat im Dezember 1983 eine Ent- 
schließung, der auch das Nationale Olympische Ko- 
mitee für Deutschland zugestimmt hat, verabschie- 
det. Darin wird aufgrund der bisherigen Erfahrun- 
gen und Entwicklungen in der Doping-Bekämpfung 
vor allem eine stärkere Betonung der Aufklärung 
über die Gefahren des Doping gegenüber der reinen 
Doping-Kontrolle und eine Überarbeitung der Rah- 
menrichtlinien angekündigt, um noch besser pra- 
xisbezogene Regelungen zu erreichen. Eine beim 
Bundesinstitut für Sportwissenschaft eingerichtete 
Arbeitsgruppe für Doping-Fragen hat daraufhin 
eine Informationsschrift erarbeitet, in der u. a. Auf- 
klärung über Doping-Listen, die Wirksamkeit von 
Doping-Mitteln, das Blut-Doping sowie über die Do- 
ping-Kontrollen gegeben wird. Diese Publikation 
mit dem Titel „Doping — Informationsbroschüre 
für Athleten und Betreuer“, erschienen im Juni 
1986, wertet die Bundesregierung als einen weite- 
ren wirksamen Beitrag zur Doping-Bekämpfung, da 
sie sich sowohl wissenschaftlich fundiert als auch 
allgemein verständlich an den betroffenen Perso- 
nenkreis wendet. 

Auch die vom Deutschen Sportbund im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister des Innern 1979 er- 
lassene Vergütungsverordnung für Bundestrainer 
ahndet Verstöße gegen das Doping-Verbot. Für sol- 
che Fälle ist die (fristlose) Kündigung des Vertrags- 


verhältnisses mit dem betroffenen Bundestrainer 
aus wichtigem Grund vorgesehen. Schließlich 
knüpft der Bundesminister des Innern bereits seit 
Jahren die Bereitstellung von Sportförderungsmit- 
teln daran, daß der die Zuwendung empfangende 
Sportfachverband die von den nationalen und inter- 
nationalen Sportorganisationen erlassenen Bestim- 
mungen gegen Doping beachtet und nachhaltig dar- 
auf hinwirkt, daß eine technische Manipulation am 
Athleten (im Sinne der o. g. Grundsatzerklärung) 
ausgeschlossen ist. 

Auch im internationalen Bereich hat es unter we- 
sentlicher Beteiligung der Bundesregierung im Be- 
richtszeitraum einen bemerkenswerten Fortschritt 
gegeben: Nach mehrjährigen intensiven Beratun- 
gen in den Gremien des Europarats, an denen nam- 
hafte Experten aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land maßgeblich mitgewirkt haben, haben die euro- 
päischen Sportminister anläßlich ihrer 4. gemeinsa- 
men Konferenz vom 14. bis 16. Mai 1984 in Malta die 
„Europäische Charta gegen Doping im Sport“ ver- 
abschiedet. Diese Charta hat der Ministerrat des 
Europarates in einer Entschließung vom 25. Sep- 
tember 1984 angenommen (vgl. Anhang 9.1). 

Dieser eindeutigen Stellungnahme der europäi- 
schen Sportminister gegen das Doping im Sport ha- 
ben sich zahlreiche internationale Sportorganisatio- 
nen angeschlossen. Das Internationale Olympische 
Komitee hat die gesamte Sportbewegung im Be- 
wußtsein der großen Bedeutung des Doping-Pro- 
blems für den Sport aufgerufen, diese Charta als 
ihre eigene anzunehmen. 

7 Talentsuche und Taientförderung 
7.1 Allgemeines 

Talentsuche und Talentförderung sind Vorausset- 
zungen für eine gezielte Nachwuchsarbeit und ein 
hohes Leistungsniveau im Spitzensport. Träger die- 
ser Aufgaben sind grundsätzlich die Sportvereine 
und Kommunen, die Sportverbände auf Landes- 
ebene und die Bundesländer. Von besonderer Be- 
deutung ist hierbei die enge Zusammenarbeit zwi- 
schen Schule und Verein, um frühzeitig in der 
Schule sportliche Talente zu erkennen. 

Eine unmittelbare Förderungszuständigkeit des 
Bundes ist nicht gegeben. Der Bund trägt jedoch 
durch folgende Maßnahmen zur Verbesserung der 
Talentsuche und Talentförderung bei: 

— Förderung von Sportinternaten (vgl. Zif- 
fer 3.3.4), 

— Förderung des Bundeswettbewerbs der Schulen 
„Jugend trainiert für Olympia“ (vgl. Ziffer 7.2), 

— Förderung von Forschungsvorhaben, die der 
Entwicklung von Auswahlmethoden und Wett- 
kampfsystemen für die Früherkennung von Ta- 
lenten und. der Leistungsprognose dienen (vgl. 
Kapitel VIII Ziff. 2.1), 

— Stützpunktförderung, da in die Stützpunktmaß- 
nahmen auch Sportler der D-Kader einbezogen 
werden können (vgl. Ziffer 3.3.2). 
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Darüber hinaus stellt der Bundesminister des In- 
nern im Rahmen der Jahresplanungen den Spitzen- 
verbänden auch Mittel für Sichtungslehrgänge zur 
Verfügung. An diesen Maßnahmen nehmen Nach- 
wuchstalente der D-Kader teil. In den Sichtungs- 
lehrgängen wird festgestellt, inwieweit die Teilneh- 
mer für ein Aufrücken in die Bundeskader geeignet 
sind. 

7.2 Bundeswettbewerb der Schulen „Jugend trainiert 
für Olympia“ 

Der Bundeswettbewerb der Schulen „Jugend trai- 
niert für Olympia“ wird auf Bundesebene als Mann- 
schaftswettbewerb in elf Sportarten (Leichtathletik, 
Schwimmen, Geräteturnen, Volleyball, Rudern, 
Fußball, Basketball, Handball, Skilanglauf, Hockey 
und Tischtennis) durchgeführt. Tennis stellte sich 
1986 erstmals in einem Demonstrationsturnier in 
dem Wettbewerb vor. Teilnahmeberechtigt sind alle 
Schulen in der Bundesrepublik Deutschland ein- 
schließlich des Landes Berlin. Es nehmen jährlich 
nahezu 600 000 Jungen und Mädchen im Alter von 8 
bis 18 Jahren an dem Wettbewerb teil. Die Final- 
wettkämpfe, für die sich jährlich rund 6 400 Schüle- 
rinnen und Schüler qualifizieren, finden in den 
Sommersportarten im Frühjahr und im Herbst ei- 
nes jeden Jahres in Berlin statt. Das Skilanglauf- 
finale wird im jährlichen Wechsel in den Ländern 
Baden-Württemberg, Bayern oder Niedersachsen 
durchgeführt. 

Die Bundesregierung sieht in dem Wettbewerb eine 
Möglichkeit, die Kommunikation zwischen Schulen 


VII. Förderung des Sportstättenbaues 


1 Allgemeines 

Die Bundesregierung fördert im Bereich des Sport- 
stättenbaues in Abstimmung mit den zuständigen 
Bundesländern und in Absprache mit den Organi- 
sationen des Sports Anlagen für den Hochleistungs- 
sport und für den Breitensport (zur Förderungszu- 
ständigkeit des Bundes vgl. Kapitel IV). Im einzel- 
nen erstreckt sich die Förderung auf 

— Anlagen des Hochleistungssports, die durch ei- 
nen bundeszentralen Sportverband genutzt wer- 
den (Bundesleistungszentren, Landesleistungs- 
zentren mit Bundesnutzung, Bundesstützpunkte), 

— Anlagen, die der gesamtstaatlichen Repräsenta- 
tion dienen (z. B. Olympia-Anlagen, Stadien für 
die Fußballweltmeisterschaft), 

— besondere Anlagen, die der Verbesserung der 
zentralen Organisation und Verwaltung des 
Sports dienen und daher im Einzelfall im Bun- 


und Sportvereinen zu verbessern, Anregungen für 
die weitere Entwicklung des Schulsports zu geben 
und Talente für den Leistungssport zu erkennen 
und zu fördern. 

Träger des Wettbewerbs sind 

— die Kultusminister der Länder, 

— der Senator für Schulwesen, Jugend und Sport 
des Landes Berlin, 

— der Bundesminister des Innern, 

— die beteiligten Fachverbände des Deutschen 
Sportbundes und 

— die Stiftung Deutsche Sporthilfe. 

Die Finanzierung des Wettbewerbs bis zur Ermitt- 
lung der Landesbesten ist Aufgabe der Länder. Die 
Kosten für die Bundesfinalveranstaltungen werden 
vom Land Berlin, dem Bund und der Stiftung Deut- 
sche Sporthilfe getragen. Der Bund übernimmt au- 
ßerdem die Kosten für die Reisen der Berliner Lan- 
dessieger in das Bundesgebiet. Insgesamt hat der 
Bund im Berichtszeitraum für den Wettbewerb 
jährlich Zuwendungen in Höhe von rd. 1,1 Mio. DM 
geleistet. Für 1986 ist der gleiche Betrag vorgese- 
hen. 

Die allgemeine Finanzlage zwingt zu sparsamer Be- 
wirtschaftimg der für den Wettbewerb zur Verfü- 
gung stehenden Mittel. Die Reisen der Finalteilneh- 
mer werden daher grundsätzlich — wie bisher — 
auf dem Landweg durchgeführt. Flugreisen sind 
auch künftig nur in besonderen Fällen möglich. 


desinteresse liegen (Haus des Deutschen Sports 
in Frankfurt, Führungs- und Verwaltungsakade- 
mie des DSB in Berlin), 

— Breitensportanlagen 

O im Zonenrandgebiet und in Berlin, 

O beispielhafte Anlagen mit Pilot- oder Erpro- 
bungscharakter (Demonstrativ- und Modell- 
anlagen), 

O in weiteren Bereichen, für die der Bund spe- 
zielle Finanzierungszuständigkeiten besitzt 
(vgl. Ziffer 3.3), 

— Grundlagen- und Zweckforschung im Sportstät- 
tenbau (Näheres hierzu in Kapitel VIII). 

Auf die Anlagen für den Hochleistungssport sowie 
für den Breitensport im Zonenrandgebiet und in 
Berlin entfällt der weitaus überwiegende Anteil der 
Förderungsmittel des Bundes. Die Entwicklung der 
Förderungsleistungen des Bundes seit dem Jahre 
1982 ist aus der nachstehenden Tabelle ersichtlich: 
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Jahr 

Sportstätten 
des Hochleistungs- 
sports 

Besondere 
Vorhaben 
des DSB 

Zonenrandgebiet 
und Berlin 

Demonstrativ- 

Vorhaben 

Sportstättenbau 
insgesamt 
(ohne Forschungs- 
förderung) 


— in Mio. DM — 

1982 

18,5 



27,7 

2,5 

48,7 

1983 

18,8 

0,2 

35,8 

2,5 

57,3 

1984 

18,0 

— 

34,6 

2,5 

55,1 

1985 

18,5 

— 

35,0 

2,5 

56,0 

Insgesamt 

73,8 

0,2 

133,1 

10,0 

217,1 


Von 1957 bis Ende 1985 hat die Bundesregierung für den Sportstättenbau 
insgesamt folgende Mittel aufgewendet: 



— in Mio. DM — 

Bundesleistungszentren 

213,074 


Landesleistungszentren mit Bundesnutzung 

92,920 


Bundesstützpunkte 

44,538 


Hochleistungssport insgesamt 


350,532 

Olympia-Anlagen (1972) 

274,0 


Fußballstadien (WM 1974) 

50,0 


Anlagen gesamtstaatlicher Repräsentationen insgesamt 


324,0 

Haus des Sports, Führungs- und Verwaltungsakademie 


8,646 

Sportstättenbau im Zonenrandgebiet und in Berlin (ab 1970) 

440,635 


Allgemeiner Sportstättenbau im Zonenrandgebiet 

298,145 


Sportstättenbau für den Breitensport insgesamt 


738,780 

Gesamtaufwand: 


1 421,958 


Hinzu kommen noch die Mittel für die Förderung 
der Forschung im Sportstättenbau (s. Kapitel VIII 
Zifl 4). 


2 Sportstättenbau für den Hochleistungssport 

Die Bundesregierung mißt den Sportanlagen für 
den Hochleistungssport besondere Bedeutung bei. 
Sie sieht es als ihre Aufgabe an, langfristig das 
bestehende Sportstättenangebot für Training und 
Wettkampf der Hochleistungssportler — soweit er- 
forderlich — zu verbessern. Unter Berücksichti- 
gung der Leistungsdichte wird ein möglichst effek- 
tives Netz von Sportstätten für den Hochleistungs- 
sport im gesamten Bundesgebiet angestrebt. Das 


System zentralgelegener Sportstätten für be- 
stimmte Sportarten wird durch dezentrale Trai- 
nings- und Wettkampfstätten ergänzt. 

Der Bedarf der olympischen Verbände steht im 
Vordergrund der Förderung. Ihnen soll ein optima- 
les Netz von Anlagen in zweckentsprechender Be- 
schaffenheit für die Durchführung ihrer Maßnah- 
men zur Verfügung stehen. Die Bedarfsermittlung 
bei den nichtolympischen Sportarten berücksichtigt 
die nationale und internationale Verbreitung der je- 
weiligen Sportart, ihre Öffentlichkeitswirksamkeit 
und ihre weiteren Entwicklungsmöglichkeiten. 

Die Anmeldung des Bedarfs an Sportstätten für den 
Hochleistungssport ist grundsätzlich Sache der 
Bundessportfachverbände. Grundlage für die Be- 
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darfsermittlung sind Strukturpläne, die die Fach- 
verbände nach den vom Bundesminister des Innern 
unter Mitwirkung des Deutschen Sportbundes und 
den für den Sport zuständigen Landesministerien 
entwickelten „Hinweisen für die Aufstellung von 
Strukturplänen“ (Anhang 7) erstellen. Die Entschei- 
dung des Bundesministers des Innern über die Be- 
darfsanmeldung erfolgt nach Erörterung mit dem 
jeweiligen Bundessportfachverband und dem Deut- 
schen Sportbund — Bundesausschuß für Leistungs- 
sport — nach den „Grundsätzen für die Planung, 
Errichtung, Benutzung, Erhaltung und Verwaltung 
von Bundesleistungszentren“ (Anhang 3) bzw. den 
„Grundsätzen für die Förderung der Errichtung von 
Landesleistungszentren durch den Bund sowie über 
das Förderungsverfahren“ (Anhang 4). Die für die 
verschiedenen Sportarten erforderlichen Anlagen 
werden — soweit sie für eine Bundesnutzung in 
Betracht kommen — nach Art und Kapazität sowie 
Standort und Realisierungszeitpunkt bestimmt. Da 
die Errichtung dieser Sportstätten sowohl von den 
finanziellen Möglichkeiten des Bundes als auch de- 
nen der beteiligten Länder und Kommunen ab- 
hängt, bemüht sich der Bundesminister des Innern 
um Abstimmung mit den zuständigen Stellen der 
Länder und Kommunen. 

Für die Standortwahl von Sportstätten für den 
Hochleistungssport gelten folgende Kriterien: 

— Bei der Errichtung von Sportstätten für den 
Hochleistungssport ist die vorhandene und zu 
erwartende Leistungsdichte der jeweiligen 
Sportart im Einzugsgebiet der Sportstätte zu be- 
rücksichtigen. 

— Sportstätten für den Hochleistungssport sollen 
möglichst an Orten mit geeigneter Infrastruktur 
und verkehrsgünstiger Lage errichtet werden. 
Standorte, die bereits über ein vielgestaltiges 
Angebot an Sportstätten verfügen, sind zu be- 
vorzugen. 

— Stützpunkte sollten in zumutbarer Entfernung 
zum Wohnsitz und Arbeitsplatz der Spitzen- 
sportler und Nachwuchstalente liegen. 

— Sportstätten für den Hochleistungssport einer 
bestimmten Disziplin sollen möglichst in räumli- 
cher Verbindung mit oder neben Anlagen für 
andere Sportarten errichtet werden (Verbund- 
planung), soweit nicht Eigenart und Anforderun- 
gen einzelner Sportarten oder die Erfordernisse 
des Hochleistungssports die Errichtung von 
Sportstätten für nur eine Sportart zweckmäßig 
erscheinen lassen. 

— In Sportstätten für den Hochleistungssport muß 
eine sportwissenschaftliche und gesundheitliche 
(medizinische/physiotherapeutische) Betreuung 
möglich sein. 

— Im Interesse optimaler Ausnutzung und Ausla- 
stung der Sportstätten sind — soweit möglich — 
Sportstätten für mehrere Sportarten zu einer 
einheitlichen Sportanlage zusammenzufassen 
(multifunktionale Nutzung). 

— Sportstätten sollen an Orten errichtet werden, 
an denen ein ungestörtes Training möglich ist. 


Zumindet sollen die Sportstätten größeren, be- 
reits vorhandenen oder geplanten öffentlichen 
Grünanlagen zugeordnet werden. 

Im Interesse einer hohen Ausnutzung und besseren 
Wirtschaftlichkeit stehen die Anlagen für den 
Hochleistungssport auch den örtlichen Sportverei- 
nen sowie dem Schul-, Breiten- und Freizeitsport in 
Zeiten zur Verfügung, in denen sie nicht für Zwecke 
des Leistungssports genutzt werden. Darüber hin- 
aus werden — unter Berücksichtigung des jeweili- 
gen Bedarfs — die Anlagen für den Hochleistungs- 
sport behindertengerecht ausgestaltet. 

Für den Hochleistungssport stehen die erforderli- 
chen Anlagen weitgehend zur Verfügung. In einzel- 
nen Bereichen besteht jedoch noch ein Nachholbe- 
darf. Zu den Bedarfsschwerpunkten gehören insbe- 
sondere Hallen für das Wintertraining, Skisportan- 
lagen und Einrichtungen für das Konditionstrai- 
ning und für Regenerationsmaßnahmen. 


2.1 Bundesleistungszentren 

Bundesleistungszentren sind die vom Bund im Ein- 
vernehmen mit dem Deutschen Sportbund und den 
Bundessportfachverbänden anerkannten zentralen 
Sportstätten dieser Sportfachverbände. Sie dienen 
primär der zentralen Schulung von Hochleistungs- 
sportlern sowie der Durchführung anderer in den 
Zuständigkeitsbereich des Bundes fallender Sport- 
förderungsmaßnahmen, z. B. Fortbildung von Trai- 
nern. 

Zur Zeit bestehen insgesamt 27 Leistungszentren 
(24 Bundesleistungszentren sowie drei Olympia-An- 
lagen): 

Berchtesgaden/Königs- Bobsport, Rennrodeln 


see 


Bonn 

Fechten 

Dortmund 

Leichtathletik 

Duisburg 

Kanurennsport 

Frankfurt 

Radsport 

Frankfurt 

Kunstturnen 

Füssen 

Eishockey 

Hannover 

Tennis 

Hannover 

Fechten, Kunstturnen, 
Leichtathletik, Rugby, 
Schwimmen 

Heidelberg 

Basketball, Schwimmen, 
Tischtennis, Volleyball 

Hennef 

Boxen, Ringen 

Herzogenhorn 

Skisport 

Inzell 

Eisschnellauf, Rollschnell- 
lauf 

Köln 

Hockey, Judo, Schwim- 
men 

Leimen 

Gewichtheben 

Mainz 

Leichtathletik 
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Oberstdorf 
Ratzeburg 
Ruhpolding 
Stuttgart 

Tauberbischofsheim 
Warendorf 
Warendorf 
Wiesbaden 

Hinzu kommen die Olympia-Anlagen in: 
Augsburg Kanuslalom 

Kiel-Schilksee Segeln 

München/Feldmoching Rudern, Kanu. 


Eiskunstlauf 

Rudern 

Biathlon 

Leichtathletik 

Fechten 

Reiten 

Moderner Fünfkampf 
Schießen 


Im Berichtszeitraum wurde das Bundesleistungs- 
zentrum für Gewichtheben in Leimen neu errichtet. 
Es umfaßt neben sportartspezifischen Einrichtun- 
gen für Gewichtheben Einrichtungen, die der Fort- 
entwicklung des Krafttrainings für andere Kraft- 
sportarten dienen. 


Das Landesleistungszentrum für Biathlon in Ruh- 
polding wurde 1985 als Bundesleistungszentrum an- 
erkannt. 

Bei den Bundesleistungszentren bestehen Kurato- 
rien unter dem Vorsitz des Bundesministers des 
Innern, denen die Vertreter des Landes, der Ge- 
meinde und der jeweiligen Sportfachverbände an- 
gehören. Die Kuratorien beschließen in allen die 
Bundesleistungszentren betreffenden Fragen; ins- 
besondere obliegt ihnen die Feststellung der Wirt- 
schaftspläne und die Prüfung der Verwendung der 
Mittel. 


Das Förderungsprogramm der Bundesregierung für 
die Errichtung von Bundesleistungszentren ist im 
Bereich der Neubaumaßnahmen im wesentlichen 
abgeschlossen. Im Vordergrund stehen aber weiter- 
hin Ausbau und Erhaltung des vorhandenen Be- 
standes. Es geht vor allem um 


— die Ergänzung und den Ausbau der Zentren, vor- 
nehmlich mit dem Ziel der Nutzbarmachung für 
weitere Sportarten, 

— die Anpassung der Leistungszentren an die 
neuesten sportwissenschaftlichen Erkenntnisse 
und die neuesten sportfachlichen Anforderun- 
gen sowie 

— die Modernisierung der Anlagen, u. a. mit dem 
Ziel sparsamerer Energieverwendung im Be- 
trieb. 

Im Berichtszeitraum wurden u. a. in den Bundeslei- 
stungszentren Berchtesgaden/Königssee (Bobsport, 
Rennrodeln), Frankfurt (Turnen), Inzell (Eisschnell- 
lauf, Rollschnellauf) und in der Olympiaanlage 
Kiel-Schilksee (Segeln) Ausbau- und Energieein- 
sparungsmaßnahmen durchgeführt. In den näch- 
sten Jahren sind solche Maßnahmen u. a. in den 
Bundesleistungszentren Füssen (Eishockey), Hen- 
nef (Boxen) und Köln (Judo) geplant. 


Die Förderung des Bundes erstreckt sich auf die 
Kosten der Errichtung der Sportanlagen (ein- 
schließlich Erstausstattung) und auf die Folgeko- 
sten (Bewirtschaftung, Bauunterhaltung). Dabei 
werden die Baukosten von den Finanzierungsträ- 
gern entsprechend ihrer im Einzelfall zu ermitteln- 
den Interessenquoten getragen. Zu den Betriebs- 
und Unterhaltungskosten sowie den Bauunterhal- 
tungskosten bewilligt der Bund in der Regel Zu- 
schüsse, deren Höhe sich nach der Benutzungs- 
quote unter Berücksichtigung des Bundesinteresses 
richtet. Hierfür wurden im Berichtszeitraum fol- 
gende Mittel bereitgestellt: 



Betrieb/ 

Unterhaltung 

Bauunterhaltung 

— in Mio. DM 

1982 

8,642 

1,814 

1983 

9,257 

1,891 

1984 

9,323 

2,700 

1985 

9,375 

2,050 


Aufgrund der Entwicklung der Betriebskosten, vor 
allem im Energiebereich, hat der Bundesminister 
des Innern im Berichtszeitraum weitere kosten- 
dämpfende Maßnahmen ergriffen. 


2.2 Landeslelstungszentren mit Bundesnutzung 

Landesleistungszentren mit Bundesnutzung sind 
von den zuständigen obersten Landesbehörden im 
Einvernehmen mit den beteiligten Sportgremien 
auf Landesebene als Leistungszentren anerkannte 
Einrichtungen für die Schulung von Leistungssport- 
lern, in denen, neben sportlichen Maßnahmen auf 
Landesebene, auf regionaler und örtlicher Ebene 
auch Leistungssportmaßnahmen der Bundessport- 
fachverbände durchgeführt werden. Sie dienen 
ebenso wie Bundesleistungszentren der sporttech- 
nischen, sporttaktischen und konditioneilen Schu- 
lung und Leistungskontrolle der Spitzensportler. 

Träger der Landesleistungszentren mit Bundesnut- 
zung sind in der Regel Kommunen oder Sportver- 
bände. 

Die Förderung von Baumaßnahmen mit Bundes- 
mitteln erstreckte sich im Berichtszeitraum u. a. auf 
die Landesleistungszentren mit Bundesnutzung in 
Berchtesgaden (Ski), Heidelberg (Hockey), Winter- 
berg (Bobsport, Rennrodeln). In den kommenden 
Jahren ist eine Förderung von Baumaßnahmen u. a. 
in Berlin (Handball, Hockey, Volleyball), Bottrop 
(Billard), Hamburg (Schwimmen) und Ravensburg 
(Karate) in Aussicht genommen. 

Bei Landesleistungszentren mit Bundesnutzung be- 
teiligt sich der Bund an den Investitionskosten in 
der Regel mit einem Förderungsanteil bis zu 
30 V. H. Bis heute hat der Bundesminister des In- 
nern insgesamt den Bau von 66 Landesleistungs- 
zentren mit Bundesnutzung gefördert. Im Berichts- 
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Zeitraum wurden hierfür folgende Bundesmittel be- 
reitgestellt: 

1982 4,81 Mio. DM 

1983 4,44 Mio. DM 

1984 1,45 Mio. DM 

1985 2,64 Mio. DM. 

2.3 Bundesstützpunkte 

Bundesstützpunkte sind Trainingseinrichtungen 
der Bundessportfachverbände an Schwerpunkten 
des Hochleistungssports (vgl. im einzelnen Kapi- 
tel VI Ziff. 3.3.2 und Anhang 5 und 6). 

Träger von Bundesstützpunkten sind Kommunen 
oder Sportverbände. 

Im Berichtszeitraum wurden Baumaßnahmen mit 
Bundesmitteln u. a. in den Bundesstützpunkten 
Hamburg (Volleyball, Basketball), Heidenheim 
(Fechten) und Paderborn (Leichtathletik) geför- 
dert 

Die Förderung des Bundes erstreckt sich auf die 
Errichtung der Sportanlagen (Trainingseinrichtun- 
gen, Konditions- und Regenerationsräume) ein- 
schließlich Erstausstattung. Die Fördervuig erfolgt 
nach den „Grundsätzen für die Förderung der Er- 
richtung von Landesleistungszentren durch den 
Bund sowie über das Förderungsverfahren“ (An- 
hang 4). In der Regel beteiligt sich der Bund an den 
Investitionskosten mit einem Förderungsanteil bis 
zu 30 V. H. Bevorzugt gefördert werden Einrichtun- 
gen, die hinsichtlich der Anforderungen an die 
Standortwahl und die sachliche und personelle Aus- 
stattung den Anforderungen der „Grundsätze für 
die Planung, Errichtung, Benutzung, Unterhaltung 
und Verwaltung von Bundesleistungszentren“ (An- 
hang 3) entsprechen. Zuwendungen zu den Folgeko- 
sten werden vom Bund nicht geleistet. 


Im Berichtszeitraum wurden für Baumaßnahmen 
in Bundesstützpunkten folgende Bundesmittel be- 
reitgestellt: 

1982 1,41 Mio. DM 

1983 1,80 Mio. DM 

1984 7,15 Mio. DM 

1985 1,63 Mio. DM. 

Der außergewöhnliche Anstieg im Jahr 1984 ist vor 
allem auf die Förderung von zwei besonders kosten- 
aufwendigen Projekten zurückzuführen. 


2.4 Sportintemate 

Die Bundesregierung fördert für Zwecke des Hoch- 
leistungssports die Errichtung und Unterhaltung 
von Sportinternaten mit bundeszentraler Funktion 
(vgl. Kapitel VI Ziff. 3.3.4). 

Die Förderungsquote richtet sich nach dem Aus- 
maß des Bimdesinteresses unter Berücksichtigung 
der jeweiligen bundeszentralen Nutzung. 

Im Berichtszeitraum wurde das Internat des Bun- 
desleistungszentrums Turnen in Frankfurt im Rah- 
men der Modernisierung des Bundesleistungszen- 
trums ausgebaut. 


3 Sportstättenbau für den Breitensport 

Insgesamt sind zwischen dem 1. Januar 1975 und 
dem 31. Dezember 1985 im Rahmen der Förderung 
des Sportstättenbaues mit Bundesmitteln 2 718 
Breitensport- und Freizeitanlagen errichtet worden. 
Über die Art dieser Anlagen und ihre räumliche 
Verteilung gibt die nachstehende Tabelle Aus- 
kunft: 
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Mit Bundesmitteln errichtete Sportstätten für den Breitensport 1975 bis 1985 *) 

Sportstättenarten 



Hallen- 

bad 

Frei- 

bad 

Sport- 

platz- 

anlage 

Tennis-/ 

Hockey- 

anlage 

Reit- 

sport- 

anlage 

Sport- 

halle 

Sport- 

heim, 

Um- 

kleiden, 

Unter- 

künfte 

Schieß- 

anlage 

Eis- 

sport- 

anlage 

Wasser- 

sport- 

anlage 

Sonderanlagen 

Gesamt- 
zahl der 
Einzel- 
anlagen 

Bayern 

28 

19 

1 

335 

143 

16 

189 

256 

73 

13 

1 

Kegelbahnen 25 

LA-Anlagen 33 

Sommerstockbahnen 16 
Billardzentr. 1 

Golfplätze 2 

1 149 

Berlin 

1 

■ 

1 

18 

3 

6 

8 

5 

1 

1 

LA-Anlage 1 

Demonstrativ-Vorh. 
Siemensstadt 1 

43 

Hessen 

1 

18 

83 

46 

9 

22 

61 

26 

1 

1 

LA-Anlagen 7 

Erw. komb. LZ 1 

Sport- und 

Freizeitzentr. 1 

282 

Nieder- 

sachsen 

14 

12 

95 

22 

11 

103 

45 

10 

5 

8 

Kegelbahnen 3 

Radrennbahn 1 

LA-Anlagen 10 

Mattenschanzen 2 

Golfanlage 1 

342 

Schleswig- 

Holstein 

11 

16 

273 

136 

14 

98 

220 

53 

1 

34 

Sportflugplätze 2 

Kegelbahnen 9 

LA-Anlagen 31 

Tanzsportan. 3 

Golfplätze 2 

902 

Gesamt: 

60 

65 

787 

365 

53 

418 

590 

167 

18 

43 

152 

2 718 


*) bis einschließlich 1974 Goldener Plan und Zonenrandförderung, ab 1975 ausschließlich Zonenrandförderung 


Seit Ende der Beteiligung des Bundes am „Golde- 
nen Plan“ (31. Dezember 1974) kann die Bundesre- 
gierung den Bau von Breitensportanlagen nur noch 
insoweit fördern, als ihr spezifische (geschriebene 
oder ungeschriebene) Finanzierungszuständigkei- 
ten zukommen (s. hierzu Ziffern 3.1 bis 3.3). 


3.1 Sportstätten im Zonenrandgebiet und 
im Land Berlin 

Nach §6 Zonenrandförderungsgesetz fördert der 
Bund im Zonenrandgebiet die Schaffung sozialer 
Einrichtungen und damit auch die Errichtung von 
Breitensportstätten. Die Hilfen stehen unter dem 
Leitgedanken, den Folgen der Teilung Deutsch- 
lands entgegenzuwirken. Ziel der Förderung ist es. 


den Wohn- und Freizeitwert des Zonenrandgebietes 
zu verbessern und die Lebensbedingungen dieses 
Raumes denen im übrigen Bundesgebiet anzuglei- 
chen. 

Mit ähnlicher Zielrichtung werden die Breiten- 
sportanlagen auch in Berlin gefördert. 

Die Zuwendungen des Bundes betragen in der Re- 
gel 20 V. H. der zuwendungsfähigen Kosten der Er- 
richtung. Folgekosten werden vom Bund nicht über- 
nommen. Zuwendungsempfänger sind kommunale 
Gebietskörperschaften und Sportvereine, die als ge- 
meinnützig anerkannt sind. 

Über die Förderung des Sportstättenbaues im Zo- 
nenrandgebiet im Berichtszeitraum gibt nachste- 
hende Übersicht Auskunft: 
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Jahr 

Bayern 

Hessen 

Nieder- 

sachsen 

Schleswig- 

Holstein 

Berlin 

Insgesamt 


— in Mio. DM — 

■■ 

13 966 

4 461 

2 471 

6 618 


30 254 


18 958 

3 403 

4 810 

6 743 


37 114 

■iH 

15 951 

1947 

9 704 

7 429 


37 009 

mm 

16 273 

1368 

8 240 

8 148 

700 

34 729 

Insgesamt 

65 148 

11 179 

25 225 

28 938 

8 616 

139 106 


Diese Mittel stammen zum Teil aus dem Haushalt 
des Bundesministers des Innern, überwiegend aber 
aus dem Haushalt des Bundesministers für inner- 
deutsche Beziehungen, der sie dem Bundesminister 
des Innern zur Bewirtschaftung zuweist. Die Mittel 
werden vom Bundesminister des Innern in enger 
Zusammenarbeit mit dem Bundesminister für in- 
nerdeutsche Beziehungen vergeben. Die Förde- 
rungsentscheidungen werden im Benehmen mit der 
jeweils zuständigen obersten Landesbehörde ge- 
troffen. 


3.2 Demonstrativ- und Modellanlagen 

Zur sachgerechten Erfüllung der mit dem Sportstät- 
tenbau verbundenen Aufgaben ist es erforderlich, 
auf eine ständig verbesserte Ausgestaltung der 
Sportanlagen im Hinblick atif deren Funktion, Nut- 
zimgsumfang, Sicherheit und Wirtschaftlichkeit 
hinzuwirken. Zur Gewinnung der notwendigen Er- 
kenntnisse beteiligt sich der Bund nach Abstim- 
mung mit den Ländern und Kommunen an der Fi- 
nanzierung von Demonstrativbauvorhaben. 

Sie sollen 

— für möglichst viele Sportarten, aber auch für 
therapeutische und rehabilitative Zwecke be- 
nutzbar sein, 

— zugleich für Wettkampf und Training geeignet 
sein und 

— als familiengerechte Anlagen alle Bevölkerungs- 
kreise an eine aktive und gemeinsame Freizeit- 
gestaltung heranführen können. 

Im Rahmen dieser Aufgaben hat die Bundesregie- 
rung u. a. die Errichtung einer zentralen Einrich- 
tung für den Behindertensport an der Blindenstu- 
dienanstalt in Marburg gefördert. Der Modellcha- 
rakter dieser Einrichtung besteht insbesondere dar- 
in, daß in den geförderten Sportstätten nicht nur 
blinde Leistungssportler trainieren werden, son- 
dern daß darüber hinaus in das Training auch an- 
dere Behinderte und Nichtbehinderte integriert 
werden. Das Vorhaben ist auch international im 
Hinblick auf die Förderung des Sports Blinder von 
Bedeutung. 


3.3 Sonstige Förderungsmaßnahmen 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ unter- 
stützt die Bundesregierung die Gemeinden beim 
Ausbau ihrer Infrastruktur. Unter dem Aspekt der 
Förderung öffentlicher Fremdenverkehrseinrich- 
tungen werden Zuschüsse aus Gemeinschafts auf ga- 
benmitteln u. a. zum Bau von Hallen- und Freibä- 
dern, Kunsteis- und Rollschuhbahnen, Waldsport- 
pfaden sowie Badeseeanlagen gewährt. 

Nach dem ERP-Gemeindeprogramm können an 
Schwerpunktorten für kommunale Investitionen 
ERP-Darlehen zur Verfügung gestellt werden. Dazu 
zählen auch breiten- und freizeitsportliche Vorha- 
ben. 

Aufgrund des Städtebauförderungsgesetzes können 
Sanierungs- oder Entwicklungsförderungsmittel 
zur Errichtung von Gemeinbedarfs- und Folgeein- 
richtungen eingesetzt werden, um die soziale, kul- 
turelle oder verwaltungsmäßige Betreuung sicher- 
zustellen. Hierzu gehören auch Sportanlagen. Der 
Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau gewährt den Ländern hierzu auf der 
Grundlage des Artikels 104 a Abs. 4 GG unter be- 
stimmten Voraussetzungen für Investitionen der 
Gemeinden Finanzhilfen. 


4 Sportstättenbau bei Bundeswehr, 
Bundesgrenzschutz, Bundesbahn und 
Bundespost 

4.1 Bundeswehr 

Die Bundeswehr verfügt zur Zeit über 

— 608 Sportplätze, 

— 645 Sport- und Ausbildungshallen und 

— 38 Schwimmhallen. 

Im Jahr 1985 wurden 18 Sportplätze und 20 Sport- 
und Ausbildungshallen neu errichtet oder grundin- 
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standgesetzt. Für diese Baumaßnahmen wurden 
Haushaltsmittel des Bundesministers der Verteidi- 
gung in Höhe von 41,5 Mio. DM in Anspruch genom- 
men. Neben Groß Sportanlagen verfügen fast alle 
Truppenunterkünfte der Bundeswehr über Klein- 
spielfelder. 

Der Bedarf der Bundeswehr an Sportanlagen ist 
damit weitgehend gedeckt. In der Zukunft liegt der 
Schwerpunkt bei der Substanzerhaltung und Sanie- 
rung vorhandener Sportanlagen. 

Alle Sportanlagen der Bundeswehr können in der 
dienstfreien Zeit von Schulen, Vereinen und Grup- 
pen genutzt werden. Kosten werden nur für die 
Nutzung von Schwimmbädern erhoben. 


4.2 Bundesgrenzschutz 

Der Bundesgrenzschutz verfügt zur Zeit über fol- 
gende Sportanlagen: 

29 Sportplätze 
8 Kleinspielfelder 
36 Sporthallen 
2 Schwimmhallen 

7 Feuerlöschbecken, die zugleich als Schwimm- 
becken genutzt werden und beheizt sind. 

Im Berichtszeitraum sind ein Sportplatz, fünf 
Kleinspielfelder, zwei Sporthallen und ein Feuer- 
löschbecken hinzugekommen. Für die Zeit von 1987 
bis 1990 sind weitere drei Sportplätze, fünfzehn 
Kleinspielfelder und drei Sporthallen geplant. 

Für den Bau, die Unterhaltung und die Bewirtschaf- 
tung dieser Sportstätten wurden im Berichtszeit- 
raum folgende Mittel aufgewendet: 

1982 2,9 Mio. DM 

1983 3,8 Mio. DM 

1984 3.5 Mio. DM 

1985 4,1 Mio. DM. 

Für 1986 sind 6,0 Mio. DM vorgesehen. 

Der Rückgang der Ausgaben für Sportanlagen des 
Bundesgrenzschutzes gegenüber dem Zeitraum 
1978 bis 1981 (Fünfter Sportbericht) ist darauf zu- 
rückzuführen, daß der vordringliche Bedarf gedeckt 
ist. Die seit 1982 in den Haushalt eingestellten Mit- 
tel werden vorwiegend für Grundinstandsetzungen 
und Bauunterhaltungsmaßnahmen verausgabt. 

Der Bundesgrenzschutz stellt seine Sportanlagen in 
der dienstfreien Zeit der Öffentlichkeit zur Verfü- 
gung. 

Im übrigen benutzt der Bundesgrenzschutz in 
Standorten, in denen keine eigenen Anlagen vor- 
handen sind, Sportanlagen der Bundeswehr und an- 
gemietete öffentliche Sportanlagen. 


4.3 Bundesbahn 

Den Eisenbahner-Sportvereinen (vgl. Kapitel IX 
Ziff. 5.3.3) stehen z. Z. insgesamt 1 342 bundesbahn- 
eigene, 420 vereinseigene und 738 angemietete 
Sportanlagen (u. a. Sport- und Tennisplätze, 
Schwimmbäder, Bootshäuser, Schießstände, Kegel- 
bahnen, Gewässer) zur Verfügung. 

Neben der Bereitstellung von Gelände für diese 
Sportanlagen hat sich die Deutsche Bundesbahn an 
den Kosten der Vereine für Unterhaltung, Ersatz 
und Neubau von im Eigentum der Deutschen Bun- 
desbahn stehenden Sportanlagen der Vereine in 
den Jahren 1982 bis 1985 in folgender Höhe betei- 


ligt: 


1982 

1,1 Mio. DM 

1983 

0,9 Mio. DM 

1984 

0,7 Mio. DM 

1985 

0,7 Mio. DM. 

Für 1986 

1 sind 1,0 Mio. DM vorgesehen. 


Die Förderungsbeträge decken nur einen geringen 
Teil der entstehenden Bau- und Unterhaltungsko- 
sten. Der überwiegende Teil wird von den Vereinen 
selbst (Eigenmittel und Eigenleistung) und durch 
Baukostenzuschüsse Dritter (öffentliche Mittel für 
den Sportstättenbau) erbracht. 


4.4 Bundespost 

Von den 332 Postsportvereinen im Bereich der 
Deutschen Bundespost mit 178 000 Mitgliedern (vgl. 
Kapitel IX Ziff. 5.4.3) verfügen nur 96 Vereine über 
vereinseigene Sportstätten. Zum großen Teil wird 
der Postsport in angemieteten Sportanlagen durch- 
geführt. 

Die Deutsche Bundespost fördert den Bau von 
Sportstätten der Postsportvereine durch die Ge- 
währung von Sonderzuwendungen. Aus diesen Mit- 
teln werden jährlich bis zu zehn Bauvorhaben un- 
terstützt. Außerdem werden in Form von Regelzu- 
wendungen Gelder für Anmietung und Bauunter- 
haltung von Sportanlagen bereitgestellt. Die Zu- 
wendungen decken nur einen geringen Teil der 
Bau- und Unterhaltungskosten. Der überwiegende 
Teil dieser Kosten wird von den Vereinen selbst 
und durch Baukostenzuschüsse Dritter erbracht. 

Im Berichtszeitraum hat sich die Deutsche Bundes- 
post an den Kosten für den Bau, die Bauunterhal- 
tung, die Erweiterung und die Umgestaltung von 
Sportanlagen der Postsportvereine in folgendem 
Umfang beteiligt: 


1982 

1,909 Mio. DM 

1983 

1,351 Mio. DM 

1984 

1,352 Mio. DM 

1985 

1,162 Mio. DM. 


Für 1986 ist ein Betrag von 1,175 Mio. DM vorgese- 
hen. 
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VIII. Förderung der Sportwissenschaft — 


1 Allgemeine Entwicklung 

1.1 Ausgangslage 

Die Bundesregierung hat 1970 durch die Errichtung 
des Bundesinstituts für Sportwissenschaft (BISp) 
ihre bis dahin auf verschiedene Institutionen ver- 
teilten Maßnahmen zur Förderung der Sportwis- 
senschaft in einer Einrichtung konzentriert Das 
BISp ist als nicht rechtsfähige Bundesanstalt im 
Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 
mit Sitz in Köln errichtet worden. Nach der proviso- 
rischen Unterbringung des BISp in zwei angemiete- 
ten Dienstgebäuden in Köln-Lövenich konnte das 
Institut im Frühjahr 1985 ein eigenes Gebäude in 
Köln-Müngersdorf beziehen. Mit dem endgültigen 
Standort ist die angestrebte räumliche Nähe des 
BISp zur Deutschen Sporthochschule Köln, zur 
Trainerakademie Köln und zu den drei Kölner Bun- 
desleistungszentren für Schwimmen, Hockey und 
Judo verwirklicht. Damit wird eine noch engere Zu- 
sammenarbeit in der Sportwissenschaft und bei der 
Umsetzung sportwissenschaftlicher Erkenntnisse 
in die Sportpraxis gewährleistet. 

Die Arbeits- und Wirkungsmöglichkeiten des BISp 
konnten so weiter verbessert werden, auch wenn 
die für den personellen Aufbau und die finanzielle 
Ausstattung gesetzten Ziele noch nicht voll erreicht 
sind. Immerhin wurde die im Haushaltsjahr 1981 
vorgenommene einschneidende Kürzung der Mittel 
für die Forschungsförderung zu einem großen Teil 
wieder ausgeglichen. Die Bundesregierung hat hier- 
durch — trotz der notwendig bleibenden Politik der 
Haushaltskonsolidierung — die Voraussetzungen 
dafür geschaffen, das international anerkannt hohe 
Niveau der Sportwissenscheift in der Bundesrepu- 
blik Deutschland zu halten und die Position der 
bundesdeutschen Sportler auch durch eine der Ent- 
wicklung des Spitzensports dienenden gezielten 
Forschungsförderung zu verbessern. 

Die Bundesregierung wird der Förderung der 
Sportwissenschaft auch weiterhin große Bedeutung 
beimessen und für eine kontinuierliche Verbesse- 
rung der finanziellen Rahmenbedingungen Sorge 
tragen. 


1.2 Aufgabenstellung und Organisation 

Das BISp hat den Auftrag, sportwissenschaftliche 
Forschungsergebnisse für die Sportpraxis umzuset- 


Bundesinstitut für Sportwissenschaft 


zen. Nach dem Errichtungserlaß obliegen ihm dabei 
folgende Aufgaben: 

— die wissenschaftliche Zweckforschung auf dem 
Gebiet des Sports, insbesondere in der Medizin, 
Pädagogik, Psychologie, Soziologie sowie der Be- 
wegungs- und Trainingslehre, vor allem durch 
Planung und Koordinierung sowie durch Finan- 
zierung von Forschungsvorhaben und Auswer- 
tung von Forschungsergebnissen zu fördern, 

— die Bundesregierung bei Sportförderungsprojek- 
ten in den Entwicklungsländern wissenschaft- 
lich zu beraten, 

— bei Planung, Errichtung, Ausbau und Unterhal- 
tung bundeszentraler und bundeseigener Sport- 
anlagen mitzuwirken sowie Konzeptionen für 
den Bau moderner Sportanlagen zu entwickeln, 
die Sportgeräte und sonstige Ausrüstungen fort- 
zuentwickeln, entsprechende Forschungen zu 
veranlassen, zu koordinieren und zu fördern so- 
wie Forschungsergebnisse und praktische Er- 
fahrungen auszuwerten, 

— eine bundeszentrale Dokumentation und Infor- 
mation auf dem Gebiet des Sports zu betreiben. 

Die Wahrnehmung dieser Aufgaben ist den Fachbe- 
reichen „Wissenschaftliche Forschung“, „Sport- und 
Freizeitanlagen“ sowie „Dokumentation und Infor- 
mation“ übertragen; den Fachbereichen steht die 
Verwaltung mit den notwendigen Dienstleistungen 
zur Seite. 


1.3 Haushaltssituatlon 

Die Haushalte des BISp sind im Berichtszeitraum 
geringfügig gestiegen. Die 1981 erfolgte Kürzung 
der Haushaltsmittel für die Forschungsförderung 
stellt indessen nach wie vor eine Zäsur innerhalb 
der angestrebten Kontinuität der Förderung sport- 
wissenscheiftlicher Forschung dar. 

Die Haushaltsmittel des BISp (ohne Investitionen) 
betrugen im Berichtszeitraum: 

1982 7,917 Mio. DM 

1983 8,407 Mio. DM 

1984 8,649 Mio. DM 

1985 8,804 Mio. DM 

Für 1986 stehen 8,886 Mio. DM zur Verfügung. 

Die Ansätze für die sportwissenschaftliche For- 
schung haben sich wie folgt entwickelt: 
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1982 

1983 

1984 


1986 (Soll) 


— in DM — 

Förderung der sportwissenschaftlichen 
Forschung und Dokumentation 

2 070 000 

2 200 000 

2 360 000 

2 400 000 

2 155 000 

Forschungsvorhaben auf dem Gebiete 
des Sportstättenbaues 

256 000 

280 000 

280 000 

250 000 

220 000 

Forschungsvorhaben auf dem Gebiete 
der Sportgeräteforschung und -entwick- 
lung 

160 000 

200 000 

200 000 

250 000 

280 000 


Im Personalhaushalt brachte das Haushaltsjahr 
1986 eine Verbesserung. Seit dem 1. Januar 1986 
können vier Beschäftigte, die bisher über jährliche 
Forschungsaufträge Aufgaben wahrgenommen ha- 
ben, auf ordentlichen Haushaltsstellen geführt wer- 
den. Dies hatte zur Folge, daß die Personalausgaben 
für diese Beschäftigten, welche bisher aus dem For- 
schungstitel gezahlt worden waren, im Wege der 
Umschichtung nunmehr bei dem entsprechenden 
Personalausgabentitel veranschlagt werden. Das 
BISp verfügt seitdem über 60,5 Planstellen und 
Stellen für Beamte, Angestellte und Arbeiter. 


1.4 Nationaler und internationaler Wirkungskreis 

Das BISp arbeitet im nationalen Bereich mit den 
zuständigen Ländereinrichtungen zusammen. Es 
ist jedoch eine verstärkte Kooperation zwischen 
den Ländern und dem BISp im Interesse einer ver- 
besserten Effektivität der Sportwissenschaft anzu- 
streben. 

Der Wirkungsbereich des BISp reicht über den na- 
tionalen Rahmen hinaus. Wie jeder Wissenschafts- 
bereich ist auch die Sportwissenschaft auf interna- 
tionale Zusammenarbeit angewiesen. 

Ein wichtiges Forum der internationalen Zusam- 
menarbeit bildet das „Komitee für sportwissen- 
schaftliche Forschung“ des Europarats, dem der Di- 
rektor des BISp angehört. Dieses Gremium koordi- 
niert die sportwissenschaftliche Arbeit innerhalb 
des Sportkomitees (CDDS) des Europarats. Ferner 
ist das BISp in zahlreichen internationalen Organi- 
sationen der Sportwissenschaft tätig. Hierzu zählt 
vor allem der „Weltrat für Sportwissenschaft und 
Leibeserziehung“ (ICSSPE), in dem das BISp die 
Mitgliedschaft des Bundesministers des Innern 
wahrnimmt und dessen Präsident seit 1983 der Di- 
rektor des BISp ist. Durch diese führende Mitarbeit 
auf internationaler Ebene sowie durch bilaterale 
Kooperationsvereinbarungen mit einer Reihe aus- 
ländischer Partnerinstitutionen und durch die Teil- 
nahme an internationalen Kongressen und Veran- 
staltungen ist das BISp bestrebt, den Austausch 
wissenschaftlicher Erkenntnisse mit dem Ausland 
zu vertiefen. 


1.5 Forschungskoordination 

Die mit der Koordination sportwissenschaftlicher 
Forschungsförderung verbundenen Aufgaben des 
BISp haben sich im Berichtszeitraum vermehrt. 

Die nationale und europäische Projektdokumenta- 
tion steht den sportwissenschaftlichen Hochschul- 
einrichtungen zur Verfügung. Die Mitarbeit in den 
Gremien des Europarates ist mit europäischen Ko- 
ordinationsarbeiten in einigen Arbeitsgruppen ver- 
knüpft. 

Insbesondere die fachliche Beratung sportbezoge- 
ner Forschungsprojekte anderer Bundesministe- 
rien (Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft, 
Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit) hat die Arbeit des BISp beträchtlich 
erweitert; sie stellt einen weiteren Schritt zur Ent- 
wicklung eines einheitlichen wissenschaftlichen 
Beurteilungsstandards der von der Bundesregie- 
rung geförderten sportwissenschaftlichen For- 
schung dar. 

Neben dieser Beratungsfunktion hat das BISp die 
Projektleitung des mit Drittmitteln finanzierten 
Projekts „Rationelle Energieverwendung im Bäder- 
bau“ übernommen. Das Projekt wird aus Mitteln 
des Bundesministers für Forschung und Technolo- 
gie und der Europäischen Gemeinschaft in Höhe 
von insgesamt 15,5 Mio. DM in den Jahren 1979 bis 
1987 gefördert. 

Die koordinierende Tätigkeit des BISp ist ein Ange- 
bot an andere Förderungsinstitutionen innerhalb, 
aber auch axißerhalb der Bundesregierung, deren 
Erfolg aber letztlich von der Bereitschaft dieser In- 
stitutionen zur Zusammenarbeit abhängt. 


1.6 Schwerpunktprogramm für die 
sportwissenschaftliche Forschung 

Eine wesentliche Richtlinie für die Entscheidung 
über Anträge auf Forschungsförderung bildet das 
vom Direktorium zu beschließende Schwerpunkt- 
programm für die sportwissenschaftliche For- 
schung des BISp, das erstmals 1972 veröffentlicht 
worden ist und 1976 fortgeschrieben wurde. Das 
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dritte, zur Zeit maßgebende Programm wurde Ende 
1985 verabschiedet. 

Mit dem neuen Programm wird versucht, Themen 
mit sportpolitisch praktischer Bedeutung zu formu- 
lieren, die in den meisten Fällen von mehreren 
sportwissenschaftlichen Teildisziplinen zu bearbei- 
ten sind. Damit wird zugleich ein Hinweis auf die 
notwendige Zusammenarbeit der Teildisziplinen so- 
wohl im Sinne der jeweiligen Ergänzung der Per- 
spektiven als auch im Sinne der Interdisziplinarität 
für ein Gesamtverständnis sportwissenschaftlicher 
Problemstellungen gegeben. Die jetzt vorliegenden 
Themen beschreiben teils Daueraufgaben, teils ak- 
tuelle Forschungsvorhaben. 

Das Programm wendet sich in erster Linie an dieje- 
nigen, die für ihre Forschung auf Förderungsmittel 
angewiesen sind, weil das BISp vorrangig jene Pro- 
jekte fördern wird, die in den Rahmen des Schwer- 
punktprogramms fallen. Bei fehlenden Forschungs- 
aktivitäten auf wichtigen Gebieten müssen ver- 
stärkt Forschungsaufträge vergeben werden. Das 
Schwerpunktprogramm soll aber auch einer breiten 
Öffentlichkeit das Verständnis für die Belange der 
Sportforschung erleichtern und speziell denen eine 
Orientierung geben, die aus der Praxis heraus Fra- 
gen an die Sportwissenschaft steilen wollen. 


1.7 Zweijahresberichte 

Das BISp legt über seine Arbeit Zweijahresberichte 
vor. Im Berichtszeitraum erschienen der sechste 
und siebente Zweijahresbericht für die Jahre 
1981/1982 und 1983/1984. Sie geben einen detaillier- 
ten Überblick über die Arbeit des Instituts. 


2 Wissenschaftliche Forschung 

Durch seine Forschungsförderung hat das BISp 
nicht unerheblich die Forschungsmöglichkeiten an 
den wissenschaftlichen Hochschulen verbessert 
Besonders durch die enge Zusammenarbeit mit 
dem DSB und seinen Mitgliedsorganisationen ist 
eine kurzfristige Umsetzung neuer Forschungser- 
gebnisse in die Sportpraxis gewährleistet. 

Neben der zentralen Aufgabe, die Forschungsneh- 
mer zu beraten und die vom BISp geförderten For- 
schungsvorhaben zu begleiten, sind schwerpunkt- 
mäßig weitere Aufgaben aus folgenden Bereichen 
zu nennen: 

— Einsetzung und Betreuung eigener Arbeitsgrup- 
pen, 

— Mitarbeit in Arbeitsgruppen oder Kommissio- 
nen anderer Institutionen, 

— Durchführung (als Eigen- oder Mitveranstalter) 
von Kongressen, Symposien und Seminaren, 

— Beratung nationaler und internationaler Sport- 
organisationen, 


— Vorträge (vornehmlich auf wissenschaftlichen 
Kongressen, aber auch in der Aus- und Weiter- 
bildung) und 

— Veröffentlichungen. 

In den Forschungsprojekten, Veröffentlichungen, 

Arbeitskreisen und Kommissionen wurden im Be- 
richtszeitraum vornehmlich folgende Problemberei- 
che bearbeitet: 

— Grundlegende Untersuchungen zum Hochlei- 
stungstraining 

Als Voraussetzung zur Verbesserung der routi- 
nemäßigen Leistungsdiagnostik im Spitzensport 
(vor allem in bezug auf die Leistungsphysiologie 
und die Biomechanik) sind umfangreiche 
Grundlagenuntersuchungen in zahlreichen 
Sportarten durchgeführt worden (u. a. Leichtath- 
letik, Kunstturnen, Rudern, Skisprung, Schwim- 
men). 

Darüber hinaus bemühen sich wissenschaftliche 
Arbeiten z. Z. um praxisnähere Modelle zur bio- 
chemischen Darstellung des Körpers und der 
Körpersegmente, um die Technologie der Sport- 
spielbeobachtung, um Gesetzmäßigkeiten zur 
Entwicklung der Kraftfähigkeiten und um ein 
Psychoregulationstraining für Leistungssport- 
ler. 

— Steuerung und Regelung des Trainings im Spit- 
zensport 

Um auf dem erreichten Leistungsniveau des 
Spitzensports die Effektivität des Trainings zu 
erhöhen, ist es in zunehmendem Maße notwen- 
dig, daß sich die Wissenschaft neben ihren tradi- 
tionellen Aufgaben — Analyse von sportlichen 
Leistungen, Leistungszuständen und Trainings- 
methoden — auch der Analyse des Gesamtsy- 
stems sportlichen Trainings zuwendet und dabei 
Modelle zur Steuerung und Regelung des Trai- 
nings entwickelt sowie wissenschaftlich über- 
prüft. 

Diese Problematik wurde im Berichtszeitraum 
in einer Reihe von Forschungsprojekten bear- 
beitet. 

— Erarbeitung von Lehrmaterialien für den Lei- 
stungssport 

In einem Forschungsauftrag wurden Lehrmate- 
rialien (vor allem Studienbriefe) für einen Fern- 
studienlehrgang zum Diplomtrainer an der Trai- 
nerakademie Köln erstellt. Die Studienbriefe 
sind so konzipiert, daß sie auch als Materialien 
für die Trainerfortbildung Verwendung finden 
können (vgl. Kapitel VI Ziff. 5.3). 

— Frauen im Leistungssport 

Die Defizite auf diesem Gebiet der Forschung 
führten dazu, daß beim BISp eine Arbeitsgruppe 
„Hochleistungssport der Frau“ gebildet wurde. 
In Hearings mit den verschiedenen Teildiszipli- 
nen der Sportwissenschaft wurden Leerfelder 
beschrieben und bereits konkrete Vorhaben in- 
itiiert bzw. durchgeführt. 
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— Talentproblematik, Kinder- und Jugendtraining 

Sowohl durch Förderung von Forschungsprojek- 
ten (u. a. Talentsuche im alpinen Skilauf, Modell- 
versuche in der Leichtathletik, Leistungsent- 
wicklung von jugendlichen Volleyballspielern, 
Talentsuche und Talentförderung im Rahmen 
schulischen Sportförderunterrichts) als auch 
durch Arbeitstagungen und durch Beratung na- 
tionaler und internationaler Sportorganisatio- 
nen konnten Beiträge zur weiteren wissen- 
schaftlichen Durchdringung und zur Umsetzung 
theoretischer Erkenntnisse in die Trainingspra- 
xis erbracht werden. 

— Soziale Probleme des Hochleistungsports 

Angesichts des Umfangs der Belastung durch 
Training und Wettkampf entsteht für den Hoch- 
leistungssportler in zunehmendem Maße die 
Notwendigkeit, die Anforderungen des Hochlei- 
stungssports mit den Verpflichtungen und An- 
sprüchen von Familie, Schule, Universität und 
Beruf in Einklang zu bringen. Die veröffentlich- 
ten Forschungsberichte über Förderungsein- 
richtungen im Hochleistungssport sowie die 
Analyse von sozialen Merkmalen der von der 
Stiftung Deutsche Sporthilfe geförderten Athle- 
tinnen und Athleten zeigen, welche Probleme 
dabei entstehen und welche Strategien zu ihrer 
Bewältigung entwickelt worden sind. Im Rah- 
men des Forschungsauftrages „Stützpunkte und 
vergleichbare Trainingseinrichtungen unter be- 
sonderer Berücksichtigung der Trainerrolle“ 
werden diese Fragen weiter untersucht. Auch 
auf dem gemeinsam von der Eidgenössischen 
Turn- und Sportschule Magglingen und dem 
BISp veranstalteten Symposium „Hat der Spit- 
zensport (noch) eine Zukunft?“ bildeten die Rolle 
des Spitzensportlers als ein „Beruf auf Zeit“ und 
die mit der Professionalisierung verbundenen 
vielfältigen Konsequenzen einen zentralen Dis- 
kussionspunkt. Auf der Grundlage der wissen- 
schaftlichen Erkenntnisse wurden Anregungen 
für soziale Betreuungsmaßnahmen in der Praxis 
entwickelt. 

— Strukturfragen der Sportorganisationen 

Mit der „Finanz- und Strukturanalyse der Turn- 
und Sportvereine FISAS 83“ sind in früheren 
Erhebungen ermittelte zentrale Daten zur Mit- 
glieder-, Angebots-, Organisations- und Finanz- 
struktur der Sportvereine fortgeschrieben wor- 
den. 

Die Verwertung der Erkenntnisse der Studie 
über Aufgaben und Strukturen der Verbände im 
Sport wurde durch zahlreiche Vorträge und Ver- 
öffentlichungen fortgesetzt, wobei insbesondere 
Fragen der Ehren- und Hauptamtlich keit sowie 
der Autonomie der Sportorganisationen im Mit- 
telpunkt standen. 

Bedingungen ehrenamtlicher Tätigkeit bei 
gleichzeitig fortschreitender Professionalisie- 
rung sind auch Gegenstand der Untersuchung 
über die Übungsleiter in den Sportvereinen. 
Struktureller Wandel des Spitzensports durch 
die von den Massenmedien geförderten Tenden- 


zen zur Kommerzialisierung und Professionali- 
sierung und die damit einhergehenden Verände- 
rungen der Binnen- und Außenbeziehungen der 
Sportorganisationen auf nationaler und interna- 
tionaler Ebene standen im Zentrum der Erörte- 
rungen auf dem Symposium in Magglingen 1984. 
Es wurden Empfehlungen erarbeitet, die der 
Steuerung der Entwicklung dienen sollen. 

— Grundlegende Untersuchungen zum Bewe- 
gungslernen in Unterrichtungs- und Trainingssi- 
tuationen 

Das motorische Lernen und der Fertigkeitser- 
werb stellen einen zentralen Problembereich für 
alle Formen des Sporttreibens dar. Auf jedem 
Leistungsniveau, vom Anfänger bis zum Spit- 
zensportler, spielen Fragen des Fertigkeitser- 
werbs und des Techniktrainings eine entschei- 
dene Rolle. Die Strukturierung vorhandenen 
Wissens und der Gewinn neuer Erkenntnisse 
auf diesem Gebiet bilden die Grundlage für Leh- 
ren und Lernen im Sport. Für den Spitzensport 
können insbesondere Entscheidungshilfen für 
die Technik- und Taktikoptimierung gewonnen 
werden. 

In den Projekten zu diesem Bereich wurden u. a. 
Untersuchungen zur Beobachtungsschulung, 
zum Zusammenhang zwischen Blickverhalten, 
Bewegungsvorstellung und Bewegungsrealisa- 
tion, zur Bewegungsantizipation und zur Bewe- 
gungskoordination bei Anfängern, Fortgeschrit- 
tenen und Hochleistungssportlern durchge- 
führt. 

— Sport und Gewalt 

In den Jahren 1978 bis 1982 wurde ein For- 
schungsauftrag zu „Sport und Gewalt“ durchge- 
führt, der mit einem Gutachten und einem wis- 
senschaftlichen Berichtsband abgeschlossen 
wurde. Die Ergebnisse dieser Studie gingen in 
die sportpolitische Diskussion und in die Maß- 
nahmen des Europarates, der Sportministerkon- 
ferenz und der nationalen Gremien ein. Die 
beim BISp eingerichtete Projektgruppe führt 
seit der Tragödie im Brüsseler Heysel-Stadion 
am 29. Mai 1985 ihre Arbeit mit dem Ziel fort, 
neue wissenschaftliche Erkenntnisse aufzuar- 
beiten und Konzepte zur Überwindung von Ag- 
gressivität und Gewalttätigkeit blindwütiger Fa- 
natiker in den Fußballstadien vorzulegen. 

— Pädagogik des Vereinssports 

Vereinssport ist in den letzten Jahren vorwie- 
gend unter strukturellen und organisatorischen 
Gesichtspunkten untersucht worden. Der Pro- 
blembereich der Lehr- und Lernprozesse wird 
vom BISp als eine wesentliche Zukunftsaufgabe 
betrachtet. In der Vergangenheit konnten ver- 
einzelt hierzu Forschungsanträge gefördert wer- 
den, vornehmlich unter dem Gesichtspunkt des 
Vergleichs von schulischem Sportunterricht und 
Vereinstraining. Daneben haben die meisten 
Projekte zur Talentproblematik wesentlich auch 
pädagogische Aspekte. 
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— Medien und Sport 

In der Vergangenheit hat das BISp dem Bereich 
der Begründung und der Entwicklung von Lehr- 
materialien Aufmerksamkeit gewidmet und da- 
bei mit zahlreichen Fachgremien zusammenge- 
arbeitet. Die große Bedeutung der Massenme- 
dien für den Sport — sowohl für seine Darstel- 
lung und deren Wirkung wie auch für seine Ver- 
änderung — hat zusätzliche Arbeitsschwer- 
punkte geschaffen. 

— Sport mit besonderen Gruppen 

Bei den hier im Vordergrund stehenen Fragen 
zum „Sport mit Behinderten“ sowie „Sport mit 
älteren Menschen“ gewannen neben nationalen 
zunehmend auch internationale Aktivitäten an 
Bedeutung. 

— Verhütung von Sportverletzungen/Sportschä- 
den 

Hierbei handelt es sich um alle präventiven 
Maßnahmen im Hochleistungssport zur Vermei- 
dung von Gesundheitsgefahren und zur Abwen- 
dung bleibender Schäden während des Trai- 
nings oder des Wettkampfs einschließlich geeig- 
neter Maßnahmen der Regeneration und seiner 
sportgerechten Rehabilitation. 

2.1 Forschungsschwerpunkte 

Die Entwicklung von aktuellen Forschungsschwer- 
punkten vollzieht sich in einem komplexen Prozeß, 
in dem u. a. immanente Fortentwicklungstendenzen 
der einzelnen Disziplinen, aktuelle Fragen der 
Sportpraxis, wissenschaftliche Traditionen, Eigen- 
'interessen von Forschern und institutioneile Vorga- 
ben — insbesondere das Schwerpunktprogramm 
des BISp — Zusammenwirken. 

Die Berufung von anerkannten Wissenschaftlern in 
die ehrenamtlichen Beratungsgremien dokumen- 
tiert den Willen, die wissenschaftliche Gemein- 
schaft selbst über die angemessene Weiterentwick- 
lung der Forschung wachen zu lassen. Die Verbin- 
dung mit dem DSB verpflichtet dabei, auf den Nut- 
zen für den Sport zu achten. 

Unter Beachtung der notwendigen Qualifikations- 
kriterien haben sich drei wesentliche Aspekte für 
die Förderung etabliert: 

— konsequente Fortentwicklung von Forschungs- 
strategien mit aufeinander aufbauenden Einzel- 
projekten, 

— innovative Ansätze zur Erweiterung des Instru- 
mentariums der Sportwissenschaft insgesamt 
oder von Teildisziplinen, 

— erstmalige Bearbeitung von bisher durch die 
Forschung vernachlässigten Gebieten bzw. 
Aspekten des Sports. 

2.2 Publikationen 

Die Publikationen sind ein wichtiges Mittel, die Ar- 
beit des BISp darzustellen. Trotz geringer Zu- 


wächse in den Haushalten im Berichtszeitraum 
konnte die Anzahl der Publikationen abermals er- 
höht werden. In den Schriftenreihen des BISp sind 
in den Jahren 1983 bis 1986 31 Bände erschienen. 
Aus dem Bereich Sport- und Freizeitanlagen liegen 
21 Veröffentlichungen vor. Der Fachbereich Doku- 
mentation und Information gab 24 Bände der Lite- 
raturdokumentation und vier der Projektdokumen- 
tation heraus. Daneben ist das BISp Mitherausge- 
ber der Zeitschrift „Sportwissenschaft“. 

Über diese Publikationsreihen hinaus unterstützte 
das BISp eine Vielzahl von wissenschaftlichen Ver- 
öffentlichungen, die im Zusammenhang mit den ge- 
förderten Forschungsprojekten entstanden sind. 

2.3 Kongresse und Symposien 

Kongresse und Symposien dienen dem aktuellen 
Austausch zwischen der Sportwissenschaft und den 
Bedürfnissen und Fragen der Sportpraxis. Sie set- 
zen immer wieder neue Impulse für die Arbeit des 
BISp. Von den vielen Veranstaltungen, die das BISp 
durchgeführt oder aber mitgetragen hat, seien die 
folgenden beispielhaft genannt: 

— Symposium „Motorik- und Bewegungsfor- 
schung“, 1982 in Heidelberg, 

— Expertenseminar „Spiel und Sport“, 1982 in Tü- 
bingen, 

— Symposium „Grundlagen des Maximal- und 
Schnellkrafttrainings“, 1983 in Freiburg, 

— Expertengespräch „Pädagogik im Training/der 
Sportlehrer und Trainer im Spannungsfeld zwi- 
schen pädagogischem Anspruch und Unter- 
richtswirklichkeit“, 1984 in Siegen, 

— Workshop „Theorie und Praxis sportmotorischer 
Tests“, 1984 in Heidelberg, 

— Workshop „Beobachtungen im Sportspiel“, 1985 
in Köln, 

— Workshop „Zur Sozialfigur des Übungsleiters im 
Sport der Bundesrepublik Deutschland“, 1985 in 
Köln, 

— Workshop „Zur Praxis des Sprungkraftrainings“, 
1985 in Köln, 

— Workshop „Prognose sportlicher Leistungen“, 
1985 in Heidelberg. 

2.4 Arbeitsgruppe Hochleistungssport 

Die zur wissenschaftlichen Unterstützung des 
Hochleistungssports eingerichtete Arbeitsgruppe 
Hochleistungssport, der der Bundesminister des In- 
nern, der DSB (BA-L) sowie das BISp angehören, 
tagte im Berichtszeitraum jeweils einmal jährlich. 
Zu den schwerpunktmäßig behandelten Themen ge- 
hörten sowohl allgemeine Fragen der Struktur der 
Spitzensportförderung, einschließlich der notwendi- 
gen Maßnahmen zur Verbesserung der wissen- 
schaftlichen Unterstützung des Hochleistungs- 
sports, als auch spezielle Fragen der Steuerung und 
Regelung des Trainings, wie die medizinische und 
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biomechanische Leistungsdiagnostik und Betreu- 
ung, die soziale Betreuung der Spitzensportler, die 
besondere Förderung des Hochleistungssports der 
Frau und die Dokumentation und Auswertung von 
Trainings- und Wettkampf daten. 

3 Beauftragter für Doping-Analytik 

Das BISp widmet dem Dopingproblem unverändert 
große Aufmerksamkeit. Der Beauftragte für Do- 
ping-Analytik des BISp hat im Berichtszeitraum 
wieder regelmäßig Untersuchungen bei bedeuten- 
den nationalen untf~ internationalen Veranstaltun- 
gen durchgeführt. Es ist festzustellen, daß die Zahl 
der Analysen — die für deutsche Sportfachver- 
bände ebenso wie die für ausländische Organisatio- 
nen und Sportverbände durchgeführten — ange- 
stiegen ist Deutsche Sportler sind an den positiven 
Fällen der Jahre 1982 bis 1985 mit weniger als 0,5 
V. H. beteiligt Insgesamt ist jedoch bei den positi- 
ven Dopingfällen leider eine steigende Tendenz zu 
verzeichnen, wobei Untersuchungsergebnisse bei 
ausländischen Veranstaltungen im Jahre 1985 so- 
gar Spitzenwerte von mehr als 4 v. H. positiver Pro- 
ben ergeben haben. 

Trotz aller Fortschritte beim Nachweis der anabo- 
len Steroide, in erster Linie basierend auf Arbeiten 
des Beauftragten für Doping-Analytik des BISp, 
stellt diese Substanzgruppe nach wie vor ein großes 
Problem dar, da anabole Steroide in der Regel im 
Training mit dem Ziel der Leistungsverbesserung 
eingesetzt werden. Hinzu kommen die Versuche 
bzw. Maßnahmen zur Umgehung der bestehenden 
Dopingregeln entweder durch Manipulation der 
Urin-Proben bei der Abnahme oder durch die Ver- 
wendung neuer, bislang unbekannter und deshalb 
noch nicht verbotener Wirkstoffe. So hat erst kürz- 
lich die Medizinische Kommission des IOC die 
Beta-Blocker auf die Dopingliste gesetzt. 

Durch die Steigerung der Anzahl der Analysen und 
die Ausweitung des Analysenprogramms durch die 
Aufführung von neuen Wirkstoff gruppen als Do- 
pingmittel hat sich die Beanspruchung des Labors 
des Beauftragten für Doping- Analytik in den letz- 
ten vier Jahren vervielfacht. 

Ausgedehnt hat sich auch die internationale Zu- 
sammenarbeit des Beauftragten für Doping-Analy- 
tik. Hier wäre in erster Linie die Akkreditierung 
von Doping-Kontrollaboratorien in anderen Län- 
dern zu nennen, die der Beauftragte für Doping- 
Analytik in seiner Eigenschaft als Mitglied der Me- 
dizinischen Kommissionen des IOC und der lAAF 
durchführt. Die Schaffung von akkreditierten Labo- 
ratorien mit dem Ziel, eine Standardisierung der 
analytischen Verfahren zu erreichen, dient einer- 
seits dem Schutz der Athleten vor unberechtigten 
Dopingvorwürfen — bedingt etwa durch eine man- 
gelhafte Analysentechnik — , andererseits der mög- 
lichst umfassenden Axifklärung von Dopingverge- 
hen. So ist auch die Tatsache, daß sich der Kreis der 
akkreditierten Laboratorien von fünf im Jahre 1980 
auf 18 im Jahre 1985 erweitert hat, wesentlich der 
Initiative und dem Einsatz des Beauftragten für Do- 
ping-Analytik zu verdanken. 


Übersicht über die Entwicklung der Doping-Analy- 
tik in den Jahren 1977 bis 1985 


Jahr 

Anzahl 
der Proben 

davon positiv 

(i.v.H.) 

1977 

465 

3 

(0,65) 

1978 

836 

15 

(1,79) 

1979 

827 

2 

(0,24) 

1980 

866 

14 

(1,62) 

1981 

978 

21 

(2,15) 

1982 

1 189 

21 

(1.77) 

1983 

1 535 

14 

(0,90) 

1984 

1747 

26 

(1,49) 

1985 

2 179 

60 

(2,75) 


4 Sport- und Freizeitanlagen, Sportgeräte 

Die dem BISp zugewiesenen Axifgaben der Schaf- 
fung von Planungsgrundlagen für zweckmäßige 
Sportstätten, der Erarbeitung neuer Konzeptionen 
für Sport- und Freizeitanlagen sowie der Weiterfüh- 
rung der Sportgeräteentwicklung fordern eine enge 
Verknüpfung der Forschungsergebnisse mit neuen 
oder fortgeschriebenen Planungsgrundlagen sowie 
die Mitwirkung an Grundsatzausarbeitungen, Pla- 
nungs-Richtlinien sowie Bau- und Ausstattungsnor- 
men. Vor dem Hintergrund der derzeitigen Finanz- 
situation und der künftigen Bedarfsentwicklung ist 
ein ständiger und intensiver Dialog aller Verant- 
wortlichen erforderlich, um die geringer werdenden 
Mittel wirtschaftich für Neubauten, Erhaltung und 
Modernisierung einsetzen zu können. In dieses Wir- 
kungsfeld sind wegen ihrer besonderen Bedeutung 
Maßnahmen zur Energieeinsparung ebenso einzu- 
beziehen wie alle Überlegungen, die zu Lösungen 
im Bereich des Problemfeldes „Sportanlagen und 
Umwelt“ beitragen. 


4.1 Forschungsarbeiten 

Die durch die Forschung gewonnenen Erkenntnisse 
trügen in besonderem Maße dazu bei, die Planungs- 
grundlagen für Sportanlagen zu verbessern. Veröf- 
fentlichungen und Veranstaltungen verhelfen dazu, 
die Ergebnisse an die hiervon betroffenen Fach- 
kreise heranzutragen. Darüber hinaus finden die 
Forschungsresultate Eingang in die Beratungstätig- 
keit des BISp. 

Im Berichtszeitraum konnten u. a. folgende For- 
schungsvorhaben auf dem Gebiet des Sportstätten- 
baus finanziert und zum großen Teil abgeschlossen 
werden; 

— Belastungen des Bewegungsapparates auf 
Sportböden, 

— wirtschaftliche Beheizungsarten von Sporthal- 
len, 

— Verbesserung der Prüfmethoden und Untersu- 
chungen zur Funktionsverbesserung von Ten- 
nenflächen, 
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— Anforderungskriterien und Beurteilungsgrößen 
für Beckenabdeckungsmaterialien in Schwimm- 
bädern, 

— sportfunktionelle und werkstoffspezifische Ei- 
genschaften von Kunststoff- und Sand-Kunst- 
stoffrasenbelägen, 

— Erhöhung der Belastbarkeit von Rasennarben 
durch Maßnahmen der Sportplatzpflege. 

Im Bereich der Geräteforschung konnten u. a. fol- 
gende Forschungsvorhaben mitfinanziert und zum 
großen Teil abgeschlossen werden: 

— Verbesserung von Einzelteilen von Rennrädern, 

— Veränderung der Kurvengeometrie bei Kunst- 
laufschlittschuhen, 

— Entwicklung eines maschinellen Judo-Trai- 
ningspartners, 

— Erforschung von Ruderbootsformen bei unter- 
schiedlichen Wassertiefen und in stationärem 
Geschwindigkeitsverlauf, 

— spezielles Krafttrainingsgerät für Schwimmen 
mit elektronischer Meßeinheit, 

— Trimmrückkopplung im Segelsport, 

— Entwicklung einer Methode zur Erfassung der 
physikalischen Vorgänge beim Gleiten von Ab- 
fahrts-Rennski, 

— Entwicklung einer Methode zur zeitlichen Ver- 
kürzung des Ladevorgangs beim Biathlon-Ge- 
wehr, 

— Bau eines Synchrongerätes für das Trampolin- 
springen. 

Das BISp betreut außerdem das Projekt „Sicherheit 
im Fechtsport“. In einer das Vorhaben begleitenden 
Projektgruppe wirken Vertreter des Deutschen 
Fechter- Bundes, des Deutschen Sportbundes, des 
Bundesministers des Innern, des BISp sowie von 
Materialprüfungsanstalten mit. 


4.2 Planungsgrundlagen 

Die für wirtschaftliche Sport- und Freizeitanlagen 
notwendigen Planungshilfen, Richtlinien und Nor- 
men wurden aktualisiert Bei der Überarbeitung 
von Normen stand deren Straffung auf ein sinnvol- 
les Maß im Vordergrund. 

Während die „Richtlinien für die Schaffung von Er- 
holungs-, Spiel- und Sportanlagen“ (III. Fassung 
1976) nur Bedarfs richtwerte für die „Kernsportstät- 
ten“ enthielten, konnten 1984 die „Orientierungshil- 
fen für die Planung und Errichtung von speziellen 
Anlagen für einzelne Sportarten“ (Ergänzung Kapi- 
tel V der „Richtlinien“) verabschiedet und vom DSB 
in Zusammenarbeit mit den kommunalen Spitzen- 
verbänden herausgegeben werden. Die „Orientie- 
rungshilfen“ enthalten Hinweise zum Bedarf von 
Anlagen für Tennis, Squash, Golf, Eissport, Schieß- 
sport, Reitsport und Rollsport. 


Die städtebaulichen Orientierungswerte in der 
III. Fassung der „Richtlinien“ gehen ausschließlich 
von der Zahl der Einwohner im Planungsbereich 
und vom Schulbedarf aus. In Zukunft, bei sinkender 
BevÖlkerungs- und Schülerzahl und einer mögli- 
chen Verlagerung der Sportinteressen, wird die Be- 
darfsermittlung durch eine sorgfältige Analyse der 
vorhandenen und zu erwartenden Aktivitäten sowie 
durch die Auslastungsuntersuchung der vorhande- 
nen Sportanlagen ersetzt werden müssen. 

Vor diesem Hintergrund ist ein genauer Überblick 
über die vorhandenen Sport- und Freizeitanlagen 
sowohl für die künftige Bedarfsplanung als auch 
für die Finanzplanung von besonderer Bedeutung. 
Die zuletzt zum Stichtag 1. Januar 1976 durchge- 
führte Erhebung ist inzwischen veraltet. Sie bezog 
sich zudem nur auf die quantitative Erfassung des 
Bestandes. Eine teilweise auch die Qualität des An- 
lagenbestandes erfassende Statistik ist auf Länder- 
ebene für 1988 in Aussicht genommen. 

Auch nach 1976 (Ende des ersten Goldenen Plans) 
nahm die Zahl an Sportanlagen weiter zu. Der Neu- 
bau konnte aber mit dem Zustrom neuer Sportin- 
teressenten nicht Schritt halten, so daß zum heuti- 
gen Zeitpunkt noch ein Bedarf an weiteren Anla- 
gen, vornehmlich Sporthallen, Sportplätzen und 
speziellen Anlagen für einzelne Sportarten, be- 
steht. 

In der Objektplanung war die Tätigkeit vorrangig 
auf Verbesserung und Ergänzung der Planungs- 
grundlagen für Konstruktion und Ausbau sowie auf 
kostensparende Vorschläge, unter gleichzeitiger 
Wahrung vielfältiger Nutzungsmöglichkeiten, aus- 
gerichtet. Die Ergebnisse sind als Orientierungshil- 
fen dokumentiert: 

— Orientierungshilfe zur Planung und zum Bau 
von „Sporthallen — Hallen für Spiele“, 

— Orientierungshilfe zur Planung und zum Bau 
von „Sporthallen — Hallen für Mehrzwecknut- 
zung“, 

— Orientierungshilfe zur Ausschreibung von 
Sporthalle nböden, 

— Orientierungshilfe zur Ausschreibung von Ten- 
nenflächen, 

— Orientierungshilfe zur Planung und zum Bau 
von Sportböden mit Kunststoffbelag auf Sport- 
plätzen, 

— Bauliche Anforderungen an Einrichtungen für 
den Tanzsport, 

— Sicherheitseinrichtungen bei Eishockeyspielfel- 
dern. 

Das allgemein gewachsene Umweltbewußtsein und 
eine Reihe von Gerichtsurteilen, die sich mit den 
von Sportstätten (z. B. Tennisplätzen oder Fußball- 
stadien) ausgehenden Immissionen befassen, ha- 
ben Sportanlagen in verstärktem Maße in den 
Blickpunkt des öffentlichen Interesses gerückt. Bei 
der Planung und Modernisierung von Sport- und 
Freizeitanlagen wird daher in Zukunft der Umwelt- 
verträglichkeit dieser Anlagen besondere Aufmerk- 


46 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/6241 


samkeit zu widmen sein. Bereits 1975 hatte das 
BISp Forschungsergebnisse zum Thema „Freisport- 
anlagen und Umgebung; Verhinderung von gegen- 
seitigen Beeinträchtigungen“ veröffentlicht. Die in 
jüngster Zeit ergangenen Urteile der Zivil- oder 
Verwaltungsgerichte, die teilweise zu einer wesent- 
lichen Beschränkung oder gar Einstellung des 
Sportbetriebes führten, haben gezeigt, daß die 
rechtliche Seite der Umwelteinwirkungen durch 
Sportanlagen sehr unterschiedlich beurteilt wird. 
Das BISp hat daher drei Rechtsgutachten in Auf- 
trag gegeben, die im November 1984 unter dem Titel 
„Umwelteinwirkungen durch Sportanlagen“ er- 
schienen sind. 

Eine kritische Auseinandersetzung erfolgte mit den 
vom Länderausschuß für Immissionsschutz heraus- 
gegebenen „Hinweisen zur Beurteilung des durch 
Freizeitaktivitäten verursachten Lärms“. Abgese- 
hen von einer als nicht ausreichend empfundenen 
Differenzierung zwischen Sportanlagen und ande- 
ren Freizeiteinrichtungen erscheinen die Anforde- 
rungen an die Sportstätten vergleichsweise über- 
höht, zumal bisher über die medizinischen und psy- 
chischen Auswirkungen des Sportlärms keine wis- 
senschaftlichen Erkenntnisse oder Forschungser- 
gebnisse vorliegen. Das BISp ist im Arbeitsaus- 
schuß des Vereins Deutscher Ingenieure (VDI) „Be- 
urteilung der Geräusche von Freizeiteinrichtungen“ 
vertreten. 

Aus aktuellem Anlaß erfolgte ferner eine Auseinan- 
dersetzung mit dem Thema „Sicherheit in Sportan- 
lagen“. Gemeinsam mit dem Arbeitskreis „Sonder- 
bauten“ der ARGEBAU wurden Vorschläge zu dies- 
bezüglichen Ergänzungen der Musterverordnung 
für Versammlungsstätten beraten. 


4.3 Demonstratiworhaben 

Im Rahmen eines vom Bundesminister für For- 
schung und Technologie initiierten und gemeinsam 
mit der EG finanzierten Programms über „Ratio- 
nelle Energieverwendung im Bäderbau“ werden 
seit 1981 Erfahrungen bei Planung, Bau und Betrieb 
von entsprechenden Demonstrationsobjekten ge- 
sammelt und ausgewertet. 

Das Vorhaben wird in zwei Tranchen abgewickelt. 
Im Berichtszeitraum wurden in Freibädern und 
Hallenfreibädern baulich/technische Energiespar- 
maßnahmen durchgeführt, der Betrieb während 
mindestens zweier Betriebsjahre beobachtet, ent- 
sprechende Meßdaten gesammelt und ausgewertet 
und so die Voraussetzung dafür geschaffen, den 
Wirkungsgrad der Maßnahmen zur Einsparung von 
Primärenergie nachzuweisen. 

Zur Zeit werden die Ergebnisse aus den Bädern in 
Ahaus, Schwalmtal, Stadtsteinach und Unna 
(1. Tranche) ausgewertet. Die Betriebsbeobachtung 
und -auswertung der Ergebnisse der Bäder in Inzell 
und Uelzen (2. Tranche) wird Mitte 1987 abgeschlos- 
sen sein. 

Zwischeninformationen der interessierten Öffent- 
lichkeit erfolgten durch die Herausgabe von „Pla- 


nungshilfen“, Durchführung zweier Statusseminare 
(einschl. Publikation entsprechender Berichte), Pro- 
duktion einer Ausstellung und durch die Heraus- 
gabe von Kurzinformationen („Flyer“) über die Ein- 
zelobjekte. 


5 Dokumentation und Information 

5.1 Literaturdokumentation 

Dokumentation ist ein Mittel zur Information. In 
der Literaturdokumentation muß der ständig an- 
wachsenden Flut der Sportfachliteratur Rechnung 
getragen werden. Nach international anerkannten 
Schätzungen erscheinen in diesem Bereich jährlich 
mehr als 30 000 Bücher und Zeitschriftenartikel. 
Daraus wählt das BISp jährlich mehr als 4 000 Pu- 
blikationen aus, bearbeitet sie dokumentarisch 
(versehen mit Kurzreferaten und Suchbegriffen) 
und speichert die Informationen in die eigene elek- 
tronische Datenbank SPOLIT. SPOLIT enthält zur 
Zeit mehr als 36 000 Literaturnachweise. Das Ver- 
hältnis von deutscher zu fremdsprachiger Literatur 
beträgt etwa 40 v. H. zu 60 v. H. 

Ein Teil der dokumentierten Literatur wird einer 
weiteren Öffentlichkeit durch das sechsmal jährlich 
herausgegebene Referateorgan „Sportdokumenta- 
tion“ zugänglich gemacht. Für Fachzeitschriften 
und Fachverbände werden disziplin- und themen- 
spezifische Dokumentationen erstellt. 

Die Literaturdokumentation des BISp arbeitet eng 
mit der englischsprachigen kanadischen Sportdo- 
kumentationsstelle SIRC (Sport Information Re- 
source Center) in Ottawa zusammen. Es ist geplant, 
unter Mitwirkung des Weltrates für Sportwissen- 
schaft (ICSSPE) und der Internationalen Ge- 
sellschft für Sportinformationen (lASI) künftig im 
Rahmen internationaler Arbeitsteilung die Litera- 
turdatenbank SPORT von SIRC als UNESCO-Da- 
tenbank fortzuführen. SPORT umfaßt zur Zeit 
176 000 Nachweise vorwiegend der englischsprachi- 
gen Literatur. Im Gegensatz zu SPOLIT enthält 
SPORT kaum Kurzreferate. Das BISp hat die Da- 
tenbank SPORT ab März 1986 seinen Benutzern 
zugänglich gemacht. 

Im Rahmen der Entwicklung eines Sportthesaurus 
zu einem für die inhaltliche Beschreibung von Do- 
kumenten und die Recherche notwendigen EDV- 
gestützten Begriffssystems wurde 1983 der sport- 
medizinische Teil mit ca. 3 000 Begriffen vorgelegt, 
der in sechs Sachgebiete mit Untergruppen einge- 
teilt ist. In Zusammenarbeit mit dem British Sports 
Council wurde eine englische Übersetzung erstellt, 
um im Hinblick auf die internationale Datenbank 
SPORT die Verwendung des sportmedizinischen 
Thesaurus des BISp durchzusetzen. 

Bei der Entwicklung weiterer Teilthesauri arbeitet 
das BISp regelmäßig mit der entsprechenden Fach- 
kommission der lASI zusammen. 
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5.2 Projektdokumentation 

Jedes Jahr führt das BISp eine Erhebung über 
sportwissenschaftliche Forschungsvorhaben in der 
Bundesrepublik Deutschland durch. Diese Erhe- 
bungen beschreiben und dokumentieren laufende 
oder geplante Forschungsarbeiten sportrelevanter 
Fragestellungen aus dem Bereich der Sportwissen- 
schaft selbst oder der angrenzenden Wissenschaf- 
ten. Seit Beginn der Erhebung 1984 bis heute wur- 
den über 2 000 Forschungsvorhaben aus der Bun- 
desrepublik Deutschland, Österreich und der 
Schweiz gemeldet. Die Befragungsergebnisse wer- 
den den beteiligten Forschern in gedruckter Form 
zugänglich gemacht. 

Basierend auf dem standardisierten Erhebungsbo- 
gen des BISp führt der Europarat über das Clearing 
House in Brüssel seit 1977 eine jährliche Erhebung 
in seinen Mitgliedstaaten durch. Das BISp liefert 
die Ergebnisse der deutschen Befragung in engli- 
scher Übersetzung zu. Im Oktober 1984 meldete das 
Clearing House 3 503 Projekte, davon 1 504 aus der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Die maschinenlesbare Datenbasis wurde vom BISp 
als Datenbank SPOFOR ab März 1986 erstmals eu- 
ropaweit für die Recherche zugänglich gemacht. 
Dies ist deshalb von Bedeutung, weil das Clearing 
House die Ergebnisse bisher wegen fehlender Mit- 
tel nicht veröffentlichen konnte. 


5.3 Dokumentation von Sportfilmen sowie des Sports 
und der Sportförderung in den 
Entwicklungsländern 

Das im Fünften Sportbericht beschriebene Projekt 
einer Dokumentation aller öffentlich zugänglichen 
Sportfilme wurde beendet. Das Institut für Film 
und Bild in Wissenschaft und Unterricht (FWU), 
München, besorgt die Bearbeitung seiner eigenen, 
das BISp die der übrigen Sportmedien. 

1983 konnte von beiden Institutionen die Veröffent- 
lichung „Audiovisuelle Medien, Sport“ mit Informa- 
tionen über 1 097 Sportmedien herausgegeben wer- 
den. Die dokumentarische Bearbeitung der neu er- 
scheinenden AV-Medien wird fortgesetzt. 

Auf Wunsch des Deutschen Bundestages hat das 
BISp 1983 die Aufgabe übernommen, das erreich- 
bare Material über Sport und Sportförderungsmaß- 
nahmen in Entwicklungsländern zu sammeln und 
dokumentarisch aufzubereiten. Die Auswahlkrite- 
rien umfassen nicht nur sportwissenschaftliche 
praxisbezogene Literatur, sondern auch Arbeitsdo- 
kumente der mit Sportförderungsmaßnahmen be- 
faßten Ressorts der Bundesregierung sowie Pro- 
jekt- und Seminarberichte der in die Entwicklungs- 
länder entsandten Experten. Anhand dieser Krite- 
rien wurde bisher vorwiegend Material in deut- 
scher, englischer, französischer, spanischer und 
portugiesischer Sprache erfaßt, inhaltlich erschlos- 
sen und systematisch geordnet. 

Eine erste Auswahl dieser Dokumentationen wurde 
im November 1984 veröffentlicht: Diese Zusammen- 


stellung weist 50 Titel zu den Sportförderungsakti- 
vitäten der Bundesrepublik Deutschland nach 1982 
aus. Die Auswahl enthält programmatische Darstel- 
lungen der an der Förderung beteiligten Bundesres- 
sorts und Sportorganisationen, Berichte über ein- 
zelne Förderungsprojekte sowie Stellungnahmen 
aus dem Bereich der Sportwissenschaft. 


5.4 Faktendatenbank „Sportmedizinische 
Untersuchungsdaten von deutschen 
Spitzensportlern** (SPOMED) 

Seit 1971 werden auf Veranlassung des Bundesaus- 
schusses Leistungssport (BA-L) des DSB die Daten- 
der Grunduntersuchungen und seit 1985 die der lei- 
stungsdiagnostischen Untersuchungen an deut- 
schen Spitzensportlern im BISp in anonymisierter- 
Form dokumentarisch bearbeitet und gespeichert. 

Daten von 40 000 Untersuchungen sind in der Da- 
tenbank SPOMED enthalten, die Originalbogen auf* 
Mikrofilm archiviert. Sportwissenschaftler, Ärzte: 
und Trainer sind die häufigsten Nachfrager. Nur 
die Mediziner der Untersuchungszentren und der 
DSB (BA-L) haben direkten Zugriff auf die Daten.. 
Der Schutz personenbezogener Daten ist gewährlei- 
stet. Allen anderen Benutzern stehen die Daten nur 
in anonymisierter Form für statistische Analysen, 
zur Verfügung. 

Beispiele für solche Analysen sind u. a.: 

— Kardiopulmonale Leistungsparameter von Ru- 
derinnen, 

— Auffälligkeiten an der Wirbelsäule bei Reitern. 

Durch die Förderung einer wissenschaftlichen Ana- 
lyse der orthopädischen Texthinweise im sportme- 
dizinischen Untersuchungsbogen konnte das BISp 
dazu beitragen, daß jetzt Untersuchungsergebnisse 
differenzierter dokumentiert werden können. 


5.5 Sportdokumentation im Rahmen des 
Fachinformationsprogramms der 
Bundesregierung 1985 bis 1988 

Die Bundesregierung hat 1984 eine Neuorientie- 
rung ihrer Fachinformationspolitik beschlossen. In 
dem 1985 vorgelegten Fachinformationsprogramm 
1985 bis 1988 ist die Sportdokumentation der res- 
sortspezifischen Fachinformation zugeordnet. Zu- 
sammen mit den Bereichen Gesundheit und Land- 
wirtschaft ist der Sport unter dem Begriff Biowis- 
senschaften neu geordnet worden. Es ist geplant, 
daß die Dokumentationsstellen der Biowissenschaf- 
ten sich durch technische Kooperation mit dem 
Fachinformations-Rechenzentrum des Deutschen 
Instituts für Medizinische Dokumentation und In- 
formation (DIMDI), Köln, eines gemeinsam genutz- 
ten Rechenzentrums bedienen. 

Das BISp verfolgt dieses Ziel seit Jahren. 1984 kam 
es zu intensiven Kooperationsverhandlungen zwi- 
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sehen DIMDI und dem Bundesinstitut Im Juli 1985 
wurden die Gespräche durch eine Verwaltungsver* 
einbarung zwischen dem Bundesminister des In- 
nern imd dem Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit erfolgreich abgeschlossen. 


Seit Januar 1986 benutzt das BISp den Computer 
des DIMDI für seine EDV-Aktivitäten und stellt 
seine öffentlich zugänglichen Datenbanken für den 
Zugriff durch Drittbenutzer gegen Entgelt über den 
DIMDI-Rechner zur Verfügung. 


iX. Sonstige Maßnahmen der Bundesregierung 


1 Förderungsmaßnahmen im Bereich des 
Breitensports 

1.1 Allgemeines 

Die Förderung des Breiten- und Freizeitsports ist 
grundsätzlich und in erster Linie Sache der Länder. 
Auf diesem Gebiet leisten Länder und Gemeinden 
seit Jahren Beachtliches; ihre mannigfaltigen An- 
strengungen und Initiativen würdigt die Bundesre- 
gierung ausdrücklich. 

Unter bestimmten Voraussetzungen und in be- 
grenztem Umfang unterstützt auch der Bund, der in 
der Förderung des Hochleistungssports seine 
Hauptaufgabe sieht, breiten- und freizeitsportlich 
relevante Aktivitäten. Im Rahmen der verfassungs- 
rechtlichen Gegebenheiten kann die Bundesregie- 
rung zentrale Maßnahmen bundeszentraler Sport- 
organisationen im Breiten- und Freizeitsport för- 
dern, wenn sie für die Bundesrepublik Deutschland 
als Ganzes von Bedeutung sind und von einem 
Land allein nicht wirksam gefördert werden kön- 
nen. 


1.2 Förderung des Deutschen Turner-Bundes 

Die finanzielle Förderung breitensportlicher Maß- 
nahmen des Deutschen Turner-Bundes ist im Be- 
richtszeitraum fortgesetzt worden. Für die Durch- 
führung der zentralen Lehrgangsplanung und der 
breitensportlichen Projektmaßnahmen werden dem 
Verband seit 1982 jährlich rd. 100 000 DM zur Verfü- 
gung gestellt. Die Lehrgänge — z. B. in den Sportar- 
ten Gerätturnen, Faustball, Korbball und Orientie- 
rungslauf — dienen der Aus- und Fortbildung von 
Übungsleitern, Fachlehrwarten, Kampf- und 
Schiedsrichtern auf Bundesebene. 

Außerdem beteiligte sich die Bundesregierung an 
der Finanzierung des Deutschen Turnfestes 1983 in 
Frankfurt am Main mit insgesamt 1 Mio. DM. Auch 
für das nächste Deutsche Turnfest, das 1987 im 
Rahmen der 750-Jahrfeier der Stadt in Berlin statt- 
finden wird, ist dem Deutschen Turner-Bund eine 
Bundeszuwendung in einer Gesamthöhe von 

1.3 Mio. DM in Aussicht gestellt worden. Für Vorbe- 
reitungs- und Organisationskosten sind davon be- 
reits 400 000 DM im Jahr 1985 gewährt worden, für 
1986 sind weitere 600 000 DM vorgesehen. 


1.3 Wassersport 

Im Berichtszeitraum hat sich der Wassersport mit 
hohen Zuwachsraten und neuen Sportdisziplinen 
weiter zum Breitensport entwickelt, so daß die Bun- 
deswasserstraßen in noch größerem Ausmaß als 
wichtiger Freizeitraum für die erholungssuchende 
Bevölkerung an Bedeutung gewonnen haben. Die- 
ser Trend verstärkt sich mit zunehmender Freizeit. 
Dabei ist zu berücksichtigen, daß von Wassersport- 
lern vermehrt solche Wasserstraßen auf gesucht 
werden, die in erreichbarer Nähe zu Ballungszen- 
tren liegen. Der Bundesminister für Verkehr ist 
deshalb unverändert darum bemüht, die Belange 
der Bportschiffahrt bei Verkehrsregelungen sowie 
beim Bau und bei der Unterhaltung der Wasserstra- 
ßen angemessen zu berücksichtigen. 

Häufig müssen unterschiedliche und teilweise ent- 
gegengesetzte Interessen, wie die Gewährleistung 
der Sicherheit und Leichtigkeit der gewerblichen 
Schiffahrt, die Förderung des Wassersports, die 
Reinhaltung des Wassers und der Schutz von Um- 
welt und Natur, miteinander in Einklang gebracht 
werden. Dies erweist sich gerade in letzter Zeit dort 
zunehmend als schwieriger, wo aus Gründen des 
Umwelt- und Naturschutzes die Ausübung von Was- 
sersport eingeschränkt oder sogar ganz untersagt 
werden soll. 

Im Entwurf einer Verordnung über das Befahren 
der Binnenwasserstraßen in bestimmten Natur- 
schutzgebieten im Binnenbereich wurden mit den 
darin festgelegten Befahrungsregelungen Kompro- 
misse gefunden, die sowohl die Belange des Natur- 
schutzes berücksichtigen als auch von den Wasser- 
sportlern akzeptiert werden können. 

Der Wassersport hat schon in den letzten Jahren 
gezeigt, daß er sich seiner Verantwortung gegen- 
über der Pflanzen- und Tierwelt bewußt ist. Die 
„Zehn goldenen Regeln“ für das Verhalten von Was- 
sersportlern in der Natur, die von den Wassersport- 
verbänden zusammen mit dem deutschen Natur- 
schutzring erarbeitet wurden, stellen dies unter Be- 
weis. 

Die unter Beteiligung der Wassersportverbände 
vom Bundesminister für Verkehr im Jahre 1979 er- 
arbeiteten „Empfehlungen für die Gestaltung von 
Wassersportanlagen an Binnenwasserstraßen“ wur- 
den im Jahre 1985 ergänzt und bilden bei Planun- 
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gen von Wasserstraßenprojekten auch unter den 
heutigen Gegebenheiten eine geeignete Grundlage 
zur Berücksichtigung der Belange des Wasser- 
sports. In den zurückliegenden Jahren wurden z. B. 
im Rahmen des Ausbaues der Saar von Konz bis 
Saarbrücken-St. Arnual an den vier unteren Stau- 
stufen jeweils eine Kleinschiffahrtsschleuse errich- 
tet, die vom Sportbootverkehr mitgenutzt werden 
kann. 

Bei regelmäßig stattfindenden Gesprächen zwi- 
schen den Spitzenverbänden des Wassersports, dem 
Bundesminister für Verkehr und den Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen werden alle aktuellen Fra- 
gen und Anliegen des Wassersports eingehend be- 
handelt. Dabei sollen Interessen des Wassersports 
auch zukünftig unter Berücksichtigung der Belange 
aller Benutzer der Bundeswasserstraßen im Rah- 
men des Möglichen gefördert werden. 

Befahrungsabgaben für Sportboote auf Binnenwas- 
serstraßen werden in Form einer von den Sportver- 
bänden zu zahlenden Pauschale aufgebracht, deren 
Steigerungsraten sich nach den Veränderungen des 
Abgabenaufkommens der gewerblichen Schiffahrt 
richten. Bei Berechnung der Pauschale wird zugun- 
sten der Sportschiffahrt großzügig verfahren. Ent- 
gegen ihrem Widmungszweck ist die Nutzung der 
bundeseigenen Schutz- und Sicherheitshäfen durch 
Sportboote zugelassen. Der Bundesminister für 
Verkehr trägt damit erheblich zur Verminderung 
der Liegeplatzknappheit bei, unter der besonders 
der Segelsport leidet 

1.4 Sport für besondere Zielgruppen 

Breitensportförderung ist — wie bereits oben aus- 
geführt — in erster Linie Angelegenheit der Län- 
der. Die Bundesregierung ist jedoch im Rahmen 
ihrer begrenzten Zuständigkeit im Breitensport be- 
müht, auch hier in Abstimmung mit den Ländern 
Hilfestellung zu leisten. Gerade die Einbeziehung 
besonderer Zielgruppen wie ältere Menschen und 
ausländische Mitbürger stehen im Vordergrund die- 
ser Bestrebungen. 

1.4.1 Altensport — Sport und Spiel für ältere Menschen 

Der Altensport bildet wegen der günstigen Auswir- 
kungen sportlich- spiele rischer Aktivitäten für äl- 
tere Menschen einen Schwerpunkt bei der Förde- 
rung von gesellschaftspolitischen Maßnahmen für 
die ältere Generation. Sport und Spiel für ältere 
Menschen bieten große Chancen, soziale Kontakte 
zu knüpfen und zu vertiefen. Sie sind geeignet, Ge- 
sundheit und Beweglichkeit zu erhalten und biswei- 
len auch wiederherzustellen. Dies führt zu Selbstbe- 
stätigung und Selbstbewußtsein und trägt damit 
zum körperlichen und geistigen Wohlbefinden der 
älteren Menschen bei. 

Auf der Grundlage dieser Erkenntnis hat der Bun- 
desminister für Jugend, Familie, Frauen und Ge- 
sundheit durch die Finanzierung zentraler Maßnah- 
men erheblich dazu beigetragen, das Bewußtsein 
für die Sportmöglichkeiten älterer Menschen zu 
wecken und die Angebote zu erweitern. 


In Forschungsvorhaben über die Thematik von 
Sport und Spiel für ältere Menschen wird die Frage 
nach angemessenen Bewegungsformen, sinnvollen 
Methoden sportlich-spielerischer Betätigung und 
dem optimalen Ausmaß sportlicher Bewegung un- 
tersucht. Gleichzeitig sollen Hinweise für den 
Schutz der degenerativen Herz-Kreislauf-Erkran- 
kungen gewonnen werden. 

Sport und Spiel für ältere Menschen sind geeignete 
Maßnahmen der sog. Interventions-Gerontologie 
für die Erhaltung von Selbständigkeit. Das gemein- 
sam mit dem Land Nordrhein-Westfalen und der 
Stadt Mönchengladbach finanzierte Modell „Sport 
für betagte Bürger“ läßt erkennen, daß gerade 
Selbsthilfeorganisationen in diesem Bereich einen 
starken Zuspruch finden und sich auf Dauer bewäh- 
ren. Die Erfolge hinsichtlich der geistigen Frische 
und der körperlichen Gesunderhaltung werden von 
der Ärzteschaft anerkannt. Das Projekt wird seit 
dem Jahr 1985 — voraussichtlich bis 1987 — aus 
Bundesmitteln wissenschaftlich begleitet. Die Bun- 
desregierung erwartet hiervon weitere Erkennt- 
nisse über Besucherstruktur, soziale Beziehungen 
der Teilnehmer, die sozialen, die körperlichen und 
die geistigen Auswirkungen der Teilnahme an 
Sport und Spiel, über die Zusammenarbeit mit Ärz- 
ten und Dienststellen der öffentlichen und freien 
Wohlfahrtspflege. Der Trägerverein des Modells hat 
zur Durchführung seiner Aktivitäten im Jahre 1983 
in Mönchengladbach das „Sportzentrum für betagte 
Bürger“ bezogen, das als Modellanlage mit insge- 
samt 1,7 Mio. DM aus Bundesmitteln gefördert wor- 
den ist; Trägerin dieser Einrichtung ist die Stadt 
Mönchengladbach. 

Daneben haben die Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege seit langem Altengymnastik bzw. 
Altensport in ihre Programme aufgenommen. So 
führt beispielsweise das Deutsche Rote Kreuz 
(DRK) Kurse für Übungsleiter und für ältere Men- 
schen durch. Daneben gibt es seit Jahren eigene 
Broschüren zu Sport und Spiel des DSB, des Kura- 
toriums Deutsche Altershilfe und der Krankenkas- 
sen. 

Seit vielen Jahren bestehen Selbsthilfegruppen für 
Seniorensport. Besonders hervorzuheben ist hier 
der bereits erwähnte Verein „Sport für betagte Bür- 
ger“ in Mönchengladbach, der bundeszentral Senio- 
rensport- und -tanzveranstaltungen durchführt und 
den der Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit finanziell unterstützt (zu- 
letzt 1985 mit rd. 17 000 DM). 

Zur praktischen Förderung des Sports in Altenhei- 
men ist 1982 eine im Auftrag des Bundesministers 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit erar- 
beitete Untersuchung mit dem Titel „Bewegungsge- 
rechte elementare Einrichtungen für Altersspiel 
und -Sport im Innen- und Außenbereich von Alten- 
wohnheimen und ähnlichen Einrichtungen“ er- 
schienen. 

Schließlich weisen die Broschüren „Der rote Faden 
— Ratgeber für ältere Mitbürger“, „Alt werden und 
gesund bleiben“ und die Informationsausstellung 
„Älter werden — aktiv bleiben“ (so auch das Motto 
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des Weltgesundheitstages 1982) des Bundesmini- 
sters für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
auf die Bedeutung des Sports im Alter hin. 

1.4.2 Sport für ausländische Arbeitnehmer 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat im Berichtszeitraum die Betreuung ausländi- 
scher Arbeitnehmer und ihrer Familien weiterhin 
finanziell unterstützt. Vor allem im Rahmen der Be- 
treuung in Wohnheimen und Freizeiteinrichtungen 
wurde dabei auch die sportliche Betätigung geför- 
dert. 

Zur Verbesserung der sozialen Integration auslän- 
discher Arbeitnehmer und ihrer Familien werden 
seit Jahren Werbeaktionen unter dem Motto „Aus- 
länder im Sportverein“ durchgeführt. Deutsche 
Sportvereine sollen dadurch angeregt werden, aus- 
ländische Arbeitnehmer und ihre Familien in das 
Vereinsleben einzubeziehen. In — gemeinsam von 
der Bundesregierung und vom Deutschen Sport- 
bund verfaßten — Aufrufen werden die deutschen 
Sportvereine ermuntert, den ersten Schritt zu tun 
und auf die ausländischen Arbeitnehmer und ihre 
Angehörigen zuzugehen. Zusammen mit „Tips für 
den Vereinsvorstand“, einer Anleitung für die Pra- 
xis, werden die Aufrufe regelmäßig im Jahrbuch 
des Sports und in den Sporthandbüchern der Lan- 
dessportbünde veröffentlicht. Bei vielen Verbänden 
und Vereinen haben die Werbeaktionen ein positi- 
ves Echo gefunden; sie haben mit dazu beigetragen, 
den Ausländersport merklich zu aktivieren. Beson- 
dere Initiativen auf diesem Gebiet haben auch eine 
Reihe von Städten und Gemeinden sowie einige 
Landessportbünde ergriffen. 

Ausländische Arbeitnehmer und ihre Familien wer- 
den über Sportmöglichkeiten in der Zeitschrift „AD 

— Arbeitsplatz Deutschland“ informiert; sie er- 
scheint in sechs Sprachen (griechisch, italienisch, 
portugiesisch, serbo-kroatisch, spanisch und tür- 
kisch) in einer Gesamtauflage von rd. 650 000 Exem- 
plaren. Die Abgabe erfolgt kostenlos. 

1.5 Sportmedizinische Forschung im Freizeit- und 
Breitensport 

Angesichts der zunehmenden Akzeptanz von Ange- 
boten im Freizeit- und Breitensport liegt der Bun- 
desregierung daran, die z. T. zwar vermuteten, aber 
wissenschaftlich nicht nachgewiesenen positiven 
Auswirkungen solcher sportlicher Betätigung der 
Bevölkerung auf die Gesundheit genauer zu unter- 
suchen. Insbesondere gilt dies für den präventiven 
Nutzen sportlicher Aktivitäten, und zwar sowohl im 
somatischen wie psychosozialen Bereich. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit hat daher im Berichtszeitraum ge- 
zielt geeignete Forschungsvorhaben initiiert und 
gefördert Im einzelnen handelt es sich um folgende 
Projekte: 

— Vorsorgeuntersuchung sporttreibender Bürger 

Dieses Vorhaben wurde in den Jahren 1980 bis 
1983 als Verbundstudie von sechs sportmedizini- 


schen Instituten mit einem Kostenaufwand von 
insgesamt 2,265 Mio. DM durchgeführt. Ergebnis 
ist ein breit einsetzbarer präventiv-medizinisch 
orientierter Untersuchungsbogen für Bürger, die 
Breitensport treiben wollen. Der Bogen gibt Auf- 
schluß darüber, welche ärztlichen bzw. labor- 
technischen Untersuchungen notwendig bzw. 
ausreichend sind, um den Arzt in die Lage zu 
versetzen, den Gesundheitszustand bzw. die spe- 
zielle Risikokonstellation des Untersuchten zu 
beurteilen. Gleichzeitig soll dem Arzt die Mög- 
lichkeit gegeben werden, geeignete Sportarten 
zu empfehlen und Risiken bei Überschreiten ge- 
wisser Trainingsgrenzen aufzuzeigen. 

Dieser für den Arzt bestimmte Untersuchungs- 
bogen wird ergänzt durch einen für die Erfor- 
schung epidemiologischer Fragestellungen ge- 
eigneten Erhebungsbogen, der als Basis für wei- 
tere Forschungsvorhaben zur präventiven Be- 
deutung sportlicher Betätigung dienen soll. 

— Gesundheitsverhalten im Kindes- und Jugendal- 
ter 

Dieses in Berlin und Bremen laufende For- 
schungsvorhaben wird in den Jahren 1984 bis 
1986 mit Bundesmitteln in Höhe von rund 2,325 
Mio. DM gefördert. Das Projekt soll Erkennt- 
nisse über die Entwicklung gesundheitsbezoge- 
ner Verhaltensweisen bei 12- bis 14jährigen 
Schülern über die medizinisch erfaßbaren Aus- 
wirkungen dieser Verhaltensweisen und ihre so- 
zialen und psychologischen Grundlagen liefern. 
Schwerpunkte der Untersuchung sind sportliche 
Betätigung, Rauchen sowie Alkohol- und Medi- 
kamentenkonsum. Die Ergebnisse dieser als 
Längsschnittuntersuchung angelegten Studie 
sollen Basis für die Erarbeitung von Empfehlun- 
gen für praktisch wirksame präventive Maßnah- 
men sein. 

Die Bundesregierung hat weiterhin Vorstudien 
durchführen lassen, die insbesondere methodische 
Ansätze zur besseren Erfassung der komplexen 
präventiven Auswirkungen von sportlicher Betäti- 
gung auf die Gesundheit entwickeln sollen. Hier ist 
vorgesehen, im Rahmen einer vergleichenden In- 
terventionsstudie die Altersgruppe von 12- bis 
14jährigen Schülern zu untersuchen. 


2 Förderung des Behindertensports 

2.1 Allgemeines 

2.1.1 Sport als Lebenshilfe 

Sport bietet behinderten Menschen eine wirkungs- 
volle Lebenshilfe. 

Er 

— erhält und steigert die Leistungsfähigkeit des 
Behinderten, 

— weckt Selbstvertrauen, stärkt das Selbstbewußt- 
sein, führt zur Lebensbejahung, 
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— fördert Kontakt als Möglichkeit der Begegnung 
Behinderter untereinander und mit Nichtbehin- 
derten und 

— bietet damit einen wichtigen Beitrag zur Einglie- 
derung in die Gesellschaft 

Die Bundesregierung begrüßt daher alle Aktivitä- 
ten, die dazu beitragen, Sportmöglichkeiten für Be- 
hinderte auszubauen. 

2.1.2 Zielgruppe 

In der Bundesrepublik Deutschland leben über vier 
Millionen Behinderte, davon sind allein rd. 800 000 
Kinder und Jugendliche. Wieviel Behinderte Sport 
treiben, kann nicht ermittelt werden, denn aussage- 
kräftige Statistiken bestehen nicht. Die Behinder- 
tensportorganisationen haben zusammen rd. 
146 000 Mitglieder. Die Zahl der Behinderten, die 
sich in der Freizeit sportlich betätigen, ohne Mit- 
glied eines Sportvereins zu sein oder am Behinder- 
tensport im Rahmen der Rehabilitation teilzuneh- 
men, kann nicht geschätzt werden. 

2.1.3 Formen des Behindertensports 

Im Behindertensport ist zu unterscheiden zwi- 
schen 

— Leistungssport und 

— Breitensport, zu dem auch die Versehrtenleibes- 
übungen und der sonstige Rehabilitationssport 
als bewegungstherapeutische Übungen gehö- 
ren. 

Beide Arten des Behindertensports werden von Be- 
hinderten im Rahmen ihrer Freizeit ausgeübt. Der 
Behindertensport entspricht insoweit der Sportaus- 
übung Nichtbehinderter; allerdings wird der Behin- 
dertensport in beiden Formen von Ärzten über- 
wacht und von besonders ausgebildeten Übungslei- 
tern betreut und begleitet. 

2.1.4 Träger 

Träger des vereinsorientierten Behindertensports 
sind die Behindertensportgruppen und Behinder- 
tensportvereine, die im deutschen Behinderten- 
Sportverband (ca. 136 000 Mitglieder), im Deutschen 
Gehörlosen-Sportverband (ca. 9 000 Mitglieder) und 
im Deutschen Blinden-Schachbund (ca. 430 Mitglie- 
der) zusammengefeißt sind. 

Zusätzliche Möglichkeiten der Sportausübung bie- 
ten sich Behinderten in Heimen und Tagesstätten 
für Behinderte, in Freizeiteinrichtungen wie Ju- 
gendzentren und Clubs sowie in Einrichtungen der 
Kirchen. Diese Art der Sportausübung erfolgt meist 
nicht organisiert. 


2.2 Leistungsvergleich und Wettbewerb 
2.2.1 Angebote 

Der Deutsche Behinderten-Sportverband bietet sei- 
nen Mitgliedern 31 Sportarten und Sportspiele an. 


Dieses Angebot gilt für Körperbehinderte ein- 
schließlich Rollstuhlfahrer, Blinde und Sehbehin- 
derte sowie geistig Behinderte. Im Deutschen Ge- 
hörlosen-Sportverband mit seinen hör- und sprach- 
behinderten Mitgliedern werden 17 Sportarten be- 
trieben. 

Leistungsvergleich und Wettbewerb bieten auch im 
Behindertensport Ansporn zu Bestleistungen. Die 
Behinderten-Sportverbände ermöglichen ihren lei- 
stungswilligen Mitgliedern auf vielfältige Weise 
Wettkampf- und Leistungssport auf örtlicher, regio- 
naler, nationaler und internationaler Ebene zu be- 
treiben. Das sportliche Angebot richtet sich nach 
Art und Umfang der Behinderung. Die Sportarten 
sind — mit Ausnahme des Gehörlosensports — in 
eine Vielzahl von Disziplinen und Schadensklassen 
eingeteilt, die auf die unterschiedlichen Funktions- 
einschränkungen dieser Sportler abstellen. 

Der Deutsche Sportbund verleiht als Auszeichnung 
für gute, vielseitige körperliche Leistung das Deut- 
sche Sportabzeichen. Die Bedingungen für Behin- 
derte hat der Deutsche Behinderten-Sportverband 
im Einvernehmen mit dem Deutschen Sportbund 
unter Berücksichtigung der spezifischen Leistungs- 
einschränkungen der Behinderten festgelegt. 

2.2.2 Belastbarkeit 

Nach dem bisherigen Erkenntnisstand ist Lei- 
stungssport für Körperbehinderte unter gesund- 
heitlichen Aspekten grundsätzlich nicht anders zu 
bewerten als Leistungssport Nichtbehinderter. Da 
aber Behinderte oft einen starken Ehrgeiz entwik- 
keln, der zu Selbstüberschätzung und Überforde- 
rung oder zu Auswüchsen im Leistungssport führen 
kann, findet der Leistungssport dort seine Grenzen, 
wo übermäßiges Leistungsstreben zu Verschlimme- 
rungen der Behinderung oder zu einer weiteren Be- 
hinderung führen kann. Eine überproportionale ge- 
sundheitliche Beeinträchtigung Behinderter durch 
die Teilnahme an nationalen und internationalen 
Wettkämpfen ist bisher nicht bekannt. Damit diese 
Voraussetzungen und dieser Tatbestand erhalten 
bleiben, bedarf der behinderte Leistungssportler in 
besonderem Maße ständiger ärztlicher Beratung 
und Betreuung. 

Die Bundesregierung widmet daher den medizini- 
schen Fragen nach den Grenzen der Belastbarkeit 
behinderter Leistungssportler weiterhin besondere 
Aufmerksamkeit. 


2.3 Förderung 

Für die Förderung des Behindertensports gelten die 
gleichen Zuständigkeitsabgrenzungen wie bei der 
Förderung des allgemeinen Sports. Danach sind für 
den allgemeinen Behindertensport als Breiten- und 
Freizeitsport grundsätzlich die Bundesländer zu- 
ständig. 

Der Bund fördert 

— Vorhaben, die der gesamtstaatlichen Repräsen- 
tation dienen, 
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Maßnahmen der bundeszentralen Behinderten- 
Sportorganisationen, die für die Bundesrepublik 
Deutschland als Ganzes von Bedeutung sind und 
von einem Bundesland allein nicht wirksam un- 
terstützt werden können, 

Forschungsvorhaben und Modellversuche von 
gesamtstaatlicher Bedeutung, z. B. Partner- 
schaftsmodelle Behinderte/Nichtbehinderte, 


Modellversuch für den Einsatz Zivildienstlei- 
stender im Behindertensport (s. auch Kapitel X 
Ziff. 3). 

Die finanzielle Förderung der Behinderten-Sport- 
verbände durch den Bundesminister des Innern im 
Berichtszeitraum ergibt sich aus folgender Über- 
sicht: 



1982 

1983 

1984 

1985 

— in DM — 

Deutscher Behinderten-Sportverband . . 

400 000 

576 000 

653 000 

480 000 

Deutscher Gehörlosen-Sportverband . . . 

245 000 

195 000 

195 000 

711000 

Deutscher Blinden-Schachbund 

16 000 

16 000 

18 000 

26 000 


Die überproportionale Steigerung der Förderung 
des Deutschen Gehörlosen-Sportverbandes im 
Jahre 1985 ist auf die Teilnahme an den Weltspielen 
der Gehörlosen in Los Angeles zurückzuführen. 

1986 stehen dem Bundesminister des Innern für die 
Förderung des Behindertensports 1,3 Mio. DM zur 
Verfügung. 

Der Bundesminister des Innern fördert im Bereich 
des Behindertensports im wesentlichen folgende 
Maßnahmen: 

— Teilnahme deutscher Sportler an internationa- 
len Veranstaltungen im Inland oder Ausland 
(z. B. Weltmeisterschaften, Europameisterschaf- 
ten, Länderkämpfe), 

— Lehrgänge, z. B. Trainings lehrgänge, zentrale 
Lehrgänge für Kampfrichter, Trainer und 
Übungsleiter, 

— Bundeszentrale Veranstaltungen, z. B. deutsche 
Meisterschaften, 

— Fachtagungen der Sportausschüsse und der 
Fachausschüsse, 

— Sonderveranstaltungen, z. B. Weltspiele der Kör- 
perbehinderten, Stoke-Mandeville-Spiele für 
Rollstuhlfahrer, Weltspiele der Gehörlosen, 
Sportspiele für Blinde, Sportspiele für geistig 
Behinderte, 

— hauptamtliches Personal (Geschäftsführer). 

Die Deutsche Sporthilfe unterstützt behinderte Lei- 
stungssportler mit Grundbeihilfen, Fahrtkostenzu- 
schüssen, Studienbeihilfen, Materialbeihilfen, Ver- 
dienstausfallentschädigungen und Aufwandsent- 
schädigungen für Zusatztraining. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit finanziert in den Haushaltsjahren 
1985 bis 1987 mit 110 000 DM rd. 80 v. H. der Perso- 
nalkosten für einen Gehörlosen-Dolmetscher beim 
Deutschen Gehörlosen-Sportverband. Der Verband 
wird die Zeit der Förderung aus Bundesmitteln nut- 
zen, um die weitere Beschäftigung und Finanzie- 


rung des Gehörlosen-Dolmetschers über die Dauer 
der Bundesförderung hinaus aus anderen Mitteln 
sicherzustellen. 

Außerdem werden im Bereich des Behinderten- 
sports Zivildienstleistende eingesetzt. Das Bundes- 
amt für Zivildienst hat z. Z. 26 Einrichtungen mit rd. 
50 Zivildienstplätzen als Beschäftigungsstellen an- 
erkannt, in denen Behinderte Sport treiben können. 
Das Bundesamt bemüht sich, die Zahl dieser Be- 
schäftigungsstellen zu erhöhen. Voraussetzung ist 
jedoch, daß Sportverbände bzw. -vereine oder an- 
dere Träger sich um eine entsprechende Anerken- 
nung bemühen. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
fördert gegenwärtig gemeinsam mit dem Bayeri- 
schen Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
einen Modellversuch zu dem Thema „Sportunter- 
richt an Sonderschulen für Körperbehinderte, Blin- 
de/Sehbehinderte, Gehörlose/Gehörgeschädigte, 
geistig Behinderte (Werkstufe)“ mit insgesamt rd. 
233 000 DM. Dieser Modellversuch dient der Ent- 
wicklung von Lehrplänen und Teillehrplänen für 
den Sportunterricht geistig und/oder körperlich be- 
hinderter Kinder und Jugendlicher. 

Im Sportstättenbau verfolgt die Bundesregierung 
im Interesse einer hohen Auslastung der Sportstät- 
ten und zur Verbesserung der Sportmöglichkeiten 
für Behinderte das Ziel, die Anlagen des Hochlei- 
stungssports auch dem Behindertensport zur Verfü- 
gung zu stellen. 

Das Unterkunftsgebäude des Bundesleistungszen- 
trums für Bob und Rodeln in Berchtesgaden wurde 
zu diesem Zweck behindertengerecht ausgebaut. 

So werden auch im Zuge des Ausbaus der Sport- 
schule Duisburg-Wedau u. a. eine Mehrzweckhalle 
und eine Rollsporthalle mit den für den Betrieb 
erforderlichen Umkleide-, Sanitär- und sonstigen 
Funktionseinrichtungen behindertengerechter Aus- 
gestaltung sowie die entsprechenden Unterkunfts- 
und Schulungsräume errichtet Der Bundesminister 
des Innern beteiligt sich an der Finanzierung dieses 
Vorhabens mit mehr als 12 Mio. DM. Den beiden 
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Behinderten*Sportfachverbänden — Deutscher Be- 
hinderten-Sportverband (einschließlich Deutscher 
Rollstuhl-Sportverband) und Deutscher Gehörlo- 
sen-Sportverband — wird die Sportschule Duis- 
burg-Wedau nach Abschluß ihres behindertenge- 
rechten Ausbaues als bundeszentrale Schulungs- 
und Ausbildungsstätte zur Verfügung stehen. 

An einer weiteren wichtigen, dem Behindertensport 
dienenden Baumaßnahme hat der Bundesminister 
des Innern sich finanziell engagiert: 

Die Deutsche Blindenstudienanstalt in Marburg er- 
richtet eine Sporthalle mit Funktionsräumen, eine 
Reitsportanlage und einen Bootsraum und saniert 
die vorhandenen Sporteinrichtungen. Die mit die- 
ser Baumaßnahme zu errichtenden Sportanlagen 
haben für den Sport der Blinden und Sehgeschädig- 
ten in der Bundesrepublik Deutschland Modellcha- 
rakter. Das Vorhaben dient der Erprobung und 
ständigen Weiterentwicklung einer methodisch und 
inhaltlich neuen Konzeption für das Sporttreiben 
dieser Behinderten. Angesichts des Bundesinteres- 
ses an der Förderung dieser bundeszentralen Ein- 
richtung an der Blindenstudienanstalt in Marburg 
beteiligt sich der Bundesminister des Innern hieran 
mit rd. 4,4 Mio. DM. 

Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen un- 
vermindert fortsetzen, im Rahmen ihrer Möglich- 
keiten auf eine behindertengerechte Ausgestaltung 
weiterer Sportstätten zu drängen. 


2.4 Öffentlichkeitsarbeit 

Es ist Aufgabe aller Träger des Behindertensports, 
sich im Rahmen ihrer Öffentlichkeitsarbeit zu be- 
mühen, den noch abseits stehenden Behinderten 
die sportliche Betätigung näherzubringen. 

Die Bundesregierung unterstützt die Öffentlich- 
keitsarbeit mit den ihr zu Gebote stehenden Mit- 
teln. Die jeweils mit beträchtlichem Zuschuß des 
Bundes ermöglichte Teilnahme behinderter Sport- 
ler an bedeutenden internationalen Sportveranstal- 
tungen ist Teil der in erheblichem Maße auf Öffent- 
lichkeitswirkung für den Behindertensport zielen- 
den Maßnahmen der Bundesregierung. 

Die Bundesregierung hat die Entschließung des 
Sportausschusses des Deutschen Bundestages vom 
24. November 1982 zur Förderung des Behinderten- 
sports zum Anlaß genommen, die Rundfunkanstal- 
ten des Bundesrechts (Deutsche Welle, Deutsch- 
landfunk), die Arbeitsgemeinschaft der Rundfunk- 
anstalten der Länder (ARD), das Zweite Deutsche 
Fernsehen sowie den Verband Deutscher Sport- 
presse e. V. zu bitten, dem Behindertensport einen 
festen Platz in der Berichterstattung einzuräumen. 

So fanden die Weltwinterspiele der Körperbehin- 
derten 1984 in Innsbruck, die Weltsommerspiele der 
Körperbehinderten 1984 in Los Angeles sowie die 
jährlich in Stoke-Mandeville (England) durchge- 
führten internationalen Spiele der Rollstuhlfahrer 
ein breites Echo in Presse, Funk und Fernsehen. 


2.5 Rehabilitationssport 

2.5.1 Allgemeines 

Rehabilitationssport hat die Funktion einer Be- 
handlung und aktiven Bewegungstherapie als er- 
gänzende Maßnahme der medizinischen Rehabili- 
tation und ist damit eine präventive und rehabilita- 
tive Maßnahme der Gesundheitsförderung. Er dient 
dazu, Behinderungen abzuwenden, zu beseitigen, zu 
bessern, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder 
ihre Folgen zu mildern. Daneben ist er wie der all- 
gemeine Behindertensport geeignet, behinderten 
Menschen eine wirkungsvolle Lebenshilfe zu sein. 
Der Rehabilitationssport und der sonstige Behin- 
dertensport, soweit er als Freizeit-, Breiten- und 
Leistungssport betrieben wird, ergänzen sich ge- 
genseitig. 

Von zunehmender Bedeutung im Rahmen des Re- 
habilitationssports sind Gruppen von Patienten mit 
koronarer Herzkrankheit und anderen Herzkrank- 
heiten, für die eine Übungstherapie sinnvoll ist. 
Gruppen treffen sich unter Leitung eines speziell 
ausgebildeten Übungsleiters und unter ärztlicher 
Überwachung regelmäßig, um durch Bewegungs- 
therapie, Entspannungsübungen und Gruppenge- 
spräche Tertiärprävention anzustreben, d. h. ein 
Fortschreiten der Krankheit oder ein erneutes In- 
farktereignis zu verhindern. Bewegungstherapie ist 
dabei die ärztlich verordnete, dosierte und der Lei- 
stungseinschränkung des Patienten individuell an- 
gepaßte ärztlich überwachte körperliche Aktivität. 

Ende 1985 bestanden bereits mehr als 1 200 Koro- 
narsportgruppen. Sie gehörten zu mehr als der 
Hälfte Turn- und Sportvereinen bzw. Stadt- oder 
Kreissportbünden, im übrigen etwa zu gleichen Tei- 
len Behindertensportgemeinschaften und freien 
Trägern an. 

Auch für andere Behinderungsarten werden unter 
gleichen Bedingungen (Übungsleiter und Arzt) in 
der letzten Zeit besondere Gruppen — innerhalb 
des Behindertensports oder in Turn- und Sportver- 
einen — gebildet, in denen die besonderen motori- 
schen oder stoffwechselrelevanten Probleme im 
Rahmen der Bewegungstherapie berücksichtigt 
werden (z. B. Morbus-Bechterew-Patienten, psy- 
chisch Kranke, Multiple-Sklerose-Kranke, Dialyse- 
Patienten, Diabetiker, Asthmatiker, Krebs-Nachsor- 
ge-Patienten). 

2.5.2 Rehabilitationssport — Teil des 
Sozialleistungssystems 

Als Teil des Sozialleistungssystems sind die Lei- 
stungsvoraussetzungen für den Rehabilitations- 
sport im Rehabilitations- Angleichungsgesetz und in 
den für die einzelnen Rehabilitationsträger gelten- 
den ergänzenden Vorschriften geregelt. In der Ge- 
samtvereinbarung für den ambulanten Behinder- 
tensport haben die Leistungsträger der Kranken- 
versicherung, der Unfallversicherung, der Renten- 
versicherung sowie der Kriegsopferversorgung und 
Kriegsopferfürsorge zusammen mit der Kassen- 
ärztlichen Bundesvereinigung Richtlinien über die 
Durchführung des Rehabilitationssports aufgestellt. 
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nach denen seit dem 1. Juli 1981 verfahren wird. Die 
Gesamtvereinbarung hat sich als tragfähige und or- 
ganisatorische Grundlage des Rehabilitationssports 
bewährt 

2.5.3 Versehrtenleibesübungen als Rehabilitationssport 

Nach § 10 Abs. 3 Bundesversorgungsgesetz haben 
Beschädigte Anspruch auf Teilnahme an Versehr- 
te nleibesübungen zur Wiedergewinnung und Erhal- 
tung der körperlichen Leistungsfähigkeit; Entspre- 
chendes gilt für diejenigen, die nach Gesetzen ver- 
sorgt werden, welche das Bundesversorgungsgesetz 
für anwendbar erklären. Versehrtenleibesübungen 
werden in Übungsgruppen unter ärztlicher Betreu- 
ung und fachkundiger Leitung im Rahmen regel- 
mäßiger örtlicher Übungsveranstaltungen geeigne- 
ter Sportgemeinschaften durchgeführt. Bei den 
Sportarten sind die Übungen der Beschädigten auf 
die Art und die Schwere der Schädigungsfolgen und 
den gesundheitlichen Allgemeinzustand der Be- 
schädigten abzustellen. 

Im Berichtszeitraum sind Versehrtenleibesübungen 
in mehr als 1 400 Versehrtensportgruppen durchge- 
führt worden. Diesen Gruppen gehörten 1985 rd. 
116 000 aktive Teilnehmer an, von denen etwa 
30 V. H. Kriegsbeschädigte oder andere Berechtigte 
nach dem sozialen Entschädigungsrecht waren. 


Im einzelnen ergab sich folgende Entwicklung: 


Jahr 

Versehrten- 

sportgruppen 

aktive 

Teilnehmer 

davon Kriegs- 
beschädigte 

1982 

1 320 

107 436 

39 571 

1983 

1 367 

108 639 

37 531 

1984 

1408 

110 472 

35 798 

1985 

1462 

115 658 

34 685 


Der Rückgang des Anteils der Kriegsbeschädigten 
führte 1981 zum Erlaß der Verordnung zur Durch- 
führung des § 11a des Bundesversorgungsgesetzes, 
mit der die Abrechnung der Kosten für die Versehr- 
tenleibesübungen vereinfacht und gleichzeitig 
sichergestellt wurde, daß der Haushalt der Kriegs- 
opferversorgung nicht mit Aufwendungen für 
Nichtkriegsbeschädigte belastet wird. 

Die Verordnung sieht eine jährliche Verminderung 
des Pauschalbetrages vor. Bis 1985 war diese Ver- 
minderung mit 4 V. H. festgelegt; sie ist für die 
Jahre 1986 und 1987 auf 5 v. H. angehoben worden. 

Zum Ausgleich der Koßtensteigerungen seit Einfüh- 
rung der pauschalierten Abgeltung der Aufwendun- 
gen für die Versehrtenleibesübungen im Jahre 1981 
erfolgte mit Wirkung vom 1. Januar 1985 eine An- 
hebung des Pauschalbetrages 1984 um 7 v. H. auf 
9,7 Mio. DM. Bezogen auf den Höchstbetrag für das 
Jahr 1985 nach der alten Regelung ist der Pausch- 
betrag damit rechnerisch um 12 v. H. angehoben 
worden. Die gegenwärtige pauschale Abgeltungsre- 
gelung gilt bis zum 31. Dezember 1987. 

Für die Durchführung der Versehrtenleibesübun- 
gen auf der Grundlage des §lla Bundesversor- 


gungsgesetz sind im Berichtszeitraum folgende 
Mittel aufgewendet worden: 

1982 10,097 Mio. DM 

1983 9,452 Mio. DM 

1984 9,018 Mio. DM 

1985 9,649 Mio. DM. 

Für 1986 ist ein Betrag von 9,3 Mio. DM veran- 
schlagt. 

Daneben haben die Länder den Versehrtensportor- 
ganisationen Verwaltungskosten erstattet. 

Der Deutsche Behinderten-Sportverband erhielt 
aus Bundesmitteln zur teilweisen Deckung der Ver- 
waltungsausgaben und für die Durchführung bun- 
deszentraler Lehrgänge zur Fortbildung von 
Übungsleitern und Ärzten im Versehrtensport fol- 
gende Zuwendungen: 


1982 

83 700 DM 

1983 

81 300 DM 

1984 

84 500 DM 

1985 

79 200 DM. 


Für 1986 sind 90 000 DM geplant. 

2.5.4 Weiterentwicklung des Rehabilitationssports 

Die Bewilligung von Rehabilitationssport durch die 
Rehabilitationsträger setzt für dessen Durchfüh- 
rung das Bestehen von Behindertensportgruppen 
voraus. Insbesondere die Leistungen der Kriegs- 
opferversorgung für die Versehrtenleibesübungen 
bilden eine finanzielle Basis für viele Behinder- 
tensportgruppen. Der Personenkreis, dessen Teil- 
nahme an Versehrtenleibesübungen nach dem Bun- 
desversorgungsgesetz der Bund zu finanzieren hat, 
geht jedoch ständig zurück und macht schon jetzt 
nur noch rund 30 v. H. aller Teilnehmer an den Be- 
hindertensportgruppen aus. Die Bundesregierung 
geht daher davon aus, daß der Finanzierungsbei- 
trag nach dem Bundesversorgungsgesetz auf Dauer 
keine hinreichende Basis mehr für den Behinder- 
tensport sein wird und daß auch die Leistungen der 
übrigen Rehabilitationsträger wegen ihrer begrenz- 
ten Dauer — in der Regel jeweils sechs Monate — 
nicht ausreichen werden, dem Behindertensport ge- 
nügend Dauermitglieder zuzuführen. Deshalb wird 
die Bundesregierung im Rahmen ihrer Möglichkei- 
ten den Behindertensportgruppen und ihren Orga- 
nisationen helfen, die entstehenden Probleme zu lö- 
sen. 

Einen Schritt stellte bereits in der Vergangenheit 
die Zuwendung zu den Verwaltungskosten des 
Deutschen Behinderte n-Sportverbandes in Höhe 
von jährlich 20 000 DM dar. Darüber hinaus wird 
angestrebt, ab 1987 Bundesmittel auch für die 
Durchführung zentraler Fortbildungsveranstaltun- 
gen der Übungsleiter und Ärzte für den allgemei- 
nen Rehabilitationssport zur Verfügung zu stellen, 
insbesondere für Koronarsportgruppen sowie Grup- 
pen mit Multiple-Sklerose-Kranken, chronisch Nie- 
renkranken und Krebskranken. 

Über die erforderliche Weiterentwicklung des Be- 
hindertensports und seine künftige Finanzierung 
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wurden mit den Beteiligten (Länder, Sportorganisa- 
tionen sowie Bundesarbeitsgemeinschaft für Reha- 
bilitation) bereits Gespräche aufgenommen. Ziel 
dieser Gespräche ist, die Fortführung und Weiter- 
entwicklung des Sports für behinderte Mitbürger 
auf Dauer sicherzustellen. 

2.5.5 Forschungsvorhaben des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 

Für den Rehabilitationssport sind ärztliche Betreu- 
ung und Überwachung sowie der Ausschluß von 
Sportarten, bei denen für die Sporttreibenden eine 
erhöhte Verletzungsgefahr oder ein anderes ge- 
sundheitliches Risiko besteht, besonders wichtig. 
Um Ansatzpunkte für eine zeitgemäße Fortentwick- 
lung der Inhalte des Behindertensports zu finden, 
werden derzeit folgende Forschungsvorhaben bear- 
beitet: 

— Erstellung eines Indikationskatalogs, der Behin- 
derungen unter dem Gesichtspunkt von Funk- 
tionsausfällen beschreibt, und eines diesen 
Funktionsausfällen zugeordneten Sportthera- 
piemanuals, 

— Untersuchung über die Effizienz der Sportthera- 
pie bei endogenen Psychosen, 

— Sport von Patienten mit künstlichem Hüftge- 
lenk (sog. Endoprothesenträger). 

Während die beiden letztgenannten Vorhaben die 
Kenntnisse über Sportmöglichkeiten bei einzelnen 
Behinderungs arten erweitern sollen, wird von dem 
ersten Forschungsprojekt eine umfassende Darstel- 
lung der Behinderungsformen und der möglichen 
Therapieverfahren in bezug auf den Rehabilita- 
tionssport erwartet. 


3 Sport im Bildungswesen 

3.1 Allgemeines 

Sport und Spiel sind wie Kunst und Kultur ein 
wesentlicher Teil von Bildung und Erziehung jun- 
ger Menschen. Ihre Förderung und Entwicklung 
fallen in erster Linie in die Zuständigkeit der Län- 
der. 

Der Sport im Bildungswesen ist aber auch Gegen- 
stand der gemeinsamen Bildungsplanung von Bund 
und Ländern. Auf der Grundlage von Artikel 91b 
GG beteiligt sich die Bundesregierung seit 1970 
durch die Förderung von Modellversuchen und For- 
schungsvorhaben an der Entwicklung des Schul- 
und Hochschulsports. 


3.2 Zweites Aktionsprogramm für den Schulsport 

Planungsgrundlage für Modellversuche und For- 
schungsvorhaben im Bereich des Schulsports war 
bis 1984 das vom Deutschen Sportbund, der Kultus- 
ministerkonferenz, den kommunalen Spitzenver- 
bänden und dem Bundesminister für Bildung und 


Wissenschaft im Jahre 1972 verabschiedete „Ak- 
tionsprogramm für den Schulsport“. Es enthielt 
Empfehlungen für den Sport in Schule, Hochschule 
und Kindergarten sowie für die Sportlehrerausbil- 
dung und richtete sich in erster Linie an Länder 
und Kommunen. 

Im April 1984 wurde das „Zweite Aktionsprogramm 
für den Schulsport“ der Öffentlichkeit vorgestellt. 
Es ist im wesentlichen eine aktualisierte Fort- 
schreibung des ersten Programmes. In ihm sind je- 
doch ausschließlich Empfehlungen zur Verbesse- 
rung des Schulsports enthalten; der Hochschulsport 
sowie die Bewegungserziehung im Kindergarten 
werden nicht mehr berücksichtigt. Die Zielsetzun- 
gen des neuen Aktionsprogramms werden vom 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft un- 
terstützt. 


3.3 Bund-Länder-Kommisslon für Bildungsplanung 

3.3.1 Modellversuche im Schulsport 

Im Rahmen der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung und Forschungsförderung förderte 
der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
die Auswertung von 29 Modellversuchen im Sport- 
bereich, die in den Jahren 1971 bis 1982 gemeinsam 
von Bund und Ländern finanziert wurden. 

3.3.2 Folgerungen der Bund-Länder-Kommission 

In einem Bericht der Kommission werden die aus 
den Modellversuchen gewonnenen Erkenntnisse 
darge stellt, die noch bestehenden Defizite auf ge- 
zeigt und folgende konkreten Empfehlungen für 
alle Schulbereiche ausgesprochen: 

— Kinder im Elementar- und Primarbereich haben 
Bewegung und Spiel besonders nötig. Eine tägli- 
che Bewegungszeit ist in diesem Alter wün- 
schenswert. Der Elementar- und der Primarbe- 
reich bieten prinzipiell bessere Möglichkeiten 
für Maßnahmen kompensatorischer und vorbeu- 
gender sportlicher Erziehung als die spätere 
Schulzeit. Entscheidend ist hierbei die Qualifika- 
tion der Erzieher und Lehrer, die für Bewe- 
gungserziehung und Sport verantwortlich sind. 
Aus- und Fortbildung werden nur dann wirk- 
sam, wenn zu dem fachdidaktischen Konzept 
auch ausgearbeitete Unterrichtsbeispiele, Mo- 
dellstunden und Materialien an die Hand gege- 
ben und gemeinsam erprobt werden. 

— Für den Sport im Sekundarbereich I ist ein ge- 
meinsamer Rahmenlehrplan für alle Schularten 
möglich. Im Sekundarbereich II dagegen bedarf 
es einer Differenzierung nach Lehrplänen, die 
den unterschiedlichen Axifgaben der Grund- und 
Leistungskurse Sport der gymnasialen Ober- 
stufe und dem Sportunterricht an beruflichen 
Schulen gerecht werden. 

— Die Modellversuche im sonderpädagogischen 
Bereich erhellen ein breites Spektrum von 
sportlichen Maßnahmen, das vom Sportförder- 
unterricht bis zur Bewegungsförderung in den 
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verschiedenen Typen der Sonderschule reicht. 
Zur Durchführung dieser Maßnahmen ist eine 
bewegungS" und sportpädagogische Ausbildung 
mit Ausrichtung auf spezielle Bedürfnisse Be- 
hinderter bzw. ein entsprechendes Fortbildungs- 
angebot für Erzieher und Lehrer erforderlich. 

— Wie für die übrigen Schulfächer soll es auch für 
das Fach Sport Angebote für besonders interes- 
sierte Schüler über den verpflichtenden Unter- 
richt hinaus geben. 

— Im Rahmen der Sportlehrerausbildung sollen 
die Studiengänge, die auf die Berechtigung zum 
Unterrichten in der Schule hinführen, bereits in 
der ersten Phase verpflichtende Elemente einer 
schulpraktischen Ausbildung erhalten. Die Ab- 
stimmung zwischen den Phasen der Ausbildung 
soll noch verbessert werden. Insbesondere ist 
ein regelmäßiger Informationsaustausch zwi- 
schen den Ausbildern zu sichern. 


3.4 Künftige Schwerpunkte der Bundesförderung 

3.4.1 Schulsport 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
hat gegenüber den Ländern, dem Deutschen Sport- 
bund und den kommunalen Spitzenverbänden 
seine Bereitschaft erklärt, das „Zweite Aktionspro- 
gramm für den Schulsport“ im Rahmen seiner Mög- 
lichkeiten zu unterstützen. In Übereinstimmung 
mit dem Aktionsprogramm und dem Auswertungs- 
bericht der Bund-Länder-Kommission ergeben sich 
mittelfristig folgende besonders zu fördernde Berei- 
che: 

— Sport in der beruflichen Bildung, 

— Sport und Bewegungserziehung in Grundschu- 
len, 

— Sport an Sonderschulen und in sonderpädagogi- 
schen Einrichtungen, 

— Bewegungserziehung und Sport im Kindergar- 
ten, 

— Verbindung zwischen Freizeitsport und Schul- 
sport. 

3.4.2 Hochschulsport 

Das Zweite Aktionsprogramm enthält keine Emp- 
fehlungen zum Hochschulsport. Von den Hoch- 
schulen wird jedoch auch für diesen Bereich ein 
gemeinsames Programm des Bundes, der Länder 
und des Deutschen Sportbundes gefordert. Der 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat 
seine Bereitschaft erklärt, ein besonderes Aktions- 
programm zur Förderung des Hochschulsports zu 
unterstützen. 

Das Bundesinteresse an einem solchen Programm 
ergibt sich aus dem Hochschulrahmengesetz, in 
dem die Aufgabe der Hochschule verankert ist, 
Sport als eine allgemeine Aufgabe zu fördern. Es 
soll damit erreicht werden, daß sich Studenten, aber 


auch sonstige Hochschulmitglieder, sportlich betäti- 
gen. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
plant in enger fachlicher Abstimmung mit dem 
Bundesinstitut für Sportwissenschaft und dem All- 
gemeinen Deutschen Hochschulsportverband die 
Vergabe eines Forschungsauftrages. Erwartet wird 
eine Bestandsaufnahme, die u. a. Erkenntnisse über 
bestehende Sportangebote, ihre medizinischen und 
pädagogischen Auswirkungen, die Zielgruppen so- 
wie über die Rahmenbedingungen für die Sportaus- 
übung an den Hochschulen vermitteln soll. Die Er- 
gebnisse werden den für den Hochschulbereich in 
erster Linie zuständigen Ländern zugänglich ge- 
macht. 


3.5 Neue Berufsfelder für Sportlehrer 

Die Frage einer Berufsfelderweiterung für Sport- 
lehrer und Sportwissenschaftler wird derzeit im 
Auftrag des Bundesministers für Bildung und Wis- 
senschaft von der Universität Hamburg untersucht. 
Mit dem Abschluß des Forschungsvorhabens ist 
Ende 1986 zu rechnen. 

Die Situation der Absolventen sportwissenschaftli- 
cher Studiengänge gibt Anlaß zur Sorge. Denn für 
ausgebildete Sportlehrer und Sportwissenschaftler 
ist es besonders schwer, einen adäquaten Arbeits- 
platz zu erhalten. Dieses Problem hat den Deut- 
schen Sportbund veranlaßt, in einem öffentlichen 
Appell alle Verantwortlichen zu Hilfsmaßnahmen 
aufzufordern. Gespräche des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft mit dem Deutschen 
Sportbund haben ergeben, daß zunächst eine 
gründliche Bestandsaufnahme der Beschäftigungs- 
situation notwendig sei. Nur auf einer solchen 
Grundlage sind Prognosen für realistische Maßnah- 
men möglich. 

Die zu erarbeitenden Hinweise und Empfehlungen 
werden allen Hochschulen und sonstigen Aus- und 
Weiterbildungseinrichtungen im Sport zur Verfü- 
gung gestellt werden. Soweit neue Ausbildungs- 
gänge und -konzeptionen entwickelt und erprobt 
werden müssen, wird der Bundesminister für Bil- 
dung und Wissenschaft diese im Rahmen seiner 
Möglichkeiten unterstützen. Grundsätzlich kann 
von einem großen Bedarf an sportwissenschaftlich 
qualifizierten Kräften in der Gesellschaft ausgegan- 
gen werden. Neue Arbeitsfelder sind denkbar, etwa 
im Freizeitbereich als Vereinstrainer, Animatoren 
oder Kursleiter, im Betriebssport als Jugendwart 
oder Übungsleiter, in der Sporttherapie sowie in 
Unternehmen der Ferien- und Freizeitbranche, in 
Fitneßzentren, Freizeit- und Ferienclubs, Sport- 
schulen oder Tanz- und Bewegungsstudios. 

Diese Bemühungen auf Bundesebene unterstützen 
die bereits seit längerem bestehende Zusammenar- 
beit des Deutschen Sportbundes und der Sportmini- 
sterkonferenz zur Erarbeitung von Lösungsvor- 
schlägen zur Förderung des außerschulischen Be- 
rufsfeldes Sport. 
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4 Förderung des Jugendsports 

4.1 Förderungsmaßnahmen im Rahmen des 
Bundesjugendplans 

Ein wesentliches Instrument zur Förderung des au- 
ßerschulischen Jugendsports ist der Bundesjugend- 
plan, dessen Maßnahmen vom Bundesminister für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit finanziert 
werden. In ihm sind die konzeptionellen und finan- 
ziellen Möglichkeiten zur Förderung der freien und 
öffentlichen Jugendarbeit zusammengefaßt. Er ist 
u. a. Finanzierungsgrundlage für die Förderung der 
Deutschen Sportjugend und anderer zentraler Ju- 
gendverbände sowie für die Bundesjugendspiele. 


4.1.1 Förderung der Deutschen Sportjugend und anderer 
zentraler Jugendverbände 

Der Deutschen Sportjugend werden Zuwendungen 
insbesondere für die Jugendorganisationen der 
Fachverbände des Deutschen Sportbundes gewährt. 
Die Mittel sind bestimmt im wesentlichen für 


— Kurse der politischen Bildung, 

— Mitarbeiterschulung, 

— Personalkosten der Bundesgeschäftsstellen der 
Jugendorganisationen sowie 

— sonstige Einzelmaßnahmen, insbesondere für 
Jugendverbandszeitschriften und für zentrales 
Arbeitsmaterial. 

Darüber hinaus erhält die Deutsche Sportjugend 
Zuwendungen für Vorhaben, die im Rahmen des 
internationalen Jugendaustausches und der inter- 
nationalen Jugendbegegnung durchgeführt werden. 
Hierzu gehören auch bilaterale Programme sowie 
jugendpolitische Maßnahmen, die sich auf Länder 
der Dritten Welt beziehen. 

Die Geschäftsstelle der Deutschen Sportjugend 
wird institutionell gefördert 

In den Jahren 1982 bis 1985 hat die Bundesregie- 
rung für die Deutsche Sportjugend und ihre Fach- 
verbände folgende Beträge aufgewendet bzw. für 
1986 geplant: 



1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

— in Mio. DM — 

Haushalt der Deutschen Sportjugend . . 
Zuwendungen für die Fachverbände . . . 

1 557 

2 363 

1539 

2 443 

1551 

2 639 

1591 

2 368 

1594 

2 366 

Insgesamt 

3 920 

3 982 

4 190 

3 959 

3 960 


Neben der Deutschen Sportjugend erhalten auch 
andere sporttreibende zentrale Jugendverbände 
(z. B. die Solidaritätsjugend, DLRG-Jugend, Deut- 
sche Jugendkraft, CVJM- Eichenkreuz) Zuwendun- 
gen; sie betrugen 

1982 279 000 DM 

1983 288 000 DM 

1984 499 000 DM 

1985 531 000 DM. 

Für 1986 sind 535 000 DM vorgesehen. 

Im Sonderplan Berlin wurden folgende Beträge 
ausgegeben: 

1982 388 100 DM 

1983 392 200 DM 

1984 394 600 DM 

1985 401 700 DM. 

Für 1986 sind 405 000 DM vorgesehen. 

Das Programm „Sportliche Jugendbildung“, das seit 
1971 ein Bestandteil des Bundesjugendplans ist, soll 
zur Anregung und Intensivierung solcher Maßnah- 
men in der Jugendarbeit dienen, bei denen gleich- 
gewichtig zur Sportausübung die theoretische Aus- 
einandersetzung mit Inhalt und Zielen des Sports 
in unserer Gesellschaft tritt. Hierdurch soll der 


Sport in der Gesamtheit seiner sozio-kulturellen 
Bezüge dargestellt und bewußt gemacht werden. 

Für Maßnahmen der sportlichen Jugendbildung 
wurden im Berichtszeitraum folgende Mittel bereit- 
gestellt: 

1982 333 500 DM 

1983 374 000 DM 

1984 325 000 DM 

1985 337 500 DM. 

Für 1986 sind 350 000 DM vorgesehen. 


4.1.2 Bundesjugendspiele 

Seit dem Jahre 1951 werden die Bundesjugend- 
spiele durchgeführt. Die Auswahl der Übungen und 
die Ziele des Programms werden maßgeblich von 
folgenden Überlegungen bestimmt: 

— Alle Jugendlichen sollen teilnehmen können. 

— Jeder soll eine Anreiz zur Teilnahme, zum Üben 
und zur Erzielung seiner optimalen Leistung er- 
halten. 

— Unterschiedliche Veranlagungen sollen ange- 
sprochen und entwickelt werden. 
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— Der Arbeit in den Schulen und Vereinen sollen 
Anregungen und Entwicklungsimpulse gegeben 
werden. 

Die Einzelheiten der Ausschreibungen der Bundes- 
jugendspiele sind im Laufe der Jahre mehrfach den 
veränderten Verhältnissen angepaßt worden. 

Im Berichtszeitraum beteiligten sich an den Bun- 
desjugendspielen jährlich etwa fünf Millionen Kin- 
der und Jugendliche. Damit sind diese Spiele die 
größte sportliche Veranstaltung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland. Der herausragende Platz, den die 
Bundesjugendspiele im schulsportlichen Wett- 
kampfsystem einnehmen, ist vor allem dadurch zu 
erklären, daß die Anforderungen der Spiele am 
durchschnittlichen Leistungsvermögen der Schüler 
orientiert sind und jedem Teilnehmer Gelegenheit 
bieten, seine im Sportunterricht erlernten Fertig- 
keiten zu erproben. 

Das bis zum Jahre 1978 bestehende Wettkampfan- 
gebot aus mehr oder wengier komplizierten Mehr- 
kämpfen im Gerätturnen, in der Leichtathletik und 
im Schwimmen wurde durch ein neues, von einem 
Expertenteam in enger Zusammenarbeit mit der 
Sportkommission der Kultusministerkonferenz ent- 
wickeltes Wettkampf System ersetzt. Es zeichnet 
sich besonders durch einfache Handhabung und 
Bewertung für den Schulbereich aus und hat den 
Bundes jugendspielen zu neuer Attraktivität verhel- 
fen. 

Das nunmehr seit 1979 geltende neue Angebot wen- 
det sich an Schülerinnen und Schüler vom achten 
Lebensjahr an und umfaßt Wettkämpfe in den 
Sportarten Gerätturnen, Leichtathletik und 
Schwimmen. Die Wettbewerbe bestehen jeweils aus 
einem Dreikampf, für den drei Übungen aus vier 
Disziplinen einer Sportart nach eigener Wahl zu- 
sammengestellt werden können. 

Die Bundes jugendspiele werden von der Trias 
Schule, Jugendarbeit und Sport getragen. Für die 
politische und fachliche Zusammenarbeit dieser 
Träger wurde eine institutioneile Lösung gewählt, 
in der die Vertreter dieser drei großen Bereiche 
Zusammenwirken. 1980 haben sich als Träger der 
Bundesjugendspiele die Kultusminister der Länder, 
der Deutsche Sportbund und der Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit zu ei- 
nem Kuratorium zusammengeschlossen. Sie haben 
einen Ausschuß berufen, der sich insbesondere mit 
der Weiterentwicklung der Bundesjugendspiele be- 
fassen soll. 

Die Mittel für die Zuwendungen zur organisatori- 
schen und technischen Abwicklung der Bundesju- 
gendspiele sind auch im Bundesjugendplan veran- 
schlagt. Im Berichtszeitraum wurden hierfür ver- 
ausgabt: 

1982 769 000 DM 

1983 563 000 DM 

1984 512 000 DM 

1985 670 000 DM. 

Für 1986 sind 700 000 DM veranschlagt. 


4.2 Deutsch-Französisches Jugendwerk 

4.2.1 Organisation und Aufgaben 

Zu den wesentlichen Aufgaben des Deutsch-Franzö- 
sischen Jugendwerks zählt die Förderung von Aus- 
tausch, Begegnung und Zusammenarbeit im Be- 
reich des Sports. Diese Förderung erfolgt im Rah- 
men verschiedener Programme. 


4.2.2 Gruppenaustausch und Piein-air-Sport 

In Zusammenarbeit mit der Deutschen Sportjugend 
und anderen Verbänden fördert das Deutsch-Fran- 
zösische Jugendwerk primär den Gruppenaus- 
tausch deutscher und französischer Sportvereine. 
Daneben werden in der Bundesrepublik Deutsch- 
land und in Frankreich sog. Plein- air-Sportpro- 
gramme durchgeführt. Diese Programme, die in 
Frankreich schon seit langem bestehen, sollen allen 
Bevölkerungsschichten den Zugang zu bestimmten 
Sportarten eröffnen; sie wenden sich an Anfänger 
und umfassen in erster Linie die Sportarten Segeln 
und Skilaufen. Träger der Programme sind in 
Frankreich die Ligue de L’Enseignement und be- 
stimmte Segelzentren, in der Bundesrepublik 
Deutschland die Sportjugend Nordrhein-Westfalen, 
die Jugend des Deutschen Alpenvereins und die 
Deutsche Gesellschaft für Europäische Erziehung. 

Zur Vorbereitung der ehrenamtlich tätigen Grup- 
penleiter auf die sportlichen Begegnungen und 
Plein-air-Maß nahmen fördert das Deutsch-Franzö- 
sische Jugendwerk Kurse, die von den am deutsch- 
französischen Austausch beteiligten Organisatio- 
nen ausgerichtet werden. 

Die Zahl der Informations- und Kontaktprogramme 
(Gruppenbegegnungen und Plein-air-Programme) 
betrug in den Jahren 


1982 

383 

1983 

426 

1984 

410 

1985 

420. 


4.2.3 Leistungssport 

Ein besonderes Förderungsprogramm besteht für 
den Bereich des Leistungssports. Die verantwortli- 
chen Organisationen beider Länder treffen sich 
jährlich nach Beendigung der Wettkampf saison 
und konzipieren für das folgende Jahr gemeinsame 
Lehrgänge für Sportler und Fachkräfte. 

Im Berichtszeitraum sind im Bereich des Lei- 
stungssports 244 Maßnahmen (Lehrgänge, Semina- 
re, Leistungssportprogramme) durchgeführt wor- 
den, die sich wie folgt aufteilen: 


1982 

55 

1983 

64 

1984 

60 

1985 

65, 
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4.2.4 Sportwissenschaft 

Das Deutsch-Französische Jugendwerk fördert 
überdies die deutsch-französische Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Sportwissenschaft. Dieses För- 
derungsprogramm sieht Fachseminare für Sport- 
studenten, Leibeserzieher und Sportlehrer an deut- 
schen und französischen Sporthochschulen vor, bei 
denen vor allem die unterschiedlichen Lehrmetho- 
den in beiden Ländern dargelegt und mit dem Ziel 
ihrer gemeinsamen Weiterentwicklung erörtert 
werden. In der Trägerschaft der Deutschen Sportju- 
gend und des Comite National Olympique et Sportif 
Fran9ais werden forschungsorientierte Fortbil- 
dungsprojekte — insbesondere zur Rolle des Sports 
im Rahmen des internationalen Jugendaustausches 
— durchgeführt, die auf eine Verbesserung der Be- 
gegnungspraxis hinzielen. 


5 Dienst- und Ausgleichssport 

5.1 Bundeswehr 

5.1.1 Sportausbildung 

Grundlagen für die Sportausbildung der Soldaten 
(Grundwehrdienstleistende, Zeit- und Berufssolda- 
ten, Wehrübende) ist die Zentrale Dienstvorschrift 
„Sport in der Bundeswehr“ aus dem Jahre 1974. 
Derzeit wird sie überarbeitet. 

Die überarbeitete Fassung dieser Dienstvorschrift 
ist eine Weiterentwicklung der bisher in der Bun- 
deswehr praktizierten und in Vorschriften, Richtli- 
nien und Hinweisen festgelegten Sportausbildung. 
Sie entspricht in ihren Grundsätzen einer lernziel- 
orientierten Ausbildung. Neue Erkenntnisse und 
Entwicklungen der Sportpädagogik, Sportmethodik, 
Trainingsphysiologie und Sportmedizin sind einge- 
arbeitet. Auf die besonderen Belange der Sportaus- 
bildung in der Truppe wird speziell eingegangen. 
Dies kommt auch in der neuen Gliederung 

— Allgemeine Sportausbildung (Pflichtprogramm) 

— Besondere Sportausbildung 

— Sportveranstaltungen 

— Freizeitsport (im Bereich der Bundeswehr) 
zum Ausdruck. 

Für die Einsatzfähigkeit der Streitkräfte ist die kör- 
perliche Leistungsfähigkeit der Soldaten unerläß- 
lich. Unter diesem Gesichtspunkt hat die Sportaus- 
bildung einen hohen Stellenwert. Unter Beachtung 
eines Votums des Wissenschaftlichen Beirats für 
das Sanitäts- und Gesundheitswesen beim Bundes- 
minister der Verteidigung (Wehrmedizinischer Bei- 
rat) wurde die Altersbegrenzung (bisher 49. Lebens- 
jahr) für die Teilnahme am Sport aufgehoben. Da- 
mit sind nunmehr alle Soldaten, deren Tauglichkeit 
und allgemeine Verwendungsfähigkeit nicht einge- 
schränkt sind, zur Teilnahme an der Sportausbil- 
dung verpflichtet. 


5.1.2 Sportprüfungen 

Die Bundeswehr bleibt bei der bewährten Methode, 
den Ausbildungsstand durch Tests, Leistungsab- 
nahmen und Wettkämpfe zu prüfen. Das sind unter 
anderem ein Physical Fitness Test sowie die Prü- 
fungen zum Erwerb des Deutschen Sportabzei- 
chens, der Deutschen Schwimmabzeichen und der 
Deutschen Rettungs Schwimmabzeichen. 

1983 wurden die Richtlinien für den „Soldaten- 
Sportwettkampf“ grundlegend geändert. Auf einen 
festgelegten leichtathletischen Vierkampf wurde 
zugunsten eines vielfältigen Angebots an Wahlmög- 
lichkeiten verzichtet. Der Vierkampf kann jetzt — 
dem Deutschen Sportabzeichen vergleichbar — aus 
fünf Gruppen zusammengestellt werden. Dabei 
wird eine Ausdauerdisziplin für alle Soldaten ver- 
bindlich gefordert. Die jährliche Teilnahme am Sol- 
daten-Sportwettkampf ist Pflicht für alle Soldaten, 
die das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 

Ersten Erfahrungsberichten ist zu entnehmen, daß 
diese Neuordnung die Sportausbildung allgemein 
belebt und die Soldaten stärker motiviert, sich den 
Herausforderungen eines Mehrkampfes zu stellen. 

5.1.3 Sportausbilder 

In der Truppe werden Unteroffiziere und Offiziere 
als Sportausbilder in „Zweitfunktion“ eingesetzt. Im 
Rahmen ihrer Laufbahnlehrgänge erhalten sie eine 
entsprechende Ausbildung als Riegenführer (Grup- 
pensportleiter), Hilfssportleiter (Zugsportleiter) 
oder Sportleiter. Die höchste Qualifikation 
„Übungsleiter der Bundeswehr“ wird in einem spe- 
ziellen Lehrgang an der Sportschule der Bundes- 
wehr erworben. Diese Ausbildung schließt mit einer 
Lizenz des Deutschen Sportbundes ab. Einzelheiten 
der stufenweisen Ausbildung sind in Rahmenricht- 
linien des Bundesministers der Verteidigung festge- 
legt. 

Für die Ausbildung in Sportarten, die bei den Solda- 
ten besonders populär sind, werden an der Sport- 
schule der Bundeswehr „Fachsportleiter“ ausgebil- 
det. Auch hier befindet sich Ausbildung und Prü- 
fung im Einklang mit den Bestimmungen der 
Sportverbände. 

Jede Einheit (Kompanie) oder vergleichbare 
Dienststelle der Streitkräfte soll über einen 
Übungsleiter verfügen. Neben den Gruppen- und 
Zugsportleitern (bzw. Sportleitern) soll die Teilein- 
heit einen Fachsportleiter einsetzen können. 

Die Ausbildung und Prüfung der Sportausbilder 
wird an den Ausbildungseinrichtungen der Bundes- 
wehr von zivilen Diplom-Sportlehrern oder staat- 
lich anerkannten Sportlehrern durchgeführt. Diese 
Sportlehrer sind auch für die Fort- und Weiterbil- 
dung der militärischen Sportausbilder zuständig. 
Damit ist die Aktualität und Kontinuität dieser 
Ausbildung garantiert. 

1986 sind 33 Diplom- Sportlehrer und 77 Sportlehrer 
als Angestellte an den verschiedenen Ausbildungs- 
einrichtungen und Dienststellen der Bundeswehr 
tätig. 
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5.1.4 Sportbekleidung und Sportgerät 

Sport bedingt eine zweckmäßige Ausrüstung, die 
Bewegung zuläßt und Schutz bietet, die aber auch 
physiologische und orthopädische Funktionen er- 
füllt. Sie steigert zusätzlich die Motivation. Aus die- 
ser Erkenntnis hat der Bundesminister der Vertei- 
digung den Bereich Sportbekleidung aufgrund der 
Erfahrungen des allgemeinen Sports für die Solda- 
ten neu geordnet. 

Der grundwehrdienstleistende Soldat wird in den 
nächsten zwei Jahren mit zwei Paar Sportschuhen 
und Sportsocken sowie einem neuen Trainingsan- 
zug ausgestattet. Später ist eine Erweiterung der 
Ausrüstung vorgesehen. Mit einem Sonderpro- 
gramm wurden 1985 zunächst „Versuchsmodelle“ 
beschafft. Die Ausrüstung mit funktionsgerechter 
Sportbekleidung soll innerhalb von fünf Jahren ab- 
geschlossen sein. 

Die in der neugefaßten Dienstvorschrift vorgese- 
hene Änderung der Sportausbildung hat auch eine 
geänderte Zusammensetzung der Sportgerätesätze 
zur Folge. 

Die Ausstattung der Einheiten/Verbände und Schu- 
len mit den neuen Sportgerätesätzen wird ab 1987 


in Jahresteilbeträgen von 1 bis 2 Mio. DM vollzogen 
werden. 

5.1.5 Sportschule der Bundeswehr 

Die Sportschule der Bundeswehr in Warendorf ist 
eine zentrale militärische Dienststelle. Ihr kommt 
ein Ausbildungsauftrag zu gegenüber den Teil- 
streitkräften Heer, Luftwaffe und Marine sowie der 
Inspektion für das Sanitäts- und Gesundheitswesen 
der Bundeswehr. 

Der Schwerpunkt des Lehrauftrages liegt bei der 
Aus- und Weiterbldung von Übungsleitern und 
Fachsportleitern für die Truppe. Hierfür stehen 23 
Diplom-Sportlehrer und staatlich anerkannte 
Sportlehrer zur Verfügung. 

Personal, Material und Infrastruktur orientieren 
sich an diesem Auftrag für Lehre, Training und An- 
wendungsforschung. Die Sportschule der Bundes- 
wehr verfügt über alle notwendigen sportartspezifi- 
schen, unterrichtstechnischen und sportmedizini- 
schen Einrichtungen. 

In den Jahren 1982 bis 1985 wurden folgende Lehr- 
gänge an der Sportschule der Bundeswehr durchge- 
führt: 


Lehrgangsart 

Teilnehmer 

1982 

1983 

1984 

1985 

Übungsleiter 

999 

1050 

1 145 

992 

Fachsportleiter 

730 

779 

829 

898 

Kondition 

140 

145 

285 

248 

Sport in der Rehabilitation 

224 

268 

244 

250 

Sonstige 

425 

440 

441 

445 

Insgesamt: 

2 518 

2 862 

2 944 

2 833 


Darüber hinaus trainieren etwa 200 wehrpflichtige 
Spitzensportler in 20 verschiedenen Sportarten an 
der Sportschule der Bundeswehr. Bei der Betreu- 
ung dieser Sportler wird die Sportschule der Bun- 
deswehr von Trainern der Spitzensportverbände 
unterstützt. Diese Arbeit dient zugleich der Aus- 
wahl und Vorbereitung von Spitzensportlern der 
Bundeswehr für die Teilnahme an nationalen und 
internationalen Wettkämpfen. 

Im Bereich der Anwendungsforschung haben die 
von der sportmedizinischen Abteilung entwickelten 
Verfahren zur Leistungsdiagnostik bei Schwim- 
mern sowie zur medizinischen Trainingssteuerung 
beim Modernen Fünfkampf, Mittel- und Langstrek- 
kenlauf sowie beim Schwimmen internationale Be- 
achtung gefunden. 

Mit verschiedenen wissenschaftlichen Untersu- 
chungen, insbesondere über die Leistungsfähigkeit 
und die Belastbarkeit von Soldaten, wurde unter- 
strichen, daß Sportmedizin integrierter Bestandteil 
der Wehrmedizin ist. In dieser Kenntnis arbeiten 
die Sportmediziner der Sportschule der Bundes- 


wehr eng mit den Ärzten des Flugmedizinischen 
Instituts der Luftwaffe zusammen. Für den Bereich 
der Lehre unterhält die Sportschule der Bundes- 
wehr engen Kontakt mit den sportwissenschaftli- 
chen Instituten. 

Die Sportschule der Bundeswehr stellt ihre Einrich- 
tungen auch der Öffentlichkeit zur Verfügung. In 
den dienstfreien Stunden nutzen Warendorf er 
Schulen und Vereine die Sportstätten. Die Zahl der 
Wochenendlehrgänge der Sportfachverbände steigt 
ständig. 1985 haben insgesamt rd. 62 400 Personen 
die Einrichtungen der Sportschule der Bundeswehr 
in Anspruch genommen. Im Wettkampfbereich war 
die Sportschule der Bundeswehr u. a. bei der Welt- 
meisterschaft 1983 im Modernen Fünfkampf die 
Zentrale für Organisation und Durchführung. 

5.1.6 Tätigkeit der Bundeswehr Im Conseil International du 
Sport Mllitaire 

Die Bundeswehr gehört seit 26 Jahren dem Conseil 
International du Sport Militaire (CISM) an (vgl. 
auch Kapitel VI Ziff. 4.1). Seit 1982 ist der Chef der 
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deutschen Delegation Mitglied im Exekutiv-Komi- 
tee und seit 1985 Vizepräsident. Zusätzlich führt er 
den Vorsitz über die Ständige Kommission für 
Wettkampfplanung und Sportförderung. 

Die Bundeswehr hat bisher 19 internationale Mili- 
tärmeisterschaften des CISM ausgerichtet. Sie be- 
schickt jährlich Wettkämpfe in olympischen oder 
militärspezifischen Disziplinen. Bei der Zusammen- 
arbeit mit anderen Mitgliedsnationen liegt der 
Schwerpunkt auf Sportwissenschaft und Sportme- 
dizin. 

In den letzten Jahren haben wiederholt Sportlehrer 
der Bundeswehr die in der Bundeswehr bewährten 
Trainingsprogramme und Unterrichtsformen ande- 
ren Streitkräften vorgestellt Nationen der Dritten 
Welt, vornehmlich aus dem afrikanischen und asi- 
atischen Raum, entsenden Leistungssportler ihrer 
Streitkräfte an die Sportschule der Bundeswehr, 
damit sich diese auf internationale Wettkämpfe vor- 
bereiten können. 

5.1.7 Rehabilitationsmaßnahmen 

Die Bundeswehr führt an der Sportschule Waren- 
dorf Lehrgänge im „Behindertensport“ durch, die 
als Rehabilitationsmaßnahmen einzustufen sind. 
Basis für diese Maßnahmen ist der Erlaß „Förde- 
rung der Schwerbehinderten im Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Verteidigung“. 

Die Lehrgänge wurden zunächst für Versehrte oder 
behinderte Soldaten eingerichtet. Inzwischen kön- 
nen auch Lehrgangsplätze von zivilen Mitarbeitern 
in Anspruch genommen werden. Die Teilnahme ist 
an Voraussetzungen geknüpft, die im Lehrgangska- 
talog der Streitkräfte ausgeschrieben sind. 

Im Jahre 1986 wird an der Sportschule der Bundes- 
wehr erstmals ein Übungsleiterlehrgang mit dem 
Schwerpunkt „Behindertensport“ durchgeführt. 


5.2 Bundesgrenzschutz 

5.2.1 Körperliche Leistungsfähigkeit 

Der Polizeivollzugsbeamte im Bundesgrenzschutz 
ist im täglichen Dienst — insbesondere aber bei 
Polizeieinsätzen — erheblichen körperlichen Bela- 
stungen ausgesetzt. Daher hat die Sportausbildung 
bereits in der Laufbahnausbildung für den jungen 
Beamten einen hohen Stellenwert. 

Der Rahmenlehrplan weist folgende Schwerpunkte 
aus: 

— Selbstverteidigung, 

— Rettungsschwimmen, 

— konditionsfördernde Sportarten. 

Am Ende der Laufbahnausbildung soll der Polizei- 
vollzugsbeamte 

— den 5. Kyu-Grad in der Selbstverteidigung, 

— das Deutsche Sportabzeichen und 


— das Rettungsschwimmabzeichen 
erworben haben. 

Mannschaftsspiele und Wettkämpfe tragen dazu 
bei, das soziale Verhältnis innerhalb der Gemein- 
schaft zu stärken und zu Kameradschaft, Fairneß 
und Disziplin zu erziehen. 

Auch nach der Laufbahnausbildung behält der 
Sport als konditionsförderndes Element seine Be- 
deutung. In jährlichen sportlichen Prüfungen hat 
der Polizeivollzugsbeamte seine körperliche Lei- 
stungsfähigkeit nachzuweisen. 

In Wettkämpfen auf verschiedenen Ebenen der 
BGS-Verbände — von regionalen bis hin zu euro- 
päischen Meisterschaften — , aber auch im außer- 
dienstlichen Sport finden Polizeivollzugsbeamte 
des BGS ein breites Spektrum sportlicher Betäti- 
gungsmöglichkeiten. 


5.2.2 Dienstsport 

Polizeispezifische Bedeutung hat die Ausbildung in 
der Selbstverteidigung, um die Anwendung von 
Hilfsmitteln der körperlichen Gewalt oder von Waf- 
fen weitgehend entbehrlich zu machen. Die Qualität 
der Ausbildung der Polizeivollzugsbeamten wird in 
erster Linie von einer gründlichen Ausbildung der 
Ausbildungsleiter bestimmt. In Fortbildungs- und 
Speziallehrgängen werden die Ausbilder entspre- 
chend geschult. 

Der Bedarf an Ausbildungsleitern für Selbstvertei- 
digung ist weitgehend gedeckt. 

In Verbindung mit der Deutschen Lebensrettungs- 
gesellschaft veranstaltet der BGS jährlich Wettbe- 
werbe der Ausbildungseinheiten unter Polizeivoll- 
zugsbeamten im ersten Dienstjahr. Die Einheiten 
mit den höchsten Erwerberzahlen von Rettungs- 
schwimmabzeichen werden ausgezeichnet. Die 
Grenzschutzschule Lübeck — Fachbereich Sport — 
hat sich zum Zentrum des BGS für die Ausbildung 
von Ausbildungsleitern im Schwimmen und Retten 
entwickelt. 

Den dritten Schwerpunkt im Dienstsport bilden die 
konditionsfördernden Sportarten. Auch für diesen 
Bereich des Sports bildet der BGS gemäß den Be- 
stimmungen des Deutschen Sportbundes Polizei- 
vollzugsbeamte zu Ausbildungsleitern aus. Sie wer- 
den regelmäßig zu Fortbildungsveranstaltungen ab- 
geordnet. In der Bergausbildungsstätte des BGS, 
dem Kührointhaus, werden das gesamte Jahr über 
konditionsfördernde Trainingsmaßnahmen für die 
Polizeivollzugsbeamten durchgeführt. 


5.2.3 Wettbewerbe und Meisterschaften 

Alle Dienstsportarten und solche Sportarten, die — 
wie Orientierungslauf, Allkampf (Selbstverteidi- 
gung), Triathlon — als Dienstsport gefördert wer- 
den, sind in Wettbewerbe und Meisterschaften ein- 
gebunden und stellen eine wesentliche Ergänzung 
der allgemeinen Sportausbildung dar. 
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Im Berichtszeitraum wurden folgende Sportprüfun- 
gen beim BGS abgenommen: 


Jahr 

Sportabzeichen 

Rettungsschwimmer- 

abzeichen 

1982 

5 014 

2 496 

1983 

5 035 

2 382 

1984 

5 092 

2 450 

1985 

5 225 

2 510 


Bei deutschen und europäischen Polizeimeister- 
schaften haben Polizeivollzugsbeamte des BGS be- 
achtliche Erfolge erzielt (vgl. Kapitel VI Ziff. 4.2). 

5.2.4 Deutsches Polizeisportkuratorium 

Das Deutsche Polizeisportkuratorium (DPSK) 
nimmt einer Bund-Länder-Vereinbarung zufolge 
die gemeinsamen polizeisportlichen Interessen in 
der Bundesrepublik Deutschland wahr. Hierbei hat 
es insbesondere die Aufgabe, sportliche Erfahrun- 
gen aus den verschiedenen Bereichen zu sammeln, 
auszuwerten und umzusetzen, um möglichst gleiche 
Leistungsvoraussetzungen und Bedingungen im 
Polizeisport zu schaffen. Außerdem koordiniert das 
DPSK durch Mitwirkung bei der Erarbeitung von 
Polizeisportvorschriften die Ausbildung und die 
Leistungsbewertung der Polizeivollzugsbeamten in 
der Bundesrepublik Deutschland. Dies gewährlei- 
stet, daß die Sportausbildung der Polizeien von 
Bund und Ländern einheitlich und nach den neue- 
sten Erkenntnissen erfolgt. 

Das DPSK arbeitet als Mitglied der Union Sportive 
des Polices d’Europe (USPE) eng mit den Polizeior- 
ganisationen westeuropäischer Länder zusammen. 

1985 hat das DPSK ein Europäisches Polizeilei- 
stungsabzeichen eingeführt. Dessen Erwerb erfor- 
dert bestimmte sportliche Leistungen im Laufen, 
Schwimmen und Schießen. Obwohl der BGS erst 
seit 1985 den Wettbewerb anbietet, haben im selben 
Jahr bereits mehr als 3 000 Polizeivollzugsbeamte 
das Abzeichen erworben. 


5.3 Deutsche Bundesbahn 

5.3.1 Allgemeines 

Die Deutsche Bundesbahn fördert vielfältige Mög- 
lichkeiten für Mitarbeiter, Sport zu treiben. Beson- 
derer Wert wird hierbei auf die sportliche Betäti- 
gung jugendlicher Mitarbeiter sowie derjenigen 
Personen gelegt, die wegen ihres unregelmäßigen 
Dienstes kaum oder gar nicht eine sportliche Betä- 
tigung in einem Verein ausüben können. 

5.3.2 Dienstlicher Ausgieichssport 

Als Beistandteil der Aus- und Fortbildung fördert 
die Deutsche Bundesbahn außerdem den Polizei- 


sport für die Mitarbeiter im Bahnpolizei- und Fahn- 
dungsdienst. Die jugendlichen Mitarbeiter erhalten 
im Rahmen des dienstlichen Ausgleichssports wö- 
chentlich zwei Stunden Sportunterricht durch aus- 
gebildete Übungsleiter. Voraussetzung ist, daß die 
Berufsschulen diese Aufgabe nicht übernehmen 
können. Die Übungsleiter sind Mitarbeiter der 
Deutschen Bundesbahn und werden vom Verband 
Deutscher Eisenbahner-Sportvereine an der Sport- 
hochschule Saarbrücken in speziellen Lehrgängen 
ausgebildet. Als Übungsleiter sind sie in Zweitfunk- 
tion tätig. 

5.3.3 Eisenbahner-Sportvereine 

Alle Mitarbeiter der Deutschen Bundesbahn sowie 
deren Angehörige können sich Eisenbahner-Sport- 
vereinen anschließen, die seit 50 Jahren im „Ver- 
band Deutscher Eisenbahner-Sportvereine e. V.“ 
(VDES) zusammengefaßt sind. Derzeit gibt es 303 
Vereine mit rd. 180 700 Mitgliedern. Ziel des Ver- 
bandes ist die Pflege des Breiten- und Freizeit- 
sports. Er leistet damit einen Beitrag zur Gesunder- 
haltung der Vereinsmitglieder. 

Die Eisenbahner-Sportvereine gehören den jeweili- 
gen Sportfachverbänden an. Der VDES ist als Ver- 
band mit besonderer Aufgabenstellung Mitglied des 
Deutschen Sportbundes. 

Im Rahmen ihrer betrieblichen Sozialpolitik er- 
kennt die Deutsche Bundesbahn diese dem Sport 
dienenden Selbsthilfeeinrichtungen unter bestimm- 
ten Voraussetzungen als betriebliche Sozialeinrich- 
tungen im Sinne des Bundesbahngesetzes an. 

Die Vereine werden als förderungswürdige Eisen- 
bahner-Sportvereine anerkannt, wenn ihre Mitglie- 
der sich mindestens zu 50 v. H. aus Eisenbahnern 
bzw. deren Angehörigen zusammensetzen. 

Die Förderung der Eisenbahner-Sportvereine er- 
streckt sich auf die Bereitstellung 

— von Mitteln für die Ausübung des Sports, 

— von bundesbahneigenen Grundstücken, Anlagen 
und Gebäuden für Sportzwecke, welche die 
Deutsche Bundesbahn für eigene Zwecke nicht 
(mehr) benötigt, 

— von Zuschüssen zu den Ausgaben der Vereine 
für Unterhaltung, Ersatz und Neubau von Sport- 
anlagen 

sowie 

die Übernahme von Bürgschaften für Baudarle- 
hen. 

In den Eisenbahner-Sportvereinen werden derzeit 
54 verschiedene Sportarten ausgeübt, und zwar vor- 
wiegend im Rahmen des Ausgleichs- und Familien- 
sports. 

International ist der deutsche Eisenbahnsport in 
den internationalen Eisenbahnersportverband 
„Union Sportive Internationale des Cheminots“ ein- 
gebunden, dem 29 europäische und außereuropäi- 
sche Eisenbahnersportverbände angehören. 
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Für die Ausübung des Sports in den Eisenbahner- 
Sportvereinen hat die Deutsche Bundesbahn in den 
Jahren 1982 und 1983 jeweils 1,5 Mio. DM, in 1984 
1,7 Mio. DM und in 1985 1,8 Mio. DM aufgewandt. 
Für 1986 sind 2,0 Mio. DM vorgesehen. 

Wegen der Sportstättenförderung durch die Deut- 
sche Bundesbahn siehe Kapitel VII Ziff. 4.3. 


5.4 Deutsche Bundespost 

5.4.1 Allgemeines 

Die Deutsche Bundespost fördert auf vielfältige 
Weise die . Bestrebungen ihrer Mitarbeiter nach 
sportlichem Ausgleich. Aus der Erkenntnis, daß der 
Betriebsdienst hohe Anforderungen an die körperli- 
che und geistige Leistungsfähigkeit der Beschäftig- 
ten stellt, hat sich die Sportförderung durch die 
Deutsche Bundespost als sinnvolle Gesundheitsvor- 
sorge im Rahmen der Personalfürsorge erwiesen. 
Sie stellt damit auch einen Beitrag zur Minderung 
der wachsenden Kosten im Gesundheitswesen dar. 

Bei den Förderleistungen wird unterschieden nach 
der Übernahme der Kosten für den dienstlichen 
Ausgleichssport für jugendliche Nachwuchskräfte 
und nach den Ausgaben für die Gewährung von 
Zuwendungen an die Postsportvereine. 

5.4.2 Dienstlicher Ausgleichssport 

Als Ausgleich für die körperliche und geistige Bela- 
stung durch die dienstliche Tätigkeit sowie zur Vor- 
beugung gegen gesundheitliche Schäden — wie 
Haltungsschäden, Herz- und Kreislauferkrankun- 
gen — nehmen die jugendlichen Nachwuchskräfte 
der Deutschen Bundespost am dienstlichen Aus- 
gleichssport teil, falls die berufsbildenden Schulen 
Sportunterricht nicht anbieten. In die berufliche 
Ausbildung integriert trägt der Sport dazu bei, das 
Gemeinschaftsgefühl zu stärken und das Interesse 
für sportliche Betätigung auch außerhalb des 
Dienstes zu wecken. 

Der dienstliche Ausgleichssport bei der Deutschen 
Bundespost wird innerhalb der Dienstzeit in zwei 
Wochenstunden von ausgebildeten Übungsleitern 
dei" Deutschen Bundespost erteilt. Die Übungslei- 
ter-Lizenz wird ihnen seit 1982 durch die Arbeitsge- 
meinschaft der Postsportvereine entsprechend den 
Richtlinien des Deutschen Sportbundes erteilt. Im 
Durchschnitt nehmen rd. 20 000 Auszubildende am 
dienstlichen Ausgleichssport teil. 

Als Übungsstätten werden Anlagen der Postport- 
vereine oder angemietete Sportanlagen genutzt. Als 
Übungsarten sind nur Angebote des Breitensports 
wie Gymnastik, leichtathletische Grundübungen, 
Schwimmen und sportliche Spiele zugelassen. Der 
dienstliche Ausgleichssport hat in aller Regel kei- 
nen bestimmten sportlichen Erfolg zum Ziel; Lei- 
stungsprüfungen werden daher grundsätzlich nicht 
durchgeführt. Die notwendige Sportbekleidung zur 
Sportausübung wird den Teilnehmern und Übungs- 
leitern kostenfrei zur Verfügung gestellt. 


5.4.3 Postsportvereine 

Seit Ende der zwangziger Jahre fördert die Post 
durch finanzielle Zuwendungen die sportliche Betä- 
tigung ihrer Beschäftigten, Versorgungsempfänger 
und deren Angehörigen, die sich in Postsportverei- 
nen organisiert haben. Z. Z. bestehen 332 Postsport- 
vereine mit ca. 178 000 Mitgliedern. Diese Vereine 
sind rechtlich und organisatorisch selbständig. Die 
Sportangebote werden nach den Richtlinien des 
Deutschen Sportbundes frei gestaltet. Die Vereine 
werden von der Deutschen Bundespost als förde- 
rungswürdig anerkannt, wenn ihre Mitglieder min- 
destens zu zwei Dritteln aus Beschäftigten der 
Deutschen Bundespost bestehen. Hierzu zählen 
auch Familienangehörige und Versorgungsempfän- 
ger. 

Die Postsportvereine bieten den Beschäftigten der 
Deutschen Bundespost eine auf deren Bedürfnisse 
ausgerichtete sportliche Betätigung in der Freizeit 
an, vor allem durch besondere Angebote für 
Schichtdienstleistende sowie für Behinderte und 
Bewohner von Jugendwohnheimen. Starken Zulauf 
haben nach wie vor die Angebote zu Lauftreffs für 
alle Altersklassen und die besonderen Sportange- 
bote für die Senioren. Die Mitglieder der Postsport- 
vereine haben ferner die Möglichkeit, an den Mei- 
sterschaften der jeweiligen Sportarten einschließ- 
lich der Bundesmeisterschaften der Postsportver- 
eine und den internationalen Postsportmeister- 
schaften teilzunehmen. 

Als „Arbeitsgemeinschaft der Postsportvereine 
e. V.“ (APV) gehören die Postsportvereine dem 
Deutschen Sportbund als Sportverband mit beson- 
derer Aufgabenstellung an. 

Die Förderung durch die Deutsche Bundespost er- 
streckt sich neben der Bewilligung von Sonderzu- 
wendungen für den Sportstättenbau (vgl. Kapi- 
tel VII Ziff. 4.4) auf die Gewährung von Zuwendun- 
gen zu den laufenden Kosten des Sportbetriebs ein- 
schließlich der Sportgeräte und Sportbekleidung 
für Mannschaften, zu den Personalkosten der Ge- 
schäftsführung sowie zu den Kosten für Übungslei- 
ter, zu Lehrveranstaltungen sowie zu Bundesmei- 
sterschaften der Postsportvereine und internationa- 
len Postmeisterschaften. Im Gegensatz dazu wer- 
den von der Deutschen Bundespost entsprechend 
den Haushaltsvorschriften des Bundes die sog. Be- 
triebssportgruppen nicht finanziell gefördert. Die- 
sen bleibt es freigestellt, sich ggf. einem Postsport- 
verein anzuschließen. 

Die Arbeitsgemeinschaft ist ferner Mitglied der ins- 
gesamt 16 europäische Mitgliedsländer umfassen- 
den Postsportvereinigung „Union Internationale 
Sportive des Postes, des Telephones et des Telecom- 
munications“ (UISPTT) mit Sitz in Paris. 

5.4.4. Förderungslelstungen 

Die Deutsche Bundespost hat für den dienstlichen 
Ausgleichssport und für Zuwendungen an die Post- 
sportvereine in den Jahren 1982 bis 1986 folgende 
Beträge verausgabt bzw. veranschlagt (ohne Sport- 
stättenförderung): 
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V erwendungszweck 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 (Soll) 

— in DM — 

Dienstlicher Ausgleichssport 

522 000 

574 000 

633 000 

723 000 

893 000 

Zuwendungen an Postsportvereine und 






die Arbeitsgemeinschaft der Postsport- 






vereine 

2 877 000 

2 852 000 

2 905 000 

2 940 000 

3 332 000 

Gesamtbetrag 

3 399 000 

3 426 000 

3 538 000 

3 663 000 

4 225 000 


5.5 Sport im Zivildienst 

Das Bundesamt für den Zivildienst strebt eine um- 
fassende Förderung der sportlichen Betätigung der 
Zivildienstleistenden an. Die Dienststellen des Zi- 
vildienstes haben dafür zu sorgen, daß Zivildienst- 
leistende während der Dienstzeit Gelegenheit ha- 
ben, Sport zu treiben. 

Bei den staatlichen Zivildienstgruppen besteht für 
Zivildienstleistende in der Regel Gelegenheit, ein- 
mal in der Woche an Sportveranstaltungen teilzu- 
nehmen. In den übrigen Einrichtungen des Zivil- 
dienstes im Bereich der freien Wohlfahrtspflege 
und in kirchlichen Einrichtungen stößt die sportli- 
che Betätigung Zivildienstleistender nach wie vor 
auf Schwierigkeiten. Das findet seinen Grund darin, 
daß in den einzelnen Beschäftigungsstellen nur je- 
weils wenige Zivildienstleistende eingesetzt sind 
und die Beschäftigungsstellen räumlich weit aus- 
einander liegen. Falls eine ausreichende sportliche 
Tätigkeit nur dadurch zu erreichen ist, daß der Zi- 
vildienstleistende einem örtlichen Sportverein bei- 
tritt, können ihm die Aufnahmegebühren und die 


laufenden Mitgliedsbeiträge für die Dauer des Zivil- 
dienstes erstattet werden. 

Für Maßnahmen des Dienstsports werden Zu- 
schüsse gewährt, z. B. für die Beschaffung von 
Sportgeräten, für die Anmietung von Sportstätten, 
für Eintrittsgelder zur Benutzung von Schwimmbä- 
dern und für die Tätigkeit von Übungsleitern. 

Eine sportliche Betätigung während der Dienstzeit 
gilt als Zivildienst. Gesundheitliche Schädigungen, 
die durch einen während der Ausübung des dienst- 
lichen Sports erlittenen Unfalls herbeigeführt wer- 
den, sind Zivildienstbeschädigungen im Sinne des 
§ 47 Abs. 1 Zivildienstgesetz. 

Durch Verbesserung der Ausbildung haben seit 
dem Jahre 1981 einige Zivildienstleistende die Li- 
zenz als Übungsleiter erworben. Diese betreuen in 
den staatlichen Zivildienstgruppen die Sportaus- 
übung eigenverantwortlich. 

In verschiedenen Zivildienstgruppen bestehen Fuß- 
ball-, Volleyball- und Hallenhandballmannschaften. 


X. steuerliche Förderung des Sports und sonstige mittelbare Hilfen 


1 Sport und Steuern 

1.1 Gemeinnützigkeitsrecht 

Wichtigste Grundlage für die steuerliche Behand- 
lung der Sportvereine ist das Gemeinnützigkeits- 
recht. Es ist seit 1977 in der Abgabenordnung (§§ 51 
bis 68 AO) enthalten. Die in den Einzelsteuergeset- 
zen geregelten Steuervergünstigungen für Sport- 
vereine fußen auf dem Gemeinnützigkeitsrecht. 

Das Gemeinnützigkeitsrecht ist durch das Steuer- 
bereinigungsgesetz 1986 in für den Sport wichtigen 
Punkten geändert worden. Vor allem ist zugelassen 
worden, daß Sportvereine teilweise den Berufssport 
fördern dürfen, ohne dadurch die Gemeinnützigkeit 
zu verlieren. Vor 1986 führte bereits die Bezahlung 
eines einzigen Sportlers für den einzelnen Sport- 


verein zum Verlust der Gemeinnützigkeit, Nach wie 
vor nicht gemeinnützig sind allerdings Sportverei- 
ne, bei denen die Förderung des Berufssports der 
überwiegende oder alleinige Zweck ist. 

Die bisherige Überschußgrenze von 12 000 DM für 
sportliche Veranstaltungen ist gleichfalls durch das 
Steuerbereinigungsgesetz 1986 abgeschafft worden, 
Amateursportveranstaltungen sind deshalb ab 1986 
stets als steuerbegünstigter Zweckbetrieb zu be- 
handeln. 

Schließlich ist für gemeinnützige Körperschaften 
das Gebot, alle Mittel zeitnah für die steuerbegün- 
stigten Zwecke zu verwenden, gelockert worden. 
Nach der neu aufgenommenen Regelung in § 58 
Nr. 7 AO können auch Sportvereine jährlich bis zu 
25 V. H. ihrer Erträge aus Vermögensverwaltung 
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(siehe dazu Ziffer 1.1.2) in eine zweckfreie Rücklage 
einstellen. 

Im Dezember 1985 hat der Bundesminister der Fi- 
nanzen eine unabhängige Sachverständigenkom- 
mission zur Prüfung des Gemeinnützigkeitsrechts 
eingesetzt. Die künftige Gestaltung des Gemeinnüt- 
zigkeits- und Spendenrechts wird wesentlich von 
den Ergebnissen dieser Prüfung, die zu Beginn des 
Jahres 1987 vorgelegt werden sollen, abhängen. 

1.1.1 Zuerkennung der Gemeinnützigkeit 

Für die Anerkennung der Gemeinnützigkeit reicht 
es nicht aus, daß ein Verein einen gemeinnützigen 
Zweck wie den Sport fördert. Weitere Vorausset- 
zung ist u. a., daß die Tätigkeit der Vereine der All- 
gemeinheit und nicht nur einem begrenzten Perso- 
nenkreis zugute kommt (§ 52 Abs. 1 AO). Eine derar- 
tige, die Gemeinnützigkeit aus schließende Begren- 
zung kann etwa darin liegen, daß durch hohe Auf- 
nahmegebühren oder Mitgliedsbeiträge der Allge- 
meinheit der Zugang zu dem Verein praktisch ver- 
wehrt wird. Eine Förderung der Allgemeinheit wird 
von den Finanzbehörden noch angenommen, wenn 

— der Beitrag und sonstige Umlagen zusammen im 
Durchschnitt 1000 DM je Mitglied und Jahr 
und 

— die Aufnahmegebühren für die im Jahr auf- 
genommenen Mitglieder im Durchschnitt 
1 500 DM nicht übersteigen. 

Ein Verein ist grundsätzlich nur dann gemeinnüt- 
zig, wenn er ausschließlich steuerbegünstigte 
Zwecke fördert. Nach einer seit 1980 geltenden Re- 
gelung in § 58 AO bleibt einem Sportverein die Ge- 
meinnützigkeit aber auch erhalten, wenn er dem 
Sport nahestehende Betätigungen fördert, die im 
Vergleich zur Förderung des Sports von unterge- 
ordneter Bedeutung und nicht als wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb anzusehen sind. Mit dieser Rege- 
lung hat der Gesetzgeber in erster Linie den Flug- 
sportvereinen die Möglichkeit eröffnet, neben dem 
Segelflug und dem Motorflug auch den nicht ge- 
meinnützigen Modellflug zu betreiben, ohne da- 
durch die Gemeinnützigkeit der Flugsportvereine 
zu gefährden. 

Das Gebot, daß ausschließlich steuerbegünstigte 
Zwecke gefördert werden müssen, bedeutet nicht, 
daß einem gemeinnützigen Verein jede wirtschaftli- 
che Betätigung versagt wäre. Eine wirtschaftliche 
Betätigung darf aber nicht zum Selbstzweck wer- 
den. Das gleiche gilt für gesellige Veranstaltungen 
des Vereins. 

Mit der Gemeinnützigkeit sind zahlreiche Steuer- 
vergünstigungen bei allen wichtigen Steuerarten 
verbunden. Es sind dies: 

— Steuerfreiheit bei der Körperschafts-, Gewerbe- 
und Vermögensteuer, 

— Besteuerung der Umsätze mit dem ermäßigten 
( = halben) Steuersatz bei der Umsatzsteuer, 

— Empfang steuerbegünstigter Spenden (über eine 
sog. Durchlauf stelle, vgl. Ziffer 1.3). 


1.1.2 Vermögensverwaltung 

Gemeinnützige Körperschaften genießen gegen- 
über allen anderen Steuerpflichtigen den Vorteil, 
daß Erträge aus der Verwaltung des Vereinsvermö- 
gens nicht der Besteuerung unterliegen. So bleiben 
zum Beispiel Zinseinkünfte aus einem Spargutha- 
ben des Vereins oder die Einkünfte aus der Vermie- 
tung oder Verpachtung von Grundvermögen oder 
von Geschäftsbetrieben steuerfrei. Wenn ein Verein 
also die Führung der Vereinsgaststätte einem Päch- 
ter überläßt, so werden die Pachteinkünfte im Rah- 
men der Vermögensverwaltung bezogen und sind 
daher steuerfrei. 

1.1.3 Wirtschaftliche Geschäftsbetriebe 

Die Steuervergünstigungen erstrecken sich nicht 
auf wirtschaftliche Geschäftsbetriebe, mit denen 
Sportvereine sich am allgemeinen Wirtschaftsleben 
beteiligen und mit denen sie im Wettbewerb zu 
steuerpflichtigen Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft stehen. Dies hat seinen Grund darin, daß 
das Gesetz unter einer gemeinnützigen Tätigkeit 
die selbstlose Förderung der Allgemeinheit auf ma- 
teriellem, geistigem oder sittlichem Gebiet versteht 
(§ 52 Abs. 1 AO). Selbstlosigkeit bedeutet aber, daß 
keine eigenwirtschaftlichen Zwecke verfolgt wer- 
den (§ 55 Abs. 1 AO). 

Bei Sportvereinen kommen als steuerpflichtige 
wirtschaftliche Geschäftsbetriebe in erster Linie 
die Vereinsgaststätten und die kommerzielle Wer- 
bung für Wirtschaftsunternehmen in den Sportstät- 
ten (sog. Stadion- und Bandenwerbung und die Wer- 
bung auf für das Fernsehen aufgestellten Werbeta- 
feln), die Werbung auf der Sportkleidung (sog. Tri- 
kot-Werbung oder Werbung am Mann) sowie die 
Werbung auf den Sportgeräten und in den Vereins- 
zeitschriften in Betracht. 


1.1.4 Zweckbetriebe, insbesondere sportliche 
Veranstaltungen 

Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb führt nur 
dann nicht zur Steuerpflicht eines Vereins, wenn es 
sich um einen Zweckbetrieb handelt. Die Vorausset- 
zungen hierfür sind im einzelnen in § 65 AO be- 
stimmt. Vor allen Dingen darf der Zweckbetrieb zu 
nicht begünstigten Betrieben nicht in größerem 
Umfang in Wettbewerb treten, als es bei der Erfül- 
lung der steuerbegünstigten Zwecke unvermeidbar 
ist. 

Der Zweckbetrieb ist so eng mit der gemeinnützi- 
gen Betätigung verbunden, daß es gerechtfertigt ist, 
die Steuervergünstigungen auch auf ihn auszudeh- 
nen. Im Bereich des Sports gehören insbesondere 
die sportlichen Veranstaltungen hierzu, bei denen 
keine bezahlten Sportler eingesetzt werden. 

Unter sportlichen Veranstaltungen versteht man 
nicht nur Veranstaltungen, an denen Nichtmitglie- 
der als Zuschauer teilnehmen, sondern auch solche, 
bei denen Nichtmitglieder sich selbst sportlich betä- 
tigen (Aktion „Sport für alle“). Steuerlich begünstigt 
sind beispielsweise auch Trimmveranstaltungen 
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oder Volkswettbewerbe, bei denen Startgelder oder 
Teilnahmegebühren erhoben werden. Ebenfalls zu 
den steuerbegünstigten sportlichen Veranstaltun- 
gen zählen Sportkurse und Sportlehrgänge, Dabei 
spielt es keine Rolle, ob die Vereine den Sportunter- 
richt für Mitglieder oder Nichtmitglieder erteilen 
und ob er durch Beiträge, Sonderbeiträge oder Son- 
derentgelte abgegolten wird. Dasselbe gilt für sog. 
Sportreisen, sofern die sportliche Betätigung we- 
sentlicher und notwendiger Bestandteil der Reise 
ist (z. B. Reise zum Wettkampf ort). Reisen, bei de- 
nen die Erholung der Teilnehmer im Vordergrund 
steht, zählen dagegen nicht zu den sportlichen Ver- 
anstaltungen, selbst wenn anläßlich der Reisen 
auch Sport getrieben werden sollte. 

Sportliche Veranstaltungen werden nach dem 
neuen § 67 a AO stets als steuerbegünstigter Zweck- 
betrieb behandelt, wenn sie ausschließlich der För- 
derung des Amateursports dienen. Dies ist der Fall, 
wenn an ihnen 

— kein Sportler teilnimmt, der für seine sportliche 
Betätigung oder für Werbeaufträge vom Verein 
oder einem Dritten über eine Aufwandsentschä- 
digung hinaus Vergütungen oder andere Vor- 
teile erhält, und 

— kein anderer Sportler teilnimmt, der für die Teil- 
nahme an der Veranstaltung von dem Verein 
oder einem Dritten im Zusammenwirken mit 
dem Verein über eine Aufwandsentschädigung 
hinaus Vergütungen oder andere Vorteile er- 
hält. 

Zahlungen bis zu 700 DM monatlich im Jahres- 
durchschnitt pro Sportler werden als pauschale 
Aufwandsentschädigung angesehen und sind mit 
dem Zweckbetrieb vereinbar. Auf die Höhe des bei 
den sportlichen Veranstaltungen erzielten Über- 
schusses kommt es nicht mehr an (vgl. Wegfall der 
12 000 DM-Regelung). 

Sportliche Veranstaltungen, an denen bezahlte 
Sportler teilnehmen, werden ab 1986 als steuer- 
pflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe behan- 
delt. Die Förderung des Berufssports führt aber 
nicht mehr wie früher zur Aberkennung der Ge- 
meinnützigkeit. 

Der Verkauf von Speisen und Getränken bei sportli- 
chen Veranstaltungen ist als gewerbliche Tätigkeit 
nicht Bestandteil des Zweckbetriebes. Das gleiche 
gilt für die Werbung bei Amateursportveranstaltun- 
gen. 


1.1.5 Gesellige Veranstaltungen 

Eine Zwischenstellung zwischen dem steuerfreien 
gemeinnützigen Bereich eines Sportvereins und der 
uneingeschränkt steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Betätigung nehmen die geselligen Veranstaltungen 
des Vereins ein. Wenn bei derartigen Veranstaltun- 
gen Einnahmen (z. B. Eintrittsgelder, Kostenbeiträ- 
ge, Einnahmen aus dem Verkauf von Festschriften 
und Festabzeichen) erzielt werden, erfüllen diese 
die gesetzlichen Merkmale eines wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebes; da aber die geselligen Veran- 


staltungen von der eigentlichen gemeinnützigen 
Tätigkeit des Vereins kaum zu trennen sind, gelten 
auch für sie die mit der Gemeinnützigkeit verbun- 
denen Steuervergünstigungen, sofern die Über- 
schüsse bestimmte Grenzen nicht überschreiten 
und für die satzungsmäßigen gemeinnützigen 
Zwecke der Vereine verwendet werden (vgl. auch 
Ziffer 1.1.4). 

Unter geselligen Veranstaltungen sind Veranstal- 
tungen zu verstehen, durch die die vereinsinterne 
Geselligkeit gepflegt, das Zusammengehörigkeits- 
gefühl der Mitglieder gestärkt und neue Mitglieder 
geworben werden sollen. Sie müssen im Vergleich 
zu der steuerbegünstigten Tätigkeit des Sportver- 
eins von untergeordneter Bedeutung sein und sind 
dann auch wie sportliche Veranstaltungen sog. steu- 
erunschädliche Zweckbetriebe. Veranstaltungen da- 
gegen, zu denen Nichtmitglieder unbegrenzten Zu- 
tritt und die den Zuschnitt gewerblicher Veranstal- 
tungen haben, sind nicht begünstigt. 

Die geselligen Veranstaltungen eines Sportvereins 
sind als steuerbegünstigter Zweckbetrieb zu behan- 
deln, wenn der Überschuß der Einnahmen über die 
Kosten dieser Veranstaltungen im Durchschnitt der 
letzten drei Jahre einschließlich des Veranlagungs- 
jahres nicht mehr als 12 000 DM beträgt und nur für 
die satzungsmäßigen Zwecke des Vereins verwen- 
det wird (§ 68 Nr. 7 AO). Durch das Abstellen auf ein 
Durchschnittsergebnis wird vermieden, daß ein 
Verein nur deshalb steuerpflichtig wird, weil er in 
einem Jahr zufällig höhere Einnahmen als sonst 
erzielt. 

Höhere Überschüsse als 12 000 DM im Dreijahres- 
durchschnitt aus geselligen Veranstaltungen führen 
dann nicht zu einer Steuerpflicht, wenn der Verein 
die Überschüsse einer nach den allgemeinen 
Grundsätzen (§ 58 Nr. 6 AO) zulässigen Rücklage 
zuführt und sie innerhalb von drei Jahren für seine 
steuerbegünstigten Zwecke ausgibt. Dies führte 
dazu, daß die geselligen Veranstaltungen der Sport- 
vereine in aller Regel als steuerbegünstigter 
Zweckbetrieb behandelt werden können. 


1.2 Steuervergünstigungen 

Steuervergünstigungen gelten nur für den eigentli- 
chen gemeinnützigen, von der Satzung abgedeckten 
Bereich der Sportvereine und führen im wesentli- 
chen dazu, daß die ganz überwiegende Zahl der 
mehr als 60 000 Sportvereine keine Steuern zu zah- 
len hat. Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer 
werden nur von wenigen Sportvereinen erhoben. 
Damit genießt der Sport auf dem Gebiet des Steuer- 
rechts eine besondere Vorzugsstellung. 

1.2.1 Körperschaft-, Gewerbe-, Vermögensteuer 

Gemeinnützige Sportvereine sind grundsätzlich von 
der Körperschaftsteuer befreit (§ 5 Abs. 1 Nr. 9 Kör- 
perschaftsteuergesetz — KStG). Die Steuerbefrei- 
ung ist ausgeschlossen, soweit die Vereine wirt- 
schaftliche Geschäftsbetriebe unterhalten, die 
keine Zweckbetriebe sind. 
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Für kleine Körperschaften mit einem Jahresein- 
kommen bis zu 10 000 DM wird ein Körperschaft- 
steuerfreibetrag von 5 000 DM gewährt (§ 24 KStG). 
Übersteigt das Einkommen 10 000 DM, so vermin- 
dert sich der Freibetrag um die Hälfte des überstei- 
genden Betrages und läuft bei einem Jahresein- 
kommen von 20 000 DM aus. Sie kommt vor allem 
den gemeinnützigen Vereinen zugute. 

Von dieser Regelung profitieren die Vereine mit 
ihrem steuerpflichtigen Bereich und damit auch mit 
ihren geselligen Veranstaltungen, soweit diese 
nicht schon als Zweckbetrieb steuerfrei sind. 

Gemeinnützige Sportvereine sind grundsätzlich von 
der Gewerbesteuer befreit (§ 3 Nr. 6 Gewerbesteuer- 
gesetz — GewStG). Die Steuervergünstigung ist 
ausgeschlossen, soweit die Vereine wirtschaftliche 
Geschäftsbetriebe unterhalten, die keine Zweckbe- 
triebe sind. Bis zu einem Gewerbeertrag von 
5 000 DM entsteht für einen gemeinnützigen Verein 
jedoch keine Gewerbesteuerpflicht (§11 Abs. 5 
GewStG). Liegt der Gewerbeertrag über 5 000 DM, 
ist der Verein allerdings mit dem gesamten Betrag 
zur Gewerbesteuer heranzuziehen. Den gemeinnüt- 
zigen Vereinen mit wirtschaftlichem Geschäftsbe- 
trieb kommt außerdem der Freibetrag bei der Ge- 
werbekapitalsteuer von 120 000 DM zugute. 

Gemeinnützige Sportvereine sind grundsätzlich von 
der Vermögensteuer befreit (§ 3 Abs. 1 Nr. 12 
Vermögensteuergesetz — VStG). Vermögensteuer- 
pflichtig sind sie nur, soweit sie wirtschaftliche Ge- 
schäftsbetriebe unterhalten, die keine Zweckbe- 
triebe sind. Die Steuerpflicht entsteht erst, wenn 
das Gesamtvermögen des wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetriebs die Besteuerungsgrenze von 
20 000 DM überschreitet. 


1.2.2 Umsatzsteuer 

Gemeinnützige Sportvereine können Unternehmer 
im Sinne des Umsatzsteuerrechts und damit grund- 
sätzlich zur Zahlung von Umsatzsteuer verpflichtet 
sein. Wie bei den anderen Steuerarten genießen sie 
aber auch bei der Umsatzbesteuerung mehrere Ver- 
günstigungen. 

Ein Sportverein ist ein Unternehmen, wenn er Lie- 
ferungen oder sonstige Leistungen gegen Entgelt 
ausführt und somit einen wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetrieb unterhält. Dabei spielt es keine Rol- 
le, ob die Empfänger dieser entgeltlichen Leistun- 
gen Mitglieder oder Dritte sind. Soweit Sportver- 
eine dagegen in Erfüllung des satzungsmäßigen Ge- 
meinschaf tszwecks die Gesamtbelange ihrer Mit- 
glieder wahrnehmen, sind sie nicht Unternehmer, 
da Mitgliederbeiträge keine Entgelte für Leistun- 
gen sind. 

Der Umsatzsteuer unterliegen bei Sportvereinen 
u. a. die Umsätze der Vereinsgaststätten, die Wer- 
beumsätze, die Umsätze der sportlichen und geselli- 
gen Veranstaltungen, bei denen Eintrittsgelder er- 
hoben werden, sowie die Umsätze aus dem Verkauf 
von Speisen und Getränken bei diesen Veranstal- 
tungen. 


Für kleine Sportvereine bestehen — wie für jeden 
anderen Kleinunternehmer — folgende umsatz- 
steuerliche Vergünstigungen: 

— Der Sportverein braucht keine Umsatzsteuer zu 
zahlen, wenn sein Umsatz (zuzüglich der darauf 
entfallenden Umsatzsteuer) im vorangegange- 
nen Kalenderjahr 20 000 DM nicht überstiegen 
hat und im laufenden Kalenderjahr voraussicht- 
lich 100 000 DM nicht übersteigen wird (§ 19 
Abs. 1 Umsatzsteuergesetz — UStG). Der Verein 
kann jedoch auf diese Sonderregelung verzich- 
ten und damit die Besteuerung nach den allge- 
meinen Vorschriften des Umsatzsteuergesetzes 
wählen, um in den Genuß der Vorsteuerregelung 
zu gelangen. 

— Ein Sportverein, der der Besteuerung nach den 
allgemeinen Vorschriften des Umsatzsteuerge- 
setzes unterliegt und dessen Umsatz im laufen- 
den Kalenderjahr 60 000 DM nicht übersteigt, er- 
hält einen degressiv gestalteten Steuerabzugs- 
betrag, der je nach Umsatzhöhe bis zu 80 v. H. 
der eigentlichen Steuerzahllast ausmachen 
kann (§ 19 Abs. 3 UStG). 

Eine Umsatzsteuerbefreiung kommt bei gemeinnüt- 
zigen Sportvereinen unter bestimmten Vorausset- 
zungen vor allem für belehrende Veranstaltungen 
in Betracht (z. B. Schwimm-, Tennis-, Reit-, Segel- 
und Skiunterricht, vgl. § 4 UStG). 

Außerdem ist bei gemeinnützigen Sportvereinen 
die Durchführung sportlicher Veranstaltungen in- 
soweit von der Umsatzsteuer befreit, als das Entgelt 
hierfür in Teilnehmergebühren besteht. Von der 
Umsatzsteuer ist ferner die Durchführung von 
sportlichen Veranstaltungen im Rahmen der Ju- 
gendhilfe befreit. Diese Steuerbefreiung kommt ins- 
besondere für die als förderungswürdig anerkann- 
ten Jugendabteilungen der Sportvereine in Be- 
tracht. 

Soweit danach noch steuerpflichtige Leistungen 
vorliegen, ermäßigt sich für die gemeinnützigen 
Sportvereine die Umsatzsteuer nach § 12 Abs. 2 
Nr. 8 UStG auf 7 v. H. Der ermäßigte Steuersatz gilt 
vor allem für die im Rahmen eines Zweckbetriebs 
(z. B. Amateursportveranstaltungen und gesellige 
Veranstaltungen) ausgeführten Leistungen eines 
Sportvereins. 

Nicht begünstigt sind die Umsätze, die ein Sportver- 
ein im Rahmen eines wirtschaftlichen Geschäfts- 
betriebs ausführt, der kein Zweckbetrieb ist. Auf 
diese Umsätze ist der allgemeine Steuersatz von 
derzeit 14 v. H. anzuwenden. Dies gilt z. B. für die 
Bewirtungsumsätze in den Vereinsgaststätten und 
die Werbeumsätze oder für die Sportveranstaltun- 
gen der Sportvereine, bei denen Berufssportler mit- 
wirken. 


1.3 Spenden an Sportvereine 

Die Förderung des Sports ist ein als besonders för- 
derungswürdig anerkannter gemeinnütziger Zweck 
im Sinne des Spendenrechts. Sportvereine können 
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demnach steuerbegünstigte Spenden erhalten. 
Diese sind jedoch grundsätzlich nur dann abzugsfä- 
hig, wenn sie an oder über eine juristische Person 
des öffentlichen Rechts oder eine öffentliche 
Dienststelle geleitet werden (z. B. Sportämter). 
Diese stellen auf Wunsch des Spenders eine Spen- 
denbescheinigung aus. Bei Spenden bis zu einem 
Einzelbetrag von 100 DM genügt als Spendenbe- 
scheinigung der Zahlungsbeleg der Post oder eines 
Kreditinstituts, aus dem die juristische Person des 
öffentlichen Rechts oder die öffentliche Dienststelle 
hervorgeht. 

Außerdem ist dem Deutschen Sportbund und den 
Landessportbünden die Befugnis zuerkannt wor- 
den, selbst unmittelbar steuerbegünstigte Spenden 
in Empfang zu nehmen und Spendenbescheinigun- 
gen auszustellen. Wie juristische Personen des öf- 
fentlichen Rechts und öffentliche Dienststellen kön- 
nen sie auch sogenannte Durchlauf spenden für die 
Sportvereine in Empfang nehmen und bestätigen. 
Der vereinfachte Spendennachweis bei Spenden bis 
zu 100 DM ist auch für Spenden an den Deutschen 
Sportbund und die Landessportbünde zugelassen. 

Ab 1986 können aufgrund einer bundeseinheitli- 
chen Verwaltungsanweisung der obersten Finanz- 
behörden des Bundes und der Länder Geldspenden 
Sportvereinen auch in Form des Listenverfahrens 
zugewendet werden. Bei diesem Verfahren werden 
die Spenden unmittelbar auf ein Sonderkonto des 
Vereins gezahlt. Der Verein überweist von Zeit zu 
Zeit die gesammelten Spenden an eine Durchlauf- 
stelle (z. B. Stadtverwaltung oder Landes sport- 
bund). Anhand einer vom Verein mitgesandten Li- 
ste stellt die Durchlaufstelle die Spendenbescheini- 
gungen aus und zahlt das Geld an den Verein zu- 
rück. Die Sportvereine haben so auch die Möglich- 
keit, steuerbegünstigte Spenden (z. B. bei Vereinsfe- 
sten) unmittelbar vom Spender entgegenzuneh- 
men. 


1.4 Übungsleiterpauschale 

In zahlreichen Sportvereinen sind Übungsleiter tä- 
tig, die ihre Arbeit nebenberuflich leisten. Soweit 
sie dafür ein Entgelt erhalten, sind sie damit grund- 
sätzlich steuerpflichtig. Das Einkommensteuerge- 
setz (§ 3 Nr. 26 EStG) enthält eine Regelung, nach 
der die Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkei- 
ten als Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher oder aus 
vergleichbaren nebenberuflichen Tätigkeiten im ge- 
meinnützigen, mildtätigen und kirchlichen Bereich 
bis insgesamt 2 400 DM im Jahr als Aufwandsent- 
schädigung anzu sehen und von der Einkommen- 
steuer befreit sind. Übungsleiter im Sport werden 
ausdrücklich genannt. Die Regelung gilt auch für 
andere Bürger, die in den Sportvereinen nebenbe- 
ruflich mit Aufgaben der Ausbildung oder Erzie- 
hung betraut sind wie z. B. nebenberufliche Trainer 
und Jugendbetreuer. Die Tätigkeit wird nebenbe- 
ruflich ausgeübt, wenn aus ihr nicht hauptsächlich 
der Lebensunterhalt bestritten wird. In diesem 
Sinne können beispielsweise auch solche Bürger 
nebenberuflich tätig sein, die im steuerrechtlichen 
Sinne streng genommen keinen Hauptberuf aus- 


üben wie beispielsweise Hausfrauen, Studenten, 
Rentner und Arbeitslose. 

Die Steuerfreiheit ist auch bei Einnahmen aus meh- 
reren nebenberuflichen Tätigkeiten für verschie- 
dene Vereine auf einen einmaligen Jahresbetrag 
von 2 400 DM begrenzt. Wird eine nebenberufliche 
Übungsleitertätigkeit in einem Dienstverhältnis 
zum Sportverein ausgeübt, kann die Aufwandsent- 
schädigung bis zum Betrag von 2 400 DM jährlich 
bereits beim Lohnsteuerabzug als steuerfrei behan- 
delt werden. 

Hat ein Übungsleiter höhere Aufwendungen als 
2 400 DM im Jahr, so kann er diese, wie üblich, als 
Betriebsausgaben/Werbungskosten geltend ma- 
chen. Er muß dann allerdings die Aufwendungen in 
vollem Umfang nachweisen. Die Steuerbefreiung 
hat demnach eine ähnliche Wirkung wie eine 
Betriebsausgaben-ZWerbungskosten-Pauschale. An- 
ders als eine Werbungskosten-Pauschale braucht 
sie jedoch nicht in eine Lohnsteuerkarte eingetra- 
gen zu sein, um vom Arbeitgeber (Verein) berück- 
sichtigt zu werden. 


2 Mittelbare Hilfen 

2.1 Unterstützung der Stiftung Deutsche Sporthilfe 

Die zeitlichen und körperlichen Anforderungen 
sind im modernen Hochleistungssport in den ver- 
gangenen Jahren ständig gestiegen. Mit der Aus- 
übung des Spitzensports sind deshalb vielfach schu- 
lische, berufliche und finanzielle Probleme verbun- 
den. Der sozialen Betreuung der Hochleistungs- 
sportler kommt deshalb eine immer größere Bedeu- 
tung zu. Diese Aufgabe übernimmt im Sportförde- 
rungssystem der Bundesrepublik Deutschland ins- 
besondere die 1967 von dem Deutschen Sportbund 
und der Deutschen Olympischen Gesellschaft ge- 
gründete Stiftung Deutsche Sporthilfe. 

Sie gewährt den Hochleistungssportlern im Rah- 
men der Amateurbestimmungen individuelle För- 
derungsleistungen. Hierzu gehören Grundbeihilfen 
(Erstattung von allgemeinen Auslagen des Lei- 
stungssports), Studien- und Ausbildungsbeihilfen, 
Verdienstausfallerstattungen, Ernährungsbeihilfen, 
Zuschüsse für ärztliche Betreuung, Fahrtkostenzu- 
schüsse, Zuschüsse für Trainingsgeräte, Vergütung 
für Trainer, Mietbeihilfen am Trainingsort, Sozial- 
beihilfen für Nachhilfeunterricht, Unterhaltszula- 
gen, Regenerationsaufenthalte, Talentförderungs- 
maßnahmen, Unterbringungskosten in Internaten. 

Seit 1985 werden diese Leistungen für besonders 
talentierte Spitzensportler durch die sog. Optimal- 
förderung ergänzt. Dadurch soll die berufliche und 
sportliche Karriereplanung bestmöglich aufeinan- 
der abgestimmt werden. Insgesamt hat die Stiftung 
Deutsche Sporthilfe bisher über 14 500 Sportler ge- 
fördert. 

Der Bundesminister des Innern wirkt bei der Tätig- 
keit der Stiftung Deutsche Sporthilfe mit. Er ist 
sowohl im Vorstand der Stiftung kraft Satzung wie 
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auch in deren Gutachterausschuß an den Förde- 
rungsentscheidungen beteiligt 

Die Deutsche Bundespost gibt seit 1976 jährlich vier 
und in den Jahren, in denen Olympische Spiele 
stattfinden, sechs Sportzuschlagsmarken zugunsten 
der Stiftung Deutsche Sporthilfe heraus. Die Brief- 
marken waren in den letzten Jahren bedeutenden 
Sportereignissen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land einschließlich des Landes Berlin gewidmet 

Aus den Erlösen der Sportzuschlagsmarken flössen 


der Stiftung 

zu: 


1982 

7,2 

Mio. DM 

1983 

8,2 

Mio. DM 

1984 

9,8 

Mio. DM 

1985 

7,8 

Mio. DM. 


Da die Zuschlagserlöse aus Sportbriefmarken einen 
wesentlichen Teil der Einnahmen der Stiftung aus- 
machen, ist diese Unterstützung durch die Bundes- 
regierung für die Stiftung Deutsche Sporthilfe von 
entscheidender Bedeutung. 

Daneben hat die Stiftung Deutsche Sporthilfe aus 
den Ausspielungen der Fernseh-Lotterie „Glücks- 
spirale“ im Berichtszeitraum folgende Beträge er- 
halten: 

1982 4,0 Mio. DM 

1983 3,7 Mio. DM 

1984 5,1 Mio. DM 

1985 4,1 Mio. DM. 


2.2 Härtefallregelung für Spitzensportler 
bei der Hochschulzulassung 

Einen weiteren Aspekt der sozialen Betreuung von 
Hochleistungssportlern sieht die Bundesregierung 
in der Härtefall- Anerkennung für Spitzensportler 
bei der Hochschulzulassung. Eine derartige Rege- 
lung wird als angemessener Ausgleich für schuli- 
sche Leistungseinbußen durch außerschulischen 
Zeit- und Energieaufwand angesehen, der auf die 
erhöhten Trainings- und Wettkampf Verpflichtun- 
gen zurückzuführen ist, denen sich der Hochlei- 
stungssportler im Interesse nationaler Repräsenta- 
tion unterwirft. 

Die Härtefallregelung bei der Zulassung zum Stu- 
dium in den sog. Numerus-Clausus-Fächern wird 
seit 1977 auf Hochleistungssportler angewendet. Sie 
wird vom Deutschen Sportbund und der Stiftung 
Deutsche Sporthilfe nicht mehr als ausreichende 
Förderung der studienwilligen Spitzensportler an- 
gesehen. Die Bundesregierung unterstützt die Be- 


mühungen des Deutschen Sportbundes um eine 
Verbesserung. 

2.3 Fernseh-Lotterie „Glücksspirale“ 

Die Fernseh-Lotterie „Glücksspirale“ diente ur- 
sprünglich der Mitfinanzierung der Olympischen 
Spiele 1972 sowie der Fußball-Weltmeisterschaft 
1974. Mit Genehmigung der Innenmihister der Län- 
der wurde sie auch danach fortgesetzt. Der Zweck- 
ertrag der Lotterie steht jeweils zur Hälfte dem 
Sport und den Wohlfahrtsverbänden zu. Der auf 
den Sport entfallende Anteil am Zweckertrag wird 


wie folgt aufgeteilt: 

Landessportbünde 40 v. H. 

Stiftung Deutsche Sporthilfe 25 v. H. 

Deutscher Sportbund 30 v. H. 

Nationales Olympisches Komitee 

für Deutschland 5 v. H. 


Im Berichtszeitraum flössen dem Sport aus dem 
Reinerlös zu: 

1982 16,0 Mio. DM 

1983 14,7 Mio. DM 

1984 20,6 Mio. DM 

1985 16,2 Mio. DM. 

Durch die dargestellte Entwicklung, die der Bun- 
desminister des Innern maßgeblich mitgestaltet 
hat, sind die Sportorganisationen in die Lage ver- 
setzt worden, einen erheblichen Teil ihres Finanz- 
bedarfs selbst zu decken. 


3 Einsatz von Zivildienstleistenden im Sport 

Seit dem erfolgreichen Abschluß des Modellver- 
suchs „Zivildienstleistende im Sport“ im März 1981 
werden Zivildienstleistende in den sozialen Berei- 
chen des Sports eingesetzt. Sie sind tätig im Behin- 
dertensport sowie im Seniorensport, im Sport mit 
haltungs- und organleistungsschwachen Kindern 
und Jugendlichen sowie mit verhaltensauffälligen 
und psychomotorisch gestörten Kindern. 

In Zusammenarbeit mit geeigneten Institutionen 
werden die Zivildienstleistenden in besonderen 
Einführungslehrgängen auf ihre Tätigkeit vorberei- 
tet. 

Gegenüber dem letzten Berichtszeitraum konnte 
die Zahl der Einsatzplätze innerhalb des Sportbe- 
reichs um mehr als 55 v. H. auf nunmehr 180 erhöht 
werden. 
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XI. Innerdeutsche Sportbeziehungen, Sportverkehr mit Beriin 


1 Innerdeutsche Sportbeziehungen 

1.1 Grundlagen 

Nach Abschnitt II Ziff. 8 zu Artikel 7 des Zusatzpro- 
tokolls zum Vertrag über die Grundlagen der Bezie- 
hungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik vom 
21. Dezember 1972 bekräftigen die Vertragspartner 
ihre Bereitschaft, die zuständigen Sportorganisatio- 
nen bei den Absprachen zur Förderung der Sport- 
beziehungen zu unterstützen. Der Deutsche Sport- 
bund (DSB) und der Deutsche Turn- und Sportbund 
(DTSB) der DDR vereinbaren seither auf der 
Grundlage des Protokolls über die Regelung der 
Sportbeziehungen vom 8. Mai 1974 einen Wett- 
kampfkalender für das jeweils kommende Jahr. 
Der Landessportbund Berlin als integraler Be- 
standteil des DSB ist in diese Maßnahmen einbezo- 
gen. Dieses Sportprotokoll hat zu einer Belebung 
der Kontakte und der Begegnungen zwischen 
Sportlern beider deutschen Staaten geführt. DSB 
und DTSB regeln danach ihre Sportbeziehungen in 
eigener Verantwortung. 

Im Abkommen mit der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik über kulturelle Zusam- 
menarbeit vom 6. Mai 1986 haben beide Seiten ver- 
einbart, die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Sports zu fördern (vgl. Artikel 10 des Abkommens). 

1.2 Sportkalender 

Seit 1974 sind zwischen DSB und DTSB jährlich 
Sportkalender vereinbart worden. Diese sahen an 
Sportbegegnungen vor: 


1974 

40 

1975 

62 

1976 

64 

1977 

68 

1978 

73 

1979 

75 

1980 

76 

1981 

70 

1982 

81 

1983 

80 

1984 

80 

1985 

73 


Der DSB legt — wie bisher — auch weiterhin Wert 
darauf, daß in die jährlichen Sportkalender auch 
Veranstaltungen in Berlin (West) aufgenommen 
werden. Im Berichtszeitraum haben dort jährlich 
ein bis zwei Veranstaltungen stattgefunden. 

Infolge von Absagen und Spielausfällen erreichten 
die tatsächlich stattfindenden Veranstaltungen 
nicht immer die jährlich vereinbarte Zahl. Insge- 
samt bleiben die Sportbeziehungen zur DDR nach 


wie vor weit hinter denen zu osteuropäischen Staa- 
ten zurück. 

Eine Ausweitung der Sportbegegnungen in den Be- 
reichen 

— untere Spielklassen 

— grenznaher Bereich 

— Jugend- u. Studentensport, Sportwissenschaft 

konnte bisher noch nicht in befriedigendem Maße 
erreicht werden. 

Der Sportkalender 1986 sieht insgesamt 84 Begeg- 
nungen vor; davon finden in Berlin (West) zwei Be- 
gegnungen, in Berlin (Ost) vier Begegnungen statt. 

Die finanzielle Förderung des Sportkalenders be- 
trug 

1982 275 000 DM 

1983 327 500 DM 

1984 296 400 DM 

1985 329 000 DM. 

Für 1986 stehen 400 000 DM zur Verfügung. 

Dem DSB wird auch weiterhin auf politischer 
Ebene jede erforderliche Unterstützung zuteil, den 
innerdeutschen Sportverkehr zu intensivieren. 


2 Förderung des Landessportbundes Berlin 

2.1 Maßnahmen außerhalb Berlins 

Zur Durchführung von sportlichen Begegnungen 
außerhalb von Berlin (West) erhält der Landes- 
sportbund Berlin Mittel 

— zur Gewährung von Zuschüssen zu Flugreisen 
von Berlin (West) in das übrige Bundesgebiet 
und das Ausland sowie 

— zur teilweisen Deckung der entstehenden Perso- 
nalkosten. 

Im Haushaltsjahr 1985 wurden an Flugkostenzu- 
schüssen 33 000 DM und an anteiligen Personalko- 
sten 18 000 DM gewährt. 

Für Maßnahmen im Haushaltsjahr 1986 sind insge- 
samt 60 000 DM vorgesehen. 


2.2 Maßnahmen ln Berlin 

Zur Durchführung von sportlichen Begegnungen in 
Berlin (West) werden dem Landessportbund Berlin 
Mittel zur Gewährung von Zuschüssen zu Beförde- 
rungs- und Aufenthaltskosten zur Verfügung ge- 
stellt. 
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Im Jahr 1985 wurden hierfür 1,17 Mio. DM gewährt, 
für 1986 sind 1,2 Mio. DM vorgesehen. 

3 Förderung von Informationsreisen 
von Sporttergruppen nach Berlin 

Neben der Förderung von Sportbegegnungen in 
und außerhalb Berlins werden Reisegruppen von 


Sportlern gefördert, die in Berlin ein Informations- 
programm durchführen. Die Bezuschussung erfolgt 
nach den „Richtlinien für die Förderung von Reisen 
nach Berlin (West)“. 

1985 wurden 44 Gruppen mit 96 000 DM gefördert. 

1986 ist mit einer Steigerung zu rechnen. 


XII. Internationale Sportpolltik, Sportentwicklungshilfe 


1 Internationale Sportpolitik 

1.1 Situation des internationaien Sports 

Die internationale Sportpolitik wurde im Berichts- 
zeitraum wesentlich geprägt durch 

— eine zunehmende Beeinträchtigung des interna- 
tionalen Sportverkehrs durch politische Einfluß- 
nahme bis hin zum Boykott, die bei den Olympi- 
schen Spielen bereits in Moskau (1980) und Los 
Angeles (1984) am deutlichsten wurde, und die 
sich daraus entwickelnde Diskussion um die 
Strukturen des internationalen Sports und die 
Zukunft der olympischen Bewegung, 

— die Zusammenarbeit zwischen Sport, Medien 
und wirtschaftlichen Unternehmen und die da- 
durch für den Sport verfügbaren zusätzlichen 
Mittel, 

— die wachsende Teilnahme und Bedeutung der 
Entwicklungsländer im Sport, 

— die Festigung der politischen und finanziellen 
Unabhängigkeit der internationalen Sportorga- 
nisationen, insbesondere des Internationalen 
Olympischen Komitees (IOC), 

— die Vertiefung der internationalen Zusammen- 
arbeit und der Hilfe für Entwicklungsländer, 

— die Versachlichung der Zusammenarbeit der Re- 
gierungen in zwischenstaatlichen Organisatio- 
nen, insbesondere in der UNESCO. 

Die Diskussion im internationalen Sportbereich be- 
herrschten demnach vor allem folgende Themenbe- 
reiche: 

— Politisierung des Sports 

— Verhältnis des Sports zu den Medien und zur 
Wirtschaft 

— Maßnahmen gegen 
O Doping 

O Zuschauergewalt und 
O Diskriminierung im Sport. 

Die Befürchtungen, der Boykott der Olympischen 
Spiele 1984 in Los Angeles durch die Mehrheit der 
sozialistischen Staaten könne, nach der langen 


Reihe von Boykotten früherer Olympischer Spiele, 
der olympischen Idee nachhaltig schaden, haben 
sich nicht bewahrheitet. Im Gegenteil, die Sportbe- 
geisterung, die Wertschätzung und Unterstützung 
des Sports durch die Politik haben international 
weiter zugenommen. 

Die Auseinandersetzungen in der UNESCO über 
die von einigen sozialistischen Staaten geforderte 
„Demokratisierung der internationalen Sportorga- 
nisationen“ sind — wenn auch Vorstöße in dieser 
Richtung immer wieder vorgenommen werden — 
im wesentlichen abgeklungen. 

Im Rahmen des von allen Ländern unterstützten 
Kampfes gegen Diskriminierung im Sport haben 
die Vereinten Nationen auf ihrer 40. Generalver- 
sammlung im Dezember 1985 nach einer über neun 
Jahre dauernden Diskussion die „Internationale 
Konvention gegen Apartheid im Sport“ verabschie- 
det, der jedoch die westlichen Staaten wegen unan- 
nehmbarer Eingriffe in den freien internationalen 
Sportverkehr nicht zugestimmt haben. 

Die europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Sports hat sich im Rahmen des Europarates 
erfolgreich fortentwickelt. Erfolge dieser Zusam- 
menarbeit sind die gemeinsamen Empfehlungen 
gegen Doping und Gewalt im Sport, insbesondere 
die Verabschiedung einer „Europäischen Charta ge- 
gen Doping im Sport“ (September 1984, vgl. An- 
hang 9.1) sowie eines „Europäischen Übereinkom- 
mens über Gewalttätigkeit und Fehlverhalten von 
Zuschauern bei Sportveranstaltungen“ (Juni 1985, 
vgl. Anhang 10.4). 


1.2 Zwischenstaatliche Konferenzen 

1 .2.1 Europarat 

Die Zusammenarbeit der Bundesregierung mit an- 
deren Staaten hat im Europarat ihren wichtigsten 
organisatorischen und institutioneilen Rahmen. 

1. 2.1.1 Konferenz der europäischen Sportminister 

An der 4. Europäischen Sportmini sterkonferenz 
(ESMK) vom 14. bis 16. Mai 1984 in Malta nahmen 
alle 23 Signatarstaaten der europäischen Kultur- 
konvention, Vertreter der parlamentarischen Ver- 
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Sammlung des Europarates sowie als Gäste u. a. der 
Präsident des IOC, der Präsident der Generalver- 
sammlung der internationalen Sportfachverbände, 
der kanadische Sportminister sowie Vertreter des 
Weltrats für Sport und der UNESCO teil. 

Es wurden folgende Themenbereiche erörtert: 

— Förderung und Entwicklung des Sports für alle 

— Aktuelle politische Fragen des Sports 

— Europäische Zusammenarbeit im Sport. 

Schwerpunkte der Diskussion bildeten dabei insbe- 
sondere 

O Zuschauerausschreitungen bei Sportveranstal- 
tungen, 

O Doping, 

O Diskriminierung, insbesondere Apartheid im 
Sport, 

O Boykott der Olympischen Spiele 1984 in Los An- 
geles und 

O Sport und Kommerz. 

Die Sportminister bekräftigten dabei ihre Unter- 
stützung der Olympischen Spiele und den Wunsch 
nach erfolgreichen Bemühungen des IOC um die 
Erhaltung und Stärkung der olympischen Bewe- 
gung. 

Besondere Aufmerksamkeit widmete die Konfe- 
renz den Konsequenzen der kommerziellen Ver- 
flechtung des Sports. Die Minister begrüßten die 
finanzielle Stärkung der internationalen Sportorga- 
nisationen durch Einnahmen aus Werbung und 
Übertragungsrechten, die eine größere Eigenfinan- 
zierung des Sports und zusätzliche Hilfe für den 
Sport in Entwicklungsländern ermöglicht. Sie warn- 
ten gleichzeitig vor den Gefahren dieser Entwick- 
lung für die Unabhängigkeit des Sports und bedau- 
erten negative Auswirkungen im Zusammenhang 
mit der weltweiten Übertragung der Olympischen 
Spiele und die Art der Darstellung in den Medien. 

Anläßlich der Erörterung der Ausschreitungen bei 
Sportveranstaltungen forderten sie insbesondere 
eine härtere Bestrafung von Übertretungen, eine 
verstärkte polizeiliche Überwachung und eine enge 
internationale Zusammenarbeit der zuständigen 
staatlichen Organe, Sportföderationen und Sport- 
vereine. 

Die Minister verabschiedeten außerdem eine „Euro- 
päische Charta gegen Doping im Sport“, in der 
Grundlinien gemeinsamer Maßnahmen von Regie- 
rungen und Sportorganisationen zur Einschrän- 
kung des Doping durch einheitliche und wirksa- 
mere Regelungen festgelegt werden. 

Diese sehen u. a. vor 

— die Einrichtung von Kontroll-Laboratorien, 

— finanzielle Hilfe für regelmäßige Kontrollen, 

— präventive Anti-Doping-Regeln und 


— Sanktionen gegen alle an Dopingfällen Beteilig- 
ten. 

Die Konferenz faßte insgesamt zwölf Entschließun- 
gen und Erklärungen (vgl. Anhang 9) zu folgenden 
Themen: 

— Doping im Sport 

— Sport für alle 

— Olympische Spiele (Unterstützung des IOC) 

— wirtschaftlicher Wandel und Sport 

— Sport und Arbeit 

— Zuschauerausschreitungen 

— Sport für Behinderte 

— Sport für sozial Benachteiligte 

— Diskriminierung (Apartheid) im Sport 

— europäische Sportzusammenarbeit 

— Arbeit des CDDS 

— Sport und Frieden 

Die 5. ESMK fand vom 30. September bis 2. Oktober 
1986 in Dublin statt. Dabei wurden insbesondere 
aktuelle Probleme der Sportbeziehungen zu Süd- 
afrika, der Ausrichtung der XXIV. Olympischen 
Spiele 1988 in Seoul sowie Fragen des Verhältnisses 
des Sports zu Wirtschaft, Medien und Umwelt erör- 
tert. 

1.2.1 .2 Informelle Arbeitsgruppe der Sportminister 

Die Informelle Arbeitsgruppe der Sportminister 
traf sich im Berichtszeitraum viermal, und zwar 

— am 27. Januar 1983 in Paris, 

— am 17. November 1983 in Rotterdam, 

— am 16./17. Mai 1985 in Lissabon und 

— am 27. Juni 1985 in Straßburg. 

Im Vordergrund der Erörterungen standen Mög- 
lichkeiten zur Bekämpfung des Doping und der Ge- 
walt im Sport. In Rotterdam beauftragten die Mini- 
ster den Lenkungsausschuß für die Förderung des 
Sports des Europarats, eine Entschließung zur Ein- 
dämmung von Gewalt bei Sportveranstaltungen zu 
erarbeiten, die auf der 4. ESMK in Malta beschlos- 
sen wurde. Sie war die Grundlage des am 27. Juni 
1985 in Straßburg vereinbarten „Übereinkommens 
gegen Gewalt bei Sportveranstaltungen und insbe- 
sondere bei Fußballspielen“. 

Das Übereinkommen begründet zwischenstaatliche 
rechtliche und politische Verpflichtungen zur Ver- 
einheitlichung und Verschärfung länderübergrei- 
fender Vorsorgemaßnahmen gegen Zuschaueraus- 
schreitungen anläßlich von Sportereignissen. Es re- 
gelt Maßnahmen zur 

— Überprüfung und Anpassung der Sicherheit von 
Stadien, 

— Bereitstellung ausreichender Sicherheitskräfte, 


73 




Drucksache 10/6241 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


— Kontrolle vor und in den Stadien, 

— Einschränkung des Alkoholverkaufs und -kon- 
sums in den Stadien, 

— Schaffung von Überwachungs- und Lenkungs- 
einrichtungen und -Organen in den Stadien, 

— Erforschung der Ursachen der zunehmenden 
Gewalt und Einwirkungen im sozialen und er- 
zieherischen Bereich. 

Die in dem Übereinkommen vorgesehenen Maß- 
nahmen sind in der Bundesrepublik Deutschland 
bereits weitgehend verwirklicht. Die Sportminister- 
konferenz hat beschlossen, in einer gemeinsamen 
Arbeitsgruppe einen Maßnahmenkatalog zur „Si- 
cherheit bei Sportveranstaltungen“ auszuarbeiten 
(vgl. Kapitel III Ziff. 2.3). 

Für die Bundesrepublik Deutschland ist das Über- 
einkommen vor allem auch für die Sicherheit von 
Anhängern deutscher Vereine bei Spielen in ande- 
ren europäischen Staaten sowie für die internatio- 
nale Koordination der Vorsorgemaßnahmen von 
Bedeutung. 

Weiterhin erörtert wurden aktuelle Fragen des 
Transfers im Berufsfußball, der Finanzierung des 
Sports durch Werbeverträge, der Diskriminierung 
und Apartheid im internationalen Sport sowie der 
Verbesserung der Zusammenarbeit zur Förderung 
des Breitensports („Sport für alle“) in Europa (vgl. 
Anhang 9 und 10). 

1.2.1. 3 Lenkungsausschuß für die Förderung des Sports (CDDS) 

Der CDDS, der insbesondere die Aufgabe hat, die 
Konferenzen der europäischen Sportminister vor- 
zubereiten sowie den Sportfonds des Europarates 
zu verwalten und ein jährliches Aktionsprogramm 
zu verabschieden und dessen Durchführung zu 
überwachen, tagte im Berichtszeitraum in Straß- 
burg vom 1. bis 4. März 1983, vom 28. Februar bis 
2. März 1984 und vom 5. bis 8. März 1985. 

Der Ausschuß befaßte sich vor allem mit Maßnah- 
men zur Eindämmung der Zuschauergewalt bei 
Sportveranstaltungen, der wirksamen Bekämpfung 
des Doping im Sport, der Energieeinsparung in 
Sportstätten sowie der Finanzierung des Sports, der 
Trainerausbildung, der Sportunfälle sowie mit Fra- 
gen der Entwicklung und Förderung des Breiten- 
sports in den Mitgliedsländern des Europarates. 
Er erarbeitete die Empfehlungsentwürfe für die 
4. ESMK und bereitete die Entscheidungen des Mi- 
nisterrates vor. 

Der Ausschuß förderte im übrigen die praktische 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Sports in Eu- 
ropa durch Veranstaltung zahlreicher Seminare 
und praktischer Kurse, durch Lehrveranstaltungen 
und Forschungsprojekte, insbesondere zur För- 
derung des Sports besonderer Zielgruppen (z. B. 
Frauen, Kinder, Senioren, Behinderte). 

1.2.2 Sportkonferenzen im Rahmen der UNESCO 

Im Rahmen der UNESCO fanden vom 22. bis 
29. März 1983 und vom 9. bis 16. Oktober 1985 die 


3. und 4. Sitzung des „Ständigen Zwischenstaatli- 
chen Ausschusses für Leibeserziehung und Sport“ 
in Paris statt. Der Ausschuß befaßte sich in diesen 
Sitzungen vor allem mit den Problemen der Organi- 
sation und Durchführung internationaler Sport- 
wettkämpfe und den Möglichkeiten einer Zusam- 
menarbeit in der Sportwissenschaft, der Ausbil- 
dung von Trainern und Sportlehrern in den Ent- 
wicklungsländern. Er beschloß eine „1. Weltwoche 
für körperliche Ertüchtigung und für Sport für alle“ 
im Rahmen des Internationalen Jahres der Jugend 
1985. 

Die Bundesregierung förderte die Arbeit der 
UNESCO durch zwei vierwöchige Ausbildungslehr- 
gänge für Leichtathletik-Trainer aus Entwicklungs- 
ländern, die unter der Schirmherrschaft der 
UNESCO vom Deutschen Leichtathletik-Verband 
1983 in Bremen/Malente und 1985 in Kiel durchge- 
führt wurden. 

Das vom Ausschuß erarbeitete Arbeitsprogramm 
wurde von der 23. Generalkonferenz der UNESCO 
im November/Dezember 1985 in Sofia verabschie- 
det. 

1.3 Bilaterale Kontakte 

Die bilateralen Gespräche mit den für den Sport 
zuständigen Ministern anderer Länder über Fragen 
der Entwicklung des internationalen Sports sowie 
der gegenseitigen Sportbeziehungen woirden im Be- 
richtszeitraum fortgesetzt. Dabei wurden insbeson- 
dere auch die Gespräche mit dem türkischen Sport- 
minister mit dem Ziel einer besseren Einbeziehung 
der türkischen Gastarbeiter und ihrer Angehörigen 
in den organisierten deutschen Sport fortgeführt. 

1.4 Konferenzen der Sportorganisationen 

1.4.1 85. bis 90. Vollversammlung des IOC 

Die aktuelle Situation des Weltsports, Fragen der 
Zukunft der olympischen Bewegung und der Mo- 
dernisierung der Olympischen Spiele, Aspekte der 
Professionalisierung, Zulassungsfragen, die Auf- 
nahme weiterer Sportarten in das Wettkampfpro- 
gramm künftiger Olympischer Spiele, die Rolle der 
Frauen im Sport, Sport und Politik, die Einrichtung 
eines Internationalen Sportgerichtshofes sowie die 
Olympischen Spiele 1988 in Seoul waren die heraus- 
ragenden Beratungsthemen der sechs Vollver- 
sammlungen des IOC im Berichtszeitraum. 

Die Anstrengungen des IOC galten vor allem der 
Festigung der politischen und finanziellen Unab- 
hängigkeit der internationalen Sportbewegung, 
dem Abbau politischer Einflußnahme auf die Inte- 
grität der olympischen Bewegung, der Teilnahme 
möglichst vieler Sportler an den kommenden Olym- 
pischen Spielen in Seoul und den Voraussetzungen 
für die Zulassung von Sportlern zu den Spielen. 

Bei der Aufteilung der Einnahmen, insbesondere 
aus den Fernsehübertragungsrechten, sollen alle 
teilnehmenden Nationalen Olympischen Komitees 
(NOK) entsprechend der Mannschaftsstärke betei- 
ligt werden. 
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1.4.2 VI. und VII. Europäische Sportkonferenz 

Die VL Europäische Sportkonferenz (ESK) vom 
6. bis 10. Oktober 1983 in Belgrad stand unter dem 
Generalthema „Europa und die Welt“. Ziel der Kon- 
ferenz, an der 26 Länder teilnahmen, war insbeson- 
dere die Vertiefung der internationalen Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet des Freizeit- und Breiten- 
sports durch mehr Austausch und konkrete Pro- 
gramme sowie die Festigung der organisatorischen 
Struktur der Konferenz. 

Die VII. ESK in Cardiff vom 20. September bis 
5. Oktober 1985 führte unter dem Thema „Jugend 
und Sport“ Delegationen aus 27 Ländern zusam- 
men. Sie führte die Arbeit zur Intensivierung der 
internationalen Zusammenarbeit fort. Die Konfe- 
renz beschloß die Vorbereitung von konzertierten 
Aktionen gegen Doping und Manipulation im Sport 
sowie die Koordination der sportlichen Entwick- 
lungshilfe. 


1.5 Bewertung der internationalen sportpolitischen 
Aktivitäten 

Die Situation des internationalen Sports hat sich 
nach den Olympischen Spielen 1984 in Los Angeles 
wieder wesentlich entspannt. Auch der Sportver- 
kehr mit den osteuropäischen Ländern hat sich nor- 
malisiert. 

Die Diskussion um die Führungsrolle im Weltsport 
zwischen dem IOC, den internationalen Fachver- 
bänden und den NOKs sind abgeklungen. Die Posi- 
tion des IOC im Weltsport hat sich gefestigt. 
14 Bewerberstädte für die Olympischen Spiele 1992 
zeugen von dem gestiegenen Vertrauen in die Zu- 
kunft der olympischen Bewegung, 

Die regelmßigen Konferenzen der Sportminister 
der Mitgliedsländer des Europarates haben sich zu 
einem wichtigen Forum der sportpolitischen Ab- 
stimmung und des Dialogs der europäischen Regie- 
rungen entwickelt. Sie haben Impulse und Wirkun- 
gen weit über den Bereich des Europarates hinaus 
erzielt und auf staatlicher Ebene einen wichtigen 
Beitrag zur Festigung der internationalen Zusam- 
menarbeit und zum Abbau der Spannungen im in- 
ternationalen Sport geleistet. 

Die bilaterale Zusammenarbeit wurde auch auf 
Regierungsebene gefestigt. Die Bundesrepublik 
Deutschland hat in den zwischenstaatlichen Gre- 
mien aktiv mitgearbeitet und die Programme durch 
Beiträge des deutschen Sports, der in allen wichti- 
gen internationalen Sportgremien maßgeblich ver- 
treten ist, unterstützt. 


2 Sportförderung im Rahmen der Auswärtigen 
Kulturpolitik 

2.1 Allgemeine Grundsätze 

Die Förderung der internationalen Sportbeziehun- 
gen ist ein wichtiger Bereich der kulturellen Zu- 


sammenarbeit zwischen den Nationen. Die Förde- 
rung dieser internationalen Sportbeziehungen im 
Bereich des Spitzensports ist bereits in Kapitel VI 
Ziff. 3.2 dargelegt. Das Auswärtige Amt fördert dar- 
über hinaus mit dem Ziel der Verstärkung der in- 
ternationalen kulturellen Zusammenarbeit Sport- 
begegnungen mit osteuropäischen Staaten, der 
Volksrepublik China sowie den Sport in Ländern 
der Dritten Welt. 


2.2 Förderung des Sportverkehrs mit 
osteuropäischen Staaten 


Sportbegegnungen mit osteuropäischen Staaten 
werden — abgesehen von den vom Bundesminister 
des Innern geförderten Spitzensportmaßnahmen 
der Fachverbände und den von den Ländern geför- 
derten Maßnahmen — aus dem Kulturfonds des 
Auswärtigen Amtes gefördert. Diesem Programm 
der Auswärtigen Kulturpolitik kommt im Verhält- 
nis zu Osteuropa insofern eine besondere Bedeu- 
tung zu, als hier auch ein Beitrag zur Belebung der 
grenzüberschreitenden Begegnungen und der Her- 
stellung zwischenmenschlicher Beziehungen gelei- 
stet wird. Das Auftreten deutscher Vereins- und 
Verbandsmannschaften bei bilateralen und multila- 
teralen Sportbegegnungen in Osteuropa gewinnt 
über die Medien eine starke Breitenwirkung. 

Das Programm hat in den letzten fünfzehn Jahren 
zu einer wachsenden Zusammenarbeit auf dem Ge- 
biet des Sports und der Sportwissenschaft beigetra- 
gen und in vielen Fällen dauerhafte Beziehungen 
zu osteuropäischen Sportlern und Verbänden auf 
internationaler Ebene geschaffen. Die Zahl der ge- 
förderten Sportbegegnungen mit der UdSSR, Polen, 
der CSSR, Ungarn, Rumänien, Bulgarien und (in 
einem Fall) auch Albanien ist im Jahre 1980 auf die 
bisherige Höchstzahl pro Jahr von 250 angestiegen. 
Im Jahr 1985 wurden insgesamt 227 Maßnahmen 
gefördert. 


Der Mittelaufwand hat sich im Berichtszeitraum 
wie folgt entwickelt: 


1982 

1983 

1984 

1985 

1986 (Soll) 


782 000 DM 
690 000 DM 
703 000 DM 
730 000 DM 
940 000 DM. 


Die Sportförderungsmaßnahmen bestehen in der 
Gewährung von Reisekostenzuschüssen für Sport- 
begegnungen in Osteuropa und in Beiträgen zu den 
Kosten, die für den Besuch osteuropäischer Sport- 
ler in die Bundesrepublik Deutschland entstehen. 
Ferner werden Begegnungen zwischen Sportwis- 
senschaftlern und Sportverwaltungsfachleuten ge- 
fördert. 


2.3 Förderung des Sportverkehrs mit der 
Volksrepublik China 

Bereits Ende 1972 hat das Auswärtige Amt in Zu- 
sammenarbeit mit dem DSB ein Programm zur 
Aufnahme von Sportkontakten zur Volksrepublik 
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China entwickelt. An herausragenden Projekten 
sind Sportbesuche des Deutschen Leichtathletik- 
Verbandes, des Deutschen Aero-Clubs (Segelflie- 
gen), des Deutschen Schützenbundes und des Deut- 
schen Schwimm-Verbandes zu nennen. Ferner 
wurde ein Fußballtrainer entsandt. 


Die von chinesischer Seite mit großem Interesse 
gesuchte Zusammenarbeit hat im Jahre 1985 zu je 
neun größeren Sportveranstaltungen in der Volks- 
republik China und in der Bundesrepublik Deutsch- 
land geführt. Die für dieses Programm zur Verfü- 
gung gestellten Mittel betrugen: 


1982 

1983 

1984 

1985 

1986 (Soll) 


433 000 DM 
360 000 DM 
371 000 DM 
339 000 DM 
445 000 DM. 


Der DSB vereinbart jährlich mit dem Allchinesi- 
schen Sportverband einen Sportkalender. Die Ent- 
scheidung über die Förderung der einzelnen Vorha- 
ben trifft das Auswärtige Amt unter Beteiligung des 
Bundesministers des Innern und des DSB. 


2.4 Förderung des Sports in Entwicklungsländern 

2.4.1 Aufgabenabgrenzung, Zielsetzung 

Im Rahmen der Förderung von Sportkontakten 
werden seit 1971 im Haushalt des Auswärtigen Am- 
tes besondere Mittel für Sportbegegnungen mit 
Entwicklungsländern und für Maßnahmen zur För- 
derung der Leistungsfähigkeit von Sportlern und 
des sportlichen Austausches in Ländern der Dritten 
Welt ausgewiesen. Da Auswärtige Kulturpolitik und 
Entwicklungspolitik auf dem Gebiet der Sportförde- 
rung nahe beieinander liegen, gab es anfängliche 
Überschneidungen. 

Seitdem der Bundesminister für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit im Rahmen seiner bilateralen tech- 
nischen Zusammenarbeit mit den Entwicklungslän- 
dern ein Sportförderungskonzept als integralen Be- 
standteil des Erziehungs- und Bildungssystems in 
der Dritten Welt entwickelt hat, konnte eine klare 
Abgrenzung zwischen Maßnahmen der Auswärti- 
gen Kulturpolitik und der Entwicklungspolitik er- 
folgen. Während die Maßnahmen des Bundesmini- 
sters für wirtschaftliche Zusammenarbeit vornehm- 
lich auf den Ausbau von Strukturen in den Berei- 
chen Sportunterricht und Sportwissenschaft zielen, 
dienen die Maßnahmen des Auswärtigen Amts 
schwerpunktmäßig der Förderung der ausländi- 
schen Sportverbände. Beide Programme ergänzen 
sich also. Sie unterscheiden sich aber in den Ziel- 
gruppen und im Vergabeverfahren. 

Das Auswärtige Amt verwendet das Mittel der 
Sportförderung vorzugsweise da, wo andere Mittel 
der Auswärtigen Kulturpolitik nicht oder nicht aus- 
reichend eingesetzt werden können. Menschliche 
Begegnungen zwischen deutschen Sportlern und 
Sportlern der Länder der Dritten Welt sind ebenso 
Ziel der Auswärtigen Kulturpolitik wie die Förde- 
rung des Sports im Entwicklungsland selbst. Dabei 


werden die Rolle des Breitensports und die Zusam- 
menarbeit mit den Spitzenverbänden des Deut- 
schen Sports besonders betont 

Die Maßnahmen des Auswärtigen Amtes erreichen 
nur da den gewünschten Erfolg, wo sie einen sinn- 
vollen Beitrag zur Entwicklung des jeweiligen Lan- 
des leisten. Wegen der großen Nachfrage ist es aber 
nicht möglich, sich auf wenige, langfristig geplante 
Großprojekte zu konzentrieren, wie es im Einzelfall 
wünschenswert erscheinen mag. 


2.4.2 Interministerieller Ausschuß für die Förderung des 
Sports in Entwicklungsländern 

Das Auswärtige Amt legt in seinem Zuständigkeits- 
bereich die außenpolitischen und finanziellen Rah- 
mendaten für die Förderung fest. In diesem Rah- 
men wird der für die Sportförderung in der Dritten 
Welt geschaffene Ausschuß tätig, in dem das Aus- 
wärtige Amt, der Bundesminister des Innern, der 
Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit, der Deutsche Sportbund und das Nationale 
Olympische Komitee für Deutschland vertreten 
sind. In beratender Funktion nehmen Vertreter der 
Sportfachverbände, der Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit (GTZ) und des Bundesverwal- 
tungsamtes an den Sitzungen des Ausschusses teil. 
Im Ausschuß werden alle fachlichen Planungen und 
Einzelvorhaben erörtert und in Jahresprogrammen 
zusammengefaßt. Der Ausschuß beschließt einver- 
nehmlich über die fachliche Durchführung der Pro- 
jekte. 


2.4.3 Förderungsmaßnahmen 

Aufgrund der bisherigen Erfahrungen haben sich 

als besonders geeignete Maßnahmen herausge- 
stellt: 

— mehrjährige Entsendung von Experten in ein 
Land der Dritten Welt (vorwiegend handelt es 
sich dabei um die Sportarten Fußball und 
Leichtathletik), 

— drei- bis vierwöchige Kurse im Entwicklungs- 
land, zugleich auch als Nachbetreuung für frü- 
here Langzeitprojekte, in verschiedenen Sport- 
arten (z. B. Schwimmen, Rudern, Boxen, Radfah- 
ren, Gewichtheben, Leichtathletik, Handball, 
Fußball), 

— einjährige Lehrgänge des Deutschen Leichtath- 
letik-Verbandes in Verbindung mit der Universi- 
tät Mainz für ausländische Leichtathletik-Trai- 
ner mit vorgeschaltetem sechsmonatigem 
Sprachunterricht durch das Goethe-Institut, 

— Lehrgänge in Zusammenarbeit mit supranatio- 
nalen Organisationen (z. B. der UNESCO) zur 
Aus- und Fortbildung von Sportlehrern und 
Trainern aus der Dritten Welt, 

— einmonatige Kurse des NOK für Fachleute der 
Sportorganisation und -Verwaltung aus jeweils 
einer Region der Dritten Welt in englischer bzw. 
französischer Sprache, 
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— vierwöchige Lehrgänge des Deutschen Fußball- 
Bundes zur Schulung von Fußballtrainern aus 
der Dritten Welt und 

— Sportgerätespenden (im Einzelfall bis zu 
20 000 DM). 

Ferner umfaßt das Programm Beratung für Brei- 
tensportaktionen, für den Sportstättenbau außer- 
halb des Schulsports, für die Errichtung sportwis- 
senschaftlicher und sportmedizinischer Einrichtun- 
gen, für Dokumentationszentren und Hilfe bei der 
Vorbereitung internationaler Sportbegegnungen. In 
Einzelfällen werden auch Spielreisen deutscher 
Mannschaften in Länder der Dritten Welt oder von 
Mannschaften aus diesen Ländern in die Bundesre- 
publik Deutschland gefördert. 

Die Entsendung von Experten ist darauf angelegt, 
einen Stamm von Fachkräften heranzubilden, die 
in der Lage sind, ihr sportliches und didaktisches 
Können an ihre Landsleute weiterzugeben. In Re- 
gierungsvereinbarungen mit den Partnerländern 
wird vor der Entsendung eines Langzeittrainers ne- 
ben den Arbeitsbedingungen des Experten die Be- 
nennung von „counterparts“ vereinbart, die die Ar- 
beit des deutschen Fachmanns später fortsetzen 
sollen. 


den Entwicklungsprozeß in den Ländern der Drit- 
ten Welt aus. Dies äußert sich nicht nur durch die 
Übertragung des im Sport eingeübten Verhaltens 
von Individuen und Gruppen auf andere gesell- 
schaftliche Bereiche; vielmehr vermag der Sport 
darüber hinaus Kommunikationsprozesse zwischen 
verschiedenen ethnischen und sozialen Gruppen 
herbeizuführen, soziale Schranken abzubauen und 
auf diese Weise gemeinschaftsbildend zu wirken, 
Sporterziehung als Bestandteil des Bildungssy- 
stems kann zur Dynamisierung der oftmals stati- 
schen und entwicklungshemmenden Strukturen in 
den Entwicklungsländern beitragen. 

Die Bundesregierung fördert deshalb in den Län- 
dern der Dritten Welt neben dem Sportförderungs- 
programm im Rahmen der Auswärtigen Kulturpoli- 
tik durch den Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit auch Maßnahmen, die auf stär- 
kere Verbreitung des Sports in Entwicklungslän- 
dern zielen. Vorrangig werden dabei der Schulsport 
und sportwissenschaftliche Institutionen in Ent- 
wicklungsländern gefördert. 


3.2 Anknüpfung an bestehende Strukturen, Abbau 
von Defiziten 


Im Olympia-Jahr 1984 wurden aus Sondermitteln 
Lehrgänge für Athleten aus Entwicklungsländern 
zur Vorbereitung auf die Spiele in Los Angeles ein- 
gerichtet. Dabei wurden die ärmsten Entwicklungs- 
länder berücksichtigt mit dem Ziel, die Sportler auf 
die Teilnahme an internationalen Wettkämpfen 
vorzubereiten. 

Es ist das Bestreben der Bundesregierung, eine 
möglichst große Anzahl von Menschen in der Drit- 
ten Welt für den Sport zu interessieren und sie für 
eine partnerschaftliche Zusammenarbeit zu gewin- 
nen. Dabei ist es dem Auswärtigen Amt ein beson- 
deres Anliegen, mit seinen Sportprojekten in der 
Dritten Welt gerade jene anzusprechen, die von an- 
derer Kulturarbeit nicht erreicht werden. 


2.4.4 Umfang der Förderung 


Die Mittel aus dem Kulturfonds des Auswärtigen 
Amtes für die Sportförderung in Entwicklungslän- 
dern betrugen im Berichtszeitraum: 


1982 

1983 

1984 

1985 

1986 (Soll) 


5,141 Mio. DM 
4,981 Mio. DM 
5,486 Mio. DM 
4,889 Mio. DM 
5,600 Mio. DM. 


Hinzu kommen Sportgerätespenden im Werte von 
jährlich rund 400 000 DM. 


Maßgebend für die Anknüpfung an bestehende 
Strukturen in Entwicklungsländern ist, daß Sport 
integraler Bestandteil des Erziehungs- und Bil- 
dungssystems wird und daß damit Strukturen ge- 
nutzt werden können, die die Weiterführung der 
Projekte nach Beendigung der Förderung erleich- 
tern. Die Anbindung an bestehende Systeme führt 
gleichzeitig zu einer hohen Multiplikatorwirkung 
der Maßnahmen und erleichtert deren Übertragung 
auf andere Regionen innerhalb des jeweiligen Lan- 
des und auf Nachbarländer, 

Durch strukturbildende Maßnahmen trägt der Bun- 
desminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
dazu bei, die Defizite der Entwicklungsländer im 
Bereich des Sports abzubauen. Damit werden lang- 
fristig deren Chancen bei internationalen Sport- 
wettbewerben verbessert und so der vom Sport aus- 
gehende Einfluß auf den politischen Emanzipa- 
tionsprozeß der Entwicklungsländer vergrößert. Die 
Bundesregierung entspricht damit den Forderun- 
gen der 1. Internationalen Konferenz der UNESCO, 
der für Sport und Leibeserziehung verantwortli- 
chen Minister sowie denen der „Internationalen 
Charta für Leibeserziehung und Sport“ aus dem 
Jahre 1978. Danach sind die Industrieländer aufge- 
rufen, beim Abbau der Ungleichheiten mitzuwirken, 
die sich auch beim Sport im Nord-Süd-Gefälle erge- 
ben. 


3 Sportförderung im Rahmen der 
Entwicklungspolitik 

3.1 Bedeutung des Sports für die Entwicklungspolitik 

Vom Sport gehen aufgrund seiner Bedeutung in 
pädagogischer und sozialer Hinsicht Impulse auf 


3.3 Förderung des Vereinssports 

Breitensport vermag sich nur dann voll zu entfal- 
ten, wenn er von einem intakten Vereinsleben ge- 
tragen wird. Im Vereinswesen bestehen in den Ent- 
wicklungsländern erhebliche Defizite. Neben den 
klimatischen Bedingungen, sozialen Tabus und ge- 
sellschaftlichen Hemmnissen erschweren vor allem 
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Mängel in der Infrastruktur (z. B. Sportstätten, 
Sportgeräte) die Vereinsbildung. 

Der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit kann deutsche Sportfachverbände als private 
Träger beim Aufbau des Vereinssports und bei der 
Förderung der Sportverbände in Entwicklungslän- 
dern unterstützen. Sofern bei derartigen Maßnah- 
men eine ausreichende entwicklungspolitische Re- 
levanz gegeben ist, können bis zu 75v. H. der Ko- 
sten vom Bundesminister für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit übernommen werden. 


3.4 Förderungskonzept für den Schulsport 

Die Förderung des Schulsports in Entwicklungslän- 
dern geschieht durch folgende Maßnahmen: 

— Regierungsberatung, insbesondere bei 

O der Entwicklung von Lehrplänen, Prüfungs- 
ordnungen etc. für Schulen und Hochschu- 
len, 

O administrativen Planungen im Schulsportbe- 
reich, 

O der Entwicklung der Schulsportgesetzge- 
bung 

— Zusammenarbeit beim Auf- und Ausbau von 
Ausbildungsstätten für Sportlehrer, Lehrer, 
Übungsleiter 

— Aus- und Fortbildung von Erziehern für den 
Sportunterricht und Sportverwaltungsfachleu- 
ten 

— Zusammenarbeit zwischen Hochschulen in der 
Bundesrepublik Deutschland und Entwicklungs- 
ländern beim Auf- und Ausbau sportwissen- 
schaftlicher Institute (z. B. für Sportpädagogik, 
Sportmedizin, Sportpsychologie, Dokumenta- 
tion) 

— Beratung beim Sportstättenbau 

— Förderung von Modellwerkstätten zur Herstel- 
lung von Geräten für den Schulsport aus Mate- 
rialien, die in dem jeweiligen Entwicklungsland 
vorhanden sind 

— Förderung des Sports als Bestandteil von Sozial- 
Strukturhilfe. 

Die Mehrzahl der Sportprojekte des Bundesmini- 
sters für wirtschaftliche Zusammenarbeit setzt also 
bei der Lehrerausbildung an. Damit werden die per- 
sonellen Voraussetzungen für den Schulsport ge- 
schaffen. Diesen Aufgaben wird höchste Priorität 
beigemessen. Erst danach wird die Bildung von for- 
malen Strukturen gefördert, z. B. durch die Ent- 
wicklung von Lehrplänen, Prüfungsordnungen, 
Schulsportgesetzgebung. 


3.5 Durchführung der Maßnahmen 

Im Rahmen der bilateralen Zusammenarbeit ent- 
scheidet der Bundesminister für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit unter Beteiligung des Auswärtigen 
Amtes über die Anträge der Entwicklungsländer. Er 
legt Konzeption und Finanzierung der durchzufüh- 
renden Projekte fest. Die Durchführung der Sport- 
projekte überträgt er — wie bei allen übrigen Maß- 
nahmen der Technischen Zusammenarbeit — der 
GTZ; sie trägt gegenüber dem Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit die fachliche Ver- 
antwortung. Die GTZ verfügt über einen eigenen 
Fachbereich für den Sport, kann aber auch zur wis- 
senschaftlichen Beratung externe Sachverständige 
heranziehen. 

Bei Stipendien und, soweit in Verbindung mit Pro- 
jekten der Technischen Zusammenarbeit Fortbil- 
dungsmaßnahmen für Angehörige aus Entwick- 
lungsländern im Sportbereich erforderlich werden, 
überträgt der Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit deren Durchführung der Deut- 
schen Stiftung für internationale Entwicklung 
(DSE). 

Bei Maßnahmen des Deutschen Entwicklungsdien- 
stes (DED) entscheidet dieser über den Einsatz der 
von ihm für die Sportförderung entsandten Ent- 
wicklungshelfer aufgrund von Anforderungen der 
Entwicklungsländer. Der DED ist für die inhaltliche 
Gestaltung und Steuerung der Personaleinsätze 
verantwortlich. 

Über die Gewährung von Gehaltszuschüssen an in- 
tegrierte Fachkräfte im Sportbereich, d. h. solche, 
die einen Arbeitsvertrag mit einer Institution in 
einem Entwicklungsland schließen, entscheidet das 
Centrum für internationale Migration und Entwick- 
lung (CIM). 


3.6 Unterrichtung anderer Ressorts und der 
Bundesländer 

Die Sportprojekte der bilateralen Technischen Zu- 
sammenarbeit sind Gegenstand von Regierungsver- 
handlungen. Sie werden in entsprechenden Verein- 
barungen zugesagt. Der Bundesminister für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit unterrichtet den Inter- 
ministeriellen Ausschuß zur Förderung des Sports 
in Entwicklungsländern über diese Maßnahmen 
(siehe Ziffer 2.4.2). 

Darüber hinaus werden auch die Bundesländer und 
die Sportfachverbände regelmäßig informiert. 


3.7 Umfang der Förderung 

Die nachfolgende Tabelle gibt für den Berichtszeit- 
raum Aufschluß über die Aufteilung der bereitge- 
stellten Mittel nach Förderungsbereichen. 
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Jahr 

A. Auf- und Ausbau 
von Ausbildungs- 
stätten für Sport- 
lehrer und Sport- 
wissenschaftlichen 
Instituten 

B. Berufliche Aus- 
und Fortbildung 
von Angehörigen 
der Entwicklungs- 
länder 

C. Förderung 
durch Zuschüsse 
an integrierte 
Fachkräfte 

D. Entsendung 
von Fachkräften 
des DED 

Zusammen 


— in DM — 

1982 

2 957 000 

248 000 

390 000 

1 100 000 

4 713 000 

1983 

2 245 000 

760 000 

160 000 

1 100 000 

4 265 000 

1984 

2 061 000 

142 000 

294 000 

623 000 

3 120 000 

1985 

1 743 000 

347 000 

255 000 

600 000 

2 945 000 

1986 (Soll) 

2 788 000 

513 000 

410 000 

752 000 

4 463 000 


Seit 1976 sind die Sportprojekte (Förderungsbe- 
reich A der Tabelle) eingebunden in das Gesamt- 
konzept der bilateralen Technischen Zusammenar- 
beit und somit in die dort gegebene Prioritätenfolge. 
Daß dies Auswirkungen hat, zeigt sich deutlich bei 
der Antragstellung durch die Entwicklungsländer; 


auch wenn sich die Erziehungsministerien und die 
für Sport zuständigen Ressorts für Sportprojekte 
besonders einsetzen, vermögen sie sich bei der Er- 
stellung der Prioritätenskala gegenüber den Pro- 
jektwünschen anderer Ministerien nur selten 
durchzusetzen. 
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Anhang 1 


Organisation des Sports in der Bundesrepubiik 


Generalversammlung 

der Internationalen Föderationen 

(AGFIS) 


Internationale Versammlung 
nationaler Sportorganisationen (lANOS) 

Europäische Sportkonferenz (ESK) 

p — r~ 


T"'"' " 

Internationale Föderationen 


Nationale Sportorganisationen 

Staatliche Institutionen des Sports 

Europäische Föderationen 


Bundespräsident 


Deutscher Bundestag 
SportausschuS 


Bundesregierung 


Bundesminister 
des Innern 


Bundesinstitut für 
Sportwissenschaft 


Sportminister- 

Konferenz 


Kultusminister- 
Konferenz 
der Länder 


Kommunale 
Spitzenverbände 
Deutscher Städtetag 
(540) 

Deutscher Landkreistag 
(235) 

Deutscher Städte- und 
Gemeindebund (6642) 


Landtag 


Landesregierung 

Sportminister 

Kultusminister 


Deutsche 
Sportkonferenz\ 

12 Sport 
1 Bund 
4 Länder 

3 Gemeinden / - 

v4 Parteien 


Regierungsbezirk 

Sportreferent 


Kreis 

"Sporrreferent 


Gemeinde 

Spoüamt 


Deutscher Sportbund 


MHgltedsorgantoationen 


Landessportbünde (1 1 ) 
Landessportverband Baden-Württemberg 
Bayerischer Landes-Sportverband 
Landessportbund Berlin 
Landessportbund Bremen 
Hamburger Sport-Bund 
Landessportbund Hessen 
Landessportbund Niedersachsen 
LandessportbundNordrhei n- Westfalen 
Landessportbund Rheinland-Pfalz 
Landessportverband für das Saarland 
Landessportverband Schleswig-Holstein 


Spitzenverbände (52) 

Allgemeiner Deutscher Automobil-Club 

Automobilclub von Deutschland 

Deutscher Aero-Club 

Deutscher Amateur-Box-Verband 

Deutscher Badminton-Verband 

Deutscher Bahnengolf-Verband 

Deutscher Basketball-Bund 

Deutscher Behinderten-Sportverband 

Deutscher Billard-Bund 

Deutscher Bob- und Schlittensportverband 

Deutscher Boccia-Verband 

Deutscher Eissport-Verband 

Deutscher Fechter-Bund 

Deutscher Fußball-Bund 

Deutscher Gehörlosen-Sportverband 

Bundesverband Deutscher Gewichtheber 

Deutscher Golf Verband 

Deutscher Handball-Bund 

Deutscher Hockey-Bund 

Deutscher Judo-Bund 

Deutscher Kanu-Verband 

Deutscher Karate-Verband 

Deutscher Kegler-Bund 

Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft 

Deutscher Leichtathletik-Verband 

Deutscher Verband f. Mod. Fünfkampf 

Deutscher Motorsport-Verband 

Deutscher Motoryacht- Verband 

Bund Deutsctier Radfahrer 

Deutscher RasenkraftspOrt-Verband 

Deutsche Reiterliche Vereinigung 

Deutscher Ringer-Bund 

Deutscher Rollsport-Bund 

Deutscher Ruderverband 

Deutscher Rugby-Verband 

Deutscher Schachbund 

Deutscher Schützenbund 

Deutscher Schwimm-Verband 

Deutscher Segler-Verband 

Deutscher Skibob-Verband 

Deutscher Skiverband 

Deutscher Sportakrobatik-Bund 

Verband Deutscher Sportfischer 

Verband Deutscher Sporttaucher 

Deutscher Squash Rackets Verband 

Deutsche Taekwondo Union 

Deutscher Tanzsportverband 

Deutscher Tennis Bund 

Deutscher Tischtennis-Bund 

Deutscher Turner-Bund 

Deutscher Volleyball-Verband 

Deutscher Wasserski-Verband 


IC 


Landesfachverbände 


1 Bezirks-, Kreis- und Stadt-Sportbünde | | Bezirks- und Kreisfachverbände [ 


Turn- und Sportvereine 


HAUPTVERWALTUNG DES DEUTSCHEN SPORTBUNDES 


Geschäftsleitung 

Der Generalsekretär ist Leiter der Hauptverwaltung: 
er bildet die Geschäftsteitung mit den Bereichsleitern 
SPORTPOLITIK/FÜHRUNG • GRUNDLAGEN ■ BREITENSPORT 
LEISTUNGSSPORT • JUGENDSPORT (DSJ) ■ FINANZEN. VERWALTUNG 


Mitgliederversammlung 
Vertreter der 
11 Landessportbünde 
52 Spitzenverbände 
1 1 SpOftverbände mit 

besonderer Aufgabenstellung 
6 Verbände für 
Wissenschaft und Bildung 
1 Förderverband 
Präsidium (16) 


HauptausschuB 

Präsidenten der 
11 Landessportbünde 
52 Spitzenverbände 
1 1 Sjxirtverbände mit besonderer 
Aufgabenstellung 
6 Verbände für Wissenschaft 
und Bildung 
1 Förderverband 
Präsidium (16) 



Präsidium 

a) Geschäftsführendes Präsidium 
Präsident 

3 Vizepräsidenten 

Schatzmeister 

Generalsekretär 

Präsident NOK für Deutschland 

Vorsitzender Stiftung DSH 

b) Gesamtpräsidium 
Geschäftsführendes Präsidium und 
2 Ehrenpräsidentei 

7 Vorsitzende der Bundesausschüsse 
und der Deutschen Sportjugend 



BA 

1 

BA 

Ausbildung 

1 

Breitensport 




iJ GRUNDLAGEN 

UJ Rechts-, Sozial- 



und Steuerfragen 


und Bildung 

i:iJ Internationale 



Aufgaben 



i:2j Öffentlichkeits- 



arbeit 


1 

IZ] Sportanlagen 



I 


iJ BREITENSPORT 


ll LEISTUNGS- 
SPORT 



1 


iHW 



X 


FINANZEN 

VERWALTUNG 

Hl — 

Innen- 
revision 
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Deutschland 



Sportverbände mit besonderer 
Aufgabenstellung (1 1 ) 

Bund Deutscher 
Betriebssportverbände 
Eichenkreuz CVJM in Deutsdiland 
Verband Deutscher Eisenbahner- 
Sportvereine 

Deutscher Verband für Freikörperkultur 

Allgemeiner Deutscher 

Hochschulsportverband 

Deutsche Jugendkraft 

Kneipp-Bund 

Makkabi in Deutsdniand 

Deutsches Polizeisportkuratorium 

Arbeitsgemeinschaft 

der Post-Sportvereine 

Rad- und Kraftfahrerbund 

Solidarität 


Verbände für 

Wissenschaft und Bildung (6) 
GEW - Sportkommission 
Deutscher Sportlehrerverband 
Deutsche Vereinigung 
für Sportwissenschaft 
Verband Deutscher 
Sport- und Gymnastikschulen 
Deutscher Verband 
für das Skilehrwesen 
Deutscher Sportärzlebund 


Förderverbände (1) 

Deutsche Olympische Gesellsdiaft 

Stiftung Sicherheit 
im Skisport 



Internationales 
Olympisches Komitee 
(IOC) 

-i ~ 

Generalversamlung 
der NOK (ANOC) 


Europäische Nationale 
Olympische Komitees (ENOC) 


r- NOK für Deu^chJajid 

I Präsidium 
I Mitgliederversammlung 
j (Olympische Spitzenverbände) 


"i Stiftung Deutsche Sporthilfe 
I Vorstand 

Gutachterausschuß 

Kuratorium 
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Anhang 2 


Leistungssportprogramm der Bundesregierung 

1 Grundsätze der Förderung 

2 Bereiche der Förderung 

2.1 Wettkämpfe 

2.2 Schulung der Hochleistungssportler 

2.3 Talentsuche/Talentförderung 

2.4 Trainer 

2.5 Gesundheitliche Betreuung der Hochleistungssportler 


2.6 Soziale Betreuung der Hochleistungssportler 

2.7 Technische Hilfsmittel 

2.8 Sportstätten 

2.9 Sportwissenschaft 

2.10 Organisation des Hochleistungssports 

3 Planung der Förderung 

4 Kriterien der Förderung 

1 Grundsätze der Förderung 
1.1 

Träger des Leistungssports in der Bundesrepublik 
Deutschland sind die Sportverbände und Sportver- 
eine. Sie nehmen Ihre Aufgaben selbständig in 
eigener Verantwortung wahr. 


1.2 

Aufgabe des Staates (Bund, Länder, Kommunale 
Gebietskörperschaften) ist es, zur Schaffung geeig- 
neter Rahmenbedingungen für den Leistungssport 
beizutragen. 

1.3 

Der Sachverantwortung der Sportverbände und 
-vereine für den Leistungssport entspricht die Fi- 
nanzverantwortung für diese Aufgabe. Soweit aller- 
dings der Sport die notwendigen Mittel auch bei 
Ausschöpfung aller Finanzierungsmöglichkeiten 
nicht aufbringen kann, wird er von der öffentlichen 
Hand finanziell gefördert (Subsidiaritätsprinzip). 


1.4 

Aufgabe des Bundes ist die Förderung des Lei- 
stungssports im Bereich der Bundessportfachver- 
bände und deren Nationalmannschaften/National- 
kader (Hochleistungssport). 


1.5 

Der Hochleistungssport verdient tatkräftige staatli- 
che Förderung, vor allem weil 

— vom Hochleistungssport entscheidende Impulse 
für die Verbreitung und Entwicklung des gesam- 
ten Sports ausgehen; Leistungssport und Brei- 
tensport sind unteilbar; 

— der Hochleistungssport der gesamtstaatlichen 
Repräsentation nach innen und außen dient; 

— der Hochleistungssport einen wichtigen Beitrag 
zur Entwicklung der internationalen Beziehun- 
gen leistet. 

1.6 

Durch die Förderung des Hochleistungssports will 
die Bundesregierung dazu beitragen, daß die Sport- 
lerinnen und Sportler der Bundesrepublik Deutsch- 
land bei internationalen Wettkämpfen erfolgreich 
sind und daß sie gleiche Chancen für das Erreichen 
solcher Erfolge haben wie die Sportler anderer Na- 
tionen. 

1.7 

Die Bundesregierung tritt für die Verwirklichung 
eines humanen Leistungssports ein und unterstützt 
die Sportorganisationen bei dieser Aufgabe. 

Zu einem humanen Leistungssport gehört insbe- 
sondere, daß 
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— eine ausreichende gesundheitliche und soziale 
Betreuung der Hochleistungssportler gewährlei- 
stet ist 

— der Hochleistungssport von Doping und Manipu- 
lation frei ist 

— die Selbstbestimmung der Athletinnen und Ath- 
leten geachtet wird und sie bei wichtigen sie 
betreffenden Entscheidungen beteiligt werden 

— bei der Betreuung von Kindern und Jugendli- 
chen die vom Deutschen Sportbund hierfür auf- 
gestellten Grundsätze beachtet werden. 


1.8 

Der Bund fördert insbesondere 

— die Leistungssportmaßnahmen der Bundes- 
sportfachverbände, des Deutschen Sportbundes, 
des Nationalen Olympischen Komitees für 
Deutschland und der Stiftung Deutsche Sport- 
hilfe 

— die Errichtung, den Ausbau und die Unterhal- 
tung von Sportstätten für den Hochleistungs- 
sport 

— die sportwissenschaftliche Forschung. 


1.9 

Eine wirksame Förderung des Leistungssports er- 
fordert 

— eine klare Aufgabenabgrenzung der für den Lei- 
stungssport und dessen Förderung verantwortli- 
chen Stellen 

— eine enge Zusammenarbeit zwischen 

O Sport und Staat auf partnerschaftlicher 
Grundlage 

O den für den Leistungssport verantwortli- 
chen Stellen (Sport und Staat) auf Bundes- 
ebene, auf Landesebene und auf kommuna- 
ler Ebene. 

Hierum bemüht sich die Bundesregierung u. a. 
durch ihre Mitwirkung 

— im Vorstand des Bundesausschusses für Lei- 
stungssport des Deutschen Sportbundes 

— im Präsidium des Nationalen Olympischen Ko- 
mitees für Deutschland 

— im Vorstand der Stiftung Deutsche Sporthilfe 

— in der Sportministerkonferenz der Bundeslän- 
der 

— in den Sportausschüssen der kommunalen Spit- 
zenverbände 

— in der Deutschen Sportkonferenz. 

Die zusammen mit dem Deutschen Sportbund, den 
Bundesländern, den Landessportbünden und den 
kommunalen Spitzenverbänden erarbeiteten 


„Grundsätze für die Kooperation zur Förderung des 
Leistungssports“ enthalten geeignete Regeln für die 
Aufgabenabgrenzung und die Zusammenarbeit im 
Leistungssport 


2 Bereiche der Förderung 
2.1 Wettkämpfe 

Ziele der Förderung 

— Erfolgreiche Teilnahme von Sportlern und 
Mannschaften aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land an internationalen Sportveranstaltungen 

— Förderung des Sportverkehrs mit dem Ausland. 


Föderungsmaßnahmen der Bundesregierung 

— Teilnahme an internationalen Sportveranstal- 
tungen, insbesondere an Olympischen Spielen, 
Welt- und Europameisterschaften, Länderkämp- 
fen 

— Entsendung von Beobachtergruppen zu interna- 
tionalen Wettkämpfen 

— Durchführung international bedeutsamer Sport- 
veranstaltungen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land 

— Unterstützung der Bewerbung des Nationalen 
Olympischen Komitees für Deutschland und des 
Berchtesgadener Landes um die Olympischen 
Winterspiele 1992. 


Fortentwicklung der Förderung 

— Abwägung der Kosten und der Erfolgsaussich- 
ten bei besonders kostenwirksamen Wettkampf- 
Reisen, insbesondere nach Übersee 

— Unterstützung der Bemühungen gegen zu um- 
fangreiche internationale Wettkampf- und Mei- 
sterschaftsprogramme, vor allem im Junioren- 
und Jugendbereich, und die Zulassung von Kin- 
dern zu solchen Wettkämpfen. 


2.2 Schulung der Hochleistungssportfer 

2.2.1 Lehrgänge 

Ziele der Förderung 

— Optimale Vorbereitung der Hochleistungssport- 
ler (A-, B- und C-Kader) auf internationale Wett- 
kämpfe. 

Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung 

— Lehrgänge (Trainings-, Konditions-, Kontroll- 
und Regenerationslehrgänge) der Bundessport- 
fachverbände für die Angehörigen der A-, B- und 
C-Kader vor allem in Bundesleistungszentren 
und Landesleistungszentren mit Bundesnut- 
zung 
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— Finanzierung des für Trainingslehrgänge erfor- 
derlichen Personals (Honorartrainer, Ärzte, Phy- 
siotherapeuten u. a.). 

Fortentwicklung der Förderung 

— Durchführung dezentraler Lehrgänge in geeig- 
neten Sportarten 

— Verstärkung der Trainingslehrgänge für den 
Nachwuchsbereich, besonders in den Spielsport- 
arten. 


2.2.2 Stützpunkttraining 

Ziele der Förderung 

— Schaffung optimaler Voraussetzungen für das 
ständige Training der Hochleistungssportler in 
dezentral organisierten Trainingsgemeinschaf- 
ten an Schwerpunktorten des Hochleistungs- 
sports (Bundesstützpunkte). 

Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung 

— Finanzierung von Stützpunkttrainern und -mas- 
seuren 

— Medizinische und physiotherapeutische Betreu- 
ung der Sportler 

— Finanzierung von Organisationskosten sowie 
von Fahr- und Verpflegungskosten der Kaderan- 
gehörigen 

— Ergänzende bauliche Maßnahmen und ergän- 
zende Geräteausstattung 

— Regelung der Anerkennung der Bundesstütz- 
punkte (Voraussetzung und Verfahren). 

Fortentwicklung der Förderung 

— Verbesserung der Ausstattung mit Trainern 

— Verbesserung der gesundheitlichen Betreuung 

— Verbesserung der wissenschaftlichen Trainings- 
begleitung (Biomechanik, Leistungsdiagnostik 
u. a.) 

— Einrichtung sog. Spielsportstützpunkte mit grö- 
ßerem Einzugsbereich 

— Ausbau zentral gelegener Leistungszentren und 
Stützpunkte zu Olympiastützpunkten mit dem 
Ziel einer optimalen sportlichen und trainings- 
begleitenden (gesundheitlichen, sozialen u. a.) 
Betreuung unter Einbeziehung mehrerer Sport- 
arten. 


2.2.3 Internate 

Ziele der Förderung 

— Koordinierte sportliche, persönliche und ggf. 
schulische Betreuung von Hochleistungssport- 
lern in Internaten und Teilinternaten. 


Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung 

— Errichtung von Anlagen für die sportliche Schu- 
lung, pädagogische Betreuung und die ständige 
Unterbringung von Hochleistungssportlern in 
Internaten 

— Errichtung entsprechender Anlagen (ohne Un- 
terbringung) für Teilinternate 

— Honorierung von Trainern 

— Mitfinanzierung der außerschulischen pädagogi- 
schen und sonstigen Betreuung 

— Beteiligung an den Betriebs- und Unterhaltungs- 
kosten der Internate 

— Einbeziehung der Internate in das Stützpunkt- 
system. 

Fortentwicklung der Förderung 

— Einrichtung weiterer Teilinternate. 


2.2.4 Schulung von Hochlelstungssportlem im Bereich der 
Bundeswehr und des Bundesgrenzschutzes (BGS) 

— Einrichtung von Sportgruppen für Spitzensport- 
ler, die längerdienende Zeitsoldaten, Berufssol- 
daten oder Polizeivollzugsbeamte des BGS sind 

— Einrichtung von Sportlehrkompanien und Sport- 
fördergruppen für grundwehrdienstleistende 
Spitzensportler und Zeitsoldaten (SaZ 2 und 4) 

— Einbeziehung der Sportgruppen/Sportförder- 
gruppen/Sportlehrkompanien in das Stütz- 
punktsystem 

— Mitnutzung der Sportschule der Bundeswehr als 
zentrale Trainingsstätte für verschiedene Sport- 
arten 

— Lizenzierung und Nutzung der sportmedizini- 
schen Abteilung der Sportschule der Bundes- 
wehr als Untersuchungszentrum des Deutschen 
Sportbundes 

— Förderung der Ski-Wettkampfmannschaft des 
BGS in einer zentralen Trainingsstätte des 
BGS 

— Zusammenarbeit der BGS-Ski-Wettkampfmann- 
schaft mit dem Deutschen Skiverband (DSV); 
Einbeziehung der Polizeivollzugsbeamten in die 
Kader A bis D des DSV. 


2.3 Talentsuche/Talentförderung 

Ziele der Förderung 

— Erfassung und Förderung der für den Hochlei- 
stungssport geeigneten Talente. 

Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung 

— Zentrale Veranstaltungen der Bundessportfach- 
verbände zur Sichtung und Förderung von Ta- 
lenten 
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— Einbeziehung von Angehörigen der D-Kader 
(Landeskader) in das Stützpunkttraining 

— Teilnahme von Talenten an bedeutenden Wett- 
kämpfen (z. B. Jugend-Europameisterschaften, 
Jugend-Länderkämpfe) 

— Schulmannschaftswettbewerb „Jugend trainiert 
für Olympia“ (Finalwettbewerbe) 

— Entwicklung von Modellen und Unterstützung 
von Modellmaßnahmen einschließlich der erfor- 
derlichen wissenschaftlichen Begleitung 

— Wissenschaftliche Untersuchungen zur Talent- 
prognose und Talentförderung 

Fortentwicklung der Förderung 

— Intensivierung sportwissenschaftlicher For- 
schungsvorhaben 

— Ausweitung der wissenschaftlichen Begleitung 
von Modellmaßnahmen der Talentsuche, Talent- 
auswahl und Talentförderung 

— Verbesserung der Aus- und Fortbildung von 
Trainern für Aufgaben der Talentsuche und Ta- 
lentförderung 

— Neueinrichtung und Ausbau von Maßnahmen 
zur gleichzeitigen Sicherung der schulischen 
und sportlichen Laufbahn; stärkere Einbezie- 
hung von Talenten in Voll- und Teilinternate un- 
ter Beachtung sportartspezifischer und regiona- 
ler Bedingungen. 


2.4 Trainer 


Ziele der Förderung 

— Optimale fachliche Betreuung der Hochlei- 
stungssportler. 

Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung 

— Finanzierung von hauptamtlichen Bundestrai- 
nern und von Honorartrainern 

— Beteiligung am Betrieb der Trainerakademie 
Köln 

— Finanzierung von zusätzlichen Aus- und Fortbil- 
dungsmaßnahmen der Trainerakademie 

— Lehrgänge der Bundessportfachverbände zur 
Ausbildung (A-Lizenz) sowie zur Fortbildung 
von Trainern 

— Fortbildungsveranstaltungen des Deutschen 
Sportbundes (z. B. Trainerseminare) 

— Herausgabe von Schulungsmaterial. 

Fortentwicklung der Förderung 

— Erweiterung des Lehrangebots der Traineraka- 
demie Köln (z. B. Einbeziehung weiterer Sport- 
arten) 


— Ausweitung der bestehenden Aus- und Fortbil- 
dungsmaßnahmen der Trainerakademie 

— Intensivierung der Fort- und Weiterbildung der 
Trainer durch die Bundessportfachverbände. 


2.5 Gesundheitliche Betreuung der 
Hochleistungssportler 


Ziele der Förderung 

— Erhaltung der Gesundheit 

— Prävention von Sportverletzungen und Sport- 
schäden 

— Leistungskontrolle und Leistungssteigerung der 
Hochleistungssportler. 


Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung 

— Finanzierung 

O regelmäßiger sportmedizinischer Gesund- 
heitsuntersuchungen der Hochleistungs- 
sportler in den vom Deutschen Sportbund 
lizenzierten Untersuchungszentren 

O notwendiger sportartspezifischer leistungs- 
diagnostischer Untersuchungen von Hochlei- 
stungssportlern im Wege von Labordiagno- 
sen in den Untersuchungszentren oder Feld- 
untersuchungen, insbesondere zum Zwecke 
einer sportmedizinischen Trainings- und 
Wettkampfsteuerung 

O notwendiger sportartspezifischer sportortho- 
pädischer Untersuchungen 

— Ausstattung der Bundesleistungszentren und 
Landesleistungszentren mit Bundesnutzung mit 
den erforderlichen medizinisch-technischen An- 
lagen und Einrichtungen 

— Sportärztliche und physiotherapeutische Be- 
treuung bei zentralen Lehrgängen und Wett- 
kämpfen sowie in den Bundesstützpunkten 

— Unterhaltung einer zentralen Doping-Analytik- 
stelle (Untersuchungen und Forschungen auf 
dem Gebiet des Doping). 


Fortentwicklung der Förderung 

— Ausbau einiger sportmedizinischer Untersu- 
chungszentren zu komplexen Untersuchungs-, 
Behandlungs- und Therapiestationen zur Ver- 
besserung insbesondere der orthopädisch-trau- 
matologischen Betreuung der Hochleistungs- 
sportler 

— Verbesserung der sportärztlichen und physio- 
therapeutischen Betreuung der Hochleistungs- 
sportler, vor allem in den Bundesstützpunkten 

— Entwicklung besserer Verfahren für die Beurtei- 
lung des Trainingszustandes der Hochleistungs- 
sportler 
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— Vermehrte Dopingkontrolle in Training und 
Wettkampf 

— Erweiterung der biomechanischen Leistungs- 
diagnostik. 


2.6 Soziale Betreuung der Hochleistungssportler 


Ziele der Förderung 

— Verhinderung bzw. Ausgleich schulischer, beruf- 
licher und wirtschaftlicher Nachteile. 


Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung 

— Förderung der Stiftung Deutsche Sporthilfe 
durch Herausgabe von Sonderpostwertzeichen 
mit Zuschlägen für den Sport 

— Freistellung von Hochleistungssportlern, die im 
Bundesdienst stehen, für sportliche Zwecke. 


Fortentwicklung der Förderung 

— Bemühen um eine Vereinheitlichung der Praxis 
der öffentlichen Hand (Bund, Länder und Kom- 
munen) bei Freistellung von Hochleistungs- 
sportlern für sportliche Zwecke. 


2.7 Technische Hilfsmittel 


Ziele der Förderung 

— Schaffung günstiger sporttechnischer Bedingun- 
gen für den Hochleistungssport. 


Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung 

— Ausstattung der Bundesleistungszentren und 
Landesleistungszentren mit Bundesnutzung so- 
wie der Bundesstützpunkte mit technischen 
Hilfsmitteln (insbesondere Sportgeräte, Lehr- 
mittel, audiovisuelle Geräte) 

— Bereitstellung technischer Hilfsmittel für die 
Bundessportfachverbände 

— Unterstützung bei der Entwicklung von Sportge- 
räten durch das Bundesinstitut für Sportwissen- 
schaft. 


Fortentwicklung der Förderung 

— Stärkerer Einsatz von audiovisuellen und Daten- 
verarbeitungsgeräten 

— Entwicklung altersgemäßer Trainings- und 
Wettkampfgeräte. 


2.8 Sportstätten 


Ziele der Förderung 

— Sportstätten mit optimalen Bedingungen für das 
zentrale und dezentrale Training und für Wett- 
kämpfe von Hochleistungssportlern. 


Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung 

— Ausbau, Unterhaltung und ggf. Errichtung von 
Bundesleistungszentren, insbesondere Anpas- 
sung an den jeweiligen Stand der sportfachli- 
chen und technischen Entwicklung sowie Nutz- 
barmachung für weitere Sportarten 

— Errichtung und Ausbau von Sportanlagen in 
Landesleistungszentren mit Bundesnutzung und 
in Bundesstützpunkten 

— Errichtung von Sportstätten, die der gesamt- 
staatlichen Repräsentation dienen. 


Fortentwicklung der Förderung 

— Maßnahmen im Interesse eines wirtschaftlichen 
Betriebs der Bundesleistungszentren (Energie- 
bereich u. a.) 

— Vervollständigung und Überprüfung von Bau- 
und Ausbauplanungen aufgrund der Struktur- 
pläne 

— Weiterentwicklung von Planungsgrundlagen 
(z. B. DIN-Normen) 

— Errichtung und Ausbau von Versuchs- und Mo- 
dellvorhaben. 


2.9 Sportwissenschaft 

Ziele der Förderung 

— Wissenschaftliche Grundlagen für den Hochlei- 
stungssport als Orientierungs- und Entschei- 
dungshilfen für die Sportpolitik und -praxis 

— Praxisnahe Umsetzung von sportwissenschaftli- 
chen Erkenntnissen und wissenschaftliche Be- 
gleitung von Modellmaßnahmen des Trainings. 


Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung 

— Förderung der sportwissenschaftlichen For- 
schung einschließlich der Forschung auf den Ge- 
bieten des Sportstättenbaus und der Sportgerä- 
teentwicklung über das Bundesinstitut für 
Sportwissenschaft (BISp) 

— Unterhaltung und Ausbau eines Informations- 
und Dokumentationssystems auf dem Gebiet 
des Sports beim BISp 

— Koordinierung sportwissenschaftlicher Aktivitä- 
ten im nationalen und internationalen Bereich 
durch das BISp 
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— Praxisnahe Aufbereitung von Forschungsergeb- 
nissen durch das BISp. 

Fortentwicklung der Förderung 

— Verstärkte Vergabe von Forschungsaufträgen 

— Verstärkte Durchführung von Arbeitstagungen 
für Sportwissenschaftler und Sportpraktiker zur 
Generierung von Forschungsproblemen und zur 
Aufbereitung von Forschungsergebnissen. 


2.10 Organisation des Hochieistungssports 

Ziele der Förderung 

— Leistungsfähige Organisation des Hochlei- 
stungssports. 

Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung 

— Finanzierung von hauptamtlichen Führungs- 
und Verwaltungskräften der Bundessportfach- 
verbände (z. B. Geschäftsführer, Sportdirekto- 
ren, Leistungssportreferenten) 

— Beteiligung an den Folgekosten der Führungs- 
und Verwaltungsakademie des Deutschen Sport- 
bundes in Berlin (einschließlich der Lehrgänge 
zur Aus- und Fortbildung von Verwaltungs- und 
Führungskräften). 


3 Planung der Förderung 

Die Planung der Förderung umfaßt 

— das nächste Jahr (einjährige Förderungspläne) 

— den Zeitraum bis zu den nächsten Olympischen 
Spielen (mittelfristige Förderungspläne). 

Maßgebend für die Planungen sind insbesondere 

— der Bundeshaushaltsplan 

— der Finanzplan des Bundes 

— die Planungen des Sports 

— die von der Bundesregierung festgelegten För- 
derungsziele und -Schwerpunkte 

— die Förderungsgrundsätze und -richtlinien des 
Bundesministers des Innern 

— die „Leitlinien für den Spitzensport“ des Deut- 
schen Sportbundes 

— die Jahresplanungen der Bundessportfachver- 
bände 

— die Strukturpläne der Bundessportfachverbände 
(vgl. Anhang 7). 


4 Kriterien der Förderung 

Im Interesse eines wirkungsvollen Einsatzes der 
Förderungsmittel geht die Bundesregierung bei der 


Förderung der Bundessportfachverbände und des 
Sportstättenbaues von folgenden Grundsätzen aus: 


4.1 

Alle olympischen Verbände sollen in die Lage ver- 
setzt werden, ein Sportprogramm durchzuführen, 
das Spitzenleistungen nach internationalem Stand 
ermöglicht. 

Bei nichtolympischen Verbänden sind für den Um- 
fang der Förderung u. a. ihre nationale und interna- 
tionale Verbreitung, ihre Öffentlichkeitswirksam- 
keit und ihre Entwicklungsmöglichkeit maßge- 
bend. 

Bei allen Verbänden sind die Erfolge und Erfolgs- 
perspektiven zu berücksichtigen. 


4.2 

Die Bundesregierung berücksichtigt bei ihren För- 
derungsentscheidungen das „Förderungskonzept 
des Spitzensports 11“ des Deutschen Sportbundes 
vom 4. Juni 1983, das eine Konkretisierung der vor- 
stehenden Grundsätze enthält. Danach werden die 
geförderten Verbände entsprechend ihrer interna- 
tionalen Erfolgsbilanz und dem nationalen und in- 
ternationalen Stellenwert der betreffenden Sportart 
den nachstehenden vier Förderungsgruppen zuge- 
ordnet: 

— Förderungsgruppe la (Spitzenförderung) 

— Förderungsgruppe Ib (Systematische Förde- 
rung) 

— Förderungsgruppe II a (Grundförderung) 

— Förderungsgruppe II b (Punktuelle Förderung). 

4.3 

Besondere Kriterien für die Gewährung von Zu- 
wendungen beim Sportstättenbau für den Hochlei- 
stungssport sind vor allem 

— ein hoher Nutzungsbedarf für Maßnahmen der 
Bundessportfachverbände im Bereich des Hoch- 
leistungssports (vor allem für das Training der 
A-, B- und C-Kader) 

— das Vorhandensein von Aktivitäten des Hochlei- 
stungssports und der Nachwuchsförderung in 
der betreffenden Sportart im Einzugsbereich 
der Sportstätte 

— eine relativ verkehrsgünstige Lage der Sport- 
stätte 

— ihre Anlehnung an etwa schon vorhandene 
Sportanlagen, insbesondere an vorhandene 
Funktionsanlagen 

— die Verwendbarkeit der Sportstätte für mehrere 
Sportarten 

— die Möglichkeiten einer vollen Nutzung der 
Sportstätte, ggf, auch subsidiär für den Breiten- 
und Freizeitsport. 
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Anhang 3 


Grundsätze für die Planung, Errichtung, Benutzung, Unterhaltung und Verwaltung 
von Bundesleistungszentren 


Vorbemerkung 

Seit dem Jahre 1965 werden in der Bundesrepublik 
für den Spitzensport Bundesleistungszentren er- 
richtet. Bei der Planung der einzelnen Zentren ist 
unterschiedlichen Gegebenheiten Rechnung zu tra- 
gen, die z. B. in den Bedürfnissen der einzelnen 
Sportarten und in der Möglichkeit der Anknüpfung 
an vorhandene Anlagen begründet sind. Dement- 
sprechend ergeben sich in Größe, Struktur u. ä. der 
einzelnen Bundesleistungszentren Unterschiede. 
Dennoch wird bei Planung, Errichtung, Benutzung, 
Unterhaltung und Verwaltung der Bundesleistungs- 
zentren weitgehend nach einheitlichen Grundsät- 
zen verfahren. 

Um künftig in diesen Fragen ein gemeinsames Vor- 
gehen aller Sportorganisationen und öffentlichen 
Körperschaften zu erleichtern, die als Nutzer, Trä- 
ger, Verwalter oder mitfinanzierende Stellen betei- 
ligt sind, hat der Bundesminister des Innern (BMI) 
die vorliegenden Grundsätze zusammengestellt. Die 
Grundsätze sind mit dem Deutschen Sportbund 
(DSB) — Bundesausschuß für Leistungssport — 
und mit den Bundesländern abgestimmt. 

Nicht in den Grundsätzen behandelt sind die haus- 
haltsrechtlichen Fragen in Zusammenhang mit der 
Bewilligung der Zuwendungen des Bundes. Hierfür 
sind die §§ 23, 26, 44 der Bundeshaushaltsordnung 
und die zu diesen Vorschriften erlassenen Vorläufi- 
gen Verwaltungsvorschriften maßgebend. 


1 Begriffs- und Zweckbestimmung 
der Bundesleistungszentren 

1.1 

Bundesleistungszentren sind die von Bund und 
DSB als solche anerkannten Anlagen. Sie dienen 
primär der Ausbildung und sonstigen Förderung 
von Angehörigen der Nationalkader A, B und C 
(Spitzensportler) sowie der Durchführung anderer 
in den Zuständigkeitsbereich des Bundes fallender 
Sportförderungsmaßnahmen. 

1.2 

Bundesleistungszentren sollen möglichst als kombi- 
nierte Bundesleistungszentren für mehrere Sport- 
arten gemeinsam errichtet werden, soweit nicht 
Eigenart und Anforderungen einzelner Sportarten 
oder die Erfordernisse des Spitzensports die Errich- 
tung von Bundesleistungszentren für nur eine 
Sportart zweckmäßig erscheinen lassen. 


2 Kriterien für die Standortwahl 
2.1 

Bundesleistungszentren sind möglichst in ver- 
kehrsmäßig günstigen Gebieten mit großem Ein- 
zugsbereich für den talentierten Nachwuchs der be- 
treffenden Sportart zu errichten. Bei der Bestim- 
mung des Standortes sind im einzelnen die beson- 
deren Bedürfnisse des Hochleistungstrainings zu 
berücksichtigen. 

2.2 

Soweit es sich mit den Belangen einer Sportart ver- 
einbaren läßt, sollen Bundesleistungszentren in der 
Nähe von Hochschulen oder sonstigen sportwissen- 
schaftlichen Einrichtungen errichtet werden. Falls 
dies wegen der besonderen Verhältnisse einer 
Sportart nicht zweckmäßig oder möglich erscheint, 
ist die sportwissenschaftliche Betreuung auf andere 
Weise sicherzustellen. 


2.3 

Standorte, die bereits über ein vielgestaltiges Ange- 
bot an Sportstätten verfügen, sind zu bevorzugen. 
Falls das Bundesleistungszentrum nicht für öffent- 
liche Wettkämpfe geeignet ist, sollen in zumutbarer 
Entfernung Sportanlagen vorhanden sein, die sich 
zur Austragung von Wettkämpfen eignen. 


3 Anforderungen an die sachliche 
und personelle Ausstattung 

3.1 

Ein Bundesleistungszentrum soll über sämtliche 
Sportanlagen, Einrichtungen und Geräte für die 
dort auszuübenden Sportarten verfügen. Die Be- 
schaffenheit der Ausstattung muß den besonderen 
Anforderungen der Tainings- und Lehrgangsarbeit 
für Spitzensportler genügen. 


3.2 

Darüber hinaus sollen die für das Ausgleichs- und 
Konditionstraining erforderlichen Einrichtungen 
und Geräte vorhanden sein. 

3.3 

Die angemessene Unterbringung und Verpflegung 
der Sportler, der Trainer sowie des sonstigen Be- 
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treuungspersonals soll gewährleistet sein. Außer- 
dem ist für die erforderliche Anzahl von Aiifent- 
halts- und Unterrichtsräumen zu sorgen. 


3.4 

Ein Bundesleistungszentrum soll über die für die 
laufende medizinische und hygienische Betreuung 
der Sportler erforderlichen Räume und Gerätschaf- 
ten verfügen, falls diese Einrichtungen und Gegen- 
stände nicht in zumutbarer Entfernung verfügbar 
sind und mitgenutzt werden können. 


3.5 

In den Bundesleistungszentren sollen die sportfach- 
liche, medizinische, hygienische und sonstige Be- 
treuung der Sportler sowie die Wartung der Anla- 
gen sichergestellt sein. 


4 Mitbenutzung der Bundesleistungszentren 

4.1 

Nach Möglichkeit sollen Bundesleistungszentren 
zugleich der Leistungsförderung auf Landesebene 
dienen. 

4.2 

Darüber hinaus können Bundesleistungszentren in 
freien Benutzungszeiten dem Vereins- und Schul- 
sport und sonstigen Benutzungsinteressenten zur 
Verfügung gestellt werden. 


5 Verfahren bei der Errichtung von 
Bundesleistungszentren und 
Kostenträgerschaft 

5.1 

Über die Errichtung von Bundesleistungszentren 
entscheidet der Bund auf Antrag der Sportfachver- 
bände nach Abstimmung mit dem Deutschen Sport- 
bund, dem zuständigen Bundesland und der Stand- 
ortgemeinde. 

5.2 

Die Anforderungen an die Beschaffenheit eines 
Bundesleistungszentrums werden vom Bund in Zu- 
sammenarbeit mit den jeweiligen Fachverbänden 
und dem Deutschen Sportbund festgelegt. Sie wer- 
den mit den Trägern der regionalen und örtlichen 
Belange abgestimmt. 

5.3 

Zur baufachlichen Planung und bautechnischen Be- 
treuung des jeweiligen Vorhabens soll das Bundes- 


institut für Sportwissenschaft in einem möglichst 
frühzeitigen Stadium eingeschaltet werden. 


5.4 

Die Baukosten sind von den öffentlichen und priva- 
ten Interessenträgern auf Bundes-, Landes- und 
kommunaler Ebene entsprechend deren im Einzel- 
fall zu ermittelnden Interessenquoten zu tragen. 


6 Verwaltung 

6.1 

Der Bauträger soll auch die spätere Verwaltung des 
Leistungszentrums übernehmen. Mit Einwilligung 
des Bauträgers und des BMI kann auch einem Drit- 
ten die Verwaltung des Bundesleistungszentrums 
übertragen werden. Bei Gewährung der Bundeszu- 
wendungen sollte sichergestellt werden, daß die je- 
weilige Anlage auf Anforderung entsprechend der 
Baukostenbeteiligung für im Bundesintereesse lie- 
gende sportliche Zwecke zur Verfügung gestellt 
wird. Soweit Anlagen, Einrichtungen und Geräte 
für die Trainings- und Lehrgangsarbeit sowie Un- 
terbringung, Verpflegung und Betreuung der Spit- 
zensportler und des Begleitpersonals benötigt wer- 
den, die nicht mitfinanziert wurden, ist deren Mit- 
benutzung entsprechend dem voraussichtlichen Be- 
darf anderweitig sicherzustellen. 


6.2 

Zur Beratung bei allen das jeweilige Leistungszen- 
trum betreffenden wichtigen Fragen werden Kura- 
torien gebildet, denen regelmäßig folgende Mitglie- 
der angehören: 

1 Vertreter des Bundes (als Vorsitzender) 

je 1 Vertreter der sonstigen Finanzierungsträger 
(z. B. Land, Kommunale Gebietskörperschaft) 

1 Vertreter des Deutschen Sportbundes 

je 1 Vertreter derjenigen Sportfachverbände, die in 
erheblichem Umfang das Leistungszentrum 
benutzen. 

Das Kuratorium wirkt insbesondere bei der Koordi- 
nierung der Trainings- und Lehrgangsarbeit im Lei- 
stungszentrum mit. Beschlüsse mit finanziellen 
Auswirkungen können nur mit Zustimmung der Fi- 
nanzierungsträger gefaßt werden. 


6.3 

Die Folgekosten (das trotz Erhebung von Benut- 
zungsentgelten verbleibende Defizit) der Bundeslei- 
stungszentren sollen Bund und Länder (ggf. auch 
andere Interessenträger) in der Höhe ihrer Benut- 
zungsquoten unter Berücksichtigung des jeweiligen 
Interesses tragen. 
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7 Sonderfälle und ergänzende Maßnahmen 

7.1 

Für alle Sportarten, bei denen sich das Höhentrai- 
ning leistungssteigernd auswirkt, sollte ein gemein- 
sames Höhenleistungszentrum errichtet oder die 
Mitbenutzung derartiger Anlagen im benachbarten 
Ausland ermöglicht werden. 

7.2 

Bei Sportarten, die an die Lage oder Beschaffenheit 
des Bundesleistungszentrums in der Weise spe- 
zielle Anforderungen stellen, dciß eine Kombination 
mit anderen Sportarten nicht möglich oder un- 
zweckmäßig erscheint, sollte in jedem Falle geprüft 
werden, ob die Errichtung eines Bundesleistungs- 
zentrums erforderlich ist oder ob die einzuräu- 


mende Möglichkeit der Mitbenutzung von Landes- 
leistungszentren genügt. 

Sportarten, die zwar in einem kombinierten Lei- 
stungszentrum ausgeübt werden könnten, welche 
sich jedoch wegen spezieller Standortwünsche des 
betreffenden Fachverbandes in solche Anlagen 
nicht eingliedern lassen, sollen die Möglichkeit zur 
Mitbenutzung von Landes- oder Regionalleistungs- 
zentren erhalten; Bundesleistungszentren werden 
hierfür grundsätzlich nicht errichtet. 


7.3 

Über die o. a. Fälle hinaus fördert der Bund im Rah- 
men der gegebenen Möglichkeiten den Bau von 
Landes- oder Regionalleistungszentren, soweit 
diese auch den in Ziffer 1.1 Satz 2 genannten Zwek- 
ken dienen sollen und hierfür ein Bedarf besteht. 
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Anhang 4 


Grundsätze für die Förderung der Errichtung von Landesleistungszentren durch den Bund 
sowie über das Förderungsverfahren 

(Förderungsgrundsätze für Landesleistungszentren) vom 5. April 1977 


1 Begriffsbestimmung 

1.1 Begriff des Landesleistungszentrums 

Landesleistungszentren sind die von der zuständi- 
gen obersten Landesbehörde im Einvernehmen mit 
den beteiligten Sportgremien auf Landesebene als 
Landesleistungszentren anerkannten Einrichtun- 
gen für das Training von Leistungssportlern. 


2 Voraussetzungen der Bundesförderung 

2.1 Förderung von Landesleistungszentren mit 
Bundesnutzung 

Der Bund fördert die Errichtung von Landeslei- 
stungszentren mit Bundesnutzung. Dies sind Zen- 
tren, in denen neben sportlichen Maßnahmen auf 
Landesebene, auf regionaler und örtlicher Ebene 
auch Maßnahmen eines Bundessportfachverbandes 
durchgeführt werden sollen. Es muß eine Nutzung 
durch einen Bundessportfachverband auf Dauer 
vorgesehen sein. 

2.2 Nutzung durch Bundessportfachverbände 

Sportliche Maßnahmen der Bundes sportfachver- 
bände im Sinne der Nummer 2.1 sind u. a. 

— Trainingslehrgänge für Hochleistungssportler, 
die den Spitzenkadern A, B, C und D angehö- 
ren 

— Stützpunkttraining, soweit es der fachlichen und 
organisatorischen Verantwortung eines Bundes- 
sportfachverbandes unterliegt 

— Lehrgänge zur Aus- und Fortbildung von Trai- 
nern 

— Lehrgänge zur Aus- und Fortbildung von 
Schieds- und Kampfrichtern 

— Sichtungslehrgänge 

— Wettkampfveranstaltungen der Bundessport- 
fachverbände. 


2.3 Strukturplan des Bundessportfachverbandes 

Voraussetzung für die Bundesförderung ist, daß der 
beteiligte Bundessportfachverband einen Struktur- 
plan vorlegt. Der Strukturplan muß u. a. Angaben 
enthalten über 

— die bestehenden Einrichtungen (Bundes-, Lan- 
desleistungszentren u. a.), in denen der Verband 


Maßnahmen im Sinne der Nummer 2.2 durchzu- 
führen beabsichtigt; Art und Umfang der Maß- 
nahmen sind zu bezeichnen 

— die zusätzlichen Einrichtungen, welche der Ver- 
band für die Durchführung von Maßnahmen im 
Sinne der Nummer 2.2 benötigt; Art und Umfang 
der Maßnahmen sowie Standort und Art der zu- 
sätzlich benötigten Einrichtungen sind zu be- 
zeichnen. 

Der Strukturplan muß mit dem Deutschen Sport- 
bund abgestimmt sein und für das in Betracht kom- 
mende Einzelvorhaben die Billigung des betroffe- 
nen Landes gefunden haben. 


2.4 Anwendung der Grundsätze für 
Bundesleistungszentren 

Bevorzugt gefördert wird die Errichtung von Lan- 
desleistungszentren, die hinsichtlich der Anforde- 
rungen an die Standortwahl und die sachliche und 
personelle Ausstattung den Anforderungen der 
„Grundsätze für die Planung, Errichtung, Verwal- 
tung und Unterhaltung von Bundesleistungszen- 
tren“ (siehe Anhang 3) entsprechen. 


2.5 Betrieb und Unterhaltung des 
Landesleistungszentrums 

Der ordnungsgemäße Betrieb und die ordnungsge- 
mäße Unterhaltung des Landesleistungszentrums 
müssen gewährleistet sein. 

Vom Bund werden an den Träger des Landeslei- 
stungszentrums keine Zuwendungen zu den Be- 
triebs- und Unterhaltungskosten (dem trotz Erhe- 
bung angemessener Nutzungsentgelte verbleiben- 
den Defizit) geleistet. 


2.6 Nutzungsregelung mit dem 
Bundessportfachverband 

Die Nutzung des Landesleistungszentrums durch 
den beteiligten Bundessportfachverband und die 
Nutzungsbedingungen müssen zwischen dem Ver- 
band und dem Träger vertraglich geregelt sein. Es 
muß insbesondere gewährleistet sein, daß der Bun- 
dessportfachverband das Leistungszentrum in dem 
erforderlichen Umfang nutzen kann. 

Soweit für die Benutzung der Anlagen des Landes- 
leistungszentrums ein Nutzungsentgelt erhoben 
werden soll, darf von dem Bundessportfachverband 
kein höheres Entgelt als von anderen sportlichen 
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Benutzergruppen gefordert werden. Das Benut- 
zungsentgelt darf nur zur anteiligen Deckung fol- 
gender Betriebs- und Unterhaltungskosten dienen: 

— Kosten für das Verwaltungs- und Betriebsperso- 
nal 

— sonstige Betriebskosten (z. B. Reinigung, Strom, 
Heizung) 

— sächliche Kosten der Verwaltung. 


2.7 Gemeinnützigkeit des Trägers 

Es werden grundsätzlich nur Maßnahmen juristi- 
scher Personen des öffentlichen Rechts sowie sol- 
cher juristischer Personen des Privatrechts geför- 
dert, die als gemeinnützig anerkannt sind. 


2.8 Eintragung einer Buchgrundschuld 

Ist der Träger der Maßnahme eine juristische Per- 
son des Privatrechts und wird beim Bund eine über 
den Betrag von 20 000 DM hinausgehende Förde- 
rung beantragt, so ist zur Sicherung eines ggf. ent- 
stehenden Rückzahlungsanspruchs des Bundes 
eine Buchgrundschuld zugunsten der Bundesrepu- 
blik Deutschland, vertreten durch die Bundesregie- 
rung, diese vertreten durch den Bundesminister des 
Innern, einzutragen; der Anspruch auf Eintragung 
der Grundschuld ist durch eine Vormerkung zu si- 
chern, Die Eintragung der Grundschuld kann durch 
eine selbstschuldnerische Bürgschaft einer zustän- 
digen kommunalen Gebietskörperschaft (Gemein- 
de, Kreis) ersetzt werden, in deren Gebiet das Lan- 
desleistungszentrum errichtet werden soll. 


3 Art und Umfang der Förderung; Verfahren 

3.1 Förderung durch Gewährung von Zuwendungen 

Gefördert wird jeweils durch Gewährung einer Zu- 
wendung im Sinne der §§ 23, 44 der Bundeshaus- 
haltsordnung. Die Zuwendung wird über die zustän- 
dige oberste Landesbehörde bewilligt. 

Zuwendungen werden nur für solche Maßnahmen 
bewilligt, die noch nicht begonnen worden sind. 
Eine Ausnahme hiervon kann zugelassen werden, 
wenn dem Träger vor Beginn der Maßnahme die 


Zustimmung des Bundesministers des Innern zum 
vorzeitigen Beginn Vorgelegen hat; die Zustimmung 
wird nur ausnahmsweise in besonders begründeten 
Fällen erteilt. 


3.2 Zuwendungsantrag 

Der Zuwendungsantrag ist vom Träger über die zu- 
ständige oberste Landesbehörde zu stellen. Dem 

Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen: 

a) Beschreibung und Begründung der Maßnahme 
mit Angaben über deren vorgesehenen Beginn 
und voraussichtliche Dauer, 

b) Raum- und Funktionsprogramm, 

c) Lageplan, 

d) Nachweis darüber, daß der Bauträger Eigentü- 
mer des Baugrundstücks oder sonst zur Errich- 
tung des Bauwerks berechtigt ist, 

e) Kostenanschläge nach DIN 276 (neu) nebst Plan- 
unterlagen, 

f) Finanzierungsplan, 

g) Berechnung der Folgekosten (jährliche Betriebs- 
und Unterhaltungskosten) des Vorhabens und 
Angaben über deren Finanzierung, 

h) für juristische Personen des Privatrechts Nach- 
weis der Gemeinnützigkeit, 

i) Angaben des Trägers darüber, ob und ggf. in wel- 
chem Umfang und zu welchen Bedingungen 
Bundessportfachverbände das Landesleistungs- 
zentrum benutzen können, 

k) Angaben darüber, ob und ggf. in welcher Weise 
die Voraussetzungen der Nummer 2.4 und der 
Nummer 2.5 Satz 1 erfüllt sind, 

l) Ergebnis der verwaltungsmäßigen, fachlichen 
und bautechnischen Prüfung des Antrags des 
Trägers durch die zuständigen Landesbehörden. 


3.3 Umfang der Förderung 

Die Höhe der Zuwendung beträgt in der Regel bis 
zu 30 V. H. der zuwendungsfähigen Kosten der Er- 
richtung des Landesleistungszentrums; die Zuwen- 
dung darf nicht höher sein als der Finanzierungsan- 
teil des Landes. 
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Anhang 5 


Grundsätze für die Anerkennung von Stützpunkten 

vom 5. April 1977 in der Fassung vom 5. Juli 1984 


1 Begriffsbestimmungen 

1.1 Stützpunkte 

Stützpunkte sind Trainingsschwerpunkte der 
Sporiiachverbände (Spitzenverbände oder Landes- 
fachverbände), die von den zuständigen Stellen 
(Nummer 2) als Stützpunkt anerkannt sind. Sie sind 
neben den Bundes- und Landesleistungszentren 
Teil der Schulungsorganisation für das Training 
und die Vorbereitung von Hochleistungssportlern 
auf internationale und nationale Wettkämpfe und 
Meisterschaften. 

1.2 Bundesstützpunkte 

Bundesstützpunkte sind Stützpunkte der Spitzen- 
verbände. 

1.3 Landesstützpunkte 

Landesstützpunkte sind Stützpunkte der Landes- 
fachverbände. 


2 Anerkennungsverfahren 

2.1 

Bundesstützpunkte werden auf Antrag des jeweili- 
gen Spitzenverbandes vom Deutschen Sportbund 
und dem Bundesminister des Innern anerkannt. 

Vor der Anerkennung werden der Landesfachver- 
band, der Landessportbund und die Landesregie- 
rung, in deren Bereich der Stützpunkt besteht oder 
errichtet werden soll, beteiligt. 


2.2 

Landesstützpunkte werden auf Antrag des jeweili- 
gen Landesfachverbandes anerkannt. Welche Stel- 
len für die Anerkennung zuständig sind, wird in den 
Bereichen der einzelnen Länder geregelt. 

Vor der Anerkennung werden der jeweilige Spit- 
zenverband, der Deutsche Sportbund und der Bun- 
desminister des Innern beteiligt. 


3 Zeitlicher Geltungsbereich der Anerkennung 

3.1 

Die Anerkennung eines Stützpunktes wird in der 
Regel für einen Zeitraum bis zu zwei Jahren ausge- 
sprochen. 


3.2 

Die Anerkennung endet jeweils 

— mit Ablauf eines Jahres, in dem Olympische 
Spiele stattfinden 

— zwei Jahre nach Ablauf eines Jahres, in dem 
Olympische Spiele stattgefunden haben. 

Für nichtolympische Sportarten und Disziplinen 
kann der zeitliche Geltungsbereich der Anerken- 
nung abweichend festgelegt werden. 


4 Voraussetzungen für die Anerkennung von 
Stützpunkten 

4.1 Strukturplan 

Für die Anerkennung eines Bundesstützpunktes 
muß ein Strukturplan des jeweiligen Spitzenver- 
bandes vorliegen; der Strukturplan muß mit dem 
Deutschen Sportbund sowie hinsichtlich des im 
Einzelfall anzuerkennenden Stützpunktes mit der 
jeweiligen Landesregierung abgestimmt sein. 

Für die Anerkennung eines Landesstützpunktes 
muß ein Strukturplan des jeweiligen Landesfach- 
verbandes vorliegen; der Strukturplan muß mit dem 
jeweiligen Landessportbund, dem Spitzenverband 
und der jeweiligen Landesregierung abgestimmt 
sein. 

Der Strukturplan enthält eine ausführliche Darstel- 
lung der Schulungsorganisation des Verbandes. Er 
muß u. a. Angaben darüber enthalten, in welchen 
Einrichtungen (Leistungszentren, Stützpunkten 
u. a.) der Verband seine Trainingsmaßnahmen für 
Hochleistungssportler (Trainingslehrgänge, Stütz- 
punkttraining) durchführen wird. Der Strukturplan 
muß mindestens für den Zeitraum gelten, für den 
die Anerkennung des Stützpunktes beantragt wird. 


4.2 Teilnehmer am Stützpunkttraining 

Die Anerkennung eines Bundesstützpunktes setzt 
voraus, daß eine ausreichende Anzahl von Angehö- 
rigen der Spitzenkader (Kader A, B und C) sowie 
Angehörige der D-Kader, die für ein Aufrücken in 
die Spitzenkader in Betracht kommen und zu dem 
Training eingeladen werden, an dem Stützpunkt- 
training teilnehmen. 

Die Anerkennung eines Landesstützpunktes setzt 
voraus, daß eine ausreichende Anzahl von Angehö- 
rigen der D-Kader, die die in Absatz 1 genannten 
Voraussetzungen erfüllen, an dem Stützpunkttrai- 
ning teilnehmen. Gleichzeitig sollen solche Angehö- 
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rige der Spitzenkader am Training im Landesstütz- 
punkt teilnehmen, die nicht in einen Bundesstütz- 
punkt einbezogen werden können. 

Der Stützpunkt muß alle Hochleistungssportler in 
seinem Einzugsbereich erfassen. 


4.3 Art und Umfang des Trainings 

Es muß gewährleistet sein, daß das Training in dem 
Stützpunkt nach Art und Umfang den Erfordenis- 
sen entspricht, die sich aus dem jeweiligen Stand 
der internationalen Entwicklung im Hochleistungs- 
sport ergeben. 


4.4 Trainer; Stützpunktleiter 

In dem Stützpunkt müssen zur Verfügung stehen: 

— ein qualifizierter Trainer für die sportliche Lei- 
tung 

— ein Stützpunktleiter für die organisatorische 
Leitung und die verwaltungsmäßige Betreuung 
des Stützpunktes. 

Trainer und Stützpunktleiter müssen sich schrift- 
lieh verpflichtet haben, nach den Richtlinien und 
Weisungen des zuständigen Spitzenverbandes so- 
wie — bei Landesstützpunkten — nach den Richtli- 
nien und Weisungen des zuständigen Landesfach- 
verbandes zu arbeiten. 


4.5 Sportmedizinische und physiotherapeutische 
Betreuung 

Die sportmedizinische und physiotherapeutische 
Betreuung der Teilnehmer am Stützpunkttraining 
muß gewährleistet sein. 


4.6 Sportanlagen, technische Hilfsmittel 

Es müssen die Sportanlagen und technischen Hilfs- 
mittel zur Verfügung stehen, die für das Hochlei- 
stungstraining in der betreffenden Disziplin erfor- 
derlich sind. 


Hinweise 

zu den Grundsätzen für die Anerkennung 
von Stützpunkten 


A. Allgemeines 

1. Leistungszentren — Stützpunkte 

Für die sportliche Schulung der Hochleistungs- 
sportler durch die Spitzenverbände und die Landes- 
fachverbände — insbesondere für Vorbereitung und 
Training von Hochleistungssportlern im internatio- 
nalen Wettkampf- und Meisterschaftssystem — 


sind Bundes- und Landesleistungszentren errichtet 
worden. Die Leistungszentren dienen vor allem der 
Durchführung von Trainingslehrgängen. 

Daneben bedarf es weiterer Trainingseinrichtun- 
gen der Sportverbände — Stützpunkte — , vor allem 
um das ständige Training der Hochleistungssport- 
ler im Einzugsbereich der Stützpunkte unter ange- 
messenen Bedingungen zu gewährleisten. Auch die 
Bundes- und Landesleistungszentren sollen nicht 
ausschließlich der Durchführung von Lehrgängen 
dienen, sondern sie sollen gleichzeitig Stützpunkte 
sein. 

2. Aufstellung von Grundsätzen 

für die Anerkennung von Stützpunkten 

Es hat sich als notwendig erwiesen, Grundsätze für 
die Anerkennung von Stützpunkten aufzustellen, 
um möglichst einheitliche Trainingsbedingungen 
bei allen Stützpunkten zu gewährleisten und die 
Voraussetzungen für die finanzielle Förderung des 
Stützpunkttrainings zu klären. 

Die vorliegenden Grundsätze stehen im Einklang 
mit dem Kooperationsmodell des Deutschen Sport- 
bundes. 

3. Geltungsbereich der Grundsätze 

Die vorliegenden Grundsätze sind vom Deutschen 
Sportbund und dem Bundesminister des Innern un- 
ter Beteiligung der Landessportbünde und der für 
den Sport zuständigen Minister (Senatoren) der 
Bundesländer aufgestellt worden. 


4. Finanzierung des Stützpunkttrainings 

Um die Finanzierung des Stützpunkttrainings zu 
sichern, bedürfen die Spitzenverbände und die Lan- 
desfachverbände in der Regel der finanziellen För- 
derung durch andere Stellen, insbesondere auch 
durch Bund und Länder. 

Unter welchen Voraussetzungen und in welchem 
Umfang eine finanzielle Förderung gewährt wird, 
ist im einzelnen von den fördernden Stellen festzu- 
legen. Bei Bund und Ländern bestimmt sie sich 
nach den finanzverfassungsrechtlichen Grundsät- 
zen sowie den haushaltsrechtlichen Vorschriften. 


B. Zu einzelnen Grundsätzen 

Zu Nummer 1 (Begriffsbestimmungen) 

Nummer 1 bestimmt, daß ein Sportverband — Spit- 
zenverband oder Landesfachverband — für alle das 
Stützpunkttraining betreffenden fachlichen, organi- 
satorischen und finanziellen Entscheidungen zu- 
ständig und verantwortlich sein muß; die finanzielle 
Zuständigkeit schließt nicht aus, daß der Verband 
die erforderlichen finanziellen Mittel ganz oder teil- 
weise von anderen Stellen, vor allem öffentlichen 
Zuwendungsgebern, erhält. 
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Zusammen mit dem Sportfachverband kann auch 
eine andere Stelle, insbesondere ein Sportverein, 
Mitträger des Stützpunktes in organisatorischer 
und finanzieller Hinsicht sein. 

Das Training in dem Stützpunkt muß jedoch auch 
in diesen Fällen allen Sportlern aus dem Bereich 
des Sportfachverbandes offenstehen, z. B. auch 
Sportlern, die ggf. nicht dem Verein angehören, der 
neben dem Verband Träger des Stützpunktes ist. 

Ein Stützpunkt kann von mehreren Spitzenverbän- 
den und/ oder Leindesfachverbänden errichtet wer- 
den. Es ist anzustreben, daß alle Sportfachverbän- 
de, die an einem Ort Stützpunkttraining durchfüh- 
ren, eng Zusammenarbeiten, z. B. durch gemein- 
same Nutzung von Anlagen oder durch Bestellung 
derselben Person zum Stützpunktleiter. 

Die Vorbereitung auf nationale Wettkämpfe und 
Meisterschaften (Satz 2) hat vor allem für Landes- 
stützpunkte Bedeutung. 

Zu Nummer 12 (Bundesstützpunkte) 

Bundesstützpunkte sollen in der Regel gleichzeitig 
Landesstützpunkte sein. 

Zu Nummer 2 (Anerkennungsverfahren) 

Anträge auf Anerkennung von Stützpunkten sollen 
entsprechend dem als Anlage beigefügten Antrags- 
muster gestellt werden. 

Zu Nummer 3 (Zeitlicher Geltungsbereich der An- 
erkennung) 

Der zeitliche Geltungsbereich der Anerkennung 
von Stützpunkten entspricht dem zeitlichen Gel- 
tungsbereich der Förderungsentscheidungen auf- 
grund des vorgesehenen Förderungskonzepts des 
Deutschen Sportbundes. Die in Nummer 3.2 getrof- 
fene Regelung empfiehlt sich auch deshalb, weil das 
Training von Hochleistungssportlern in den olympi- 
schen Disziplinen vor allem der Vorbereitung auf 
Olympische Spiele dient und die Arbeit in den 
Stützpunkten daher jeweils auf den Zeitraum einer 
Olympiade angelegt sein sollte. 

Der zeitliche Geltungsbereich der Anerkennung 
soll allerdings zwei Jahre nicht überschreiten, da- 
mit gewährleistet ist, daß nach diesem Zeitraum die 
Wirksamkeit der Arbeit in dem Stützpunkt über- 
prüft wird. 


Zu Nummer 4 J (Strukturplan) 

Durch das Erfordernis der Vorlage eines Struktur- 
planes soll in überprüfbarer Weise sichergestellt 
werden, daß die Errichtung des Stützpunktes sich 
in ein mit den beteiligten Stellen abgestimmtes Ge- 
samtkonzept für das Stützpunktsystem im Bereich 
des jeweiligen Sportfachverbandes einfügt 


Zu Nummer 42 (Teilnahme am Stützpunkttrai- 
ning) 

Die Aufgaben eines Trainers und eines Stützpunkt- 
leiters können auch von derselben Person wahrge- 
nommen werden. 


Zu Nummer 4,6 (Sportanlagen, technische Hilfsmit- 
tel) 

Stützpunkte sollen nach Möglichkeit an Orten vor- 
gesehen werden, an denen sich bereits Schwer- 
punkte des Hochleistungssports mit den erforderli- 
chen Sportanlagen und technischen Hilfsmitteln 
(Sportgeräten, audiovisuellen Hilfsmitteln u. a.) be- 
finden. 

Demgemäß sollen allenfalls ergänzende bauliche 
Maßnahmen (Um- und Erweiterungsbauten) durch- 
geführt und nur in besonderen Fällen neue bauliche 
Einrichtungen geschaffen werden; entsprechendes 
gilt für die Ausstattung mit technischen Hilfsmit- 
teln, insbesondere mit Sportgeräten. 

Bauliche Maßnahmen kommen in der Regel nur 
dann in Betracht, wenn anzunehmen ist, daß die zu 
schaffende bauliche Anlage 

— nicht ausschließlich für Zwecke eines Stütz- 
punktes 

oder 

— nicht nur vorübergehend für die Zwecke eines 
Stützpunktes genutzt werden wird. 

Für bauliche Maßnahmen muß aufgrund besonde- 
rer Gegebenheiten (Größe des Einzugsbereichs des 
Stützpunktes, traditionelle Verankerung der betref- 
fenden Sportart im Bereich des Stützpunktes u. a.) 
die Annahme gerechtfertigt sein, daß der Stütz- 
punkt über den zeitlichen Geltungsbereich der erst- 
maligen Anerkennung hinaus auf Dauer bestehen 
bleiben wird; andernfalls wären bauliche Investitio- 
nen für den Stützpunkt nicht vertretbar. 
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Anlage 

zu den Grundsätzen für die 
Anerkennung von Stützpunkten 


Finanzierung von Stützpunkten 



Bundes Stützpunkte 

Landesstützpunkte 

1. Trainerkosten 

Bund 

Land 

2. Med, Betreuung 

Bund hinsichtlich Kader A, B 
und C sowie Trainingspartner 

Land hinsichtlich Kader D 

3. Physiotherap. Betreuung 

Bund hinsichtlich Kader A, B 
und C sowie Trainingspartner 

Land hinsichtlich Kader D 

4. Fahrkosten 

Bund hinsichtlich Kader A, B 
und C 

Land hinsichtlich Kader D 

5. Verpflegung 

Bund hinsichtlich Kader A, B 
und C 

Land hinsichtlich Kader D 

6. Ergänzende Baumaßnahmen 

Bund in der Regel bis zu 
30 V. H. der Kosten, im übrigen 
Land und Träger gemäß beson- 
derer Vereinbarung 

Land und Träger gemäß besonde- 
rer Vereinbarung 

7. Unterhaltung der 

Sportstätten 

Träger 

Träger 

8. Ergänzende Beschaffung 
besonderer technischer 
Hilfsmittel für das 
Spitzentraining 

Bund 
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Anhang 6 

Bundesstützpunkte 1986 


1 Deutscher Amateur-Box-Verband 

Berlin 

Essen 

Ingolstadt 

Wolfsburg 

Mannheim 

2 Deutscher Badminton-Verband 

Mülheim/Ruhr 

3 Deutscher Bob- 

und Schlittensportverband 

Berchtesgaden 

Garmisch-Partenkirchen 

Winterberg 

4 Deutsche Eislauf-Union 

Dortmund 

Mannheim 

München 

Oberstdorf 

Stuttgart 

5 Deutsche Eisschnellauf-Gemeinschaft 

Berlin 

Grefrath 

Inzell 

München 

6 Deutscher Fechter-Bund 

Bonn 

Heidenheim 

Offenbach 

Tauberbischofsheim 

7 Bundesverband deutscher Gewichtheber 

Kassel 

Leimen 


Sonthofen 

Wolfsburg 

8 Deutscher Handball-Bund 

8.1 Männer 

Essen 

Frankfurt 

8.2 Frauen 

Berlin 

Essen 

Frankfurt 

Hannover 

Ruit 

9 Deutscher Hockey-Bund 

9.1 Herren 

Berlin 

Frankfurt/Limburg 

München 

Hannover 

Heidelberg 

Köln 

Mülheim/Ruhr 

9.2 Damen 

Berlin 

Braunschweig 

Hamburg 

Hanau 

Köln 

München 

1 0 Deutscher Judo-Bund 

Köln 

München 

Rüsselsheim 

Wolfsburg 

11 Deutscher Kanu-Verband 
11.1 Rennsport 

Berlin 

Duisburg 
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Hamburg 

Mannheim 

Wuppertal 

11^ Slalom 

Augsburg 

Dormagen 

Schwerte/Hohenlimburg 

11.3 Wlldwasser 

Düsseldorf 

Hamburg 

Köln 

München 

Rosenheim 

12 Deutscher Karate-Verband 

Bottrop 

Karlsruhe 

13 Deutscher Leichtathletik-Verband 

Ahlen/Hamm 

Berlin 

Bielefeld/Lage 

Darmstadt 

Dortmund 

Düsseldorf 

Frankfurt 

Fürth 

Hamburg 

Hannover 

Heidelberg/Mannheim 

Ingolstadt 

Koblenz 

Köln 

Konz 

Krefeld-Uerdingen 

Leverkusen 

Mainz 

Malente 

München 

Paderborn 

Rhede 

Saarbrücken 

Stuttgart 

Wattenscheid 

Wolfsburg 


14 Deutscher Ringer-Bund 

Aalen 

Aldenhoven 

Aschaffenburg 

Bad Reichenhall 
Freiburg 

Östringen/Reilingen 

Saarbrücken 

Schifferstadt 

Tuttlingen 

Witten 

15 Deutscher Rollsport-Bund 

Rollkunstlauf 

Bremerhaven 

Darmstadt 

Essen 

Freiburg 

Heilbronn 

Kiel 

16 Deutscher Ruderverband 

Berlin 

Dortmund 

17 Deutscher Schwimm-Verband 

17.1 Schwimmen 

Bochum 

Bonn 

Darmstadt 

Erlangen 

Hamburg 

Hannover 

Heidelberg 

Köln 

Offenbach 

Warendorf 

Wuppertal 

17.2 Wasserspringen 

Aachen 

Karlsruhe 

Neustadt/Rbge. 
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17.3 Wasserball 

Berlin 

Duisburg (ASC) 
Duisburg 2 (98) 

Hamm 

Stuttgart-Bad Cannstadt 

18 Deutscher Skiverband 


Berchtesgaden (alpin, 

nordisch) 

Garmisch-Partenkirchen (alpin, 

nordisch) 

Oberstdorf (alpin, 

nordisch) 

Herzogenhorn/Feldberg (alpin, 

nordisch) 

Winterberg/Willingen (nor- 


disch) 

1 9 Deutscher Tanzsportverband 

Berlin 

Hamburg 

Duisburg 

Karlsruhe 

20 Deutscher Tischtennis*Bund 

Duisburg/Düsseldorf 

Frankfurt 

Osnabrück 

Reutlingen 

Saarbrücken/Kaiserslautern 

21 Deutscher Turner-Bund 

21.1 Kunstturnen Männer 

Frankfurt 

Hannover 


Herbolzheim 

München 

Saarbrücken 

Stuttgart/Ruit 

21.2 Kunstturnen Frauen 

Frankfurt 

Stuttgart/Ruit 

(Hannover) 

(Bergisch-Gladbach) 

21.3 Rhythmische Sportgymnastik 

Fellbach/ Schmiden 
Wattenscheid 

21.4 Trampolinturnen 

Bielefeld/Brackwede 

Frankfurt 

München 

Salzgitter 

Wiesloch/Bruchsal 

22 Deutscher Volleyball-Verband 

22.1 Herren 

Berlin 

Frankfurt 

Hamburg 

Paderborn 

22.2 Damen 

Berlin 

Lohhof 

Feuerbach 

164 Stützpunkte ( H- 2 noch nicht anerkannt) 
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Anhang 7 


Hinweise für die Aufstehung von Strukturpiänen 

vom 14. Juni 1972 in der Fassung vom 5. Juli 1984 

1 Begriff des Strukturpians 

Strukturpläne sind Pläne der Sportfachverbände 
(Spitzenverbände oder Landesverbände) für die 
Fortentwicklung ihrer Schulungs-Organisation im 
Bereich des Hochleistungssports (Schulung von 
Hochleistungssportlern und Trainern). 


2 Zweck des Strukturpians 

Der Strukturplan bildet die Grundlage für den plan- 
vollen Aufbau der erforderlichen Schulungs-Orga- 
nisation des Verbandes. In ihm sollen 

— die Ziele der Fortentwicklung 

— die Maßnahmen, die zur Erreichung dieser Ziele 
erforderlich sind 

festgelegt und aufeinander abgestimmt werden. 
Aufgrund des Strukturpians treffen die fördernden 
Stellen, insbesondere Bund und Länder, ihre Ent- 
scheidungen u. a. über die Förderung von Lei- 
stungszentren und Trainingsstützpunkten des Ver- 
bandes. 


3 Zeitlicher Geltungsbereich 
des Strukturpians 

Der Strukturplan soll mindestens für den Zeitraum 
bis zu den Olympischen Spielen 1988 auf gestellt 
werden. 

Für nichtolympische Disziplinen kann der zeitliche 
Geltungsbereich des Strukturpians im Einverneh- 
men mit dem Deutschen Sportbund — Bundesaus- 
schuß Leistungssport — (bei Spitzenverbänden) 
oder mit dem Landesausschuß Leistungssport des 
jeweiligen Landessportbundes (bei Landesfachver- 
bänden) abweichend festgelegt werden. 


4 Inhalt des Strukturpians 

Der Strukturplan enthält zu den unter 4.1 bis 4.9 

genannten Sachbereichen 

a) eine Darstellung der bestehenden Schulungs-Or- 
ganisation 

b) eine Darstellung der Schulungs-Organisation, 
die während des Geltungsbereichs des Struktur- 
pians verwirklicht werden soll, mit Angaben dar- 
über, wann die einzelnen erforderlichen MaQ- 
nahmen verwirklicht werden sollen 


c) ggf. Zielvorstellungen für die Zeit nach Ende des 
Zeitraums, für den der Strukturplan aufgestellt 
wird. 

4.1 Organlsatlons- und Führungsstruktur 
für den Leistungssport Im Verband 

— Zuständigkeitsverteilung 

(Gliederung und Zusammensetzung der für den 
Leistungssport zuständigen Gremien, Einbin- 
dung des Jugendbereichs) 

— Aufgaben der für den Leistungssport verant- 
wortlichen Gremien/Stellen 

4.2 Art und Umfang der Trainingsmaßnahmen des 
Verbandes 

— Darstellung des internationalen oder nationalen 
Wettkampfprogramms^), an dem der Verband 
sich beteiligt und auf das die Trainingsmaßnah- 
men ausgerichtet sind 

— Zahl der in die Trainingsmaßnahmen des Ver- 
bandes einbezogenen Sportler, insbesondere Art 
und zahlenmäßige Größe der Kader 

— Art, Zahl und Dauer der verschiedenen Trai- 
ningsmaßnahmen (Lehrgänge, Stützpunkttrai- 
ning) mit Angaben über Art und Zahl der Teil- 
nehmer — jeweils für den Zeitraum eines Jah- 
res — 

— ggf. Schulung in Internaten/Teilinternaten 


4.3 Talentsuche/Talentförderung 


4.4 Trainer 

— Zahl, Qualifikation und Aufgaben der vom Ver- 
band eingesetzten Trainer 

— Art, Zahl und Dauer der Maßnahmen zur Aus- 
und Fortbildung von Trainern 


4.5 Leistungszentren, Stützpunkte 

— Standorte 2) sowie sachliche und personelle Aus- 
stattung der Einrichtungen (Leistungszentren 


Bei Spitzenverbänden kommen vor allem internatio- 
nale Meisterschaften (Welt- und Europameisterschaf- 
ten) und andere bedeutende internationale Wettkämp- 
fe, für Landesfachverbände Deutsche Meisterschaften 
und Ländervergleichswettkämpfe in Betracht. 

2) Es sollte eine kartographische Darstellung beigefügt 
werden. 
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u. a.), in denen die Trainingsmaßnahmen des 
Verbandes stattfinden bzw. stattfinden sollen^) 

— insbesondere gegenwärtige und künftige Stütz- 
punkte 2) 3) 


4.6 Technische Hilfsmittel 

— Zahl, Art und Verwendung der technischen 
Hilfsmittel (Sportgeräte, audiovisuelle Hilfsmit- 
tel u. a.), die für die Schulungsmaßnahmen des 
Verbandes erforderlich sind 

— vorgesehene Maßnahmen zur Neu- und Fortent- 
wicklung sportartspezifischer und anderer tech- 
nischer Hilfsmittel (Art und Umfang der Maß- 
nahmen, vorgesehenes Verfahren) 


4.7 Maßnahmen der gesundheitlichen 
Betreuung 

— Ärztliche Betreuung in Training (Lehrgänge, 
Stützpunkttraining) und Wettkampf 

— Physiotherapeutische Betreuung in Training 
(Lehrgänge, Stützpunkttraining) und Wett- 
kampf 


^) Es sollte eine besondere Liste der zusätzlich erforderli- 
chen Einrichtungen (Bau, Ausbau) mit Angabe der 
Prioritäten beigefügt werden. 


— Leistungsdiagnostik (medizinisch, biomecha- 
nisch, psychologisch) 

(Art und Umfang der Maßnahmen, zuständige Stel- 
len, Anzahl, Aus- und Fortbildung des eingesetzten 

Betreuungspersonals), 

4.8 Maßnahmen der sozialen Betreuung 

— Finanzielle Maßnahmen 

— Sonstige Maßnahmen 

(Art und Umfang der Maßnahmen, zuständige Stel- 
len und Stellen innerhalb des Verbandes, Stiftung 

Deutsche Sporthilfe u. a.) 

4.9 Maßnahmen im wissenschaftlichen 
Bereich 

— Maßnahmen im Bereich der trainingsbegleiten- 
den Zweckforschung (Ziele, Art und Umfang der 
Maßnahmen, vorgesehenes Verfahren, beteiligte 
Stellen^) 

— Maßnahmen der wissenschaftlichen Betreuung, 
insbesondere im medizinischen Bereich (Ziel, 
Art und Umfang der Maßnahmen, vorgesehenes 
Verfahren, beteiligte Stellen^)). 


^) z, B. Deutscher Sportbund — Bundesausschuß Lei- 
stungssport — , Bundesinstitut für Sportwissenschaft, 
Hochschulen. 
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Anhang 8 


Antworten der Bundesregierung 

auf Kleine und Große Anfragen im Berichtszeitraum 
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Anhang 8.1 


Deutscher Bundestag Drucksache 9/1 940 

9. Wahlperiode 

30,08.82 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Schwarz, Tillmann, Dr. Schäuble, 
Frau Hürland, Nelle, Dr. Müller, Clemens, Fischer (Hamburg), Dolata, Sauer 
(Stuttgart), Müller (Wesseling), Dr. Jentsch (Wiesbaden), Gerster (Mainz) 
und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 9/1 893 — 


Wahrung der Belange des Sports 

Der Bundesminister des Innern - SM 1 - 370 000/66 - hat mit 
Schreiben vom 26. August 1982 namens der Bundesregierung die 
Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Bundesregierung teilt die der Kleinen Anfrage zugrundelie- 
gende Auffassung, daß durch Gesetzgebungsvorhaben Belange 
des Sports tangiert werden können und die Organisationen des 
Sports — insbesondere der Deutsche Sportbund - deshalb bei 
sportrelevanten Gesetzgebungsvorhaben zu beteiligen sind. Es 
trifft deshalb nicht zu, daß der Deutsche Sportbund im Gegen- 
satz zu anderen Organisationen und Institutionen — im Stadium 
der Referentenentwürfe nicht gehört bzw. um eine Stellungnahme 
gebeten worden ist. 

Die Bundesregierung hat entsprechend ihrer Antwort vom 
25. September 1974 auf die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/ 
CSU betreffend Wahrung der Belange des deutschen Sports 
(Drucksache 7/2567) eine angemessene Mitwirkung der Reprä- 
sentanten des Sports in sportrelevanten Bereichen der Gesetzes- 
arbeit gewährleistet. Sie hat sich hierbei auf §§ 24, 67 der Gemein- 
samen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO II) ge- 
stützt, wonach bei der Vorbereitung von Gesetzen <üe Vertretun- 
gen der beteiligten Fachkreise oder Verbände, deren Wirkungs- 
kreis sich über das ganze Bundesgebiet erstreckt, Gelegenheit zur 
Stellungnahme erhalten können. Um die Mitwirkung des Sports 
über diese Kann-Regelung hinaus bei allen Bundesressorts sicher- 
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zustellen, hat der Bundesminister des Innern unter ausdrückli- 
chem Hinweis auf die o.b. Antwort der Bundesregierung die 
Bundesminister mit Schreiben vom 3. Oktober 1975 gebeten, bei 
allen einschlägigen Gesetzesvorbereitungen eine möglichst früh- 
zeitige Beteiligung der betroffenen Sportorganisationen (Deut- 
scher Sportbund, Bundessportfachverbände) zu gewährleisten. 


1. Wurde eine „Arbeitsgruppe Sportverträglichkeit" gebildet, wer 
gehört ihr an und wie oft ist sie zusammengetreten, bzw. warum 
wurde keine Gruppe gebildet? 


Der Bundesminister des Innern hat sich nicht damit begnügt, 
lediglich bei den einzelnen Ressorts der Bundesregierung auf eine 
angemessene Beteiligung des Sports hinzuwirken. Vielmehr hat 
er im Rahmen der Neubildung einer Abteilung Sport im Jahr 1976 
ein Referat „Sportrecht" mit der speziellen Aufgabe, Gesetzesvor- 
haben auf ihre Sportverträglichkeit zu prüfen, eingerichtet. Damit 
wurde zugleich eine ständige Anlaufstelle für den deutschen 
Sport geschaffen, die in ihrer Wirksamkeit einer nur sporadisch 
zusammentretenden Arbeitsgruppe vorzuziehen war. Seither gibt 
es noch intensivere Kontakte zwischen den Organisationen des 
Sports und dem Bundesminister des Innern. Dem Bundesminister 
des Innern ist eine Kritik des Sports weder hinsichtlich dieser 
Organisationsstruktur noch der Qualität der Zusammenarbeit be- 
kanntgeworden. 

Die Bundesregierung hat mit der dargestellten Organisationsent- 
scheidung zugleich dem Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 30. Januar 1976 (Drucksache 7/3902), mit dem die Bundes- 
regierung auf gef ordert wurde, die Geschäfts Verteilung für die 
Sportförderung mit dem Ziel einer Rationalisierung und verbes- 
serten sportpolitischen Wirksamkeit zu überprüfen, Rechnung 
getragen. 


2. Welche Gesetzesvorhaben seit 1974 sind entsprechend der Antwort 
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage in Drucksache 7/2567 
als „sportrelevant" zu bezeichnen, und wie stellte die Bundesregie- 
rung bei der Beratung dieser Gesetze von sich aus sicher, daß die 
Repräsentanten des Sports angemessen mitwirken konnten? 

3. Zu welchen „sportrelevanten Gesetz esvorhaben" hat der Deutsche 
Sportbund von sich aus Stellung genommen, und wie wurde dieses 
Votum behandelt? 


Über die einzelnen sportrelevanten Gesetzesvorhaben seit 1974 
sowie über Anzahl und Form der Kontakte mit den Sportorganisa- 
tionen, insbesondere dem Deutschen Sportbund, hat die Bundes- 
regierung ebensowenig wie in anderen Bereichen der Mitwirkung 
beteiligter Fachkreise oder Verbände statistische Erhebungen 
geführt. Dem Verwaltungsaufwand einer solchen statistischen 
Aufzeichnung stünde kein erkennbarer Nutzen gegenüber. 

Wegen der Frage der Beteiligung der Repräsentanten des Sports 
wird auf die Beantwortung der Frage 1 verwiesen. 


Drucksache 9/1940 
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Bei dieser Sachlage möchte sich die Bundesregierung deshalb 
darauf beschränken, lediglich beispielhaft auf die eingehenden 
Erörterungen mit dem Deutschen Sportbund zu den sportrelevan- 
ten Teilen des Bundeswaldgesetzes vom 2. Mai 1975 (BGBl. I 
S. 1037), des Gesetzes zur Änderung der Abgabenordnung und 
des Einkommensteuergesetzes vom 25. Juni 1980 (BGBl. I S. 731) 
und der Dritten Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
Sonderurlaub für Bundesbeamte und Richter im Bundesdienst 
vom 12. November 1980 (BGBl. 1 S. 2072) hinzuweisen. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, um ex officio „eine angemessene 
Mitwirkung der Repräsentanten des Sports in den sportrelevanten 
Bereichen der Gesetzesarbeit" sicherzustellen, dem Deutschen 
Sportbund den Status eines „Trägers Öffentlicher Belange" zuzuer- 
kennen, bzw. welche rechtlichen Bestimmungen stehen einem sol- 
chen Schritt entgegen? 


Wie der Bundesminister des Innern bereits in seiner Antwort vom 
25. September 1974 auf die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/ 
CSU betreffend Wahrung der Belange des deutschen Sports 
(Drucksache 7/2567) sowie mit Schreiben vom 28. Februar 1975 an 
den Vorsitzenden des Sportausschusses des Deutschen Bundesta- 
ges ausgeführt hat, reichen die dargestellten Möglichkeiten zur 
Wahrung der Belange des Sports aus, um die gewünschte mate- 
rielle Beteihgung des Sports auf Bundesebene im Gesetzgebungs- 
verfahren zu gewährleisten. Eine Verbesserung der Gelegenheit 
zur Stellungnahme im Rahmen sportrelevanter Gesetzesvorhaben 
könnte eine formale Anerkennung der Spitzenverbände als „Ver- 
treter des öffentlichen Interesses" bzw. als „Träger öffentlicher 
Belange" — von der rechtlichen Problematik abgesehen - nicht 
bringen. 

Diese Beurteilung hat sich offensichtlich auch der Sportausschuß 
des Deutschen Bundestages zu eigen gemacht. Nachdem er in der 
Ausschußsitzung vom 12. März 1975 unter dem Aspekt der Wah- 
rung der Belange des Sports eine Qualifizierung des Deutschen 
Sportbundes als „Vertreter des öffentlichen Interesses" einge- 
hend erörtert hatte, ist er auf diese Frage in seinem Gemeinsamen 
Ausschußantrag zu den Entschließungsanträgen (Drucksachen 7/ 
2790 und 7/2800) nicht mehr eingegangen. 


5. Wie bewertet die Bundesregierung den Beschluß des Bundestages 
des Deutschen Sportbundes vom 21./22. Mai 1982, „durch entspre- 
chende Verhandlungen mit dem Bundesgesetzgeber die Anerken- 
nung als Träger öffentlicher Belange zu erwirken" und gibt es 
bereits entsprechende Verhandlungen? 


Der Beschluß des Bundestages des Deutschen Sportbundes vom 
21./22. Mai 1982 ist der Bundesregierung bisher weder zugeleitet 
noch erläutert worden. Verhandlungen konnten deshalb nicht 
stattfinden. Aus diesem Grunde war der Bundesregierung bisher 
auch keine Bewertung des Beschlusses möglich. 
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Deutscher Bundestag Drucksache 1 0/394 

10. Wahlperiode 

16. 09.83 


Sachgebiet 223 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Amling, Becker (Nienberge), Büchner 
(Speyer), Buckpesch, Dreßler, Fiebig, Gilges, Kastning, Klein (Dieburg), 

Dr. Kiejdzinski, Kuhlwein, Lambinus, Lohmann (Witten), Dr. Mitzscheriing, 

Dr. Mülier-Emmert, Dr. Nobel, Frau Odendahl, Dr. Penner, Peter (Kassel), 

Frau Renger, Schäfer (Offenburg), Frau Schmidt (Nürnberg), Dr. Schmude, Schröder 
(Hannover), Frau Steinhauer, Toetemeyer, Vogelsang, Weisskirchen (Wiesloch), 
Frau Weyel, Zander und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 10/266 — 


Entwicklung des Schul- und Hochschulsports in der Bundesrepublik Deutschland 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft - Kab/Parl - 
0103 - 3 - II B 2 ~ 2927 -3- hat mit Schreiben vom 15, September 
1983 die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster des Innern und dem Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit wie folgt beantwortet: 

Die Entwicklung des Schul- und Hochschulsports in der Bundes- 
republik Deutschland fällt in erster Linie in die Zuständigkeit der 
Länder. 

Gleichwohl ist der Schulsport auch Gegenstand der gemeinsamen 
Bildungsplanung von Bund und Ländern. Auf der Grundlage von 
Artikel 91 b GG beteiligt sich die Bundesregierung seit 1970 
durch die Förderung von Modellversuchen und Forschungsvor- 
haben an der Entwicklung des Schul- und Hochschulsports. 

Planungsgrundlage für Modellversuche und Forschungsvorhaben 
im Bereich des Schulsports ist insbesondere das 1972 vom Deut- 
schen Sportbund, der Ständigen Konferenz der Kultusminister der 
Länder, den kommunalen Spitzenverbänden und dem Bundes- 
ministerium für Bildung und Wissenschaft verabschiedete 
„Aktionsprogramm für den SchulsporLL Es enthält Empfehlungen 
für den Sport in Schule, Hochschule und Kindergarten sowie für 
die Sportlehrerausbildung und wendet sich in erster Linie an 
Länder und Kommunen. 
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I. Auswirkungen des Aktionsprogramms Schulsport 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen des 1972 
verabschiedeten „Aktionsprogramms Schulsport" in den einzelnen 
Bundesländern und in den verschiedenen Schulformen? 

2. Welche Entwicklung hat sich dabei vor allem für den Sportunter- 
richt in den Haupt-, Grund-, Sonder- und berufsbildenden Schulen 
sowie für die SportmögÜchkeiten der behinderten Schüler voll- 
zogen? 

3. Inwieweit haben die Zielsetzungen des „Aktionsprogramms Schul- 
sport" zu einer Vereinheitlichung der Sportpädagogenausbildung 
in den Bundesländern beigetragen? 

4. Wie schätzt die Bundesregierung als Mitträger des „Aktionspro- 
gramms Schulsport" die Schulsportstättensituation und die Ent- 
wicklung des tatsächÜch erteilten Sportunterrichts in den verschie- 
denen Schulformen nach zehn Jahren bundeseinheitlicher Zielset- 
zungen im Schulsport ein? 

5. Zu welchen Erkenntnissen sind die Träger des Schulsportpro- 
gramms bei ihren Beratungen hinsichtlich der künftigen Arbeits- 
chancen und der Entwicklung neuer Berufsfelder für die Sportpäd- 
agogen als Beitrag zum Abbau der Lehrerarbeitslosigkeit 
gekommen? 

6. Wie haben sich nach Auffassung der Bundesregierung die Zusam- 
menarbeit zwischen dem schulischen und außerschulischen Sport - 
insbesondere mit dem Vereinssport - sowie die Koordinierung und 
inhaltliche Ausgestaltung der verschiedenen Schulsportwett- 
bewerbe entwickelt? 


Die Bundesregierung sieht die Auswirkungen des Aktionspro- 
gramms Schulsport insgesamt als günstig an; sie hat in ihrem 
Fünften Sportbericht im Jahr 1982 einen Überblick über den 
Sachstand aus ihrer Sicht gegeben. Neuere Erkenntnisse liegen 
ihr nicht vor. 

Da die Fragen im einzelnen überwiegend Angelegenheiten 
ansprechen, die in die Zuständigkeit der Länder fallen, hat die 
Bimdesregierung die Ständige Konferenz der Kultusminister der 
Länder in der Bundesrepublik Deutschland um Stellungnahme 
gebeten. Sobald nähere Angaben vorliegen, wird die Bundes- 
regierung erneut berichten. 


Zu l. 6: (inhaltliche Ausgestaltung der Bundeswettbewerbe) 

Zum Stand der inhaltlichen Entwicklung der einzelnen Bundes- 
wettbewerbe kann wie folgt berichtet werden: 

a) Jugend trainiert für Olympia 

Dieser Wettbewerb ist für den Sport in der Bundesrepublik 
Deutschland eine bedeutsame Verbindung zwischen dem schuli- 
schen Sport und den Sportvereinen; er umfaßt z.Z. die folgenden 
elf Sportarten: 

Basketball, Geräteturnen, Hallenhandball, Schwimmen, Vol- 
leyball (Frühjahrsfinale); Fußball, Hockey, Leichtathletik, 
Rudern, Tischtennis (Herbstfinale) sowie Skilanglauf. 

Der besondere Nutzen dieses leistungsorientierten Wettbewerbs 
liegt u. a. darin, daß Jugendliche für den Beitritt in einen Verein 
interessiert werden und daß in den Vereinen das Verständnis für 
die Belange des Schulsports gefördert wird. 
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b) Bundesjugendspiele 

Im Bereich dieses Wettbewerbs ist die Zusammenarbeit zwischen 
schulischem und außerschulischem Sport sowie die Koordinie- 
rung und inhaltliche Ausgestaltung der Wettbewerbe dadurch 
verbessert worden, daß 1980 das Kuratorium für die Bundes- 
jugendspiele eingesetzt worden ist. Ihm gehören der Präsident der 
Kultusministerkonferenz, der Präsident des Deutschen Sportbun- 
des und der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 
an. Die konzeptionelle, praktische und sportfachliche Arbeit wird 
von dem Ausschuß für die Bundesjugendspiele geleistet, der dem 
Kuratorium zuarbeitet. Ihm gehören an: drei Vertreter der Kultus- 
ministerkonferenz, drei Vertreter der Fachverbände, deren Sport- 
arten bei den Bundesjugendspielen ausgeschrieben sind (Leicht- 
athlethik. Schwimmen, Turnen), ein Vertreter des Deutschen 
Sportbundes und einer des Bundesministeriums für Jugend, 
Familie und Gesundheit. 

Die grundsätzlich auch für den außerschulischen Bereich offenen 
Bundesjugendspiele werden seit jeher in der Hauptsache von den 
Schulen getragen. Sie haben für den Schulbereich ein zusätz- 
liches Gewicht dadurch erhalten, daß sie von der Kultusminister- 
konferenz für alle allgemeinbildenden Schulen für verbindlich 
erklärt wurden. 

Die Anforderungen der Spiele sind am durchschnittlichen Lei- 
stungsvermögen der Schüler orientiert. Inzwischen nehmen all- 
jährlich ca. 5 Millionen Jungen und Mädchen zwischen 6 und 20 
Jahren an den vielfältigen Wettkämpfen der Bundesjugendspiele 
teü. Das Angebot umfaßt Wettkämpfe in den Disziplinen Geräte- 
turnen, Schwimmen und Leichtathletik. 

Die Entwicklung der Bundesjugendspiele ist insgesamt positiv zu 
bewerten. Sie haben eine ständige Verbindung zum außerschuli- 
schen Sport und sind ein nicht unbeachtlicher Werbeträger für 
den Breitensport. Die Kooperation mit dem außerschulischen 
Sport richtet sich im wesentlichen nach den örtlichen und perso- 
nellen Möglichkeiten und soll weiterentwickelt und ausgebaut 
werden. 


II. Fortschreibung des „Aktionsprogramms Schulsport" 
und Förderung von Modellversuchen 

1. Welche Zielsetzungen vertritt die Bundesregierung bei den Bera- 
tungen zur Fortschreibung des „Aktionsprogramms Schulsport"? 


Zur Vorbereitung der mit der Kultusministerkonferenz und dem 
Deutschen Sportbund angestrebten Gespräche zur Fortschrei- 
bung des Aktionsprogramms für den Schulsport hat die Bundes- 
regierung im Oktober 1982 mit Vertretern der fachlich berührten 
Verbände die Situation des Sports an Schule und Hochschule 
eingehend besprochen. Dabei wurden als besonders zu fördernde 
Bereiche festgestellt: 
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— Sport in der beruflichen Bildung, 

— Sport und Bewegungserziehung in Grundschulen, 

— Sport an Sonderschulen und in sonderpädagogischen Einrich- 
tungen, 

— Bewegungserziehung und Sport im Kindergarten, 

— Verbindung zwischen Freizeitsport und Schulsport. 

Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn in der beabsich- 
tigten Fortschreibung des Aktionsprogramms diese Förderungs- 
bereiche besonders berücksichtigt würden. Nach vorliegenden 
Kenntnissen der Bundesregierung zielen die Vorstellungen der 
Kultusministerkonferenz und des Deutschen Sportbundes zur 
Fortschreibung des Aktionsprogramms in etwa in dieselbe Rich- 
tung. 


2. Ist sichergestellt, daß die Fort Schreibung des „Aktionsprogramms 
Schulsport" in unveränderter Tragerschaft (Bund, Länder, kommu- 
nale Spitzenverbände, Deutscher Sportbund) erfolgt, und wann 
rechnet die Bundesregierung mit der Verabschiedung der Neu- 
fassung dieses Programms? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Kultusministerkon- 
ferenz und der Deutsche Sportbund bereits seit Jahren über eine 
Fortschreibung des Aktionsprogramms in Verbindung stehen. Ein 
gemeinsamer Entwurf des „Zweiten Aktionsprogramms für den 
Schulsport“ liegt seit Anfang Juli 1983 vor und wird derzeit in der 
Kultusministerkonferenz und vom Deutschen Sportbund beraten. 

Auf entsprechende Bemühungen der Bundesregierung hat die 
Kultusministerkonferenz zugesagt, mit dem Bund in Gespräche 
über das „Zweite Aktionsprogramm für den Schulsport“ einzu- 
treten, sobald die Verhandlungen mit dem Deutschen Sportbund 
abgeschlossen sind. Der Deutsche Sportbund hat ebenfalls wie- 
derholt sein Interesse an einer Beteiligung des Bundes am „Zwei- 
ten Aktionsprogramm für den Schulsport“ bekräftigt. Beide Ver- 
handlungspartner haben inzwischen der Bundesregierung ihre 
jeweihgen Entwürfe eines „Zweiten Aktionsprogramms“ über- 
sandt; der gemeinsame Entwurf liegt der Bundesregierung noch 
nicht vor. 

Die Bundesregierung geht unverändert davon aus, daß die end- 
gültige Verabschiedung dieser Planungsgrundlage für den Schul- 
sport der 80er Jahre unter Beteiligung aller Träger des Aktions- 
programms von 1972 erfolgt. 


3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß mehr als bisher 
Sportpädagogen und Sportstudenten in den Sportvereinen - insbe- 
sondere im Kinder- und Jugendsport sowie in den sozialen Berei- 
chen des Sports - tätig werden sollen, und ist die Bundesregierung 
bereit, für eine entsprechende Festlegung bei der Programmfort- 
schreibung einzutreten? 

Die Bundesregierung hält es - auch im Hinblick auf die gegen- 
wärtige Situation auf dem Arbeitsmarkt für Lehrer - grundsätzlich 
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für begrüßenswert, wenn mehr als bisher in den Sportvereinen - 
insbesondere im Kinder- und Jugendsport sowie in den sozialen 
Bereichen des Sports - Sportpädagogen tätig werden. Die Erfah- 
rungen zeigen, daß Spiel und Sport besonders geeignete soziale 
und pädagogische Mittel sind. Insbesondere die soziale Integra- 
tion von behinderten Kindern und Jugendlichen oder von Auslän- 
derkindern kann durch Sport wirksam gefördert werden. 

Die Bundesregierung weist jedoch ausdrücklich darauf hin, daß 
dies eine Frage ist, die die Vereine für sich frei zu entscheiden 
haben, und daß die damit zusammenhängenden Probleme auch 
nur von den Vereinen gelöst werden können. Dem Deutschen 
Sportbund kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. 


4. Welche Modellversuche, die zu einer Verbesserung der Zusam- 
menarbeit zwischen Berufsschulen, Betrieben und Sportvereinen 
führen sollen, wird die Bundesregierung fördern, wie dies der 
Deutsche Sportbund {Pressemitteilung vom 24. Januar 1983) nach 
einem Gespräch mit dem Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft mitgeteilt hat? 


Die Bundesregierung und der Deutsche Sportbund haben sich 
darauf verständigt, daß neue Modellversuche u. a. zur Verbesse- 
rung der Zusammenarbeit zwischen Berufsschulen, Betrieben und 
Sportvereinen angeregt werden sollten, um das Sportangebot für 
Jugendhche in der beruflichen Bildung zu erweitern und zu ver- 
bessern. Der Deutschen Sportbund hat zugesagt, Vorschläge für 
entsprechende Modellversuche zu entwickeln. 


111. Sport in den Hoch- und Fachhochschulen/ Förderung der 
Sportwissenschaft 

1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß bei der „Fortschrei- 
bung des Aktionsprogramms Schulsport" auch der Sport in den 
Hoch- und Fachhochschulen umfassend einbezogen werden soll, 
und welche Initiativen hat die Bundesregierung dazu unter- 
nommen? 

Die Bundesregierung hat sich im Rahmen der gegebenen Zustän- 
digkeiten stets dafür eingesetzt, die wissenschaftlichen Hoch- 
schulen und Fachhochschulen uneingeschränkt in Maßnahmen 
und Programme zur Ausgestaltung und Weiterentwicklung des 
Sports einzubeziehen. So wurde 1976 im Hochschulrahmengesetz 
erstmals im Deutschen Hochschulrecht die Verpflichtung aller 
Hochschulen - unabhängig von ihrem jeweiligen fachlichen 
Schwerpunkt - verankert, den Sport zu fördern. Dadurch soll 
erreicht werden, daß alle Hochschulangehörigen Anreiz und 
Gelegenheit zu vielfältiger sportlicher Betätigung erhalten und 
daß die hierfür notwendigen finanziellen Aufwendungen zum 
Grundetat der Hochschulen zu rechnen sind. 

Nach vorliegenden Informationen wird das „Zweite Aktionspro- 
gramm für den Schulsport" die Entwicklung des Sports an allge- 
meinbüdenden und beruflichen Schulen zum Gegenstand haben. 
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Der Sport an den Hochschulen wird voraussichtlich nicht in das 
„Zweite Aktionsprogramm" einbezogen werden. Die Bundesre- 
gierung hat Verständnis für dieses zunächst auf den Schulsport 
begrenzte Aktionsprogramm, weil die Umsetzung fast ausschließ- 
lich zu Lasten der Länder und Gemeinden geht. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß für die 
Entwicklung des Sports in den Hoch- und Fachhochschulen sowie 
für die Förderung der Sportwissenschaft gegebenenfalls getrennte 
bundeseinheitliche Zielsetzungen vereinbart werden, falls ein 
gemeinsames Aktionsprogramm „Schul- und Hochschulsport" 
nicht erreichbar ist? 

Die Bundesregierung ist bereit, ein besonderes Aktionsprogramm 
zur Förderung des Hochschulsports zu unterstüzten. Dabei sollte 
von Vorstellungen ausgegangen werden, die zunächst von den 
Ländern und Hochschulen zu entwickeln wären. 

Die Notwendigkeit eines solchen Programms hat sich aus dem 
Gespräch der Bundesregierung mit den fachlich berührten Ver- 
bänden im Oktober 1982 ergeben. 


3. Wie beabsichtigt die Bundesregierung, das Bundesinstitut für 
Sportwissenschaft in Köln so auszustatten, daß es mehr noch als 
bisher zu einer „Clearingstelle" für sportwissenschaftliche Maß- 
nahmen von Bund und Ländern wird, wie dies der Deutsche Sport- 
bund nach dem Gespräch mit dem Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft (Pressemitteilung vom 24. Januar 1983) angekündigt 
hat? 

Die Bundesregierung ist nicht der Meinung, daß es besonderer 
Mittel für die Verbesserung der Funktionsfähigkeit des Bundes- 
instituts für Sportwissenschaft in Köln als "Cleäringstelle" für 
sportwissenschaftliche Maßnahmen von Bund und Ländern 
bedarf. Der Deutsche Sportbund hat mit seiner Ankündigung 
ledighch darauf hinweisen wollen, daß das Bundesinstitut nicht 
nur von sämtlichen Bundesbehörden, sondern auch von den Län- 
dern zur fachhchen Begleitung und Koordinierung von Modell- 
versuchen und Forschungsvorhaben, in Anspruch genommen 
werden sollte. 

Die Bundesregierung teüt diese Auffassung, der sie auch im 
Fünften Sportbericht Ausdruck verliehen hat. 
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Sachgebiet 2 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Schwarz, Dr. Laufs, Dr. Schäubie,Tillmann, 
Frau Hürland, Clemens, Fischer (Hamburg), Spilker, Meile, Dolata, Müller 
(Wesseling), Sauer (Stuttgart), Dr. Müller, Broll, Dr. Blank, Krey, Dr. Olderog, 
Schmidbauer, Weiß, Dr. Mölier, Frau Roitzsch (Quickborn), Dr. Lippoid, Glos, Jäger 
(Wangen), Haungs, Kroll-Schlüter, Link (Frankfurt), Dr. Jobst, Dr. Bugl, Biehie, 
Bühler (Bruchsal), Magin, Bohl, Sauer (Salzgitter), Schulze (Berlin), Pohlmann, 
Sauter (Ichenhausen), Wilz, Dr. Rose, Linsmeier, Susset, Lenzer, Seehofer, Kraus, 
Straßmeir, Schroeder (Freiburg), Wimmer (Neuss), Jagoda, Hinsken, Dr. Götz, 

Frau Verhülsdonk, Frau Krone-Appuhn, Schemken, Frau Geiger, Dr. Schwerer, 

Dr. Kunz (Weiden), Günther, Eigen, Louven, Dr. Hüsch, Frau Rönsch und der 
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Mischnick, Baum, Ertl, 

Dr. Hirsch, Dr. Feldmann, Grünbeck, Wolfgramm (Göttingen) und der Fraktion 
der FDP 

— Drucksache 10/984 — 


Sicherung des Sports als Teil einer lebenswerten Umwelt 


Der Bundesminister des Innern — SM 1 — 370 114/1/84 — hat mit 
Schreiben vom 21. März 1984 namens der Bundesregierung die 
Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung, dem Bundesminster für Jugend, Fami- 
lie und Gesundheit, dem Bundesminister der Justiz, dem Bundes- 
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, dem Bun- 
desminister für Verkehr, dem Bundesminister der Verteidigung 
und dem Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen wie 
folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung der Fragesteller, daß 
weder Umweltschutz noch Sport isohert gesehen werden dürfen. 
Der Sport hat den Umweltschutzbelangen Rechnung zu tragen im 
Sinne gegenseitiger Rücksichtnahme, wobei es gilt, den „Sport für 
alle" auch weiterhin in unserer Umwelt zum Wohle aller Bürger 
zu ermöglichen. Die Bundesregierung nimmt mit Befriedigung zur 
Kenntnis, daß durch die im Jahre 1983 verstärkt geführte Diskus- 
sion über die Thematik „Sport und Umwelt" inzwischen in der 
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Öffentlichkeit das Verständnis für diese wechselseitige Rücksicht- 
nahme gewachsen ist. Sie möchte durch die Beantwortung der 
Kleinen Anfrage zur weiteren Versachlichung der Diskussion bei- 
tragen. 


1. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung dem Sport zu, und 
wie sieht sie die zukünftige Entwicklung? 

Der Sport hat zu Recht in unserer Gesellschaft eine ständig wach- 
sende Bedeutung erhalten. Neben den gesundheitlichen Aspek- 
ten, auf die in der Antwort zu Frage 2 eingeangen wird, kommt 
dem Sport ein besonderer pädagogischer Wert zu; Sport erzieht, 
besonders wenn er in der Gruppe betrieben wird, zu Kamerad- 
schaft und Gemeinschaftssinn, zur Solidarität und Fairneß, zur 
Einhaltung notwendiger Regeln und Achtung des sportlichen 
Gegners. Darüber hinaus vermittelt er Freude über Erfolge und 
das Erreichen selbstgesteckter Ziele und kann damit eine hervor- 
ragende Möglichkeit der Selbstverwirklichung und Kreativität 
darstellen. Gleichzeitig fördert er Leistungsbereitschaft und Lei- 
stungswillen und trägt hierdurch - gerade bei Kindern und 
Jugendhchen - zu einer positiven Persönlichkeitsentwicklung bei. 

Neben dem erzieherischen Wert ist die gesellschaftspolitische 
Funktion des Sports von besonderer Bedeutung. Im Gemein- 
schaftsleben der Sportvereine wird eine Fülle von sozialen Grund- 
erfahrungen vermittelt. Sport erweist sich als ein verbindendes, 
gemeinschaftsbildendes Element in einer zum Teil auseinander- 
strebenden Gesellschaft. Das ehrenamtliche Engagement, durch 
das der Sport als freie gesellschaftliche Kraft die ihm gestellten 
Aufgaben in eigener Verantwortung erfüllt, stellt das Fundament 
dar, auf dem die Sportbewegung mit über 18 Millionen im Deut- 
schen Sportbund organisierten Mitgliedern (in rd. 60 000 Ver- 
einen) zur größten organisierten Gruppierung in der Bundesrepu- 
blik Deutschland geworden ist. 

Als Freizeitbetätigung reicht der Sport jedoch weit über den 
organisierten Bereich hinaus. Gerade als Ausgleich zur meist 
sitzenden Berufstätigkeit bietet der Freizeitsport die Möglichkeit 
einer aktiven Freizeitgestaltung, einer von der Freude an Spiel 
und Bewegung geprägten Erholung. Es wird geschätzt, daß ca. 
30 Millionen Bundesbürger in den unterschiedlichsten Formen 
Freizeitsport betreiben. 

Die kontinuierliche Zunahme der Sporttreibenden über drei Jahr- 
zehnte hinweg zeigt, daß die Bemühungen, einen „Sport für alle"' 
zu ermöglichen, erfolgreich gewesen sind. Hierzu haben auf sei- 
ten der Sportbewegung Maßnahmen wie die Trimm-Aktionen des 
Deutschen Sportbundes (DSB) entscheidende Anstöße geliefert, 
während die öffentliche Hand (Bund, Länder und Kommunen) 
durch die Bereitstellung der entsprechenden Infrastruktur (nicht 
zuletzt im Rahmen des Goldenen Plans), aber auch durch eine 
differenzierte Sportförderung die erforderlichen Rahmenbedin- 
gungen geschaffen hat. 
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Sportpolitik ist also mehr als nur finanzielle Förderung: Sport- 
politik ist in einem umfassenden Sinne Gesellschaftspolitik mit 
engen Bezügen etwa zur Bildungs- und Jugendpolitik und zur 
Gesundheits- und Sozialpolitik. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der Trend zum Sport 
auch in den kommenden Jahren anhalten wird. Bei zunehmender 
Freizeit und einem wachsenden Gesundheitsbewußtsein kann ein 
weiterer Anstieg aktiver körperlicher Betätigungen vorausgesagt 
werden. Gerade auch die höheren Altersgruppen beteiligen sich 
verstärkt am Sport. Darüber hinaus gibt es verschiedene Gruppen 
der Bevölkerung (z.B. Behinderte, Gastarbeiter und ihre Fami- 
lien), die im Sport bisher stark unterrepräsentiert sind. Im Hinblick 
auf die integrierende Kraft des Sports werden vielfältige Anstren- 
gungen unternommen, auch diese Personenkreise stärker in den 
Sport einzubeziehen. 

Die Bundesregierung wird auch in Zukunft alles in ihren Kräften 
Stehende tun, um für den Sport als einen wesentlichen Faktor zur 
Verbesserung der Lebensqualität die Rahmenbedingungen zu 
schaffen und zu erhalten, die er für seine weitere Entwicklung 
braucht. 


2. Welche Rolle kommt dem Sport nach Auffassung der Bundesregie- 
rung im Zuge gesundheitlicher Vorsorge zu? 

3. Welche Aufwendungen haben die Sozialversicherungsträger jähr- 
lich für Therapie und Rehabilitation aufgrund sog. Zivilisations- 
krankheiten aufzuwenden, und wie könnten diese durch regel- 
mäßiges Sporttreiben positiv beeinflußt werden? 

Die Bundesregierung hat zur Frage des Zusammenhangs von 
Sport und Gesundheit bereits in den Antworten vom 3. Juli 1980 
und vom 25. Mai 1981 zu Kleinen Anfragen - Drucksachen 8/4376 
und 9/502 - Stellung genommen. Sie geht nach wie vor von einem 
hohen gesundheitspolitischen, insbesondere präventiven, aber 
auch therapeutisch-rehabilitativen Wert des Sports aus. 

Zusammen mit dem Institut für Sozialmedizin und Epidemiologie 
des Bundesgesundheitsamts, namhaften sportmedizinischen Insti- 
tuten und dem Bundesinstitut für Sportwissenschaft wird derzeit 
über ein Pilotvorhaben eine Studie initiiert, die diesen positiven 
Zusammenhang auch für die Verhältnisse in der Bundesrepublik 
Deutschland besser belegen soll, als dies bisher möglich war. 

Neben guten Wirkungsmöglichkeiten des Sports in Nachsorge 
und Rehabilitation ist und bleibt gesundheitliche Vorsorge eine 
der wichtigsten Aufgaben des Sports, vor allem des Freizeit- und 
Breitensports. Die präventiven Möglichkeiten des Sports können 
in zweifacher Hinsicht gesehen werden: 

— Mit seinen günstigen Wirkungen auf körperliche Leistungs- 
fähigkeit, seelische Stabilität und Zufriedenheit fördert Sport 
die Gesundheit in dem von der Weltgesundheitsorganisation 
definierten weiten Begriffsumfang als körperliches, seelisches 
und soziales Wohlbefinden. 
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— In engerer medizinischer Betrachtungsweise fördert Sport die 
Gesundheit durch Verhütung bestimmter Gesundheitsschä- 
den; hierbei stehen neben Schwächen des Haltungs- und 
Bewegungsapparates bestimmte Erkrankungen des Herz- 
Kreislauf-Systems, der Atmungsorgane, des Stoffwechsels und 
der psychonervösen Funktionen im Vordergrund, Diese 
Erkrankungen werden oft den sog. Zivilisationskrankheiten im 
Sinne der Frage 3 zugerechnet. 

Bei derartigen Krankheiten, bei deren Zustandekommen die Ein- 
flüsse der sozialen und technischen Umwelt hochindustrialisierter 
Länder eine maßgebliche Rolle spielen, handelt es sich um keine 
scharf begre^nzte und präzis definierte Gruppe. Deshalb ist es 
nicht möglich, ihnen bestimmte Aufwendungen der Sozialver- 
sicherungsträger für Therapie und Rehabilitation zuzuordnen. 
Unter den diskutierten Ursachen dieser Erkrankungen spielt - 
neben ererbten Dispositionen und hinzukommenden Risikofak- 
toren - auch Bewegungsmangel eine Rolle. In der Vergangenheit 
gab es zwar Bemühungen, den Anteil an ersparten Krankheits- 
kosten aufgrund sportlicher Betätigung in der Prävention auszu- 
rechnen; wegen des Zusammenwirkens vieler verursachender 
Faktoren für die Zivilisationskrankheiten läßt sich jedoch keine 
überzeugende Kosten-Nulzen-Relation präventiven Sports ermit- 
teln, weder im Einzelfall noch insgesamt. Gleichwohl gehen die 
Bundesregierung, die Sozialversicherungsträger, die Sportorgani- 
sationen und die mit den einschlägigen Problemen befaßte Wis- 
senschaft auf der Basis vielfältiger wissenschaftlicher Erhebungen 
von einem erheblichen Nutzen präventiven Sports aus, auch wenn 
dieser Sport andererseits - z.B. durch Unfälle und sportbedingte 
Verschleißerscheinungen - zu gewissen Kostenbelastungen führt. 


4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß in der öffentlichen 
Diskussion über die Thematik „Sport und Umwelt" zu wenig deut- 
lich wird, daß Sport und Umweltschutz z.B. in der Planung keine 
Gegegensätze sein müssen, und wie kann dies nach Auffassung 
der Bundesregierung in der öffentlichen Diskussion stärker heraus- 
gestellt werden? 

In der Tat hat die bisherige öffentliche Diskussion gelegentlich 
den Eindruck erweckt, als handele es sich bei den Anliegen des 
Sports und des Umweltschutzes um grundsätzlich unvereinbare 
Interessen. Dabei ist nicht immer deutlich geworden, daß Sport 
und Umweltschutz - bei aller Vielfalt der Interessen und Ziele - 
einem übergeordneten, gemeinsamen Ziel verpflichtet sind: der 
Gesundheit uiid der Verbesserung der Lebensqualität des Men- 
schen. Insoweit können Sport und Umweltschutz zu Partnern 
werden, soweit sie es durch die vielfältigen Bemühungen des 
Sports um den Umweltschutz nicht ohnehin schon sind (vgl. 
hierzu die Antwort auf Frage 12). 

Dies gilt auch für den Bereich der Planung, Nach dem Bundesbau- 
gesetz stellen Sport und Umweltschutz - wie im einzelnen in der 
Antwort zu den Fragen 6 und 7 dargelegt wird - nicht einander 
ausschheßende Komplexe dar: Sowohl die Belange des Umwelt- 
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Schutzes als auch diejenigen des Sports sind öffentliche Belange, 
die beide von den Gemeinden bei der Aufstellung der Bauleit- 
pläne zu berücksichtigen sind. 

Im übrigen haben sich in den letzten Monaten verschiedene 
Gremien mit der Problematik „Sport und Umwelt'' befaßt. So hat 
der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister des 
Innern, Spranger, in seiner Rede am 3. Dezember 1983 vor dem 
Hauptausschuß des Deutschen Sportbundes in Frankfurt diese 
Thematik aufgegriffen, dabei u.a. auch die Gemeinsamkeiten 
zwischen Sport und Umweltschutz deutlich gemacht und darauf 
hingewiesen, daß gerade bei der Planung von Sportstätten ein 
ausreichendes Instrumentarium zur Verfügung stehe, um den 
Belangen des Umweltschutzes ebenso wie denen des Sports Rech- 
nung zu tragen. Weiterhin haben sich mit diesem Fragenkomplex 
intensiv auseinandergesetzt 

— die Konferenz der Sportminister der Länder in ihrer Sitzung am 
24. Oktober 1983, 

— der Sportausschuß des Deutschen Bundestages in seiner Sit- 
zung am 30. November 1983 mit einer entsprechenden Ent- 
schließung, 

— der Deutsche Städtetag in einer Entschließung seines Präsi- 
diums vom 24. Januar 1984 und 

— das Präsidium des Städte- und Gemeindebundes in einer Sit- 
zung am 2./3. Februar 1984. 

Schließlich ist dieser Themenbereich auch auf der XIV. Vollver- 
sammlung der Deutschen Sportkonferenz (DSK) am 24. Februar 
1984 in Mainz ausführlich von Vertretern von Bund, Ländern und 
Gemeinden sowie der Parteien und des Sports behandelt worden. 
In einer einstimmig verabschiedeten Empfehlung gibt die DSK 
ihrer Erwartung Ausdruck, daß Konflikte im Bereich von Sport 
und Umwelt durch verbesserte Abstimmung und Information der 
in Betracht kommenden staatlichen und freien Institutionen in 
Zukunft vermieden werden. 

Die Bundesregierung teilt nicht jede der in den Diskussionen zum 
Thema „Sport und Umwelt" vertretenen Auffassungen, begrüßt 
jedoch, daß die Erörterungen in den letzten Monaten durchaus 
mit dem Ziel einer Annäherung der Standpunkte und gemeinsam 
zu tragender Lösungen geführt werden. 


5. Welche möglichen Zielkonflikte zwischen Sport und Umweltschutz 
sieht die Bundesregierung, und welche Lösungsvorschläge macht 
sie? 

Bei den möglichen Zielkonflikten zwischen Sport und Umwelt 
geht es einerseits um die bereits bestehenden Sportanlagen (Alt- 
anlagen) und die Planung neuer Anlagen und andererseits um 
Anlagen in Wohngebieten und Anlagen im Außenbereich (bis hin 
zu Anlagen in Landschaftsschutzgebieten). Den gravierendsten 
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Zielkonflikt sieht die Bundesregierung hier im Sportbetrieb auf 
wohn- und siedlungsnahen Sportanlagen; dort können Belästi- 
gungen der Nachbarn auftreten durch Geräuscheinwirkungen 
des Sportbetriebs sowie durch seine Sekundärwirkungen (Pkw- 
Verkehr, Parkplatzprobleme, Lautsprecherdurchsagen), aber 
auch z.B. durch Flutlicht, das den Sportbetrieb in die Abendstun- 
den verlängert. Das Freizeitverhalten der Bevölkerung ist sehr 
unterschiedlich: Während viele Menschen in ihrer arbeitsfreien 
Zeit häusliche Ruhe und Entspannung suchen, ziehen andere 
Entspannung und Ausgleich durch aktive körperliche Betätigung 
beim Sport vor. Dabei können Interessenkollisionen auftreten, für 
die ein Ausgleich im Wege des Kompromisses gefunden werden 
muß. Soweit z. B. von Sportanlagen in der Nähe von Wohnberei- 
chen unzumutbare Geräuschbelästigungen ausgehen, sollten die 
Betreiber (Gemeinde oder Verein) sich bemühen, zu einer einver- 
nehmlichen Lösung zu gelangen. 

Viele Sportvereine zeigen - häufig infolge mangelnder Kenntnis 
des geltenden Rechts - kein Verständnis dafür, daß ordnungs- 
gemäß im öffentlich-rechtlichen Verfahren genehmigte Anlagen 
zivilrechtlich durch Klagen von Nachbarn Nutzungseinschrän- 
kungen unterworfen oder wieder geschlossen werden können. 
Dies beruht darauf, daß öffentlich-rechtliche Genehmigungen in 
der Regel unbeschadet der privaten Rechte Dritter erteilt werden. 
Insoweit empfiehlt es sich zu prüfen, ob die Betreiber von Sport- 
anlagen die Nutzung gegenüber ihren Nachbarn dinglich ab- 
sichern lassen können. 

Soweit Träger bzw. Benutzer von Sportanlagen Konflikte durch 
eine heranrückende Wohnbebauung befürchten, sollten sie einer 
möglichen Fehlplanung durch eine frühzeitige Einflußnahme auf 
die Bauleitplanung verbeugen. Dies gilt auch für Sportvereine, die 
öffentliche Sportanlagen benutzen und deren Nutzungsrechte 
eingeschränkt werden müssen, wenn von einer Sportanlage nicht 
mehr zulässige Geräuschemissionen auf die Nachbarschaft aus- 
gehen. Gegen eine Wohnbebauung, die zu nahe an bestehende 
Sportanlagen heranrückt, können ggf. auch im Wege einer stö- 
rungspräventiven Nachbarschaftsklage Abwehransprüche gel- 
tend gemacht werden. 

Bei der Planung neuer Sportanlagen besteht wegen der unter- 
schiedlich berührten Belange naturgemäß die Gefahr von kolli- 
dierenden Interessen. Weil dies, vor allem bei der Beanspruchung 
derselben knappen Ressourcen, für den Planer vorhersehbar ist, 
ist es in einigen Staaten üblich, auch die Umweltauswirkungen 
geplanter Sportanlagen systematisch und unter Öffentlichkeitsbe- 
teiligung zu analysieren und zu bewerten, d.h. Umweltverträg- 
lichkeitsprüfungen durchzuführen. Dies gilt selbst für große Flä- 
chenstaaten wie die USA, Australien und Kanada. Das umwelt- 
rechtliche Instrumentarium vorsorgender Planung ist - wie sich 
aus der Antwort auf die Fragen 6 und 7 ergibt - inzwischen so 
vervollkommnet, daß Lösungen gefunden werden können, die 
sowohl dem Umweltschutz als auch dem Sport gerecht werden. 
Die vorgeschlagene EG-Richtlinie über die Prüfung der Umwelt- 
verträglichkeit bei bestimmten öffentlichen und privaten Vorha- 
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ben (z. B. größeren städtebaulichen Infrastrukturvorhaben), die 
vom Deutschen Bundestag in der Plenarsitzung am 25. November 
1983 einstimmig begrüßt wurde, wird das Instrumentarium nach 
ihrer Umsetzung weiter verbessern. Die Bundesregierung teilt die 
in der gegenwärtigen Diskussion aufgetretene Auffassung, alle 
öffentlichen Planungen und Maßnahmen müßten die Rahmenbe- 
dingungen des Lebensraumes, für den sie wirken, im Zusammen- 
hang sehen. 

Ein weiterer Zielkonflikt kann sich aus der Ausübung von Sport- 
arten ergeben, die nicht an Anlagen gebunden sind (z. B. Wasser- 
sport, Skisport). Durch den Skiabfahrtslauf ist es z. B. in den Alpen 
örtlich zu erheblichen Beanspruchungen und Schädigungen der 
Böden gekommen, die häufig schwerwiegend sind, weil die Pisten 
hohe Nutzungsintensitäten aufweisen (vgl. im einzelnen die Ant- 
wort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der SPD-Frak- 
tion „Schutz des Bodens", Drucksache 10/949 vom 1. Februar 
1984). In diesen Fällen können Einschränkungen der Sportausü- 
bung in Natur und Landschaft aus Naturschutzgründen geboten 
sein. Beim Wassersport kann etwa auch die Sperrung von Gewäs- 
sern zum Schutze von gefährdeten Tierarten in Frage kommen. 
Bei einer rechtzeitigen Beteiligung der Betroffenen, wie z. B. der 
Sportorganisationen, müßte es möglich sein, derartige Konflikte 
schon im Vorfeld zu vermindern oder auszuräumen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß in Anbetracht der 
Fülle möglicher Kollisionen eine systematische Aufarbeitung die- 
ses Spannungsverhältnisses und die Entwicklung entsprechender 
Lösungsmöglichkeiten in Angriff genommen werden sollte. Die 
Bundesregierung ist bereit, eine Initiative des DSB aufzugreifen 
und ein Forschungsvorhaben zum Thema „Sportstätten und 
Umweltbeziehungen" im Rahmen des Umweltforschungsplans 
des Bundesministers des Innern zu vergeben. Hierbei geht die 
Bundesregierung von der Mitarbeit des DSB aus. Der Ständige 
Bund/Länder-Abteilungsleiterausschuß für Umweltfragen wird 
voraussichtlich mit Unterstützung durch den Bundesminister des 
Innern der im Mai d. J. tagenden Umweltministerkonferenz Vor- 
schlägen, eine Arbeitsgruppe aus Vertretern der Umweltminister- 
konferenz und der Sportministerkonferenz einzusetzen, welche 
das Thema „Sport und Umwelt" in diesem Sinne bearbeitet und 
beiden Ministerkonferenzen Lösungsvorschläge unterbreitet. 


6, Trifft es zu, daß heute bei der Bauleitplanung und der Sportstätten- 
leitplanung Umweltgesichtspunkte im notwendigen Umfang 
berücksichtigt werden (z.B. nach dem Bundesbaugesetz) oder gibt 
es noch entsprechende Gesetzgebungsdefizite? 

7. Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß Umwelt- und Natur- 
schutzbelange nicht isoliert gesehen werden können, sondern mit 
anderen Belangen wie z.B. Sport, Freizeit und Erholung abzu- 
wägen sind? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das gesetzliche 
Instrumentarium ausreicht, um Umweltbelange bei der Bauleit- 
und Sportstättenleitplanung im notwendigen Umfang berücksich- 
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tigen zu können. Der Bundesregierung ist bislang - über Einzel- 
fälle hinaus - nicht bekanntgeworden, daß in einem nennenswer- 
ten Umfang Defizite im Bereich der Gesetzgebung beim Vollzug 
des Bauplanungsrechts erkennbar geworden sind. 

Nach den Bestimmungen des Bundesbaugesetzes sind bei der 
Aufstellung der Bauleitpläne (Fiächennutzungs- und Bebauungs- 
pläne) die von der Planung berührten öffentlichen und privaten 
Belange zu berücksichtigen und abzuwägen (§ 1 Abs. 6 und 7 
Bundesbaugesetz). Zu den öffentlichen Belangen gehören sowohl 
die Belange des Umwelt- und Naturschutzes - womit auch die von 
Sportstätten ausgehenden Emissionen erfaßt werden - als auch 
die Belange von Sport, Freizeit und Erholung. Einen Vorrang des 
einen oder anderen Belanges enthält das Bundesbaugesetz nicht. 
Es obliegt der Gemeinde, im Rahmen des Verfahrens der Aufstel- 
lung der Bauleitpläne die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung auf die Umwelt rechtzeitig zu erfassen und zu bewerten, 
um im Anschluß daran unter Berücksichtigung der örtlichen Ver- 
hältnisse im Rahmen der planerischen Entscheidung einen Aus- 
gleich der berührten Belange herbeizuführen. Dies kann durch 
Abstände und andere planerische Festlegungen (z.B. Lärmschutz- 
wälle) erfolgen; solche Maßnahmen können gerade bei heranrük- 
kender Wohnbebauung helfen, Konflikte zu vermeiden. Soweit 
vorhandene Konflikte nur durch Verlagerung von Sportstätten zu 
lösen sind, stellt sich oft die Frage einer Entschädigung und der 
Möglichkeit der Bereitstellung geeigneter Ersatzstandorte. 

Uinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auch auf § 50 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG). Diese Vorschrift 
enthält einen speziellen immissionsschutzrechtlichen Planungs- 
grundsatz. Danach sind bei raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flä- 
chen einander so zuzuordnen, daß schädliche Umwelteinwirkun- 
gen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen die- 
nenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete 
soweit wie möglich vermieden werden. Dieser Planungsgrundsatz 
bedeutet vor allem, daß durch frühzeitige, geeignete Zuordnung 
von Sportflächen zu Wohngebieten und umgekehrt Konflikte ver- 
mieden werden sollten. 

Darüber hinaus sind bei Errichtung und Betrieb von Sportanlagen 
noch weitere Vorschriften des BImSchG zu beachten. Sportan- 
lagen erfüllen den Anlagenbegriff des § 3 Abs. 5 Nr. 1 BImSchG. 
In der Regel handelt es sich bei Sportanlagen um nichtgeneh- 
migungsbedürftige Anlagen i. S. des Gesetzes; sie sind nach § 22 
Abs. 1 BImSchG so zu errichten und zu betreiben, daß schädliche 
Umwelteinwirkungen, die nach dem Stand der Technik vermeid- 
bar sind, verhindert werden und nach dem Stand der Technik 
unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindest- 
maß beschränkt werden. Lediglich Anlagen, die der Übung und 
Ausübung des Motorsports dienen (§ 4 Nr. 39 der 4. BImSchV) 
sowie Schießstände und Schießplätze - nicht inbegriffen Schieß- 
stände für das Bogenschießen - (§ 4 Nr. 40 der 4. BImSchV) sind 
genehmigungsbedürftige Anlagen nach §§ 4, 19 BImSchG. Auf sie 
sind die strengeren Vorschriften des § 5 BImSchG anzuwenden. 
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insbesondere ist Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkun- 
gen zu treffen. 

Auf genehmigungsbedürftige und nichtgenehmigungsbedürftige 
Anlagen findet die zur Gewerbeordnung erlassene und nach § 66 
Abs. 2 BImSchG fortgeltende Technische Anleitung zum Schutz 
gegen Lärm (TA Lärm) Anwendung. Die nach der TA Lärm 
einzuhaltenden Immissionsrichtwerte sind nach Tag/Nacht- Wer- 
ten unterteilt und entsprechend der Schutzbedürftigkeit der 
betroffenen Gebiete gestaffelt; höchsten Schutz genießen reine 
Wohngebiete sowie Kurgebiete, Krankenhäuser und Pflege- 
anstalten. 

Um die Einhaltung der Immissionsschutzanforderungen zu 
gewährleisten, hat der Betreiber der Sportanlage - das sind in der 
Regel die Gemeinden als Eigentümer und nicht die die Anlage 
benutzenden Vereine - entsprechende Vorkehrungen zu treffen. 
Das kann geschehen durch die Wahl des Standorts der Anlage, 
durch bauliche Gestaltung, durch Lärmschutzmaßnahmen in 
Form von Lärmschutzwällen, -zäunen oder -bepflanzungen, durch 
technisch-akustische Maßnahmen an der Lautsprecheranlage 
usw. Falls keine anderen Maßnahmen möglich sind, können auch 
Beschränkungen des Sportbetriebs notwendig werden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß mit den vorhan- 
denen gesetzlichen Regelungen sichergestellt werden kann, daß 
bei der Planung von Sportstätten den Erfordernissen des Umwelt- 
schutzes im gebotenen Umfang Rechnung getragen wird. Dies gilt 
um so mehr, wenn der in der Antwort zu Frage 5 erwähnte 
Vorschlag einer EG- Richtlinie um gesetzt ist. 


8. Mit welchem finanziellen Aufwand und unter welcher Flachennut- 
zung haben Bund. Lander und Gemeinden sowie die Sportvereine 
und -verbände Sport-, Spiel- und Freizeitanlagen seit 1950 
errichtet? 

Bei der Beantwortung der Frage muß sich die Bundesregierung 
weitgehend auf Sportanlagen beschränken; verwertbare stati- 
stische Angaben bezüglich Spiel- und Freizeitanlagen existieren 
bei Ländern und Kommunen nicht. 

Aber auch hinsichtlich der für Sportanlagen erbetenen Auskünfte 
sind beträchtliche Einschränkungen und Verallgemeinerungen 
unvermeidbar. Eine Sportstättenbestandsstatistik aus der Zeit um 
1950, welche die Grundlage für eine konkrete und umfassende 
Beantwortung der Frage böte, ist nicht vorhanden. 

Wie der DSB mitgeteilt hat, gab es nach der Statistik der Turn- 
und Sportstätten (Statistisches Bundesamt, Band 195) Ende 1955 
in der Bundesrepublik Deutschland gut 45 000 einzelne Turn- und 
Sportstätten, unter denen sich rd. 37 000 mit nachgewiesener 
Sportfläche und 8 600 ohne Nachweis der Sportfläche befanden. 
Die seinerzeit nachgewiesene Sportflache betrug ca. 160 Mio. qm. 

Nach der letzten offiziellen Erhebung über den Bestand an Er- 
holungs-, Spiel- und Sportanlagen in der Bundesrepublik 
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Deutschland betrug die Anzahl der Sportanlagen am 1. Januar 
1976 ca. 110 000 mit einer nachgewiesenen Sportfläche von knapp 
270 Mio. qm. 

Aufgrund zwischenzeitiicher neuer Erhebungen bzw. Fortschrei- 
bungen von Bundesländern und Sportverbänden schätzt der DSB 
den gegenwärtigen Bestand an Sportstätten auf ca. 150000; die 
nutzbare Sportfläche dürfte sich auf etwa 320 Mio. qm belaufen. 

Im Rahmen des „Goldenen Planes" wurden in der Zeit von 1960 
bis 1975 Sport- und Spielanlagen mit einer nutzbaren Gesamt- 
fläche von rd. 140 Mio. qm mit einem finanziellen Aufwand von 
ca. 17,4 Mrd. DM errichtet. In den Jahren 1976 bis 1981 beliefen 
sich nach Angaben des Deutschen Städtetages die Investitionen 
der Städte und Gemeinden (einschl. der Stadtstaaten) und der 
Kreise für den Sportstättenbau auf rd. 8,8 Mrd. DM. 

Für den Bereich der bundeseigenen Verwaltung {Bundeswehr, 
Bundesgrenzschutz, Zoll, Bundesbahn, Bundespost) lassen sich 
die Aufwendungen für den Bau von Sportanlagen seit Anfang der 
50er Jahre auf rd. 1,8 Mrd. DM beziffern. 

Schheßhch darf in diesem Zusammenhang nicht unerwähnt blei- 
ben, daß der Sport, hier in erster Linie die Turn- und Sportvereine, 
auch ohne Zuschüsse der öffentlichen Hand Beachthches geleistet 
haben. Eine Bezifferung dieser Eigenleistungen der Sportvereine 
und -verbände ist allerdings nicht möglich, da sie statistisch nicht 
erfaßt sind. 


9. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den Bedarf an 
ausreichenden Sport-, Spiel- und Freizeitanlagen auch unter 
Berücksichtigung umweltschützender Gesichtspunkte zu sichern? 


Abgesehen von den wenigen Sportanlagen, die der Bund selbst 
plant und errichtet, obliegen Planung und Bau von Sport-, Spiel- 
und Freizeitanlagen in erster Linie den Ländern und Gemeinden. 
Dies gilt auch in den Fällen, in denen Anlagen des Hochleistungs- 
sports und Breitensportanlagen im Zonenrandgebiet mit Zuschüs- 
sen des Bundes gefördert werden. Auch insoweit ist die Sicher- 
stellung eines entsprechenden Sportstättenangebots - unter 
Berücksichtigung von Gesichtspunkten des Umweltschutzes - 
grundsätzlich Aufgabe der Länder und Gemeinden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es - auch bei 
Zugrundelegung des in der Antwort auf die Fragen 6 und 7 
dargestellten Instrumentariums planerischer Umweltvorsorge - 
durch eine rechtzeitige und die erforderlichen Belange des 
Umweltschutzes in vollem Umfang einbeziehende Planung mög- 
hch ist, auch künftig ein ausreichendes Angebot an Sport-, Spiel- 
und Freizeitanlagen bereitzustellen. Dabei soUte durch eine mög- 
hchst frühzeitige Beteiligung der Betroffenen, insbesondere auch 
der Sportorganisationen, an der Planung sichergestellt werden, 
daß die Belange des Sports angemessen berücksichtigt werden. 
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10. Sieht die Bundesregierung die Gefahr, daß Sport in Teilbereichen 
durch unzumutbare oder nicht realisierbare umweltschutzbe- 
zogene Auflagen künftig verhindert werden könnte? 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist bei der Planung neuer 
Anlagen kaum zu befürchten, daß die Sportausübung durch 
umweltschutzbezogene Auflagen erheblich erschwert oder gar 
verhindert wird. Dabei wird allerdings einer sorgfältigen Stand- 
ortplanung in Zukunft sicher ein noch größeres Gewicht zu- 
kommen als schon bisher. 

Bei bestehenden Anlagen in der Nähe von Wohngebieten ist nicht 
auszuschließen, daß auch in weiteren als den in den letzten 
Jahren entschiedenen Fällen der Sportbetrieb aufgrund gericht- 
licher Entscheidungen mit Auflagen versehen, eingeschränkt 
oder sogar eingestellt werden muß. Nach Angaben der Träger der 
Sportstätten sind die für den Spielbetrieb gemachten Auflagen oft 
nur mit erheblichen finanziellen Aufwendungen zu erfüllen. Dies 
könnte - vor allem wenn bei der Bauleitplanung Umweltgesichts- 
punkte nicht im notwendigen Umfang berücksichtigt wurden - 
dazu führen, daß in manchen Fällen der Sportbetrieb gerade im 
wohnnahen Bereich und besonders in den Abendstunden nicht 
mehr oder nur eingeschränkt ausgeübt werden kann. 


11. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung über Umfang 
und Art der Einschränkungen des Sportbetriebs in der Bundes- 
repubhk Deutschland aufgrund von Gerichtsurteilen und 
Beschwerden von Bürgern vor, und sind ggf. weitere Einschrän- 
kungen zu befürchten? 

Aus der Zeit zwischen 1976 und 1983 sind bisher 15 den Sport- 
betrieb einschränkende Urteile bekanntgeworden. Aufgrund die- 
ser verwaltungs- oder zivilgerichtlichen Entscheidungen wurden 

— die Benutzung von Sport- insbesondere von Tennisplätzen ein- 
geschränkt oder untersagt, 

— die Einschaltung von Flutlichtanlagen zeitlich begrenzt und 

— Auflagen an Sportvereine erteilt, die nach Angaben der Träger 
der Sportanlagen mit z. T. erheblichen finanziellen Aufwen- 
dungen verbunden sind. 

Die hierbei im wesentlichen berührten Rechtsgebiete sind das 
Baurecht, das Immissionsschutzrecht und das 2üvilrecht (insbe- 
sondere die nachbarrechtlichen Vorschriften der §§ 906 und 1004 
BGB). 

Den zivilrechtlichen Streitigkeiten lagen Fälle zugrunde, bei 
denen in Anwendung der allgemeinen nachbarrechtlichen Vor- 
schriften des BGB die von den jeweiligen Sportanlagen ausgehen- 
den Geräuscheinwirkungen zeitlich oder der Stärke nach 
begrenzt worden sind oder der Spielbetrieb untersagt wurde. 
Lärm tmd der dadurch ausgelöste Streß werden zunehmend als 
belastend empfunden. Nach den Beobachtungen des DSB, der 
über die Landessportbünde und Sportvereine einen relativ breiten 
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Überblick über anhängige bzw. schon abgeschlossene Gerichts- 
verfahren besitzt, ist gerade in jüngster Zeit bei vielen Anliegern 
eine verstärkte Empfindlichkeit gegenüber Geräuschen, die von 
Sportanlagen ausgehen, feststellbar. Dies hat seit 1982 vermehrt 
zu Klagen von Nachbarn geführt. Die ergangenen Urteile beun- 
ruhigen nach Mitteilung des DSB die Sportorganisastionen, da 
viele Vereine insbesondere die wohnnahen Sport- und Spielan- 
lagen bedroht sehen. 

Andererseits bleibt festzustellen, daß die bisher entschiedenen 
Fälle nicht ohne weiteres verallgemeinert werden können (so 
insbesondere das „Tennisplatz-Urteil" des Bundesgerichtshofs 
vom 17. Dezember 1982). Die Bundesregierung wird in engem 
Kontakt mit allen Beteiligten, insbesondere auch den Sportorgani- 
sationen, die weitere Entwicklung sorgfältig beobachten. Sollte 
sich ergeben, daß die Sportausübung in Wohngebieten über 
Gebühr eingeschränkt wird und die Gefahr besteht, daß Teilbe- 
reiche des Sports zum Erliegen kommen, wird die Bundesregie- 
rung dem unter Beachtung der Interessen aller Beteiligten ent- 
gegenwirken. 

Darüber hinaus hat inzwischen auf Veranlassung des Bundes- 
ministers des Innern das Bundesinstitut für Sportwissenschaft drei 
Rechtsgutachten vergeben, durch die das im Einzelfall mögliche 
Spannungsverhältnis zwischen öffentlichem Planungs- und Bau- 
genehmigungsrecht einerseits und privatrech tiichen (nachbar- 
rechtlichen) Abwehransprüchen andererseits aufgearbeitet wer- 
den soll. Die Ergebnisse dieser Gutachten werden voraussichtlich 
im Juni d.J. vorliegen. Außerdem ist für den Herbst d.J. ein 
Symposium der Gesellschaft für Umweltrecht geplant, auf dem 
dieselbe Thematik unter Beteiligung von Wissenschaftlern, Rich- 
tern und Praktikern behandelt werden soll. 


12. Welche Anstrengungen hat nach Kenntnis der Bundesregierung 
der Sport selbst mit welchem Erfolg unternommen, welche sind zu 
erwarten und werden ggf, von der Bundesregierung gefördert, 
damit der Sport selbst Umwelt- und Naturschutzbelange stärker 
berücksichtigt? 

Im Bereich der Sportorganisationen gibt es seit Jahren zahlreiche 
Bemühungen um eine Verbesserung des Umweltschutzes. Als 
besonders herauszuhebende Beispiele seien genannt: 

— Bereits 1972 erschien ein Aufruf der Deutschen Sportjugend 
zur Umweltproblematik unter dem Motto „Moderner Drei- 
kampf - Kampf um sauberes Wasser, saubere Luft, saubere 
Umwelt". Im Rahmen der Olympischen Spiele 1972 in Mün- 
chen fand ein „Müllfestival" statt, eine Aktion gegen Umwelt- 
verschmutzung, die Sportler zwischen Müll und verschmutz- 
tem Wasser mit einer Atemschutzmaske darsteilte. 

— Mehrere Organisationen, die ihren Sport überwiegend in der 
freien Natur betreiben, sind Mitglied in Naturschutzorgani- 
sationen. So sind z. ß. die Deutsche Reiteriiche Vereinigung, 
der Deutsche Kanu-Verband und der Verband Deutscher 
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Sportfischer Mitglied im Deutschen Naturschutzring. Gemein- 
sam mit dem Deutschen Naturschutzring haben die wasser- 
sporttreibenden Verbände im Jahre 1980 die „10 Goldenen 
Regeln für das Verhalten von Wassersportlern in der Natur" 
herausgegeben. Der Verband Deutscher Sporttaucher ist Mit- 
glied in der Vereinigung Deutscher Gewässerschutz. 

— Die Wassersportverbände im DSB haben 1982 den „Natur- 
schutzverein der Wassersportverbände" gegründet. Sie setzen 
sich z. B. ein für Ökologische Seeuferplanungen, Schutz der 
wassergebundenen Lebensräume, Bewußtseinsbildung für 
Sport und Naturschutz etc. Es werden Modellseminare zum 
Thema Naturschutz und Wassersport durchgeführt, in denen 
Probleme des Natur- und Umweltschutzes beraten und Lösun- 
gen für ein Miteinander von Sport und Umweltschutz erarbeitet 
werden. Der Deutsche Segler-Verband hat gemeinsam mit der 
Schutzgemeinschaft Deutsche Nordseeküste ein „Selbstbe- 
schränkungsmodell für die wassersportliche Nutzung des 
Wattenmeeres" erarbeitet, das drei Zonen unterschiedlicher 
Nutzungsintensität vorsieht, 

— An zahlreichen Stellen haben einzelne Sportvereine und -ver- 
bände zumeist in Zusammenarbeit mit lokalen Natur- und 
Umweltschutzvereinigungen Aktionen gegen Umweltbeein- 
trächtigungen durchgeführt (z. B. Fluß- und Seesäuberungen, 
Waldsäuberungen). Andere haben durch standortgerechte 
Anpflanzungen und Begrünung vereinseigener Sportanlagen 
für eine ökologisch vorbildliche Einbindung in die Landschaft 
gesorgt. Eine ganze Reihe von Sportverbänden hat inzwischen 
eigene Umweltschutzbeauftragte. 

Alle diese und andere Aktivitäten von Sportorganisationen erfol- 
gen aus der Einsicht, daß die Sportler ihren eigenen Anspruch auf 
eine gesunde und intakte Umwelt am ehesten durchsetzen kön- 
nen, wenn sie zuerst selbst ihren Beitrag zur Verbesserung der 
Umweltverhältnisse leisten. 

Aus dieser Erkenntnis heraus hat sich auch der Deutsche Sport- 
bund in letzter Zeit verstärkt mit dem Thema „Sport und Umwelt" 
befaßt. Er hat Ende 1982 eine eigene Präsidialkommission „Sport 
und Umwelt" ins Leben gerufen, die mit Vertretern von Sportver- 
bänden, Wissenschaftlern aus umweltrelevanten Disziplinen und 
Vertretern von Naturschutzverbänden besetzt ist. Die Kommission 
hat in der Zwischenzeit einen Entwurf „ Umweltpolitische Grund- 
sätze“ des DSB erarbeitet, die Ende Mai 1984 vom Bundestag des 
Deutschen Sportbundes in Bad Homburg verabschiedet werden 
sollen. 

Der Entwurf dieser „Umweltpolitischen Grundsätze" geht davon 
aus, daß sich die Berührungspunkte zwischen Sport und Umwelt 
noch vermehren werden, wenn noch mehr Menschen Sport trei- 
ben und die Präferenz für anlagenungebundenen Sport weiter 
zunimmt. Bei der künftigen Gestaltung des Verhältnisses von 
Sport und Umwelt wird es folglich im wesentlichen darauf an- 
kommen, wie jeder Sportinteressierte genügend Bewegungs- und 
Spielraum gewinnen kann, ohne dabei seine Umwelt, in der er 
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Sport treibt, zu beeinträchtigen, und ohne andererseits dabei 
selbst mehr als nötig behindert zu werden. Um dieses Ziel zu 
erreichen und die Probleme und Konflikte im Bereich Sport und 
Umwelt zu bewältigen, schlägt der DSB in dem Entwurf seiner 
„Umweltpohtischen Grundsätze" folgende konkrete Maßnahmen 
vor: 

— Das Bewußtsein über die Zusammenhänge von Sport und 
Umwelt soll vertieft werden; Der DSB will gemeinsam mit 
seinen Mitghedsorganisationen eine Aktion „ Sportler schützen 
ihre Umwelt" durchführen. Damit soll erreicht werden, daß der 
breiten öffenüichkeit die positiven Wirkungen des Sports auf 
die Umwelt deutlich werden. Außerdem sollen die Sportler 
selbst weiter zu bewußterem und schonendem Umgang mit 
Natur und Umwelt angehalten werden. 

— Die Wirkungsmöglichkeiten des Sports bei umweltrelevanten 
Vorhaben sollen verbessert werden: Sportorganisationen kön- 
nen ihren Beitrag zur verantwortlichen Mitgestaltung der 
Umwelt nur dann leisten, wenn sie auch mitsprechen und 
mitwirken können. Auf Bundes- und Landesebene, so fordert 
der DSB, sollten die Sportverbände daher als „Träger öffent- 
licher Interessen", auf lokaler Ebene als „Träger öffenthcher 
Belange" anerkannt werden. 

— Sportanlagen müssen umweltverträghch gestaltet werden: Der 
Umweltaspekt ist im Rahmen der Sportstättenentwicklungspla- 
nung stärker als bisher zu berücksichtigen; dies soll durch die 
Untersuchung der Umweltbeziehungen von neu anzulegenden 
Sportstätten gewährleistet werden. Beim Bau und Betrieb von 
Sportstätten soll die Umwelt durch den Sport nicht gestört, 
sondern gefördet und geschützt werden. 

Die Bundesregierung begrüßt die Umweltschutz aktivitäten der 
Sportorganisationen, Der Sport hat mit zahlreichen Aktivitäten 
bewiesen, daß bei seinen Verantwortlichen Umweltbewußtsein 
vorhanden ist und auch in die Tat umgesetzt wird. Gleichzeitig 
wird damit unterstrichen, daß Sport und Umweltschutz keine 
Gegensätze zu sein brauchen. Die Bundesregierung würde es 
begrüßen, wenn die seit 1974 im DSB laufende Diskussion zu 
einer baldmöglichen Verabschiedung der „Umweltpolitischen 
Grundsätze" ohne Abstriche führen würde. 

Zur Klarstellung weist die Bundesregierung jedoch darauf hin, 
daß eine Anerkennung der Sportorganisationen als Träger öffent- 
hcher Interessen auf der Bundesebene nicht möghch ist, da die 
Rechts- und Verwal tun gs vor Schriften des Bundes weder einen 
solchen Status noch eine entsprechende Anerkennung vorsehen. 
Zur Frage der Anerkennung als Träger öffentlicher Belange vgl. 
Antwort zu Frage 20. 


13. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß auch künftig auf die 
wohnnahe Sportausübung nicht verzichtet werden kann, und wie 
kann gleichwohl zwischen dem Interesse an einem regelmäßigen 
Sporttreiben möglichst vieler Mitbürger und dem Interesse einzel- 
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ner an einem ungestörten Wohnen ein tragbarer Kompromiß 
gefunden werden? 

Im Hinblick auf die herausragende Bedeutung des Sports für 
Gesundheit, Bildung, Freizeit und soziales Zusammenleben teilt 
die Bundesregierung die Auffassung, daß auch künftig grundsätz- 
hch auf die wohnnahe Sportausübung nicht verzichtet werden 
kann. Seit langem gilt eine gute Infrastruktur für die Sportaus- 
übung möglichst vieler Mitbürger als wesentlicher Beitrag zur 
Humanisierung des Städtebaus und zur Verbesserung der Quali- 
tät des Wohnumfeldes. Darüber hinaus stellt der „Sportplatz um 
die Ecke" eine entscheidende Voraussetzung für die Verwirk- 
lichung des Ziels eines „Sports für alle" dar, eines von den Sport- 
organisationen, insbesondere dem DSB propagierten Ziels, das 
von Bund, Ländern und Kommunen ebenso unterstützt und geför- 
dert wird wie von den politischen Parteien. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das Bauplanungs- 
recht die Errichtung und den Ausbau wohnnaher Sportanlagen 
nicht erschwert. Allerdings sind in diesem Zusammenhang nach 
den I Vorschriften des Bundesbaugesetzes die berechtigten 
Ansprüche der Anwohner auf Vermeidung unzumutbarer Beein- 
trächtigungen durch Immissionen, insbesondere Lärm, zu berück- 
sichtigen. Diesen Belangen kann um so besser Rechnung getra- 
gen werden, je frühzeitiger die Gemeinden unter Beachtung der 
örtlichen Gegebenheiten im Rahmen der Bauleitplanung die 
Standorte für Sporteinrichtungen so festlegen, daß unzumutbare 
Beeinträchtigungen für die Wohnbevölkerung vermieden wer- 
den. Bei dieser Standortplanung sollten - wie schon in der Ant- 
wort zu Frage 9 betont und wie in der Antwort zu Frage 20 näher 
ausgeführt ~ die Betroffenen wie insbesondere die Sportorgani- 
sationen zu einem möglichst frühen Zeitpunkt beteiligt werden, 
damit sie ggf. Alternativvorschläge einbringen können. 


14. Wie beurteilt die Bundesregierung die sportbezogenen Aussagen 
im Abschlußbericht der wissenschaftlichen Projektgruppe 
„Aktionsprogramm Ökologie", und wie wird sie ihn für ihr Han 
dein verwerten? 

15. Warum hat die Projektgruppe den von ihren Aussagen betroffenen 
Kreisen und Verbänden, z.B. den Sportorganisationen und kom- 
munalen Spitzenverbänden, keine Gelegenheit gegeben, vor 
Berichtsabfassung ihre Auffassungen darzulegen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung ihrerseits, den von den Aus- 
sagen des Berichts betroffenen Kreisen Gelegenheit zu geben, ihre 
Auffassungen vorzutragen? 

Der Abschlußbericht der Projektgruppe „ Aktionsprogramm Öko- 
logie" enthält im Kapitel „Soziale und kulturelle Infrastruktur - 
dargestellt am Beispiel Sportstätten" (TZ 418 bis 426) Aussagen 
zum Verhältnis von Sport und Umwelt. Der Bericht ist in voller 
Unabhängigkeit und alleiniger Verantwortung der nichtmini- 
steriellen Projektgruppe erstellt worden, die im Jahre 1979 unter 
Vorsitz von Prof. Dr. Hartmut Bick vom Bundesminister des Innern 
und vom Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten beauftragt worden war, den Stand des Wissens unter 
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Gesichtspunkten der Ökologie darzustellen, mögliche Konse^ 
quenzen aufzuzeigen und unter Berücksichtigung der Auffassung 
der gesellschaftlichen Kräfte Vorschläge zu erarbeiten. 

Wie bereits im Vorwort des Bundesministers des Innern, des 
Herausgebers der Pubhkation, dargelegt worden ist, teüt die Bun- 
desregienmg die Auffassungen der Autoren nicht in jeder Einzel- 
frage. Das güt vornehmhch für die Aussagen zu den möghchen 
Umweltauswirkungen sportlicher Aktivitäten. So wird in dem 
Bericht zu wenig deutlich, daß Sport und Umweltschutz keine 
Gegensätze sein müssen, sondern daß beide Belange unter 
Beachtung des Gebots der gegenseitigen Rücksichtnahme abzu- 
wägen sind. Insbesondere läßt der Bericht Ausführungen darüber 
vermissen, daß der Sport selbst seit Jahren bemüht ist, Umwelt- 
belangen Rechnung zu tragen (vgl. insoweit die Antwort zu 
Frage 12). Auch zeichnet der Bericht ein Bild des Sports, das kaum 
mit der Realität, insbesondere der sozialen Funktion des Sports, in 
Einklang steht. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, den Empfehlungen der 
Gutachter generell zu folgen und etwa bei einer Bevölkerungsab- 
nahme und bei verändertem Altersaufbau einen Abbruch von 
Sportstätten zu befürworten. 

Sie bewertet den Bericht als wissenschaftliche Politikberatung 
und wird ihn bei zu treffenden Entscheidungen als Material 
berücksichtigen. 

Die Projektgruppe hat ihren Bericht in voller Unabhängigkeit und 
alleiniger Verantwortung erstellt. Der Bundesregierung ist somit 
nicht bekannt, warum betroffenen Kreisen keine Gelegenheit 
gegeben wurde, vor der Berichtsabfassung ihre Auffassungen 
darzulegen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, den Bericht der nicht- 
ministeriellen Projekt gruppe ihrerseits zum Gegenstand einer An- 
hönmg der betroffenen Kreise zu machen. Sie wird jedoch ihr 
bekanntgewordene Stellungnahmen dazu bei den von ihr zu 
treffenden Entscheidimgen berücksichtigen. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß anläßlich der Deutschen Sport- 
konferenz am 24, Februar 1984 in Mainz eine sachhche Diskus- 
sion mit einem Mitghed der Projektgruppe über die sportrelevan- 
ten Thesen des Abschlußberichts geführt worden ist. 


16. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung den 1981 vom Län- 
derausschuß für Immissionsschutz beschlossenen „Hinweisen zur 
Beurteilung des durch Freizeitaktivitäten verursachten Lärms" für 
die Vermeidung von Konflikten zwischen Sport und Ruhebedürfnis 
der Bevölkerung bei? Welche Kenntnisse besitzt die Bundesregie- 
rung über die praktischen Erfahrungen mit diesen Hinweisen? 

17. Warum wurden weder Sportorganisationen noch kommunale Spit- 
zenverbände vor ihrer Abfassung gehört? 


Die „Hinweise zur Beurteilung des durch Freizeitaktivitäten ver- 
ursachten Lärms“ wurden von den Unterausschüssen „Lärmbe- 
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kämpf ung'' und „Recht" des Länderausschusses für Immissions- 
schutz - eines Organs der Umweltministerkonferenz der Länder - 
erarbeitet. Der Länderausschuß für Immissionsschutz (LAI) hat in 
seiner 48. Sitzung am 27. /28. Oktober 1982 den Ländern die 
Anwendung empfohlen. Die „Hinweise" sollen eine Arbeitshilfe 
für den Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes durch die 
Aufsichtsbehörden der Länder darstellen und zur Entspannung 
des Verhältnisses zwischen Betreibern von Sportanlagen und 
lärmgestörten Anliegern beitragen. Sie sind bisher lediglich im 
Saarland im Wege eines Erlasses eingeführt worden. Über prakti- 
sche Erfahrungen mit der Anwendung der „Hinweise" liegen der 
Bundesregierung bisher keine Erfahrungen vor. In den meisten 
anderen Ländern findet derzeit eine interne Abstimmung zwi- 
schen dem jeweiligen Umwelt- und dem Sportressort statt. 

Die Sportreferentenkonferenz hat im Mai 1983 ihren Mitgliedern 
empfohlen, Bedenken gegen die in den „Hinweisen" vorgenom- 
mene Bewertung der von Sportanlagen ausgehenden Geräusche 
geltend zu machen. Die Sportministerkonferenz der Länder hat in 
ihrer Sitzung am 24. Oktober 1983 zur Vorbereitung eines 
Gesprächs mit dem LAI eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die eine 
Stellungnahme zu den „Hinweisen" erarbeiten soll. Der LAI hat 
seinerseits der Sportministerkonferenz ein Gesprächsangebot 
unterbreitet. Der Ständige Bund/Länder-Abteilungsleiteraus- 
schuß für Umweltfragen wird sich - wie seit langem geplant - in 
seiner nächsten Sitzung am 29. /30. März 1984 mit dieser 
Thematik befassen. 

Nach Auffassung des Länderausschusses für Immissionsschutz 
haben die „Hinweise" das Ziel, die Geräusche von Freizeit- und 
Sportanlagen dem jeweiligen Störgrad entsprechend zu beurtei- 
len und damit eine Gleichbehandlung mit Industrie- und Gewer- 
belärm sicherzustellen. Dadurch werde ein für die konkrete 
Anwendung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sachgerech- 
ter Maßstab zur Beurteilung von Geräuschimmissionen gegeben. 
Angesichts dieser Sachlage sah der LAI keine Notwendigkeit, vor 
der Formulierung der „Hinweise" Sportorganisationen, kommu- 
nale Spitzenverbände oder andere Organisationen und Inter- 
essengruppen anzuhören. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß der LAI in einen Dialog mit der 
Sportministerkonferenz eintreten wird. Sie erwartet, daß es zu 
einer Annäherung der beiderseitigen Standpunkte bzw. zu einer 
übereinstimmenden Bewertung der von Sportanlagen ausgehen- 
den Geräusche kommen wird. 


18. Hält die Bundesregierung es für gerechtfertigt, den „Lärm" im 
Umfeld eines Sport- und Spielbetriebs für gravierender zu halten 
als Verkehrs- und Arbeitslärm, wie es die o. g, „Hinweise" ver- 
muten lassen? 


Die Bundesregierung hält es nicht für gerechtfertigt, den Lärm 
von Sport- und Spielbetrieb für gravierender zu halten als den 
Lärm vergleibbarer anderer Quellen. Sie sieht auch keine 
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Anhaltspunkte dafür, daß die genannten „Hinweise" dies ver- 
muten lassen. Sie weist jedoch darauf hin, daß nach dem Bundes- 
Immissionsschutzgesetz die Verpflichtung besteht, erhebliche 
Lärmbelästigungen zu vermeiden, und zwar unabhängig von der 
Quelle, die diesen Lärm verursacht. 

Die Zuschläge, die nach den „Hinweisen" bei Auffälligkeit von 
Geräuschemissionen zu berechnen sind, gelten nach der TA Lärm 
und der VDI- Richtlinie 2058 BL 1 auch für nicht auf den Sport 
zurückgehende Auffälligkeiten von Geräuschen. 


19. Hält die Bundesregierung es für angemessen, vor der Sperrung von 
Gewässern für die Ausübung von Wassersport die entsprechenden 
Sportverbände anzuhören, die Sperrung auf die für den Schutz 
bestimmter Tierarten wichtigen Jahreszeiten zu begrenzen, und ist 
die Bundesregierung bereit, im gleichen Sinne auf Länder und 
Gemeinden einziiwirken? 

Allein die Bundeswasserstraßen, das sind im wesentlichen die 
Küstengewässer der Nordsee und Ostsee, die größeren Flüsse 
sowie die Schiffahrtskanäle, unterliegen der Verwaltung des Bun- 
des; für alle sonstigen Gewässer sind die Länder zuständig. 

Bei allen den Wassersport berührenden Vorhaben des Bundes 
werden die Wassersportverbände, ebenso wie alle anderen betrof- 
fenen Verbände auch, frühzeitig in angemessener Weise beteiligt. 
Entsprechend wurde ihnen auch vom Bundesminister für Verkehr 
Gelegenheit gegeben, zu den beiden bisher im Entwurf vorliegen- 
den Verordnungen zur Regelung des Befahrens von Bundes- 
wasserstraßen in bestimmten Naturschutzgebieten Stellung zu 
nehmen. 

Die Sperrung von Bundeswasserstraßen zum Befahren mit Was- 
serfahrzeugen aus Gründen des Nuturschutzes ist nach § 5 Satz 3 
des Bundeswasserstraßengesetzes nur in Naturschutzgebieten 
und Nationalparks und nur soweit zulässig, wie dies zur Errei- 
chung des Schutzzweckes erforderlich ist. Im Einzelfall ist deshalb 
zu prüfen, ob und für welchen jährlichen Zeitraum ein Befahrens- 
verbot ausgesprochen werden muß. Bei der Entscheidung sind der 
Schutz bestimmter Tierarten sowie sonstige Gründe des Natur- 
schutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen und 
gegen die Interessen des Verkehrs einschließlich des Wasser- 
sports abzuwägen. Der Naturschutzzweck im einzelnen wird 
dabei von den Ländern bei der Einrichtung der Naturschutz- 
gebiete vorgegeben. 

Vorschriften, die eine Sperrung von Gewässern ermöglichen, sind 
in den jeweiligen Landeswassergesetzen vorgesehen. Nach den 
im wesentlichen übereinstimmenden landesrechtiichen Bestim- 
mungen können die Wasserbehörden aus Gründen des Wohls der 
Allgemeinheit den an oberirdischen Gewässern bestehenden 
Gemeingebrauch regeln, beschränken oder verbieten. Eingriffs- 
möghchkeiten bestehen insbesondere aus Gründen der Ordnung 
des Wasserhaushalts, des Verkehrs, der Gefahrenabwehr, der 
Gewährleistung der Erholung oder des Schutzes der Natur. 
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Entgegen der in der Fragestellung zum Ausdruck kommenden 
Auffassung lassen sich Sperrungen nicht auf den Schutz bestimm- 
ter Tierarten zu wichtigen Jahreszeiten beschränken. Denn der in 
den landesrechtlichen Regelungen zum Ausdruck kommende 
Gemeinwohlgedanke rechtfertigt Sperrungen nicht nur zum 
Schutz bestimmter Tierarten, sondern auch aus sonstigen erheb- 
lichen Gründen. Bei der Anordnung von Sperrungen sind im 
Einzelfall alle zu beachtenden öffentlichen und privaten Inter- 
essen einschließlich der Belange des Sports gegeneinander abzu- 
wägen. Hinsichtlich Art, Umfang und Zeitdauer der Sperrung ist 
insbesondere der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu be- 
achten. 

Die Bundesregierung hat zwar keine Möglichkeit, auf Länder und 
Gemeinden einzuwirken, bei der Sperrung von Gewässern ent- 
sprechend ihrer eigenen Beteiligungspraxis zu verfahren, da nicht 
nur die Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes, sondern 
auch die Schiffahrt auf anderen Gewässern als Bundeswasserstra- 
ßen Aufgabe der Länder ist. Auf Anregung des Bundesministers 
des Innern wird sich jedoch die Sportreferentenkonferenz der 
Länder in Kürze mit der Frage der Sperrung von Gewässern für 
die Ausübung von Wassersport beschäftigen. 


20. Das Bundesbaugesetz sieht die frühzeitige Anhörung von Trägern 
öffentlicher Belange im Bauplanungsverfahren vor. 

Ist die Bundesregierung bereit, auf die Länderregierung einzuwir- 
ken, daß diese in den Erlassen über „die Beteiligung an der 
Bauleitplanung" die Sportorganisationen als Träger öffentlicher 
Belange mit aufnehmen oder welche Möglichkeiten sieht die Bun- 
desregierung, die Einbeziehung des Sports in die sportrelevante 
Planung und Gesetzgebung verbindlich zu regeln? 

Die Beteiligungsvorschrift des § 2 Abs. 5 Bundesbaugesetz 
bezieht sich nur auf Träger öffentlicher Belange, d.h. sie richtet 
sich nur an Behörden und Stellen der unmittelbaren oder mittel- 
baren Staatsverwaltung sowie an die Kirchen. Sportorganisatio- 
nen zählen daher nicht zu den Trägern öffentlicher Belange. Sie 
können statt dessen, wie Bürger und andere private Organisatio- 
nen auch, frühzeitig und umfassend an der Bauleitplanung betei- 
ligt werden (§ 2 a Bundesbaugesetz). Die Gemeinde hat auch die 
Möglichkeit - und dies entspricht häufig der Praxis Sport- 
organisationen unmittelbar vom Planverfahren zu unterrichten, 
wenn im konkreten Fall Belange des Sports berührt sein können. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die bestehende 
gesetzliche Regelung ausreichend ist, um den Belangen des 
Sports im Rahmen der Bauleitplanung in dem gebotenen Umfang 
gerecht zu werden. Sie begrüßt in diesem Zusammenhang den 
Entwurf einer gemeinsamen Empfehlung der kommunalen Spit- 
zenverbände und des Deutschen Sportbundes. Hiernach ist eine 
frühzeitige Beteiligung der Stadt- bzw. Kreissportbünde bei kom- 
munalen Vorhaben und allen wichtigen Planungsvorarbeiten - 
ohne die aus rechtlichen Gründen nicht mögliche formelle Aner- 
kennung der Sportorganisationen als Träger öffentlicher Belange 
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- vorgesehen. Eine in allen Fällen vorgeschriebene förmliche 
Beteiligung von Sportorganisationen würde dem Bemühen der 
Bundesregierung zuwiderlaufen, die Bauleitplanverfahren zu ver- 
einfachen und zu beschleunigen. 
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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Büchner (Speyer), Amling, Buckpesch, 
Dr. Ehmke (Bonn), Frau Fuchs (Veri), Gersti (Passau), Heistermann, Horn, 
Jungmann, Kiein (Dieburg), Dr. Kiejdzinski, Koibow, Lambinus, Leonhart, 

Dr. Müiier-Emmert, Dr. Nöbei, Dr. Penner, Frau Renger, Dr. Scheer, Dr. Schmude, 
Steiner, Frau Steinhauer, Wiefei, Zander und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 10/1282 — 


Sportförderung in der Bundeswehr 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister der 
Verteidigung hat mit Schreiben vom 3. Mai 1984 die Kleine 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Die politische Leitung und die militärische Führung der Bundes- 
wehr hatten von Beginn an besonderen Wert auf eine breite und 
gute sportliche Ausbüdung der Soldaten aller Dienstgrade gelegt. 

/. Grundsätze 

1. Welche Erfahrungen wurden — unterschiedlich für den Dienst-, 
Freizeit- und Leistungssport — in den zurückliegenden zehn Jahren 
mit der Zentralen Dienstvorschrift „Sport in der Bundeswehr" ge- 
macht? 

Die ZDv 3/10 „Sport in der Bundeswehr" ist in erster Linie die 
Vorschrift für die Sportausbildung der wehrpflichtigen Soldaten. 
In ihr sind die Ausbildungsinhalte und -ziele sowie die organisato- 
rischen Grundlagen festgelegt. Darüber hinaus werden in der 
ZDv 3/10 die infrastrukturellen, materiellen und personellen Rah- 
menbedingungen festgehalten, die für eine systematische Sport- 
ausbüdung während der Grund- und Vollausbildung der Soldaten 
erforderlich sind. Die ZDv 3/10 hat sport -praktisch und metho- 
disch-didaktisch ein hohes Niveau. 

Nach den Erfahrungen genügt die Vorschrift allen Ansprüchen 
einer modernen, leistungsorientierten Sportausbildung, wie sie 
für die Streitkräfte gefordert werden muß. 
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In besonderen Abschnitten wird in der ZDv 3/10 auf die Möghch- 
keit und Bedeutung des Freizeit- und Leistungssports hingewie- 
sen. Für diese Bereiche wird die ZDv 3/10 durch spezielle Bestim- 
mungen und Erlasse ergänzt. 

Nachweislich findet der Sport beim Freizeitverhalten der Soldaten 
besonders großes Interesse. 

Die Erfolge im Leistungssport spiegeln sich in den Ergebnissen 
der Spitzenverbände des Deutschen Sportbundes (DSB) ebenso 
wider wie in den Statistiken des Conseil International du Sport 
Militaire (CISM). 


2. In welchem Umfang wurden die darin enthaltenen Zielsetzungen 
verwirklicht, und in weichen Bereichen geschah dies nicht? 

Die Sportausbildung gehört zu den allgemeinen Ausbildungsge- 
bieten der Soldaten. Sie ist in erster Linie Breitensport. Die Ausbil- 
dung soll bei den Soldaten die innere Zuwendung zum Sport und 
die Bereitschaft zu regelmäßiger sportlicher Betätigung auch 
außerhalb des Dienstes und über die Dienstzeit hinaus bewirken. 

Nach der ZDv 3/10 sind in der Truppe je nach Ausbüdungsstand 
bzw. militärischem Auftrag drei- bis zweimal 90 Minuten Sport je 
Ausbildungswoche durchzuführen. Für den Bereich der Teilstreit- 
kraft Heer hat der Inspekteur befohlen, in der Vollausbildung 
weitere 40 Stunden für den Sport einzuplanen, dies gilt ab 1. Juü 
1983. 

Als Ziele der Ausbildung fordert die ZDv, daß jeder Soldat das 
Deutsche Sportabzeichen (DSA) und das Schwimmabzeichen in 
Bronze erwerben soll, und daß möghchst viele Soldaten die Prü- 
fungen zum Rettungsschwimmer ablegen. 

Der Ausbildungsstand der Soldaten wird u. a. durch einen Physi- 
cal- Fitness-Test sowie durch die Pflichtteilnahme am „Soldaten- 
Sportwettkampf" überprüft, der sich an den Bedingungen des 
Deutschen Sportabzeichens orientiert. 

Nach den Erhebungen legen Soldaten der Bundeswehr im jährli- 


chen Durchschnitt folgende Prüfungen ab: 

— Soldaten-Sportwettkampf 350000 

Urkunden (40 bis 49 Punkte) 100000 

Ehrenurkunden (ab 50 Punkte) 50 000 

10 Punkte je Disziplin entsprechen den Anforderungen des 

DSA. 

— Deutsches Sportabzeichen (DSA) 36000 

Wiederholungen DSA 1 1 000 

— Schwimmabzeichen in Bronze 70 000 

— Rettungsschwimmabzeichen in Bronze 15000. 


Diese Ergebnisse, aber auch gelegentliche Erhebungen über die 
Leistungsfähigkeit der Soldaten bei Beginn und am Ende der 
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Grundausbildung lassen erkennen, daß die Ziele der Sportausbil- 
dung verwirklicht werden. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die bisherige Zusammenarbeit 
mit den Sportorganisationen und Institutionen? 

Die Bundeswehr hat aus ihrer Sicht eine vertrauensvolle Zusam- 
menarbeit mit dem Deutschen Sportbund, den Spitzenverbänden 
und den Institutionen, z. B. dem Bundesinstitut für Sportwissen- 
schaften sowie den Hochschulinstituten für Leibesübungen bzw. 
Sportwissenschaften. 

Auf den verschiedensten Ebenen finden in regelmäßigen Abstän- 
den Gespräche statt. 

Das gleiche gilt auch für die Zusammenarbeit mit den anderen 
Ressorts, speziell mit dem Bundesministerium des Innern. 


4. Wie wurde sichergestellt, daß die beispielsweise durch das Bundes- 
institut für Sportwissenschaft gewonnenen Erkenntnisse für die 
Sportpraxis von der Bundeswehr fortlaufend genutzt werden? 

Die Sportschule der Bundeswehr (SportSBw) hat als zentrale Aus- 
büdungsstätte auch den Auftrag, Erkenntnisse der Sportwissen- 
schaften aufzugreifen und für die speziellen Anforderungen der 
Streitkräfte auszuwerten. Mit dieser wissenschaftlichen Aufgabe 
ist in erster Linie die Gruppe ATV (Ausbildung, Truppenversuch, 
Vorschriften) betraut. Sie hält speziellen Kontakt mit dem Bundes- 
institut für Sportwissenschaften, aber auch mit den Hochschulin- 
stituten für Leibesübungen und Sportwissenschaften. 

Die Abteilung Sportmedizin arbeitet als hzensiertes Untersu- 
chungszentrum des Deutschen Sportbundes und pflegt den Pro- 
bandenaustausch mit anderen Untersuchungseinrichtungen. 

Einige Offiziere und Lehrkräfte der SportSBw nehmen Lehrauf- 
träge an Universitäten wahr und bringen die dabei gewonnenen 
Erkenntnisse in den diensthchen Bereich ein. 


5. Beabsichtigt die Bundesregierung nach zehn Jahren eine Überprü- 
fung und Fortschreibung der Zentralen Dienstvorschrift {ZDv 3/10) 
„Sport in der Bundeswehr", und in welcher Weise soll dies gegebe- 
nenfalls geschehen? 


Seit dem vergangenen Jahr überarbeitet eine aus allen Teilstreit- 
kräften zusammengestellte Arbeitsgruppe die ZDv 3/10. Die fach- 
üche Federführung wurde der Gruppe ATV/SportSBw über- 
tragen. 

Neue wissenschaftliche Erkenntnisse und methodisch-didakti- 
sche Modelle werden aufgenommen; leistungsorientierte Trai- 
ningsprogramme werden erstellt; audiovisuelle Ausbüdungshil- 
fen erarbeitet. 
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II, Situation der Sportlachkrälte in der Bundeswehr 

1. In welchem Umfang konnte seit 1974 die Situation der Sportfach- 
kräfte in der Bundeswehr verbessert werden? 


Sportfachkräfte, d.h. Dipl. -Sportlehrer und staatlich anerkannte 
Sportlehrer, sind bei der SportSBw, bei den Offizier-, Unteroffi- 
zier-, Truppen- und Waffenschulen sowie an den Hochschulen 
und Akademien eingesetzt. 

Die Sportlehrer tragen die Verantwortung für die Aus- und Wei- 
terbildung des Offizier- und Unteroffiziernachwuchses zum Sport- 
übungsleiter (Riegenführer, Hilfssportleiter, Sportleiter, Übungs- 
leiter Bw). 

Die an den genannten Schulen ausgebrachten Planstellen wurden 
in den letzten Jahren kontinuierlich besetzt. Zur Zeit sind 31 Dipl.- 
Sportlehrer und 77 staatlich anerkannte Sportlehrer im Bereich 
der Bundeswehr tätig. 

Die Zahl der Sportlehrer reicht aus, um die bei den Schulen 
anfallenden Aufgaben erfüllen zu können. 


2. Wie hoch ist gegenwärtig die Zahl der sogenannten Sportleiter und 
Sportlehrer, und nach welchen Kriterien werden sie aus- und weiter- 
gebildet? 


Nach der ZDv 3/10 sollen jeder Teileinheit (dies ist ein Zug mit ca. 
40 Soldaten) ein Übungsleiter, zwei Sportleiter/Hilfssportleiter 
und drei Riegenführer zur Verfügung stehen. Da diese Tätigkei- 
ten in „Zweitfunktion" wahrgenommen werden und mit keiner 
Codierung versehen sind, wird über die tatsächliche Zahl der in 
der Sportausbildung der Truppe eingesetzten Sportausbilder 
keine Statistik geführt. 

Wegen der hohen Personalfluktuation fehlt es der Truppe noch an 
Sportausbildern mit der vom Deutschen Sportbund anerkannten 
Qualifikation „Übungsleiter Bw". Angesichts des nunmehr 
abnehmenden Führer-ZUnterführermangels können jedoch 
zunehmend mehr geeignete Offiziere und Unteroffiziere zu den 
mehrwöchigen Lehrgängen der SportSBw abgeordnet werden. 

Die seit fünf Jahren ständig steigende Zahl der Lehrgangsteilneh- 
mer an der SportSBw - 1979: 2 115; 1983: 2 785 - weist auf diese 
positive Entwicklung hin. 


3. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit des starken Einsatzes 
von Sportoffizieren, und durch welche Maßnahmen will die Bundes- 
regierung die Zahl der Sportoffiziere erhöhen und ihre Tätigkeit 
umfassend absichern? 


Der Sportoffizier hat nach der ZDv 3/10 nicht die Funktion eines 
Ausbilders. Vielmehr ist er der Berater des Kommandeurs in 
organisatorischen Fragen. 
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Die Idee, die Fachrichtung „Sport" bei der Laufbahn der Offiziere 
des militärfachlichen Dienstes einzuführen, um dadurch qualifi- 
zierte Sportausbilder in „Erstfunktion" zur Verfügung zu haben, 
mußte bereits Anfang 1979 angesichts der Stellensituation aufge- 
geben werden. 


4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch den Einsatz 
von anstellungslosen Sportpädagogen (auf Honorarbasis oder durch 
Zeitverträge) die gesamte Sportsituation in der Bundeswehr qualita- 
tiv erheblich verbessert werden kann, und ist die Bundesregierung 
bereit, entsprechende Maßnahmen einzuleiten? 


Nach dem Ordnungsprinzip der Streitkräfte ist die Verantwortung 
für die Ausbildung der Soldaten unteilbar. Das heißt, daß die 
Offiziere und Unteroffiziere, die Einheits-, Zug- und Gruppenfüh- 
rer auch die Sportausbüdung verantwortlich zu planen, durchzu- 
führen und zu leiten haben. 

Der Einsatz von Sportpädagogen als Sportausbilder in der Truppe 
ist aus grundsätzhchen Erwägungen, organisatorischen Gründen 
und aus haushaltsrechtlichen Vorgaben nicht möglich. 


IlL Sportschulen der Bundeswehr in Warendorf und Sonthofen ' Sport- 
stättenbau 

1. Wie hat sich der bisherige Betrieb der Sportschulen in Warendorf 
und Sonthofen auf den quantitativen und qualitativen Umfang des 
Sports für die Angehörigen und Zivilbediensteten der Bundeswehr 
ausgewirkt? 


Mit der Zahl der Lehrgangsteilnehmer und -absolventen an der 
SportSBw ist auch die Qualität der Ausbildung in der Truppe 
verbessert worden. 

Darüber hinaus wurden die Kommandeure wiederholt auf die 
Bedeutung der Sportausbüdung in funktionaler und pädagogi- 
scher Hinsicht hingewiesen. Als Beispiel sei der „Kommandeur- 
brief 1/83" vom 29. Aprü 1983 des Inspekteurs des Heeres 
genannt, mit dem jeder Soldat unter anderem zu regelmäßigem 
Ausdauertreiining aufgefordert wird. 

Abgesehen vom Wach- und Brandschutzpersonal haben die Zivil- 
bediensteten der Bundeswehr nicht die Pflicht, Sport zu treiben. 
Der freiwillige Sport außerhalb der Dienstzeit, z.B. in „Betriebs- 
sportvereinen", wird dagegen unterstützt. Sowohl Sportstätten als 
auch Sportgerät der Bundeswehr stehen den Sporttreibenden zur 
Verfügung. 


2. Inwieweit konnten die Schwierigkeiten bei der umfassenden Nut- 
zung der Bundeswehrsportschulen überwunden werden, und wie 
hoch ist gegenwärtig der Nutzungsgrad? 


Drucksache 10/1409 


Die Sportanlagen der SportSBw werden im Durchschnitt täghch 
während der Dienstzeit von 235 Lehrgangsteilnehmern und 180 
Spitzensportlern und nach Dienst von 75 Schülern und 150 Sport- 




Drucksache 10/6241 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


DrUCkSdChC 1 0/1 409 Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


lern ziviler Vereine genutzt. Das heißt, daß die Sportanlagen an 
den Werktagen von 8.00 bis 22.00 Uhr ausgelastet werden. Dazu 
kommt die regelmäßige Inanspruchnahme der Sportanlagen 
durch regionale und überregionale Spitzenverbände an den Wo- 
chenenden. 

In den letzten Jahren übten jeweils ca. 54000 Schüler, Ver- 
einssportler und Verbandsangehörige auf den Sportanlagen der 
SportSBw. Schwierigkeiten ergaben sich dabei nicht. Das Sport- 
amt der Stadt Warendorf nimmt z.B. für die örtlichen Schul- und 
Vereinsinteressen eine Art Vermittlungsfunktion wahr, und der 
Deutsche Sportbund hat für die Steuerung des Leistungssports am 
„Sonderstützpunkt" SportSBw einen Koordinator bestellt. 

Die Bedarfsträger treffen sich regelmäßig zu Planungs- und Reali- 
sierungsgesprächen. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Sportstättensituation m der 
Bundeswehr und wieweit konnten die Zielsetzungen, die im „Weiß- 
buch 1970 zur Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und zur 
Lage der Bundeswehr" enthalten waren, erreicht werden? 


Der Neubau und die Sanierung bestehender Sportanlagen der 
Bundeswehr ist nach wie vor ein wesentlicher Bestandteil in der 
Infrastrukturbedarfsdeckung des Bundesministeriums der Vertei- 
digung. So wurden seit 1970 insgesamt 612 Sport- und Ausbil- 
dungshallen sowie 576 Sportplätze einschließlich Kleinspielfelder 
normengerecht errichtet bzw. gebaut oder im Zuge der Bauunter- 
haltung mit einem Kostenvolumen von insgesamt rd. 230 Mio. DM 
hergerichtet. Zur Beseitigung größerer baulicher Unzulänglich- 
keiten wurde 1979 ein Sanierungsprogramm für Sportplätze 
begonnen. Darüber hinaus wurden besonders für kleinere Trup- 
penteile in Liegenschaften, in denen die Errichtung von Sportan- 
lagen räumlich nicht möglich ist, 7 1 Sporthallen und 67 Sport- 
plätze bei den Gemeinden zur Mitbenutzung durch die Bundes- 
wehr angemietet. 

Von den ursprünglich geplanten 57 bundeswehreigenen 
Schwimmhallen wurden aus wirtschaftlichen Gründen nach vor- 
ausgegangenen Erhebungen über die personellen Auslastungen 
nur 37 Hallen errichtet. Zur Sicherstellung der dienstlichen Sport- 
ausbildung gern. ZDv 3/10 wurden jedoch insgesamt 162 weitere 
Schwimmhallen und Freibäder der Gemeinden zur Mitbenutzung 
stundenweise angemietet. 

Damit konnte die Zielsetzung des „Weißbuches 1970 zur Sicher- 
heit der Bundesrepublik Deutschland und zur Lage der Bundes- 
wehr" nicht nur erreicht, sondern sogar noch übertroffen werden. 


4. In welchem Umfang plant die Bundesregierung in den nächsten fünf 
Jahren Sportstättenbauten im Bereich der Bundeswehr? 

Für den weiteren Neu-, Ausbau oder die Herrichtung vorhande- 
ner Sportanlagen sind irn Infrastrukturprogramm des BMVg mit- 
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tel- und langfristig weitere 270 Mio. DM vorgesehen. Davon ent- 
fallen auf die nächsten fünf Jahre nach heutigem Planungsstand 
ca. 80 Mio. DM. Im Jahre 1984 werden 28 Bauvorhaben fertigge- 
stellt. Da Sporteinrichtungen einer stetigen Abnutzung unterlie- 
gen, liegt der Schwerpunkt auch künftig bei der Sanierung und 
Unterhaltung vorhandener Hallen und Anlagen. 

5. Welche Erfahrungen hat die Bundeswehr bei der Mitbenutzung 
bundeswehreigener Sportanlagen durch Sportvereine, Jugendgrup- 
pen sowie Freizeitsportgruppen der Bevölkerung gewonnen? 

Bei der Mitbenutzung bundeswehreigener Sportanlagen durch 
Sportvereine, Jugendgruppen sowie Freizeitsportgruppen der 
Bevölkerung hat die Bundeswehr gute Erfahrungen gemacht. 
Hierzu haben auch die verwaltungsseitigen Regelungen über die 
Mitbenutzung dieser Anlagen durch „Dritte" (Gruppenbenutzer) 
beigetragen, die eine bundesweit einheitliche Anwendung der 
Mitbenutzungsbestimmungen gewährleisten. 


6. Hält die Bundesregierung die bisherigen Regelungen für ausrei- 
chend und praktikabel, um eine dauerhafte und maximale Ausla- 
stung der Bundeswehrsportanlagen durch Bundeswehrangehörige 
und zivile Sportgruppen zu gewährleisten? 


Die bisherigen Regelungen (vgl. Ziffer 5) werden als voll ausrei- 
chend und praktikabel erachtet. Sie ermöglichen eine optimale, 
oft 100%ige Auslastung der Sportanlagen. Betroffen sind vor 
allem jene Sportanlagen, die durch die dienstliche Ausbildung der 
Soldaten allein nicht voll ausgenutzt sind. Die Regelungen wer- 
den im zivilen Bereich sehr positiv aufgenommen und ermögli- 
chen zivilen Sportgruppen eine sportliche Betätigung in vielen 
Fällen, in denen öffentliche Sportanlagen nicht zur Verfügung 
stehen. 


/V. Förderung des Leistungssports 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die weitere Tätigkeit der 17 
Sportfördergruppen und zwei Lehrkompanien, und sind nach den 
bisherigen Erfahrungen verändernde Maßnahmen geplant? 


Die Einrichtung der Sportlehrkompanien (2) und Sportfördergrup- 
pen (17) hat sich aus der Sicht der Bundeswehr bewährt. Das 
System findet die volle Zustimmung und Unterstützung des Deut- 
schen Sportbundes sowie der Spitzenverbände. Zum gegenwärti- 
gen Zeitpunkt wird von keiner Seite eine Änderung der Standorte 
oder die Einrichtung neuer Sportfördergruppen geplant. Die zur 
Verfügung stehenden Plätze reichen aus, um die wehrpflichtigen 
Spitzensportler (die Kader-Angehörigen der Spitzenverbände) 
der einzelnen Sportdisziplinen aufnehmen zu können. 


2, Welche Erfahrungen wurden in der Zusammenarbeit mit den Sport- 
fachverbänden gewonnen? 


Aus der Sicht der Bundeswehr ist die Zusammenarbeit mit den 
Sportfachverbänden sehr vertrauensvoll. Das schüeßt nicht aus, 
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daß sich gelegentlich die militärischen Forderungen und sportli- 
chen Interessen widersprechen. In fast allen Einzelfällen werden 
Lösungen gefunden, die der Leistungsentwicklung des Athleten 
gerecht werden. 


3. In welchen Punkten hält die Bundesregierung die Zusammenarbeit 
mit den Sportfachverbänden, den Trainern und den Bundeswehr- 
Leistungssportlern für verbesserungsbedürftig? 


Die Auswahl der Wehrpflichtigen, die als Spitzensportler einberu- 
fen werden sollen, muß von seiten der Spitzen verbände sorgfältig 
und frühzeitig erfolgen. Nur dann lassen sich die Einberufungster- 
mine und die Einsatzstandorte mit den sportlichen Interessen und 
Vorhaben abstimmen. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung das Verhältnis zwischen den 
Spitzensportlern in den Sportfördergruppen/Lehrkompanien und 
den Bundeswehrangehörigen, die nicht von den dienstlichen Son- 
derregelungen betroffen sind? 

Die Sportlehrkompanien und Sportfördergruppen haben ihren 
eigenen Dienst- und Ausbildungsplan. Dadurch findet eine 
unmittelbare Berührung zwischen den Spitzensportlern und 
„anderen" Bundeswehrangehörigen nur selten statt. In der Regel 
kennen jedoch die Soldaten den Trainingsaufwand der Spitzen- 
sportler und würdigen ihre Leistungen. 

Nach Aussage der Disziplinarvorgesetzten sind die wehrpflichti- 
gen Spitzensportler voll verwendbare Soldaten. Bei Überprüfung 
des müitärischen Ausbildungsstandes erweisen sie sich als beson- 
ders motiviert, diszipliniert und leistungsfähig. 


V. Internationale Zusammenarbeit 

1. Nach welchen Gesichtspunkten sind die Vertreter der Bundeswehr 
in der internationalen Militärsportorganisation (CISM) tätig und wel- 
che militärsportlichen bzw. sportpolitischen Zielsetzungen verfolgen 
sie? 

Die Bundeswehr gehört seit 1959 dem Conseü International du 
Sport Militaire (CISM) an. Diese Sportorganisation ist mit derzeit 
87 Mitgliedstaaten eine der größten der Welt. 

Die Bundeswehrinteressen vertritt eine „ständige Delegation" des 
Führungsstabes der Streitkräfte. 

Seit 1982 ist der Chef der deutschen Delegation Mitglied im 
Exekutiv-Komitee und Präsident der Kommission für Wettkampf- 
planung und Sportförderung. Weitere Angehörige der Streitkräfte 
gehören den technischen und medizinischen Ausschüssen an. 

Die Bundeswehr hat bisher insgesamt 17 Wettkämpfe des CISM 
ausgerichtet. Sie beschickt jährlich etwa 13 bis 20 Meisterschaften 
in olympischen und militärspezifischen Disziplinen. 

Durch die Aktivitäten der deutschen Delegation werden Kontakte 
unter den Mitgliedsnationen hergestellt und entwickelt. Dabei 
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liegt der Schwerpunkt der Zusammenarbeit auf den Gebieten der 
Sportlehre, Sportforschung und Sportmedizin. 

In den letzten Jahren haben wiederholt Sportlehrer der Sport- 
schule der Bundeswehr die in der Bundeswehr bewährten Trai- 
ningsprogramme und Unterrichtsformen anderen Streitkräften 
vorgestellt. Nationen der Dritten Welt, vornehmlich aus dem afri- 
kanischen und asiatischen Raum, entsenden Leistungssportler 
ihrer Streitkräfte an die Sportschule der Bundeswehr, um sich 
durch ein systematisches Training und organisiertes Wettkampf- 
programm auf internationale Wettkämpfe vorbereiten zu können. 


2. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der Teilnahme von 
Sportlern der Bundeswehr an den CISM-Veranstaltungen bei? 


Durch die Teilnahme von Sportlern der Bundeswehr an CISM- 
Veranstaltungen werden freundschaftliche und kameradschaftli- 
che Beziehungen zwischen den Streitkräften der Mitgüedstaaten 
geknüpft und entwickelt. Sportliche Leistungen und vorbildliches 
sowie fachkundiges Auftreten der Soldaten festigen das Ansehen 
der Bundesrepublik Deutschland im Ausland, besonders in den 
Ländern der Dritten Welt. 


3. Welche CISM-Veranstaltungen beabsichtigt die Bundesregierung 
durch die Bundeswehr 1984/85 in der Bundesrepublik Deutschland 
durchzuführen? 

Die Bundeswehr beabsichtigt in den nächsten beiden Jahren 

nachstehende CISM-Veranstaltungen durchzuführen: 

1984 die XVI. CISM-Meisterschaften im Fallschirmsport- 
springen - vom 30. Juli bis 9. August in Altenstadt/ 
Schongau - an der Luftlande- und Lufttransportschule 
der Bundeswehr und 

1985 die XXVIll. CISM-Meisterschaften im Schwimmen 
vom 9. bis 17. September in Warendorf an der Sport- 
schule der Bundeswehr. 


Drucksache 10/1409 
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Anhang 8.5 

Deutscher Bundestag Drucksache 1 0/2875 

10. Wahlperiode 

15 . 02.85 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Sauermilch und der Fraktion DiE GRÜNEN 
— Drucksache 10/2808 — 


Technische Sportarten 


Der Bundesminister des Innern - SM 1 - 370 114/1 - 2/85 - hat mit 
Schreiben vom 15. Februar 1985 die Kleine Anfrage im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Verkehr namens der Bundesre- 
gierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

Die Geschichte des Sports weist aus, daß seine Ausübung schon 
immer von Stand und Entwicklung der Technik in der jeweiligen 
Zeit mitgeprägt war: Funde der Jungsteinzeit zeigen, daß es in 
Skandinavien schon Knochenschlittschuhe gab; an den Wänden 
ägyptischer Königsgräber finden sich Bilder von Ruderern und 
Fechtern; in Griechenland wurde die Akyle zur Verbesserung der 
Speerwurf technik verwandt; die Etrusker übten den Stabweit- 
sprung aus; in der Römerzeit stellten Wagenrennen eine beliebte 
Sportart dar. 

Technikfeindlichkeit stellt - wie auch in anderen Bereichen - ein 
imtaugliches Kriterium zur Bewertung des Sports dar. Dieser ist in 
der modernen Industriegesellschaft vielmehr in weiten Bereichen 
auch ein Sport, der sich die Technik der heutigen Zeit nutzbar 
macht. Ebenso gibt es jedoch auch das Bedürfnis, Sport in einer 
möglichst „untechnischen", natürlichen Form zu betreiben, wobei 
auch Kombinationen beider Bereiche Vorkommen (z.B. Surfen, 
Drachenfliegen) . 

Die Zahl von über 50 Bundessportfach verbänden zeigt, daß der 
heutige Sport eine außerordentliche Breite und Vielfalt aufweist. 
Die Entwicklung des Sports in der Bundesrepublik Deutschland 
hat sich im freien gesellschaftlichen Bereich vollzogen, wie die 
imponierende Zahl von rd. 60 000 Sportvereinen zeigt. Die Bun- 
desregierung hat immer wieder die gesellschaftspolitische Bedeu- 
tung der Sportbewegung gewürdigt und auf die Autonomie des 
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Sports verwiesen, der seine Angelegenheiten in eigener Verant- 
wortung regelt. Die Sportvereine und -verbände, einschließlich 
der in der Anfrage besonders angesprochenen Sportschützen, 
haben mit ihrem Engagement - nicht zuletzt in der Jugendarbeit - 
Vorbildliches geleistet. 


1. Welche Haltung nimmt die Bundesregierung gegenüber der 
geschilderten fragwürdigen Entwicklung techrüscher Sportarten 
ein? 

2. Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung zur Eindämmung 
dieser Fehlentwicklung zu tun? 


Zur Beantwortung wird auf die Vorbemerkung verwiesen. 


3. Wie gedenkt die Bundesregierung den Mißstand zu beseitigen, daß 
die Emissionen solcher Sportarten häufig gegen bestehende 
Gesetze verstoßen? 


Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß die „techni- 
schen Sportarten" bzw. die damit verbundenen Emissionen häu- 
fig gegen bestehende Gesetze verstoßen. Im übrigen wird auf die 
Antwort der Bundesregierung vom 22. März 1984 auf die Kleine 
Anfrage der Fraktionen der CDU/CSU und FDP zur Sicherung des 
Sports als Teü einer lebenswerten Umwelt (Drucksache 
410/1169) verwiesen. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, die „offiziellen" Sportarten um 
solche fragwürdigen Sportarten zu bereinigen? 


Nein. Die Bundesregierung respektiert im übrigen die Autonomie 
des Sports. 


5. Welche Gründe sprechen aus der Sicht der Bundesregierung da- 
gegen, den Nürburgring und andere Rennstrecken mit sofortiger 
Wirkung für den Motorrennsport zu sperren? 

6, Ist die Bundesregierung für den Fall, daß diese „sportlichen" Lärm- 
und Abgasquellen, deren angeblicher Nutzeffekt allenfalls der 
Perfektiorüerung lebensfeindlicher Technik dient, nicht stillgelegt 
werden sollen, bereit, die daraus entstehenden Benachteiligungen 
und Schäden aller Art mit zu verantworten und die Betreiber und 
Finanzierer entsprechend zur Verantwortung zu ziehen? 


Die Bundesregierung teilt nicht die in der Fragestellung enthalte- 
nen negativen Unterstellungen und Wertungen. Für die Geneh- 
migung von Motorsportveranstaltungen sind außerdem die Län- 
der zuständig, die ihre Entscheidungen in eigener Verantwortung 
treffen. 


Drucksache 10/2875 
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7. Welche Bundesmittel flössen in den letzten fünf Jahren und fließen 
zur Zeit in die Förderung der angesprochenen Schieß- und Renn- 
sportarten und in die Mitfinanzierung dazugehöriger Anlagen (z. B. 
Nürburgring)? 

Der Deutsche Schützenbund hat im Rahmen der Verbandsförde- 
rung (vgl. Fünfter Sportbericht der Bundesregierung, Kap. V 3) in 
den vergcingenen Jahren zwischen 1 und 1,5 Mio, DM Bundesmit- 
tel erhalten. Der Motorsport wird aus Gründen des haushalts- 
rechtlichen Subsidiaritätsprinzips durch den Bund nicht gefördert. 

Für die anteilige Finanzierung von Schießsportanlagen (Bundes- 
leistungszentrum Wiesbaden, Landesleistungszentren Dortmxmd, 
München-Hochbrück und Ruhpolding sowie verschiedene 
Schießsportanlagen im Zonenrandgebiet) wurden in den letzten 
fünf Jahren insgesamt Bxmdesmittel in Höhe von 12,8 Mio. DM 
verausgabt. Eine unmittelbare Mitfinanzierung von Motorsport- 
anlagen durch den Bxmd hat in den letzten Jahren nicht stattge- 
funden. 


8. Welche Förderung und Finanzierung gemäß Frage 7 ist weiter 
geplant? 

Der Schießsport wird vom Bund in der o. a. Form auch weiterhin 
gefördert. Eine Förderung des Motorsports ist aus den o. g. Grün- 
den nicht beabsichtigt. 


9. Wieviel Tote, wieviel Verletzte sind seit Beginn dieser Sportarten 
jeweüs imter den Akteuren und den Zuschauern oder Unbeteilig- 
ten zu beklagen gewesen? 


Da die ältesten Schützenvereine aus dem 12. und 13. Jahrhxmdert 
stammen, liegen statistische Unterlagen über die Zahl von Toten 
imd Verletzten xmter Aktiven und Zuschauern seit Beginn der 
Ausübxmg der angesprochenen Sportarten nicht vor. 


10. Wieviel Schuß Munition, anzugeben getrennt nach den jeweiligen 
Sparten (z.B. Tontaubenschießen, lüeinkaliber etc), werden in 
deutschen Schießanlagen imd im Freien jährlich abgefeuert? 


Statistiken über den Gesamtverbrauch an Mxmition in und außer- 
halb deutscher Schießanlagen existieren ebensowenig wie verläß- 
liche Schätzimgen. 


1 1 . Wie viele Liter Treibstoff (geschätzt) werden jährlich beun Training 
und bei Rennen im deutschen Motorsport einschließlich ausländi- 
scher Beteiligimg durch die Auspuffrohre gejagt? 


Nach auch wissenschaftlich gesicherten Erkenntnissen wird kein 
Treibstoff durch Auspuffrohre gejagt. Der geschätzte jährliche 
Gesamtverbrauch an Treibstoff im deutschen Motorsport liegt bei 
weniger als 0,008 Prozent der Gesamtmenge des in der Bundesre- 
publik Deutschland jährlich verbrauchten Treibstoffes. 
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12. Bestätigt die Biindesregiening, daß diese Treibstoffe zur Leistungs- 
steigerung etc. vielfach giftige Zusätze enthalten, die die Umwelt 
zusätzlich belasten oder auch selbst giftig sind? 

Im Motorsport werden grundsätzlich handelsübliche Kraftstoffe 
verwendet. Die bei Formel 1 -Rennen notwendigen höheren 
Oktanzahlen machen Zusätze erforderlich, die jedoch nicht zu 
einer stärkeren Verbleiung des Kraftstoffs führen. 


13. Auf welcher Rechtsgrundlage sind den Rennfahrzeugen aller Art 
Lärmemissionen weit über die vergleichbaren Werte der StVZO 
hinaus gestattet? 

Die von der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung nicht erfaßten 
Rennfahrzeuge dürfen nur auf Motorsportanlagen oder ggf. auf- 
grund von Ausnahmegenehmigungen im Einzelfall auf gesperr- 
ten Straßen betrieben werden. Dabei wird der Lärmschutz durch 
Auflagen und Bedingungen gegenüber dem Anlagenbetreiber 
oder dem Veranstalter sichergestellt. 


14. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Sport seine Grenze 
dort hat, wo technische Hilfsmittel Energie über die vom Akteur 
eingebrachte Energie hinaus liefern (Sprengstoff, Treibstoff)? 

Nein. 


15. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Sport seine Grenze 
auch dort hat, wo seine Ausübimg zu umfangreichen Belastungen 
der Umwelt und der Ausübenden führt? 


Die Bimdesregierung verweist hinsichtlich dieser Problematik auf 
ihre oben zu Frage 3 schon zitierte Antwort vom 22. März 1984 auf 
die Kleine Anfrage zur Sicherung des Sports als Teü einer lebens- 
werten Umwelt. 


16. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Sport auch da schon 
fragwürdig wird, wo technische Hilfsmittel auch ohne Fremdener- 
gie bereits in erheblichem Umfang erforderlich sind, wie beim 
Skispringen, beim Radrennsport oder beim Fechten? 

Nein. 


17. Wie viele Ausübende einschließlich Hilfskräfte (z. B. „Rennstall") 
sind an den angesprochenen Sportarten, die mit technischer Hilfs- 
energie betrieben werden, jeweils nach Sportart und Sparte 
getrennt anzugeben, beteiligt? 


Datenmaterial hierzu existiert nicht. 


18. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß in diesen Ausübenden 
und ihrem Umfeld ein beachtliches Wählerpotential der derzeiti- 
gen Regierungsparteien zu sehen ist? 


Nein. 
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— Auszug — 


Drucksache 10/5454 

09. 05. 86 
Sachgebiet 7 

Antwort 

der Bundesregierung 


Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


auf die Große Anfrage der Abgeordneten Müntefering, Ewen, Amling, 

Büchner (Speyer), Buckpesch, Egert, Fischer (Osthofen), Frau Dr. Hartenstein, 
Heistermann, Heyenn, Immer (Altenkirchen), Jansen, Kißlinger, Klein (Dieburg), 
Dr. Klejdzinski, Kolbow, Dr. Kübler, Kühbacher, Lambinus, Lohmann (Witten), 
Frau Dr. Martiny-Glotz, Müller (Schweinfurt), Dr. Müller-Emmert, Dr. Penner, 

Dr. Nöbel, Purps, Frau Dr. Skarpelis-Sperk, Frau Steinhauer, Stiegler, 

Tietjen, Weinhofer, Wimmer (Neuötting), Wolfram (Recklinghausen), Dr. Vogel 
und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 10/4232 — 


Fremdenverkehr 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft - II A 2 - 029002 - hat mit Schreiben vom 7. Mai 1 986 
die Große Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beant- 
wortet: 
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IV. Sport und Fremdenverkehr 

Das gestiegene Gesundheitsbewußtsein ist ein wesentlicher 
Antrieb zu einer aktiven Freizeit- und Urlaubsgestaltung. Dabei 
wird die körperliche Bewegung besonders geschätzt, weil sie in 
aller Regel das Wohlbefinden zu steigern vermag. Auch wenn 
dabei nicht jeder schon sportliche Aktivität sucht, erwartet eine 
große Anzahl von Touristen am Urlaubsort Möglichkeiten für eine 
sportliche Betätigung vorzufinden. Dem tragen Fremdenverkehrs- 
wirtschaft und -orte in großem Umfang Rechnung. 

Es hegen aber auch Erkenntnisse darüber vor, daß Sport nachtei- 
hge Auswirkungen auf Natur und Umwelt haben kann, so z. B. 
durch motorabhängige Freizeit- und Sportaktivitäten zu Lande, zu 
Wasser und in der Luft; trassengebundene Sportarten können 
Zerschneidungseffekte und Bodenerosionen zur Folge haben. 
Auch andere Sportarten können je nach Intensität und Standort- 
empfindhchkeit im Einzelfall, z.B. an Gewässern, zu Störungen 
und Beeinträchtigungen führen. 

Die Ergebnisse der von der Sport- und Umweltministerkonferenz 
eingesetzten Arbeitsgruppe zur Bestandsaufnahme der Konflikte 
zwischen Sport und Umwelt sowie Ergebnisse von Forschungsvor- 
haben u. a. aus dem Umweltforschungsplan des Bundesministers 
des Innern lassen schon jetzt erkennen, daß ein fairer Interessen- 
ausgleich zwischen Sport und Umwelt mit den zur Verfügung 
stehenden Mitteln möghch erscheint. 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der Sport als Teil 
der Lebenskultur für die Mitbürger aller Altersgruppen auch bei 
der Urlaubsgestaltung und bei Kuren von besonderer Bedeutung 
ist, und welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, dieses 
Bewußtsein in der Bevölkerung zu fördern? 


Die Bedeutung des Sports für die Allgemeinheit - insbesondere 
auch seine gesellschaftspolitische Funktion — ist heute unbestrit- 
ten. Neben dem Leistungs- und Breitensport in den Vereinen hat 
der Sport als ein Element zur Erhaltung von Gesundheit und 
Leistungsfähigkeit sowie zur Freizeitgestaltung vieler Menschen 
am Feierabend, Wochenende und im Urlaub ständig an Bedeu- 
tung gewonnen. Gerade als Ausgleich zur meist sitzenden Berufs- 
tätigkeit bieten der Freizeitsport sowie die sportliche Betätigung 
im Urlaub die Möglichkeit einer aktiven Freizeitgestaltung, einer 
von der Freude an Spiel und Bewegung geprägten Erholung. Es 
wird geschätzt, daß mehr als 30 Mio. Bundesbürger aller Alters- 
gruppen in den unterschiedlichsten Formen Freizeitsport be- 
treiben. 

Die kontinuierhche Zunahme der Zahl der Sporttreibenden zeigt, 
daß die Bemühungen, einen „Sport für alle" zu ermöghchen, 
erfolgreich gewesen sind. Unter Berücksichtigung verschiedener 
Kriterien (u. a. Arbeitszeitverkürzung, Ausweitung des Frauen- 
und Seniorensportes) wird auch weiterhin mit einer Zunahme der 
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Sportausübung zu rechnen sein. Hierbei wird der Trend zu nicht 
an Anlagen gebundenen sporthchen Aktivitäten eindeutig über- 
wiegen. Gerade bei diesen Aktivitäten (z. B. Wandern, Laufen, 
Radfahren, Wassersport, Skifahren) sind besonders hohe 
Zuwachsraten festzustellen. Diese Sportarten gehören zu den 
wichtigsten Motiven für die touristische Nachfrage im Urlaub, am 
Wochenende und bei Tagesausflügen. Hierzu haben auf seiten 
der Sportbewegimg Maßnahmen wie die Trimmaktionen des 
Deutschen Sportbimds (DSB) entscheidende Anstöße geÜefert, 
während die öffenthche Hand durch die Bereitstellimg der ent- 
sprechenden Infrastniktxir (nicht zuletzt im Rahmen des Goldenen 
Planes), aber auch durch eine differenzierte Sportfördenmg die 
erforderlichen Rahmenbedingiuigen geschaffen hat. 

Die Bimdesregierung wird auch in Zukimft alles in ihren Kräften 
Stehende tun, um für den Sport cds einem wesentlichen Faktor zur 
Verbesserung der Lebensqualität die Voraussetzungen zu schaf- 
fen imd zu erhalten, die er für seine weitere Entwicklung braucht. 
Dabei geht sie davon aus, daß der DSB und seine Mitgliedsorgani- 
sationen mit dem Konzept des „Sports für alle" diese Bemühim- 
gen nachhaltig unterstützen. In erster Linie sind allerdings die 
Länder imd die Kommunen aufgerufen, in deren Zuständigkeit 
die angesprochenen Aufgaben vorrangig fallen, die Vorausset- 
zungen für weitere Verbesserungen zu schaffen. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Voraussetzungen dafür, daß 
Urlauber (auch behinderte Mitbürger) innerhalb der Bundesrepu- 
blik Deutschland - auch in der Naherholung - in den Ferien- und 
Urlaubsgebieten ein ausreichendes und interessantes Angebot zur 
sportlichen Urlaubs- und Freizeitgestaltung vorfinden? 


In der Bundesrepublik Deutschland gibt es ein vielfältiges und 
attraktives Angebot an Sportstätten, die häufig schon behinder- 
tengerecht ausgestattet sind. Insgesamt kann man zum jetzigen 
Zeitpunkt von ca. 150000 Sportanlagen für die verschiedensten 
Sportarten ausgehen. Hinzu kommen noch zahlreiche Angebote 
für die nicht an Anlagen gebundene Sportausübung. Die sportli- 
che Betätigimg der Touristen erstreckt sich zunehmend auf Natur 
imd Landschaft als „Sportanlage". Das allgemein gesteigerte 
Umwelt-, Natur- und Gesundheitsbewußtsein der Bevölkerung 
spiegelt sich im rasch steigenden Trend zum Sport in der Land- 
schaft wider. Nach einschlägigen Erhebungen im Jahr 1977 
(neuere Erhebungen liegen nicht vor) beteiligten sich schon 
damals von den durchschnittiich 12 Mio. Ausflüglem pro Wochen- 
ende rund 25 v. H. an Sport und Spiel in den Naherholungsgebie- 
ten. Bei der Erfüllung eines noch bestehenden Nachholbedarfs an 
Sportanlagen in den Urlaubsregionen - ihn zu befriedigen ist 
vornehmlich Aufgabe der Länder imd Kommunen - ist es erfor- 
derlich, verstärkt die Belange des Umweltschutzes zu berücksich- 
tigen, um auch in Zukunft Sport- und Freizeitaktivitäten in einer 
intakten Umwelt zu ermöglichen. 
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3. Ist die Bundesregierung bereit, das Bundesinstitut für Sportwissen- 
schaft in Köln zu beauftragen, im Zusammenwirken mit den Bun- 
desländern, den kommun^en Spitzenverbänden, den Sport- und 
Tourismusverbänden sowie den entsprechenden wissenschaft- 
lichen Einrichtungen, eine Untersuchung über die Zusammen- 
hänge zwischen „Sport-Freizeit-Urlaub“ vorzunehmen? 


Im Hinblick auf die verfassungsrechtliche Kompetenzverteilting 
zwischen Bund imd Landern obliegt die Förderung des Breiten- 
und Freizeitsports in erster Linie den Ländern imd Gemeinden. 
Die hier vorhandenen Erkenntnisse über Zusammenhänge zwi- 
schen Sport einerseits sowie Freizeit und Urlaub andererseits 
sollten deshalb zweckmäßigerweise von den hierfür zuständigen 
Stellen zus€tmmengetragen \md u. a. im Länderausschuß „Frem- 
denverkehr" unter Mitwirkung des Bundesministers für Wirt- 
schaft erörtert werden. Für eine Untersuchimg dieser Zusammen- 
hänge durch das Bundesinstitut für Sportwissenschaft in Köln 
sieht die Bimdesregierung zum jetzigen Zeitpunkt keinen Bedarf. 
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Deutscher Bundestag Drucksache 1 0/5455 

10. Wahlperiode 

09. 05. 86 


Sachgebiet 707 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage der Abgeordneten Engeisberger, Dr. Oiderog, 

Frau Hoffmann (Soitau), Frau Geiger, Bohisen, Hinsken, Dr. Jobst, Kitteimann, 
Koib, Magin, Pohimann, Biehie, Rossmanith, Louven, Dörfiinger, Kalisch, 
Feiicke, Bühier (Bruchsai), Cartsensen (Nordstrand), Deres, Echternach, Saurin, 
von Schmude, Schuize (Beriin), Tiiimann, Dr. Uniand, Zierer, Dawecke, 
Marschewski, Rode (Wietzen), Frau Rönsch, Dr. Lammert, Hedrich, 

Frau Verhülsdonk, Brunner, Dr. Kunz (Weiden), Dr. Möiier, Pesch, 

Dr. Becker (Frankfurt), Dr. Laufs, Wiiz, Freiherr von Schoriemer, Schreiber, 

Ganz (St. Wendei), Dr.-ing. Kansy, Hornung, Mülier (Wadern), Keiier, 

Hanz (Dahien), Doss, Schneider Odar-Oberstein), Hinrichs, Berger, Pöppi, 
Fischer (Hamburg), Straßmeir, Feliner, Dr. Faitihauser, Seesing, Miiz, Jagoda, 
Seehofer, Lowack, Graf von Waidburg-Zeii, Sauer (Stuttgart), Dr. Friedmann, 
Krey, Frau Krone-Appuhn, Schwarz, Kroii-Schiüter, Niegei, Ruf, Funk, Gerstein, 
Dr. Hoffacker, Susset, Wissmann und der Fraktion der CDU/CSU sowie der 
Abgeordneten Dr. Feidmann, Hoffie, Grünbeck, Dr. Soims, Dr. Rumpf, 

Frau Seiier-Aibring, Dr. Weng (Gedingen), Paintner, Bredehorn, Dr. Haussmann, 
Beckmann, Woifgramm (Göttingen) und der Fraktion der FDP 
— Drucksache 10/4590 — 


Fremdenverkehrspoiitik 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft - II A 2-02 90 02- hat mit Schreiben vom 7. Mai 1 986 
die Große Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beant- 
wortet: 
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4.2 Welche Auswirkungen auf den Fremdenverkehr, ' or allem mit- 
tel- und langfristig, hat die Durchführung von sportlichen Groß- 
veranstaltungen, wie z. B. 01>Tnpische Spiele, für die veranstal- 
tenden Fremdenverkehrsorte und -regionen und darüber hinaus 
für die Bundesrepublik Deutschland, und wird die Bundesregie^ 
rang die Bemühungen um solche Veranstaltungen unterstützen? 

Sportliche Großveranstaltungen sind in ihren unmittelbaren Aus- 
wirkungen auf den Fremdenverkehr wie andere Großveranstal- 
tungen zu beurteilen. Ähnlich wie Kirchentage, große Kongresse 
oder Messen bringen sie große Zahlen von Teilnehmern und 
Besuchern für eine begrenzte Zeit an den Veranstaltungsort. 
Abgesehen von vorübergehend beachtlichen wirtschaftlichen und 
allgemeinen Werbeeffekten für den Veranstaltungsort und seine 
Umgebung können sich nachhaltige Tourismusauswirkungen 
ergeben, wenn sich Sportarten auch für den Breitensport eignen 
und von örtlichen oder landschaftlichen Voraussetzungen abhän- 
gen oder bestimmte Großveranstaltungen regelmäßig am selben 
Ort stattfinden. Der Skisport im Gebirge oder der Segelsport an 
den Küsten bieten dafür Beispiele. 

Für 1986 und 1987 sind der Bundesregierung bislang zwölf inter- 
nationale sportliche Großveranstaltungen in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Berlin (West) bekannt, die jede zwischen 
10000 und 200000 Teilnehmer und Besucher an sich ziehen 
werden. Soweit für die Durchführung dieser Veranstaltungen eine 
Unterstützung durch die Bundesregierung in Betracht kommt, 
dürften fremdenverkehrswirtschaftliche Auswirkungen dafür 
allerdings nur eine untergeordnete Rolle spielen. 


Drucksache 10/5455 
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Anhang 9 


Entschließungen der 4. Europäischen Sportministerkonferenz 
vom 14* bis 16. Mai 1984 in Malta 


Empfehlungen und Erklärungen 

Nummer Kurztitel 


1 . 

2 . 

3. 

4. 

5. 

6 . 

7. 

8 . 

9. 


10 . 


11 . 


Doping Charta 
Auswirkungen 
Olympische Spiele 
Wirtschaftlicher Wandel 
Beschäftigung im Sport 
Zuschauergewalt 
Behindertensport 
Benachteiligte Gruppen 
Diskriminierende Praktiken 
Europäische Zusammenarbeit 
CDDS-Programm 

Erklärung über Sport als Friedensstifter 
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Entschließung Nr. 1 

zur Europäischen Charta gegen Doping im Sport'' 


Die europäischen Sportminister, die vom 14. bis 
16. Mai 1984 auf Malta zu ihrer 4. Konferenz zusam- 
mengetreten sind, 

eingedenk der Entschließung über Doping und Ge- 
sundheit, die sie auf ihrer 2. Konferenz in London 
im April 1978 angenommen haben; 

unter Betonung, daß die Verwendung von Doping- 
mitteln gesundheitsschädlich ist und den ethischen 
Werten des Sports widerspricht und so die Haupt- 
zwecke untergräbt, wegen denen der Sport von den 
staatlichen Steilen finanziell unterstützt wird; 

in der Besorgnis, daß die Verwendung von Doping- 
mittein immer gebräuchlicher wird, sich auf immer 
mehr Formen des Sports ausdehnt und daß immer 
jüngere Sportler und Sportlerinnen sie verwenden; 

in der Erwägung, daß die Regierungen eine allge- 
meine Verantwortung tragen, dem Einsatz von Do- 
ping im Sport entgegenzutreten; 

in der Erwägung, daß Doping im Sport einen Teil- 
aspekt des Drogenproblems in der Gesellschaft dar- 
stellt; 

unter Betonung, daß die Beseitigung dieses Pro- 
blems ein gemeinsames Vorgehen der Behörden 
und der Sportorganisationen erfordert, bei dem 
jede der beteiligten Seiten in ihrem jeweiligen Zu- 
ständigkeitsbereich tätig wird; 


Europäische Charta gegen Doping im Sport 


Teil A: 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten sollten: 

1. alle geeigneten Schritte unternehmen, die in ih- 
ren Zuständigkeitsbereich fallen, um Doping im 
Sport auszumerzen, und insbesondere: 

1.1 sicherstellen, daß wirksame Regelungen gegen 
das Doping durchgeführt werden, beispiels- 
weise durch die Anwendung der Bestimmungen 
geeigneter Gesetze in den Mitgliedstaaten, wo 
solche existieren, oder durch die Verpflichtung 
der Sportorganisationen, wirksame Anti-Do- 
ping-Regelungen anzunehmen und anzuwen- 
den, sofern dies noch nicht geschehen ist, z. B. 
indem man solche Regelungen zur Bedingung 
für die Zuteilung öffentlicher Zuschüsse macht; 

1.2 auf internationaler Ebene Zusammenarbeiten: 


in der Meinung, daß eine Grundsatzerklärung über 
die Rolle der verschiedenen Partner einen rechtzei- 
tigen Beitrag zu den weiteren Bemühungen in der 
Antidoping-Kampagne darstellt; 

mit dem Ausdruck des Dankes an den CDDS für 
seine Arbeit zur Vorbereitung einer Grundsatzer- 
klärung in Form des Entwurfs für die Charta; 

unterstützen voll die Europäische Charta gegen Do- 
ping im Sport und sind einverstanden, sich von 
ihren Prinzipien leiten zu lassen, wenn sie Schritte 
auf den Gebieten erwägen oder einleiten, die von 
dieser Charta abgedeckt werden und für die sie 
zuständig sind; 

fordern die internationalen und nationalen Sportor- 
ganisationen dringend auf, die darin enthaltenen 
Bestimmungen in ihren jeweiligen Zuständigkeits- 
bereichen anzuwenden; 

beschließen, die Auswirkungen dieser Charta auf 
ihren nächsten Konferenzen zu prüfen und insbe- 
sondere mögliche Verbesserungen, die sich als not- 
wendig erwiesen haben, abzuwägen; 

fordern den Ministerausschuß des Europarats auf 
diese Charta in der Form einer Empfehlung an die 
Regierungen der Mitgliedstaaten anzunehmen, die 
u. a. für die weite Verbreitung dieser Charta bei den 
betreffenden Organen und Beteiligten Sorge tragen 
werden. 


a) in bezug auf Maßnahmen zur Einschränkung 
der Verfügbarkeit von Doping- Mitteln; 

b) durch Vereinfachung der Durchführung von 
offiziellen Doping-Kontrollen, die von den in- 
ternationalen Sportorganisationen beschlos- 
sen werden; 

2. entweder einzeln oder gemeinsam Doping-Kon- 
trollabors von hohem technischen Standard ein- 
richten und betreiben. 

Die Schaffung und Betreibung von leistungsfä- 
higen Kontrollabors sollte die Bereitstellung 
von Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten für 
qualifiziertes Personal und von angemessenen 
Forschungsprogrammen umfassen. 

Diese Labors sollten einen solchen Standard ha- 
ben, daß sie von den zuständigen internationa- 
len Sportorganisationen anerkannt, akkreditiert 
und bestätigt werden können, insbesondere da- 
mit solche Labors für Doping- Kontrollen bei in- 
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ternationalen Sportveranstaltungen, die im Ho- 
heitsgebiet des jeweiligen Mitgliedstaates abge- 
halten werden, eingesetzt werden können; 

3. die Forschung in Doping-Kontrollabors im Be- 
reich der analytischen Chemie und Biochemie 
fördern und in der Folge bei der Veröffentli- 
chung der Forschungsergebnisse behilflich sein, 
um dieses Wissen weiter zu verbreiten; sie soll- 
ten ferner geeignete Vorkehrungen für die Ein- 
führung von Techniken, Normen und Maßnah- 
men treffen, die sich durch die Forschung als 
notwendig erweisen; 

4. Erziehungsprogramme und -kampagnen vom 
Schulalter ab konzipieren und durchführen, die 
die Aufmerksamkeit auf die Gefahren und die 
Unfairneß des Dopings lenken und die echten 
ethischen und physischen Werte des Sports för- 
dern, die Gestaltung ausgewogener physiologi- 
scher und psychologischer Trainingsprogram- 
me unterstützen, die die ständige Suche nach 
verbesserten Leistungen ohne den Einsatz 
künstlicher Hilfen oder Schäden für den Orga- 
nismus des Sportlers fördern; 

5. bei der Finanzierung der Doping-Kontrollen 
helfen. 

Teil B: 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten sollten 
den Sportorganisationen ihre Mitarbeit 
anbieten, so daß letztere alle Maßnahmen in 
ihrem Zuständigkeitsbereich treffen können, 
um das Doping- Problem zu beseitigen 

6. Die Sportorganisationen sollten ermutigt wer- 
den. 


6.1 ihre Anti-Doping-Bestimmungen und -Verfah- 
ren auf der Basis der Vorschriften des IOC oder 
des lAAF zu harmonisieren und sicherzustellen, 
daß diese Regelungen einen angemessenen 
Schutz der Rechte der teilnehmenden Sportler 
garantieren, die eines Verstoßes gegen die Anti- 
Doping-Bestimmungen beschuldigt werden, ein- 
schließlich des Rechts auf eine faire Untersu- 
chung in dem Verfahren, das zur Verhängung 
von Strafen führen kann; 

6.2 ihre Listen verbotener Substanzen auf der Ba- 
sis der lOC-Listen zu vereinheitlichen sowie Re- 
gelungen für spezifische Anti-Doping-Bestim- 
mungen für jede Sportart vorzusehen; 

6.3 die für Doping-Kontrollen zur Verfügung ste- 
henden Einrichtungen voll und wirksam zu nut- 
zen; 

6.4 in ihre Regeln eine Klausel aufzunehmen, durch 
die die Sportler, die bei den offiziellen Wett- 
kämpfen des betreffenden Sportverbandes teil- 
nahmeberechtigt sein wollen, ihre Zustimmung 
geben, sich jederzeit einer Doping- Kontrolle zu 
unterziehen, die von einem von dem betreffen- 
den Verband hierzu ordnungsgemäß befugten 
Vertreter angeordnet wird; 

6.5 sich auf ähnliche und erhebliche Strafen für 
Sportler und Sportlerinnen zu einigen, denen 
der Gebrauch von Doping-Substanzen nachge- 
wiesen wird, und für alle anderen Personen, die 
Doping-Substanzen liefern, verabreichen oder 
deren Einnahme erleichtern; 

6.6 anzuerkennen, daß überhöhte Leistungsniveaus 
in manchen Fällen zum Doping verleiten kön- 
nen. 


Anhang 9.2 


Entschließung Nr. 2 

über Bewertung der Auswirkung der Förderprogramme „Sport für alle*‘ 


Die europäischen Sportminister, die sich vom 14. bis 

16. Mai 1984 auf Malta versammelt haben, 

unter Hinweis, 

1. auf die Grundsätze der europäischen Charta 
„Sport für alle”, 

2. auf die Arbeit des CDDS und insbesondere auf 
das Rationalisierungsprojekt und die Auswer- 
tungsstudie über die Auswirkungen der Maßnah- 
men und Programme des Sports für alle, 

3. auf die kulturellen und sozialen Werte des Sports 
für alle und seinen Beitrag zur Gesundheit, 
Selbstverwirklichung und Lebensqualität; 

in Anbetracht dessen, 

1. daß zwischen der Existenz einer Politik des 


Sports für alle und dem Grad der Beteiligung am 
Sport eine positive Beziehung besteht, 

2. daß abhängig von den wirtschaftlichen, sozio-kul- 
turellen und geographischen Bedingungen in den 
Mitgliedstaaten viele verschiedene Ansätze mög- 
lich sind, obwohl die Ziele, Werte und Wege der 
Umsetzung einer Politik des Sports für alle sich 
nicht wesentlich voneinander unterscheiden, 

3. daß der Bedarf der Gemeinschaften am besten 
auf örtlicher Ebene abschätzbar ist und daß diese 
am kostengünstigsten durch Zusammenarbeit 
zwischen kommunalen und nationalen Behörden 
und Organisationen des öffentlichen und priva- 
ten Sektors bereitgestellt werden; 

erklären: 

1. daß die nationalen Sportpolitiken der Regierun- 
gen und der nationalen Sportorgane so weit wie 
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möglich darauf abzielen sollten, daß für die ge- 
samte Bevölkerung stets gute Möglichkeiten si- 
chergestellt sind, sich an sportlichen Aktivitäten 
zu beteiligen, und daß allen Teilnehmern am 
Sport auf jeder Ebene und Leistungsstufe, aller 
Altersgruppen und jeder Herkunft Hilfe und Un- 
terstützung zuteil wird — also daß die Sportpoli- 
tik den Erfordernissen einer modernen Gesell- 
schaft entspricht; 

beschließen: 

1. die Auswirkungen einer nationalen Politik des 
Sports für alle zu verbessern, indem die Arbeit 
des Europarates im Sportbereich auf nationaler 
Ebene stärker umgesetzt wird; 

2. daß der Sport für alle angemessene energiespa- 
rende Vielzwecksportstätten erfordert, die gut 
geführt werden und dem Erholungsbedarf ge- 
recht werden; alle vorhandenen — d. h. kommu- 
nale, Vereins- und schulische — Sportstätten 
sollten voll genutzt werden; 

3. daß die Medien, insbesondere das Fernsehen, un- 
ter Beachtung ihrer Unabhängigkeit ermutigt 
werden sollten, den Sport für alle, wo möglich, 
mehr zu fördern; 

4. den Einsatz von ehrenamtlichen und hauptberuf- 
lichen Ganztags- und Teilzeitkräften im Bereich 
des Sports für alle zu fördern, ebenso die Ausbil- 
dung von Spezialisten für Marketing, Manage- 
ment, Organisation und Öffentlichkeitsarbeit; 


Entschließung Nr. 3 

über die Olympischen Spiele 

Die europäischen Sportminister, zu ihrer 4. Konfe- 
renz in Malta zusammengetreten, bringen ihre volle 
und ungeteilte Unterstützung jetzt und in Zukunft 
für die Olympischen Spiele zum Ausdruck. Sie wün- 


Entschließung Nr. 4 

über wirtschaftlichen Wandel und Sport 


Die europäischen Sportminister, die sich in Malta 
zu ihrer 4. Konferenz vom 14. bis 16. Mai 1984 ge- 
troffen haben, 

in Anbetracht der Tatsache, daß die Konzeption des 
Sports für alle, wie in der Europäischen Charta des 
Sports für alle angenommen, von allen Mitglied- 
staaten stark unterstützt wurde; 

in der Erkenntnis^ daß sich das Verhältnis zwischen 
Arbeit und Freizeit ständig wandelt, und daß letz- 
tere heute als Recht jedes menschlichen Wesens 
betrachtet wird; 


5. alle Möglichkeiten der Finanzierung des Sports 
für alle voll auszuschöpfen; 

6. den internationalen Sportorganisationen und 
dem IOC stärker bewußt zu machen, daß es wün- 
schenswert ist, ein Teil der Einnahmen von inter- 
nationalen Sportveranstaltungen für Programme 
im Rahmen des Sports für alle zur Verfügung zu 
stellen, die von den kompetenten Organisationen, 
insbesondere in den Entwicklungsländern, 
durchgeführt werden sollen; 

7. den kostengünstigen Einsatz der modernen In- 
formationstechnologie im Bereich des Sports für 
alle zu fördern; 

fordern das Ministerkomitee des Europarates auf, 

dem CDDS Weisung zu erteilen, 

1. Vorschläge für eine verbesserte Durchführung 
der Arbeit des Europarates zur Förderung des 
Sports für alle in den Mitgliedstaaten auszuar- 
beiten, insbesondere in bezug auf die in dieser 
Entschließung enthaltenen Punkte; 

2. für verstärkte bilaterale und multilaterale Zu- 
sammenarbeit und Koordination der Hilfe in der 
Förderung des Sports für alle für einige Mitglied- 
staaten und insbesondere für einen Austausch 
von Informationen zu sorgen; 

3. wo nötig, nach Wegen zu suchen, wie die Bedeu- 
tung der Leibeserziehung in den Schulen als Mit- 
tel der Förderung des Sports für alle verstärkt 
werden kann. 


Anhang 9.3 


sehen dem Internationalen Olympischen Komitee 
bei seinen gegenwärtigen Bemühungen, den Erfolg 
der Olympischen Bewegung zu erhalten und zu för- 
dern, alles Gute. 


Anhang 9.4 


in der Überzeugung, daß der Sport eindeutig einen 
wesentlichen Beitrag zu einer sinnvollen Ausnut- 
zung der immer längeren Freizeit zu leisten hat und 
als gutes Mittel dient, um die Lebensqualität der 
Menschen physisch, geistig und sozial zu verbes- 
sern; 

in der Erkenntnis, daß diese Konzeption die Verant- 
wortung der Regierungen für die Förderung, Ent- 
wicklung und Durchsetzung von Sportprogrammen 
erheblich erhöht hat; 

in dem Bewußtsein der gegenwärtigen weltweiten 
wirtschaftlichen Rezession, der Arbeitslosigkeit 
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und der begrenzten öffentlichen Mittel, der immer 
steigenden Kosten für die Beteiligung am Sport und 
der Kosten durch mögliche Änderungen der Sport- 
anlagen, die hohe Anforderungen an die schon be- 
stehenden Politiken und Strukturen stellen; 

in Kenntnis der Tatsache, daß eine kommerzielle 
Unterstützung und das Marketing im Sport schon 
als zusätzliches Mittel der Sportfinanzierung aner- 
kannt und akzeptiert sind, und gleichzeitig in der 
Erkenntnis, daß die wachsenden Geschäftsinteres- 
sen am Sport und die Sportförderung die Unabhän- 
gigkeit und die Autonomie der Sportorganisationen 
ernsthaft bedrohen und die ethischen Werte des 
Sports unterminieren; 


beschließen, 

1. die in den letzten zehn Jahren erreichte Beteili- 
gung zu erhalten; 


Anhang 9.5 

Entschließung Nr. 5 

über Beschäfjtigung im Sport 

Die europäischen Sportminister, die in Malta vom 
14. bis 16. Mai 1984 zu ihrer 4. Konferenz zusam- 
mengetreten sind, 

in der Erwägung^ daß die Arbeitslosigkeit eines der 
drückendsten sozialen Probleme in Europa ist, 

in der Erwägung, daß die Regierungen in besonde- 
rem Maße dafür verantwortlich sind, Lösungen für 
dieses Problem zu finden, 

im Hinblick darauf, daß das Vorhandensein einer 
ausreichenden Zahl qualifizierter Kräfte auf jeder 
Ebene des administrativen und technischen Mana- 
gements, im Führungsbereich sowie im Training/ 
Coaching eine Voraussetzung für die Ausübung des 
Sports ist, 

in der Erwägung, daQ es sich dabei sowohl um frei- 
willige als auch um professionelle Kräfte handeln 
kann und daß professionelle Kräfte auch zur Unter- 
stützung freiwilliger Kräfte eingesetzt werden kön- 
nen, 

in der Erwägung, daß wegen des Beitrags solch qua- 
lifizierter Kräfte zur Qualität und Zugänglichkeit 
des Sports und damit zum Nutzen des Sports, die 
freiwilligen Sportorganisationen selbst einen fi- 
nanziellen Beitrag zur Beschäftigung von professio- 
nellen Kräften leisten sollten. 

in der Erwägung, deiß im Hinblick auf den Beitrag 
des Sports zur Gesundheit, zur sozialen Entwick- 
lung und Integration sowie zu einer positiven Nut- 
zung der Freizeit für jung und alt auch die Regie- 
rungen die Aufgaben haben, die Beschäftigung pro- 
fessioneller Kräfte zu ermöglichen. 

im Hinblick darauf, daß bei dem Seminar in Papen- 
dal mehrere Hindernisse deutlich wurden, die der 


2. in Zusammenarbeit mit dem nichtprofessionel- 
len und dem kommerziellen Sektor Politiken 
für den Erholungs- und den Wettkampfsport so- 
wohl national als auch international zu erstellen 
mit dem Ziel 

2.1 die Rollen jedes Sektors klar abzugrenzen; 

2.2 das Betreiben und die Nutzung der Anlagen zu 
koordinieren; 

2.3 Programme zur Förderung im Hinblick auf 
Gruppen mit schwacher Beteiligung durchzu- 
führen; 

2.4 die vorgenannten Leitlinien und die wirtschaft- 
liche Bedeutung des Sports im Verhältnis zu 
den sich wandelnden sozialen Trends weiter zu 
prüfen; 

fordern das Ministerkomitee auf, den CDDS anzu- 
weisen, die durch diese Resolution aufgeworfenen 

Fragen zu prüfen. 


Anstellung einer ausreichenden Zahl von qualifi- 
zierten Kräften sowohl für die Förderung des 
Sports als aüch in den sporttechnischen, admini- 
strativen und organisatorischen Bereichen auf ver- 
schiedenen Ebenen im Wege stehen; 

beschließen 

zu untersuchen, auf welchen Wegen nationale „Pro- 
gramme für Beschäftigung im Sport“ verwirklicht 
werden können; derartige Programme könnten 
Wege eröffnen, 

1. um die Sportorganisationen zu ermutigen, Vor- 
schläge für eine Dauerbeschäftigung auf den ver- 
schiedenen Ebenen zu unterbreiten, 

2. um zu erwägen, ob und in welcher Weise die 
regionalen und örtlichen Behörden an der Ent- 
wicklung eines „Programms für Beschäftigung 
im Sport“ beteiligt werden können, 

3. um die Finanzierung durch Sportorganisationen 
und Behörden zu ermöglichen, 

4. um die Frage zu prüfen, ob Mittel für Soziallei- 
stungen zur Finanzierung eines „Programms für 
Beschäftigung im Sport“ verwendet werden kön- 
nen, 

5. um zu prüfen, ob und in welchem Umfang der 
kommerzielle Sektor sich an der Finanzierung 
eines solchen Programms beteiligen könnte; 

fordern das Ministerkomitee des Europarats auf, 
den CDDS zu ersuchen, die Durchführung dieser 
Resolution zu überwachen und erforderlichenfalls 
weitere Maßnahmen vorzuschlagen, zum Beispiel 
die Einrichtung einer Arbeitsgruppe. 
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Resolution Nr. 6 

über Gewalttätigkeit der Zuschauer im Zusammenhang mit dem Sport 


Die europäischen Sportminister, die in Malta vom 
14. bis 16. Mai 1984 zu ihrer 4. Konferenz zusam- 
mengekommen sind, 

unter erneutem Hinweis auf ihre fortdauernde Be- 
sorgnis über gewalttätige Zwischenfälle unter Zu- 
schauern bei Sportveranstaltungen und insbeson- 
dere bei internationalen Fußballspielen zwischen 
Mannschaften aus ihren Ländern, 

mit dem Ausdruck des Bedauerns insbesondere 
über die Zwischenfälle, die sich in der laufenden 
Fußballsaison in verschiedenen Mitgliedstaaten er- 
eignet haben, 

unter Bekräftigung ihrer Entschlossenheit, alles zu 
tun, was ihnen möglich ist, um ein derartiges anti- 
soziales Benehmen einzuschränken, wenn nicht so- 
gar ganz zu beseitigen, 

unter Anerkennung der Initiativen, die insbeson- 
dere von der UEFA in Form einer Ausarbeitung von 
Regeln und Richtlinien für nationale Fußballver- 
bände über Maßnahmen ergriffen wurden, die bei 
Spielen unter ihrer Schirmherrschaft durchgeführt 
werden sollten, 

in der Überzeugung, daß die Bemühungen um die 
Bewältigung dieses Problems die Zusammenarbeit 
aller Veranstalter von Sportereignissen staatlicher 
wie nichtstaatlicher Organisationen verlangen. 


Entschließung Nr. 7 

über Sport für Behinderte und andere in ihrer 

Die europäischen Sportminister, die ihre 4. Konfe- 
renz vom 14. bis 16. Mai 1984 in Malta abgehalten 
haben, 

unter Betonung der Notwendigkeit, daß spezielle 
Maßnahmen für Gruppen erforderlich sind, deren 
Teilnahme an der Leibeserziehung und dem Sport 
auf einer gerechten Basis andernfalls schwierig 
oder unmöglich ist; 

eingedenk der Grundsätze der Charta Sport für Alle 
und ihrer Entschließung Nr. 5 zum „Behinderten- 
sport“, die auf ihrer 3. Konferenz angenommen wur- 
de, und insbesondere eingedenk der Notwendigkeit, 
ein europäisches Programm zur Erleichterung der 
Sportausübung von Behinderten durchzuführen; 

in Kenntnis der gesundheitsfördernden und rehabi- 
litierenden Wirkung der Leibeserziehung und des 


nehmen erfreut Kenntnis von der Annahme der 
Empfehlung Nr. (84) 8 über die Verringerung der 
Zuschauergewalttätigkeit bei Sportveranstaltun- 
gen, insbesondere bei Fußballspielen, durch das Mi- 
nisterkomitee am 19. März, 

sind der Auffassung, daß die Bestimmungen dieser 
Empfehlung viel zur Verringerung der Gewalttätig- 
keiten im Zusammenhang mit dem Fußball beitra- 
gen werden, 

beschließen, alles innerhalb ihres Zuständigkeitsbe- 
reichs zu tun, um ihre volle Anwendung zu gewähr- 
leisten, und beschließen, sie ihren jeweiligen natio- 
nalen Fußballverbänden zur Kenntnis zu bringen, 

ersuchen den Generalsekretär des Europarats, 
diese Empfehlung der UEFA zur Kenntnis zu brin- 
gen, 

fordern das Ministerkomitee des Europarats auf 
den CDDS zu bitten, in der Zeit bis zur 5. Konferenz 
die Durchführung der Bestimmungen dieser Emp- 
fehlung zu beobachten, ihre Effektivität zu prüfen 
und zu erwägen, welche Schritte in Zukunft unter- 
nommen werden könnten, um das Ziel der Beseiti- 
gung der Zuschauergewalttätigkeit zu fördern, 

empfehlen, daß die UEFA und andere Fachorgani- 
sationen in geeigneter Weise bezüglich weiterer 
Maßnahmen konsultiert werden sollten. 


Anhang 9.7 


Gesundheit beeinträchtigte Gruppen 

Sports sowie ihrer Bedeutung für die Gesamtent- 
wicklung der Persönlichkeit und als Mittel der so- 
zialen Integration; 

in Unterstützung der Bemühungen der internatio- 
nalen Sportverbände und -gremien zur Förderung 
des Sports für Behinderte und andere in ihrer Ge- 
sundheit beeinträchtigte Gruppen; 

fordern das Ministerkomitee des Europarates auf, 
den Regierungen der Mitgliedstaaten zu empfehlen, 
ihre Bemühungen zur Förderung der Leibeserzie- 
hung und des Sports für Behinderte und andere in 
ihrer Gesundheit beeinträchtigte Gruppen fortzu- 
setzen, insbesondere indem sie 

1. beim Bau und Umbau von Sportanlagen gewähr- 
leisten, daß solche Gruppen angemessen Zugang 
haben und auf diese Weise ihre Mitwirkungs- 
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möglichkeiten an Leibeserziehung und am Sport 
erhöht werden; 

2. darauf achten, daß der Leibeserziehung und dem 
Sport für solche Gruppen genügend finanzielle 
Unterstützung gewährt wird; 

3. die Ausbildung von Lehrern in Leibeserziehung, 
Vorschulerziehung und allgemeiner Erziehung 
dahin gehend entwickeln, daß sie genügend Un- 
terrichtung bezüglich der Notwendigkeit und Be- 
deutung angepaßter Leibeserziehung und ange- 
paßten Sports für Behinderte und andere in ihrer 
Gesundheit beeinträchtigte Gruppen mitein- 
schließt, mit dem Ziel der Integration dieser Er- 
ziehung in die allgemeine Leibeserziehung und 
die allgemeinen Sportaktivitäten; 

4. die Vertretung o. g. Gruppen in den Entschei- 
dungsgremien bezüglich Leibeserziehung und 
Sport fördern; 


5. nationale und lokale Sportgremien und -Organi- 
sationen dazu ermuntern, Forschungs- und Pilot- 
projekte in Angriff zu nehmen, um die Beteili- 
gung solcher Gruppen an der Leibeserziehung 
und dem Sport zu verbessern; 

6. dazu die Zusammenarbeit zwischen den Verwal- 
tungen in verschiedenen Gebieten, insbesondere 
im Bereich Leibeserziehung und Sport, Gesund- 
heit, soziale Wohlfahrt und Erziehung und Bil- 
dung fördern; 

7. die internationale Forschungszusammenarbeit 
sowie den Austausch von Informationen und Do- 
kumentationen über Maßnahmen fördern, die 
dazu bestimmt sind, die Situation von Behinder- 
ten und anderen in ihrer Gesundheit beeinträch- 
tigten Gruppen in der Leibeserziehung und im 
Sport verbessern. 


Anhang 9.8 

Entschließung Nr. 8 

über Sport für gesellschaftlich benachteiligte Randgruppen 


Die europäischen Sportminister, die in Malta zu ih- 
rer 4. Konferenz vom 14. bis 16. Mai 1984 zusam- 
mengekommen sind, 

in der Überzeugung, daß der Sport ein wichtiges 
Mittel darstellt, um die soziale Wiedereingliederung 
aller Arten von gesellschaftlich benachteiligten 
Randgruppen zu unterstützen, 

in dem Bestreben zu erreichen, daß die Grundsätze 
des Sports für alle für jeden und insbesondere für 
diese Gruppen gelten sollten; 

in der Erwägung, daß Schritte unternommen wer- 
den sollten, um den Zugang zur Sportausübung zu 
erleichtern; 


in der Erwägung, daß es Pflicht aller Behörden ist, 
durch alle verfügbaren Mittel den Bau von Sport- 
einrichtungen für diese Gruppen zu fördern; 

fordern das Ministerkomitee des Europarats auf, 
den CDDS zu ersuchen, 

— ein Aktionsprogramm im Hinblick auf die Betei- 
ligung dieser beeinträchtigten Gruppen am 
Sport in Zusammenarbeit mit den Sportbehör- 
den zu erarbeiten, 

— ein Aktionsprogramm für die Verbreitung des 
Sports für alle auch für diese Zielgruppen zu 
entwickeln. 


Anhang 9.9 

Entschließung Nr. 9 

über Informationsaustausch über Maßnahmen gegen Diskriminierung im Sport 


Die europäischen Sportminister beschließen auf ih- 
rer 4. Konferenz vom 14. bis 16. Mai 1984 in Malta 

das Ministerkomitee zu bitten, im Hinblick auf alle 
diskriminierenden Maßnahmen im Sport, ein- 
schließlich der Apartheid, einen Informationsaus- 
tausch der nationalen Politiken zu gewährleisten. 
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Anhang 9.10 


Entschließung Nr. 10 

über europäische Zusammenarbeit im Sport 

Die europäischen Sportminister, die vom 14. bis 

16. Mai 1984 auf Malta zu ihrer 4. Konferenz zusam- 
mengetreten sind, 

— unter Hinweis auf die europäische Charta „Sport 
für alle“ (Entschließung [76]41); 

— unter Bestätigung, daß der Europarat und der 
CDDS die wichtigsten zwischenstaatlichen Gre- 
mien für die europäische Sportzusammenarbeit 
sind; 

— mit Glückwünschen an den CDDS zu seiner Ar- 
beit bei der Durchführung der Charta, insbeson- 
dere beim Austausch von fachlichen Informatio- 
nen und Fachwissen; 

— unter Anerkennung des Beitrags der nichtstaat- 
lichen Organisationen zu dieser Arbeit; 

— in Kenntnis der Notwendigkeit der häufigen po- 
litischen Zusammenarbeit zwischen den Mit- 
gliedstaaten im Bereich des Sports; 

— in Kenntnis dessen, daß die Entscheidungen der 
autonomen internationalen Sportorganisationen 
sich auf die Politik und Ausgabenpläne der 
Kommunalbehörden und Zentralregierungen 
auswirken; 


— unter Bekräftigung der auf der 3. Konferenz 
zum Ausdruck gebrachten Notwendigkeit eines 
effektiven und systematischen Dialogs zwischen 
den internationalen Sportorganisationen und 
den zwischenstaatlichen Organisationen; 

— in der Besorgnis, daß der CDDS mit seinen jetzi- 
gen Statuten nicht ohne Schwierigkeiten ihre 
gemeinsame Haltung vertreten kann; 

— in Kenntnis der Bestimmungen der Entschlie- 
ßung (71) 44 (Konferenzen der Fachminister) 
und der Entschließung (76) 3 (Strukturen der 
Ausschüsse usw.); 

— eingedenk der Diskussionen dieser Konferenz; 

ersuchen das Ministerkomitee: 

i. alle Maßnahmen zur Vorbereitung ihrer näch- 
sten Konferenz zu treffen, wobei die Eigenstän- 
digkeit der Konferenz beachtet werden sollte, 

ii. den CDDS aufzufordern, mögliche Änderungen 
der eigenen Arbeitsmethoden und/oder Mandate 
zu prüfen, die auf ihrer nächsten Konferenz und 
in der Folge vom Ministerkomitee erörtert wer- 
den. 


Anhang 9.11 


Entschließung Nr. 11 

über die vergangene und künftige Arbeit des CDDS, 1981 bis 1984 und 1984 bis 1987 


Die europäischen Sportminister, die zu ihrer 4. Kon- 
ferenz vom 14. bis 16. Mai 1984 in Malta zusammen- 
getreten sind, 

unter Hinweis auf die Entschließungen, die sie auf 
ihrer 3. Sitzung angenommen haben, 

mit Dank an den CDDS für seine Arbeit in den 
Sachgebieten, die auf der 3. Konferenz als Prioritä- 
ten der europäischen Sportzusammenarbeit er- 
kannt wurden, 

mit Dank an das Clearing House für seinen ständi- 
gen Beitrag zu dieser Zusammenarbeit, 

in Bekräftigung der Schlußfolgerungen dieser Ar- 
beit, die in Form eines Hintergrundpapiers zu The- 
ma I der Konferenz vorgelegt wurde, 

in Bekräftigung ihrer Überzeugung, daß der Euro- 
parat und das Europäische Kulturabkommen mit 
ihren Möglichkeiten politischer, praktischer und 
technischer Formen der Zusammenarbeit der wich- 
tigste Rahmen für die zwischenstaatliche europäi- 
sche Zusammenarbeit im Sport bleiben sollte. 


danken der maltesischen Regierung herzlich für 
ihre Gastfreundschaft während dieser Konferenz 
und nehmen dankbar das Angebot der irischen Re- 
gierung an, die 5. Sportministerkonferenz auszu- 
richten, 

fordern das Ministerkomitee des Europarats auf 
den CDDS zu beauftragen, die politischen Entschei- 
dungsträger weiterhin dabei zu unterstützen, die 
Bestimmungen der Europäischen Charta „Sport für 
alle“, die auf der 1. Konferenz angenommen wurde, 
zu verwirklichen, indem er den folgenden Gebieten 
besondere Aufmerksamkeit schenkt, ggf. in Zusam- 
menarbeit mit den internationalen Sportorganisa- 
tionen: 

i. bezüglich Art. I: 

Vorschläge für eine langfristige Politik der 
Sportförderung in den 90er Jahren, das Gleich- 
gewicht zwischen Maßnahmen zur Förderung 
des Hochleistungssports einerseits und des Frei- 
zeitsports andererseits unter Berücksichtigung 
der Auswirkungen des internationalen Sports 
auf die nationale Sportpolitik, 
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ii. bezüglich Art. II: 

die Finanzierung des Sports, die erwünschten 
Verflechtungen zwischen der Bereitstellung öf- 
fentlicher Gelder, freiwilligen Beiträgen und 
dem wirtschaftlichen Sektor, Vorschläge zu We- 
gen und Methoden zur Erreichung harmoni- 
scher und ausgewogener Partnerschaften auf- 
grund klar umrissener Rollen für die Regierun- 
gen, Sportorganisationen und private Initiati- 
ven; 

iii. bezüglich Art. III: 

Durchführung einer koordinierten europäischen 
Studie der wirtschaftlichen und finanziellen Be- 
deutung des Sports einschließlich seiner wirt- 
schaftlichen Auswirkungen auf andere Bereiche 
politischer Entscheidungen, Planungen und das 
kulturelle Leben, 

iv. bezüglich Art. IV: 

Vorschläge betreffend Wege zur Intensivierung 
der Zusammenarbeit zwischen öffentlichen und 
freiwilligen Stellen sowohl auf nationeder als 
auch auf europäischer Ebene unter Berücksich- 


Anhang 9.12 

Erklärung über „Sport als Mittel des Friedens** 

Die europäischen Sportminister, die in Malta vom 
14. bis 16. Mai 1984 zu ihrer 4. Konferenz zusam- 
mengekommen sind, 

in der Erwägung, daß die Olympischen Spiele und 
das olympische Ideal sowohl zu Zeiten der ur- 
sprünglichen Spiele als auch heute ein Aufruf zum 
Frieden und zum gegenseitigen Verständnis wa- 
ren. 


tigung ihrer Verbindungen mit dem kommer- 
ziellen Sektor; 

V. bezüglich Art. V: 

Vorschläge, wie die ethischen Werte des Sports 
erhalten werden können, z. B. durch Beitrag zur 
wirkungsvollen Umsetzung der Europäischen 
Charta gegen Doping im Sport und der Empfeh- 
lung Nr. R(84)8 über die Verminderung der Zu- 
schauergewalt bei Sportveranstaltungen, Unter- 
suchungen des Einflusses kommerzieller Zwän- 
ge, einschließlich der Auswirkungen der Fern- 
sehrechte auf den Sport, Vorbereitung eines 
neuen Sportfinanzierungskodex, falls erforder- 
lich; . 

vi. bezüglich Art. VI und VII: 

Untersuchung der Rolle der öffentlichen, freiwil- 
ligen und kommerziellen Stellen bei der Bereit- 
stellung von Sportstätten und der Einstellung, 
Ausbildung und Beschäftigung von Personal, 
das für Maßnahmen im Rahmen der Sportförde- 
rung Ende der 80er und in den 90er Jahren ge- 
braucht wird. 


erklären heute, daß dieser Aufruf nur eine leere 
Geste wäre, wenn er nicht mit den gemeinsamen 
Bemühungen aller Länder Hand in Hand ginge, 
Wege des Dialogs und der Koexistenz zu finden, die 
es allen erleichtern würden, an dem großen, alle 
vier Jahre stattfindenden Festival der Jugend teil- 
zunehmen, um den festen Wunsch aller Menschen 
zu verkünden, in Frieden zu leben. 
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Anhang 10 


Erklärungen anläßlich der Informellen Treffen der für den Sport verantwortlichen 
europäischen Minister 
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Anhang 10.1 


9. Informelles Treffen der für den Sport verantwortlichen europäischen Minister 
am 27. Januar 1983 in Paris 

Pressekommunique 


Das Neunte Informelle Treffen der für den Sport 
verantwortlichen europäischen Minister aus den 
Mitgliedstaaten des Europarates fand am 27. Ja- 
nuar 1983 auf Einladung der französischen Regie- 
rung unter dem Vorsitz der französischen Ministe- 
rin für Jugend und Sport, Frau Edwige Avice, statt. 

Die Minister erörterten unter der besonderen Her- 
vorhebung des erzieherischen und kulturellen Cha- 
rakters des Sports die Probleme der Gewalttätig- 
keit im Sport und beschlossen, innerhalb des Sport- 
ausschusses des Europarates eine Arbeitsgruppe 
einzusetzen, die konkrete europäische Maßnahmen 
zur Eindämmung der Gewalt prüfen soll, einschließ- 
lich der Möglichkeit der Erarbeitung einer europäi- 
schen Konvention über die Gewalttätigkeit in Zu- 
sammenarbeit mit den nichtstaatlichen Organisa- 
tionen. 


Die Minister beschlossen, die Maßnahmen gegen 
das Doping im Sport zu verstärken sowie in Zusam- 
menarbeit mit den nichtstaatlichen Organisationen 
die Möglichkeit einer Europäischen Konvention zu 
erwägen. 

Es wurde vereinbart, daß das Zehnte Informelle 
Treffen der Sportminister in den Niederlanden im 
Herbst 1983 stattfinden sollte, um die Konsequen- 
zen sowohl des Leistungssports als auch des Sports 
für alle für die Regierungen — einschließlich Fra- 
gen des Transfers im Profifußball — zu erörtern. 

Die Minister hatten auch einen Meinungsaustausch 
über verschiedene Probleme, die sich durch die 
Teilnahme Südafrikas an Sportveranstaltungen in 
Europa stellen. 


Anhang 10.2 

10. Informelles Treffen der für den Sport verantwortlichen europäischen Minister 
am 17. November 1983 in Rotterdam 

Erklärung über Zuschauergewalt bei Fußballspielen und bei anderen Sportveranstaltungen 


Die europäischen Sportminister, die in Rotterdam 
zu ihrem Zehnten Informellen Treffen zusammen- 
kamen, erinnern an ihre Diskussionen auf ihrem 
Neunten Treffen in Paris über die Probleme von 
Gewalt und Sport und die Resolutionen über die mit 
dem Sport verbundene Gewalttätigkeit, die auf ih- 
ren Konferenzen in London und Palma de Mallorca 
angenommen wurden. Sie berücksichtigen eben- 
falls das Anliegen der Parlamentarischen Ver- 
sammlung des Europarates, das in der Empfehlung 
Nr, 963 (1983) über kulturelle und erzieherische Mit- 
tel zur Eindämmung der Gewalttätigkeit dargestellt 
wird. 

Sie heben ihre besondere Besorgnis über Gewalttä- 
tigkeit und Fehlverhalten der Zuschauer bei Fuß- 
ballspielen und bei anderen Sportveranstaltungen 
hervor, die für den Sport und für die Gesellschaft 
im allgemeinen, nicht zuletzt wegen der Kosten für 
Polizeieinsätze, ein ernsthaftes Problem auf natio- 
naler und internationaler Ebene darstellen. Sie be- 
tonen den langfristigen Wert einer Förderung eines 
stärkeren Bewußtseins des sportlichen Ideals und 
der Bedeutung des fairen Spiels sowohl unter den 
Spielern als auch den Zuschauern; sie sind über- 
zeugt, daß der Formulierung und Durchführung 
praktischer Maßnahmen zur Entmutigung und Ein- 


dämmung von Zuschauergewalt sofortige Priorität 
gegeben werden sollte. 

Sie begrüßen die Entscheidung des Ausschusses 
des Europarates, das Problem zu prüfen, und sie 
stellen mit Befriedigung fest, daß die zu diesem 
Zweck eingesetzte Arbeitsgruppe Vorschläge vorbe- 
reitet hat. Die europäischen Minister unterstützen 
die Grundsätze der Empfehlungen der Gruppe, die 
die Autonomie nationaler und internationaler 
Sportverbände respektieren, aber betonen, daß 
staatliche Behörden und Sportverbände Zusammen- 
wirken müssen, um den Problemen der Zuschauer- 
gewalt zu begegnen. 

Die Minister begrüßen allgemein und billigen die 
Empfehlungen für die Regierungen. Sie betonen 
auch den Wert der praktischen Maßnahmen, die in 
den Vorschlägen der Arbeitsgruppe definiert sind, 
beispielsweise Trennung rivalisierender T’ans, die 
genaue Kontrolle des Kartenverkaufs, um diese 
Maßnahme zu unterstützen, und die allgemeine Be- 
deutung einer koordinierten Planung vor dem Spiel 
durch alle Betroffenen. 

Die europäischen Minister stellen auch fest, daß 
diese Vorschläge unterstreichen, wie wichtig es ist, 
Zuschauer von Gewalttätigkeiten abzuschrecken, 
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beispielsweise dadurch, daß gewährleistet wird, deiß 
die Gerichte abschreckende Strafen gegen diejeni- 
gen verhängen können, die wegen Vergehen in Zu- 
sammenhang mit Zuschauergewalt überführt wer- 
den und daß ausländische Besuchergruppen damit 
rechnen müssen, daß sie vor Gericht kommen und 
sie entsprechend bestraft werden, wenn sie im Zu- 
sammenhang mit gewalttätigen Ausschreitungen 
bei Sportveranstaltungen festgenommen und über- 
führt werden. 

Die Minister vereinbaren, sich zusammen mit den 
entsprechenden Sportverbänden und öffentlichen 


Behörden um die unverzügliche Durchführung der 
Vorschläge der Arbeitsgruppe zu bemühen, nicht 
nur in ihren eigenen Ländern, sondern auch durch 
die Entwicklung einer bilateralen Zusammenarbeit 
anläßlich künftiger Spiele zwischen ihren Ländern 
und ihren Clubs. Sie empfehlen die Vorschläge zur 
formellen Annahme durch den Europarat, wobei re- 
daktionelle Änderungen vorgenommen werden 
können, um die verschiedenen Voraussetzungen in 
den Rechtsvorschriften und Verwaltungsorganisa- 
tionen in den Mitgliedstaaten widerzuspiegeln und 
die positive Rolle der Medien hervorzuheben. 


Anhang 10.3 


11. Informelles Treffen der für den Sport verantwortlichen europäischen Minister 
am 16. und 17. Mai 1985 in Lissabon 

Pressekommunique 


Die europäischen Sportminister bemühen sich um 
sichere Sportanlagen 

Die europäischen Sportminister (aus den 21 Mit- 
gliedstaaten des Europarates, aus Finnland und 
vom Heiligen Stuhl) brachten heute im Namen der 
Sportler, Athleten und Fans ihrer Länder ihr auf- 
richtiges Mitgefühl mit den Familien zum Aus- 
druck, die ihre Anverwandten bei dem tragischen 
Brand von Bradford am letzten Samstag verloren 
haben, der, wie sie sagten, nicht nur sie selbst, son- 
dern die gesamte internationale Gemeinschaft be- 
troffen gemacht hat. Sie wollen durch vorbeugende 
Maßnahmen die öffentliche Sicherheit und Ord- 
nung gewährleisten und werden sich um eine ver- 
besserte Sicherheit der Zuschauer und Zuschauer- 
kontrollen bemühen. 

Besorgt über die Sicherheit der Sporteinrichtungen 
nach verschiedenen Unfällen einschließlich des Un- 
glücks von Bradford und des Einsturzes eines 
Schwimmbaddaches in Zürich, beantragten sie 
beim Europarat die Erarbeitung einer Übersicht 
über Sicherheitsmaßnahmen für Sportanlagen. 

Sie baten die 21 Mitgliedsorganisationen, die gel- 
tenden Richtlinien zur Eindämmung von Zuschau- 
ergewalt zu überarbeiten und den Sicherheitserfor- 
dernissen in geeigneter Weise anzupassen. 

Die Sportminister aus den Ländern des Europara- 
tes nahmen am 16. und 17. Mai 1985 in Lissabon an 
einem informellen Treffen teil, das der portugiesi- 
sche Staatssekretär Julio Miranda Calha als Vorsit- 
zender leitete, der auch ein Papier über die Politik 
des Rates im Bericht des „Sports für alle“ vorlegte. 
Die Minister begrüßten die Entwicklung im Sport 
für alle und drängten darauf, daß der Sport durch 
staatliche Behörden auf nationaler, regionaler und 
lokaler Ebene in Zusammenarbeit mit den nationa- 
len Sportorganisationen weiterhin gefördert wird. 
Die den Regierungen zur besonderen Aufmerksam- 


keit empfohlenen Gebiete erfordern folgende Maß- 
nahmen: 

— mehr und bessere Leibeserziehung und Sport in 
den Schulen; 

— mehr und besser ausgebildetes Personal für den 
Sport für alle, einschließlich geeigneten medizi- 
nischen Aufsichtspersonals, um die Rolle der 
Gesundheitsvorsorge des Sports, insbesondere 
für Anfänger und Gelegenheitssportler, zu ver- 
stärken. 

Die Minister hörten, daß die Gewinne aus dem 
Sport für alle (durch eingesparte Krankheitsko- 
sten) in der Bundesrepublik Deutschland auf 50 bis 
60 Milliarden Deutsche Mark geschätzt werden, 
was die Kosten für die Behandlung von Sportverlet- 
zungen mehr als ausgleicht. 

Sie forderten den Europarat auch auf, ein umfas- 
sendes Handbuch über die Durchführung der Maß- 
nahmen im Sport für alle zu erstellen. 

Die Minister erörterten ebenfalls andere Probleme, 
die die Regierungen im Zusammenhang mit der 
Veranstaltung größerer internationaler Sportwett- 
kämpfe betreffen: 

— die steigenden Kosten für die Fernsehübertra- 
gungsrechte bei größeren internationalen Sport- 
veranstaltungen; 

— die Rolle der Förderung in der Finanzierung des 
Sports; 

— das Gebot für den Sport, ungebührendem kom- 
merziellen Druck Widerstand zu leisten; 

— die Suche nach neuen Wegen zur sportlichen Fi- 
nanzierung (das neue „Sportlotto“ in Frank- 
reich); 

— die Bedeutung des Sportbereichs in den Volks- 
wirtschaften. 


163 



Drucksache 10/6241 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Der wachsenden Beteiligung am Sport und dem 
Wachstum des Sports wirtschaftlich ausgedrückt 
stehen keine erhöhten Mittel für den Sport aus den 
nationalen Haushalten gegenüber, so sagten die Mi- 
nister. 

Sie wandten sich auch an die Medien, damit diese 
ein ausgewogenes Bild vom Sport vermitteln, ein- 
schließlich Minderheiten-Sportarten, und sie for- 
derten die internationalen Sportorgane auf, an die 
Hochleistungssportler keine übermäßigen Anforde- 
rungen durch eine unkontrollierte Vermehrung in- 


ternationaler und europäischer Cups oder Meister- 
schaftsveranstaltungen zu stellen. 

Die nächste Vollkonferenz wird vom 30. September 
bis 2. Oktober 1986 in Dublin stattfinden. Punkte 
auf der Tagesordnung für die Konferenz werden 
sein; 

— Sport und Medien, 

— Sicherheit der Sportanlagen, 

— Finanzierung des Sports, 

— Sport und Umwelt. 


Anhang 10.4 

12. Informelles Treffen der für den Sport verantwortlichen europäischen Minister 
am 27. Juni 1985 in Straßburg 

Resolution Nr. 1 über eine Europäische Konvention über Gewalttätigkeit und Fehlverhalten 
bei Sportveranstaltungen, insbesondere bei Fußballspielen 


Die europäischen, für den Sport verantwortlichen 
Minister, die zu ihrem 12. Informellen Treffen am 
27. Juni 1985 beim Europarat zusammengekommen 
sind, haben beschlossen; 

1. eine Europäische Konvention über Gewalttätig- 
keit und Fehlverhalten bei Sportveranstaltungen, 
insbesondere bei Fußballspielen, zu vereinbaren; 


2. das Ministerkomitee aufzufordern, die Konven- 
tion zum frühestmöglichen 2^itpunkt anzuneh- 
men und zur Unterzeichnung aufzulegen, damit 
sie rechtzeitig zur nächsten Fußballsaison in 
Kraft treten kann; 

3. alle Regierungen, die dazu berechtigt sind, zu er- 
suchen, der Konvention baldmöglichst beizutre- 
ten. 


Resolution Nr. 2 über einen Dialog mit der UEFA 


Die für den Sport verantwortlichen europäischen 
Minister, die zu ihrem 12. Informellen Treffen am 
27. Juni 1985 beim Europarat zusammengekommen 
sind, 

unter Erklärung ihres Willens, schnelle und effek- 
tive Maßnahmen zur Verhütung von Zuschauerge- 
walt und zur Bekämpfung der wachsenden Gewalt- 
tätigkeit bei Sportveranstaltungen im allgemeinen 
zu treffen; 

angesichts der Verantwortung der Regierungen und 
Sportorganisationen zur Aufrechterhaltung der öf- 
fentlichen Sicherheit und Ordnung bei Sportveran- 
staltungen; 

unter Anerkennung der besonderen Verantwortung 
der UEFA für die Festlegung der Bedingungen bei 
Spielen, die durch sie organisiert werden; 

kommen überein, der UEFA vorzuschlagen: 

1. bindende Kriterien für die Benutzung der Sta- 
dien für Spiele unter der Schirmherrschaft der 
UEFA einzuführen, die die nationalen Bedingun- 
gen und die Ebene der verschiedenen Spiele und 


die Gefahr möglicher Zuschauergewalt berück- 
sichtigen, wobei besonders beachtet werden; 

— die Anlage, die Bausubstanz und der Zustand 
des Stadions; 

— die Größe der Zuschauerblocks; 

— die Trennung der Zuschauerblocks; 

— Zugang, Ausgang und Fluchtweg; 

— technische Kontrolle, Überwachung und ope- 
rationelle Möglichkeiten; 

2. bindende Kriterien für Spiele unter der Schirm- 
herrschaft der UEFA einzuführen, wobei die Be- 
stimmungen in der vorgeschlagenen europäi- 
schen Konvention berücksichtigt werden, und 
zwar in bezug auf: 

— Kartenverkauf; 

— Trennung der Zuschauer; 

— Einlaßkontrollen; 

— Verbot des Mitführens von Waffen und ge- 
fährlichen Gegenständen; 

— Sicherheitskräfte zur Aufrechterhaltung von 
Sicherheit und Ordnung im Stadionraum; 

— Getränkeverkauf; 
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3. die nationalen Fußballverbände und die Regie- 
rungen zu verpflichten, diese Erfordernisse fest- 
zulegen; 

4. die Fußballspiele zu identifizieren, bei denen Zu- 
schauergewalt erwartet werden muß, und ent- 
sprechende Konsultationen und Vorbereitungen 
einzuleiten, um Zuschauergewalt zu verhüten 
und einzudämmen; 

fordern das Ministerkomitee auf den CDDS bis zur 
Einrichtung des in der vorgeschlagenen Europäi- 
schen Konvention vorgesehenen Ständigen Aus- 
schusses anzuweisen, erste Gespräche mit der 
UEFA zu führen und einen Entwurf für ein Memo- 
randum vorzubereiten, das die vorstehenden Vor- 
schläge wirksam unterstützt; anläßlich eines näch- 
sten Treffens der Sportminister sollte baldmög- 
lichst Bericht erstattet werden. 
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Anhang 11 


Übersicht über die für Angelegenheiten des Sports zuständigen Referate im 
Bundesministerium des Innern 


(Stand: Oktober 1986) 


Abteilung Sport, Medienpolitik (SM) 

Referat SM 1 Allgemeine Angelegenheiten des 
Sports, Sportrecht, Sportwissen- 
schaft 

Referat SM 2 Internationale Sportbeziehungen 

Referat SM 3 Förderung der Bundessportfachver- 
bände im Bereich des Leistungs- 
sports 

Referat SM 4 Talentförderung, Bundestrainer 


Referat SM 5 NOK, Sportorganisationen und -ver- 
bände mit besonderer Aufgabenstel- 
lung, soziale Angelegenheiten des 
Sports 

Referat SM 6 Baufachliche Angelegenheiten des 
Sports 

Die Referate SM 7 bis SM 10 sind für den Bereich 

Medienpolitik zuständig. 
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Anhang 12 


Übersicht über die Sportförderungsmittel des Bundes in den Haushaltsjahren 1982 bis 1986 



1982 

1983 

1984 

1985 

1986 (Soll) 



- 

- in Mio. DM - 

- 


1. Bundesminister des Innern 

84,855 

90,609 

100,611 

95,821 

96,226 

2. Auswärtiges Amt 

6,736 

6,398 

7,053 

7,088 

7,343 

3. Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen 

26,642 

34,344 

33,693 

32,099 

31,260 

4. Bundesminister für Arbeit 

und Sozialordnung 

10,181 

9,533 

9,102 

9,728 

9,390 

5. Bundesminister der Verteidigung . . 

20,703 

24,720 

34,201 

91,966 

118,249 

6. Bundesminister für Jugend, 

Familie, Frauen und Gesundheit . . . 

11,576 

11,812 

12,374 

12,456 

12,534 

7. Bundesminister für Verkehr 

(Sondervermögen Bundesbahn) 

2,555 

2,400 

2,400 

2,500 


8. Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen 
(Sondervermögen Bundespost) 

5,308 

4,777 

4,891 

4,825 


9. Bundesminister für Bildung 

und Wissenschaft 

0,732 

0,424 

0,320 

0,459 

0,562 

10. Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit 

4,713 

4,265 

3,120 

2,945 

4,463 

Insgesamt 

174,001 

189,280 

207,765 

259,887 

288,427 


Nicht erfaßt sind die Bundesmittel, die im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ausbau und Neubau von Hochschulen“ 
für Sportvorhaben bereitgestellt werden (verausgabt wurden 1982 16,0 Mio., 1983 11,9 Mio., 1984 8,9 Mio., 1985 7,1 Mio. 
DM). Ebenfalls nicht erfaßt sind die Bundesmittel, die im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur“, des Städtebauförderungsgesetzes und nach dem ERP-Gemeindeprogramm zur Verfügung 
gestellt werden. Mit diesen Mitteln werden teilweise auch Einrichtungen finanziert (z. B. Schwimmbäder), die den sport- 
lichen Bedürfnissen der Bevölkerung dienen. 
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